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Das Gesetz des Staates Massachusetts, betreffend 

die Verbesserung des Civilprozesses, vom 

22. Mai 1851. 

Dargestellt 



Herrn RüttlnUMUly 

Regierungsrath in Zürich. 



Wir haben i» dem letzten Hefte dieser Zeitschrift ge-* 
zeigt, mit welcher Consequenz di«i Gesetzgehang des Staates 
New-Yörk sich bestrebt hat, anter Beibehaltung des Wesens 
der englischen Einrichtungen alte diejenigen technischen For* 
men von denselben abzustreifen, welche die Erkenntniss nnd 
den Schatz des materiellen Rechtes eher zu hemmen als za 
fördern geeignet sind. Das gleiche Ziel haben auch die Be*^ 
hörden von HassachuseHs vor Augmi; aber sie Terfolgen 
dasselbe nicht in so durchgreifender und energischer Weise» 
wie dieses in New -York geschehen ist. Sie ziehen einer 
Codification, wie New-York sie beabsichtigt und zam Theil 
bereits durchgeführt hat, eine stuckweise Verbesserung des 
bestehenden Rechtes Tor. Den Billigkeitsprocess lassen sie 
einstweilen ganz unberührt , in der Meinung, dass derselbe 
später, sobald das^RechtsTeirfahren auf befriedigende Weise 
geordnet sein wird, mit diesem in Einklang gebracht werden 
soH. Die Eintheihing der Klagen in Real-, Personal-^ und 
gemischte Klagen bleibt fortbestehen. Die Personalklagen 
zerfallen in Klagen aus Vertrag, Klagen aus Delftt und Klan- 
gen, betreffend widerrechtliche Pfändung (actions of con« 
tract, of torl and of replevin). 

Xrit, Znttehr, l Reektsw. XXV. Sd, L Hit, | 
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2 Rütttmann^ der CivilproceM in Ma£i£iachii0etlf. 

Das Gesetz befasst sich nicht mit dem Processe in 
seinem ganzen Umfange, sondern nur mit einzelnen Ab- 
schnitten desselben, namentlich mit der Einleitung des Ver- 
fahrens (§§. 7 — 12), mit dem Conlumacialverfahren (§§. 14 
bis 19 und 28), mit den Partejschriflen (§§. 3 — 5 und 
20—47) und mit dem Zeugehbevveise, so wie mit dem Rechte 
|der Parl^ei), sich gegenseitig Fragen zur Beanlwortoiig vor- 
zulegen CSS- 97—111). Die SS^ 50—96 betreffen gewisse 
Specialproceduren, über die. wir mit Stillschweigen weg- ^ 
gehen, um diejenigen Vorschriften des Gesetzes, welche 
ein wissenschaftliches oder praktisches Interesse darbieten, 
desto vollständiger mittheilen zu können. Hierher rechnen 
wir vor Allem nur die Bestimmungen, betreffehd die Partei- 
schriften. Darüber, dass ein schriftliches Vorverfahren für 
den Civilprocess beinahe unentbehrlich sei, sind selbst die 
eifrigsten Anhänger der Mündlichkeit so ziemlich einver- 
^»landen; aber den Gang dieses Verfahrens einzurichten und 
da$( Verhältßias desselben zu dem mündlichen HaoptverCahren 
:zu bestimoien, ist einä eben so wichtige als schwierige Auf- 
gabe, zu deren Lösung das Studium der engüsch-ameri- 
Jkittitichen Gesetzgebung und Praxis sehr viel beitragen kann. 
rJUie in Masaachusetis gemachten Erfahrungen, welche von 
4ei Eed^ktoren d6s vorUegenden Gesetzes (B. R. Cui'tis, 
J^. Lord ukid B. A. Chapmari) mitgetheitt werden, sind 
Sio belehrend, dass wir uns nicht eothalteä können, hi^ 
iHR0n Auszug aiES dem diessfölligen Berichte folgeii zu lassen. 
' Vraprtinglieh galten in Massachusetts die Regeln des 
:ertgKaeiien Rechtes, betreffend die Abfosisiing iet Partei- 
tiicbrißen Co^ecial plettdtng). Dieselben »iad zwar unbestreit^ 
4)iär voitrefilich geeignet, die Tbatsachän von dem Rechte zu 
•sdndern und den Strett auf einfiiehe und klare Sätze zu- 
Tttckznführen; allein die ganze Theorie ist so fein gewonnen 
tmdeäist ein so ausserordentlicher Ghrad von Vorsicht. und 
^Geschicklichkeit für die Anwendung derselben erforderlich, 
^ass das Bedürfnisse sich freier bewegen zu können, früher 
•oder später, überall, wo dieses System Geltung hat, empfun- 
den werden muss; denn unter der Form leidet oft das ma- 
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Bi&llimtitH, der (Mififcm in MaMtdlvielUl i 

tmelle Rocfal, ujtA processuaUsche Regefci werden festge*- 
halten und geUend gemacht, während ihr prakiifidber Ead«- 
aweck entweder <dine sie erreicht worden ist^ oder jed^H 
£ftlis niolit mehr erreicht werden kann. Und dodi ist (wie 
der Beriebt sehr treffend bemerkt) ein Process keine Uebnng 
zum Bebvfe des Unterricbla, die man wicNierhoIt, wenn sie 
«um ersten Male feUerbaft ausgefübrt werde» ist Um diese 
Sehattenseüe des englischen Recblea, die all 9a grosse Strenge 
^r Fom^, KU verbessern» betrat die Geaeftzgebung des 
Staates MaasacboseUs im Jahr 1783 einen Weg, dessen 
Verfi^ung sie am Ende^ im Jahr 1836, dabin fährte, gar 
kein System mehr mi haben* Für diil Abfiissung der Klagte«^ 
sQbrift wurden di« aiten bindenden Regeln beibehalten; dem 
ßeklagl^o hu9g€(gfen räumte man aUe mägkche Freiheit ein, 
imd e§ kannte derse&e der Klageachriß etae Antwort (ge-^ 
.neral iasnß) enlgegenselsen, welche in ganz allgen 
.Aosdifuck.ea das Recht des Klägers verneinte, ohne 
dieser wii$$en konnte, ob dbr &k(ische Grund seiner Khge 
l>estFitte», oder ob derselbe durch irgend eine Einrede ts^r 
krüftet werden soUe. Von Replik, Ouplik u. a, t war natttr^ 
]icb YoUeiids gar keine Rede, und es mnssten die beiden 
Parteien so gut als möglioh zn erratben sudien^ um was 
Xur Reebts- oder Tbatfragen skh wohl der S&reit drdien 
lifferde, IHe Nothwc^digkeit^ sich ajif alle mögKchen Even««' 
inaUUiten yor«»4>ereiten, verursaebte nutzlose Kosten und 
Remnbuiig^. Die Advokaten muasten ihren Weg tapiteod 
im. Dunkeln suchen und gewöhnten sich daran, ohne gch* 
börige Instruktion bei der mündlichen Haiq>tverbaiidliaig 
aufii^utreten* Di^e nahm in Folge dessen den GhaBakter 
eines Vorverfohrentf an, w^hes bloss sur Feststellung der 
streitigen Punkte a^iatt snr Entscheidung derseltien fiihrte. 
Das Verdikt verlor seine iNdeutimg bieiinahe ganz, indem 
fast alle wichtigeren Fälle durch eine Bescbw^e oder durch 
ein Gesuch um Wiederholung der Hauptverhandtong (ex-? 
ceptions or motions for new trials) an das t^leuj^m des 
deri^btes gelangten* 

1* 
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4 Rüttimann^der Cmiprocesj in Mauachasetto. 

Als man sich nun durch die Erfahrung überzeugt hatte, 
wie verkehrt es gewesen sei, nicht bloss die unnützen 
technischen Förmlichkeiten, an die der Beklagte früher ge^- 
bunden war, sondern auch Vorschriften, die Tür die Ord* 
nung des Verfahrens unentbehrlich sind, aufzuheben, dagegen 
dem Kläger gar nicht zu erleichtern, so entstand die Frage, 
was nun zu thun sei. Die reine und unbedingte Mündlich- 
keit einzuführen, daran dachte Niemand; vielmehr war man 
allgemein über die Nothwendigkeit einer schriftlichen Auf-* 
Zeichnung der einander entgegenstehenden Parteibehauptun- 
gen einverstanden, damit 1} jede Partei wisse, welche Punkte 
streitig seien und beim Hauptverfahren bewiesen werden 
müssen; damit 2} das Gericht diesem Hauptverfahren ge- 
hörige Grenzen setzen könne, und damit 3} nicht ein neuer 
Streit darüber möglich sei^ was für Rechtsverhältnisse ein 
früher beurtheilter Process betroffen habe. Es konnte sich 
also bloss darum handeln, dasjenige System aufzusuchen, 
welches diesem Zwecke mit dem geringsten Aufwände von 
Zeit und Kosten genüge und dabei die wenigsten techni- 
schen Formen erfordere. Die Protokollirung der Parteibe- 
hauptungen durch einen hiefiir aufzustellenden Beamten, 
scheint zwar in diesem Sinne die beste Garantie darzubieten. 
Dessenungeachtet fand man es für gerathener, die Abfas- 
sung der Schriften den Parteien und ihren Advokaten zu 
überlassen. Die Amerikaner lieben es eben, ihre Ange- 
legenheiten soviel als immer möglich selbst zu besorgen, 
und nur so viele Beamte aufzustellen, als zur Führung der 
Geschäfte unumgänglich nothwendig sind. Im Uebrigen lies- 
seh sich die Redaktoren des Gesetzes durch die Ansicht 
leiten, dass das Recht nicht neu geschaffen, sondern aus 
der Erfahrung, den Gewohnheiten und den Bedürfnissen 
des Volkes abstrahiert werden solle, zumal die Processformen 
mit dem materiellen Rechte innig zusammenhängen. Dess- 
halb behielten sie soviel als unmer möglich die alten Ein- 
richtungen und deren Benennung bei, und entfernten bloss 
diejenigen Formen, welche sich als überflüssig oder als 
schädlich herausgestellt hatten, wie zum Beispiel die Fik- 
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R&ttimanii, der CirilproceM in MaisaebOMUfl» 5 

tioneki, die Unterabtbeiluagen der drei Klassen der PensMMid« 
Uagen u. s. f. 

Die in dem Gesetze enthaltenen Regeln, betreffend das 
schriftliche Vorverfahren, gelten zunächst nar für die Per- 
sonalkiagen (SS* 1,2). Was die gemischten und die Real« 
klagen betrifft, so sind die auf dem ungeschriebenen Rechte 
beruhenden Formularien für die Klageschriften, welche sich 
darch Klarheit, Genauigkeit und Kürze auszeichnen, beibe«« 
halten worden, und es bleibt dem Beklagten auch in Zu- 
kunft unbenommen, sich der s. g. allgemeinen Antwort (ge- 
neral issue}, welche gegen Personalklagen nicht mehr zulässig 
ist, zu bedienen (§. 20). 

Nach diesen Vorbemerkungen gehen wir nun zur Dar- 
stellung der die Abfassung der Parteischriften betreffenden 
Grundsätze über. 

1) Die Klageschrift (§§• 2—3).' 

Die Klageschrift (declaration) bezeichnet das Gericht, 
bei welchem die Klage erhoben wird, die Parteien und 
die Art der Klage (action of constract oder action of tort 
bder action of replevin). Die den Klagegrund bildenden 
wesentlichen Thatsachen sind mit genügender Bestimmtheit 
ohne unnöthigen Wortschwall anzuführen. Keine Behaup- 
tung braucht aufgestellt zu werden, deren Beweis nicht er- 
forderlich ist. 

lieber die Aufnahme mehrerer Sätze (counts) in eine 
Klageschrift gelten folgende Regeln: 

a) Für jeden Klagegrund ist nur Ein Satz zulässig. 
Dagegen kann in jedem Satze eine beliebige Anzahl von 
Verletzungen des betreffenden Rechtsverhältnisses (any num- 
ber of breaches) angeführt werden und es ist gestattet, ver- 
schiedene Verletzungen alternativ zu behaupten (breaches 
may be assigned in the alternative). 

b) Für verschiedene Klagegründ^, welche der gleichen 
Klageart angehören, sind eben so viele Sätze zulässig. Da- 
gegen ist es nicht gestattet, Klagen aus Vertrag mit Klagen 
9US Delikt zu verbinden. Wenn es zweifelhaft ist, ob eine 
Klage unter den einen oder unter den andern Begriff falle^ 
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^ RfitUmami, derdtvStproc^s fli 

sb kennen zw^ Sittse Mfgenommen warte», von denen 
der eine den Klagegrund in der Form eines Vertragsbru^ 
ehes, d<er andere in der F^rm eines DeKkles dariteiit, wo- 
bei äbev ausdmekliCh m sagen ist, dass diese beiden Sätaia 
dM g[Ieiöheii Ktagegrand nror i^ verschiedener Weist mS'* 
gOfüAi ^Ihalteit. 

t) Di« scfgeuMntisA gewöhnlichen Säizis (po^mm 
coMls) dQrfeä lÄicht vereint angewendet werden; dagegen 
isl jedef d^rselb^ einzeln zulässig, wenn sein WcnHaiil 
ittk Ktftgegrond richtig bezeichnet. i,u bbs^erem Vetlsttind« 
isk»e t9^1)en wir düe^e Sättse hier wörtlich beifüge«!: 

„Der Kläger sagt, dass der Beklagte ihm -^ Dollars 

' j^schttld^ ist für Geld, welches der Belclagte %ü Händen 

^des Bägetis erhalten hat; oder für (SeM, w^hes der 

„Kläger dem Beklagten geliehen hat; oder für Waai^eh, 

„welche der KÜäger dem Beklagten tcrkauft bat; oder 

^fiir Arbieiten, welche der Kläger zo Oonsten des Be- 

,,khg«en vorrichtet hat; ^oder für Aiteit, w^^o der 

^Kläger 2» GunMcm des Bieklagten verrichtet und JTUr Ma-^ 

^tierial, welches et daKu geliefert bat; oder für Rc$t «nd 

„Wohnung, w^cbe der klüger dem Beklagleifi verscbaA 

^ „hat; oder für die FVacbl von gewfissen Wiiaren, d^ren 

^SpedltiOiA der Kläger Ifif den Beklagten besorgt Ml^ 

„oder für ein Magazin, welches der Kläger deni Beklagte 

„zur Auf bewahn^ng gewisser Waaren überlassen hat; oder 

„für den Gebrauch eines Pferdes und eines Wagens?, welche 

• „der Kläger dem Beklagten vermietbel bat; oder Rh* die 

„Benütznng und den Besitz eines Gebäudes, welches der 

„Kläger dem Beklagten vermiethet bat; oder für den 

„Saldo, welcher sich bei der zwischen den beiden Pär- 

„teten Vorgekommenen Abrechnung zu "Gunsten desr Klä- 

„gers erhoben hat." 

d) Ein Satz, „laut beigefügter Rechnung'' (on 

an account annexed) ist zulässig bei Klagen aus Vertrag, 

wenn zwei oder mehrere Forderungeti zusammengfefasst sind, 

welche durch irgend ^hren tfer vorhin aufgeftihrlen „ge* 

wöhnlidren SSlze* richtig beschriebeh worden fcönneri. 
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e) Eise Klaglo lali» VertüBig, welche gegen mehnM 
Einklagte igertchtet ist, wird ifi einoi Säte zu^amtnoBgefuttt, 
wenn die sämmUioben SeUagi^ den gleichen Vecträg ab>*. 
gescUusaieft haben. So oft hingegen verschieden» Ceklagi» 
auf vfirsciiiiedete W«ise die ia Fifagc tiefende VerbinäBeb«' 
keit iaberfiommea hilben , wie z. B. dar Traanant wd am 
Mossaiil jenies Wechsels, so ist für jeden derselben e^ 
ejgifcndr Sab; erforderlich. Z. B. A geg»n B und G. 

„Der Kläger sagt, dass 4er Beklagte B ein BiUet att8«f 
gestellt hat, von welchem eine Abschrift beigeillgt isi, zahl- 
bar an den Bekiaglefi C <ider an den Inhaiiär. Der Kläger 
ist Bttli dar iabtber. dieses Biliets. nnd der Bekta^ B schal-** 
dd ihm deil B^rag dessiriben saihot deo Zinsea.^ 

,,Und der Kläger sagt ferner, dass der Beklagte C daK 
benannte Bäi^ ihm, dem Kläger, indosshrt lai; dass die 
Bezahfauig desselben von B gehörig verlangt, aber nieU ge« 
leistet wor^ii ist, dass der KUger dem C die lueht ee^ 
folgte Bezahfaiog gebttr% ang^seigt hat, and dass dahec 
> C dem Kläger den Betrag des Biltets samnl den ZiniMd 
scfaddet.^ 

Dis Gericht kann in efMai solchen Falle ^ wenn etf 
dieSf für zwsckifiiissig eraiehtet; die »ündUciie VarhaiuUng 
gegen die varschiedeaen B«kiaglsn trcanen, auch gesondeiite 
llrtheile fiftUsn und für jed«6 besondere' fixekotion geilatteB. 

3) Die Antwort ($§. 80-.85, Ä7, 3??--39, d/r> 

Der Beklagte Jemb ans gewissen Gründen *} m sOiner 
Ai^wort auf Vermobtutig der Kiagedclirill «intnigen (janswer 
Uk abatement). Biese Art der Yertheidigung ist aber fßr 
den Beklagten geTtihrliob, Es virird ihm mter keinen Um** 
ständen gestattet, dieselbe zn verbessern, nnd wenn die 
Frage der Giltigkett der Klageschrift von streitigen Tkat-^ 
sacken abhängt mid aun Nachtheile des Bekktgten entschie«* 

1) Als solche Gründe werden angeführt: Die unrichtige Be^ 
Zeichnung der einen oder andern Partei; die Anhebüng der Klage 
durch oder gegen eiil verfaeiratfaetes Frauenzimmer,* deren Ehemann 
ikU insger oder sBeklagter Mtte benaant werden f6ll^, cad dleBm- 
rede mehrerer Slreitgenossen. 
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den wird, so ist damit dar Proeess in der Hatiptsache de- 
fioitiT für ihn verloren. Diese Hätte tritt dagegen allerdings 
nieht ein, wenn der Streit sicli bloss um eine Rechtsfrage 
gedreht hat. In diesem Falle wird vielmehr der unterließ 
gende Beklagte bloss angohaltien, auf das meritum cmisae au 
antworten. Das Gleiche geschieht auch, wenn der Kläger 
die gerügten Mängel der Klageschrift verbessert, was ihm 
von dem Gerichte unter billigen Bedingungen jedenfalls be** 
willigt werden soll. (§§. 37—39). 

[Beispiele einer Antwort in abatement: 

„Der Beklagte sagt, dass die Klägerin beim Beginne 
des Processes verheirathet , und dass ihr Ehemann damals 
am Leben war, wesshalb der Beklagte nicht angefaalten wer- 
den sollte, zu antworten.^ 

„Der Beklagte sagt, dass, wenn er überhaupt Schuld- 
ner des Klägers wäre, ein gewisser gegenwärtig noch am 
Leben befindlicher 6. H. MUschnldner sei und ebenfalls hätte 
belangt werden sollen, wesshalb der Beklagte nicht ange- 
halten Averden könne, zu antworten.^] 

Die einlässliche Antwort soll jede in den verschiedenen 
Sätzen der Klageschrift entbaftene wesentliche Thatäache, 
Virelche der Beklagte nicht zugestehen will, in bestimmten 
und klaren Ausdrücken längnen oder unter Beziehung: dar* 
auf, dass dem Beklagten die betreffende Thatsache nicht 
bekannt. sei, die. Anerkennung oder Verneinung derselben 
ablehnen und es dem. Kläger überlassen, den Beweis dafür 
SU leisten. Der Beklagte soll deutlich angeben, ob er eine 
Thatsache, gestützt auf persönliches Wissen hin, abläugnet, 
oder ob er sie bloss auf eingezogene Erkundigung hin für 
unwahr hält. — Wenn die Klage mehrere Forderungen in 
sich begreift, denen der Beklagte -die gleiche Erwiderung 
entgegenzusetzen hat, so kann er. dieselben in der Antwort 
zusammenfassen. — Betreffend die Art, wie der faktische 
Grund einer Einrede abzufassen ist, gelten die gleichen 
Regeln wie für die Darstellung des Klaggrundes. Zur 
Erläuterung dieser Vorsohuften oMg folgendes Formular 
dienen: 
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^Der Beklagte koimnt and erklärt, mit Bezielmng auf 
,,den ersten Satz der Klagschrifl, dass er, gestützt auf 
. ^sein persönliehes Wissen, den Empfang des darin er- 
„wähnten Geldes oder irgend eines Theiles desselben 
„läagnet (oder, dass er zwar das erwähnte Geld empfan- 
„gen hat, dass er aber, gestützt auf eingezogene Erkun« 
„dtgungen, bestreitet, dass dasselbe oder irgend ein Theil 
„de^elben.für den Klager bestimmt gewesen sei}; und 
„er behauptet überdies, dass jedenfalls der in diesem 
„ersten. Salze der Klageschrift erwähnte Klagegrund nicht 
„innerhalb der letzten sechs Jahre vor der Einleitung 
„des Processes entstanden sei. ^3 

„Mit Beziehung aut den zweiten Satz der Klageschrift 
„erklärt der Beklagte, dass es ihm persönlich unbekannt 
„ist, und dass er auch trotz der angestellten Nachfor» 
„schungen Nichts darüber vernommen hat, ob von dem 
„Kläger die erwähnte Arbeit wirklich verrichtet worden, 
. „und ob der für dieselbe angesetzte Prds riditig sei; 
„dass er daher dem Kläger überlasse, den Beweis dafür 
„zu leisten.'' (§§. 20—27). 

„Hit Beziehung auf den dritten Satz bestreitet der Be- 
„klagte, gestützt auf. sein, persi)nUcbes Wissen, dass er 
„den erwähnten Wechsel unterzeichnet habe und er be-^ 
„hauptet ttberdiess, dass er zu der Zeil der angeblichen 
„Aussteihing desselben minderjährig gewesen sei.'' 
Gegenforderungen, welche der Beklagte zur Compen- 
sation bringen will, sind durch Einreichung einer Klage- 
schrift geltend zu machen und auf gleiche Weise, wie die 
Hauptklage zu behandeln (§ 47). 

Zwei oder mehrere Beklagte, welche sich auf die gleiche 
Weise vertheidigen, können eine gemeinschaftliche Antwort 
abgeben (answer joinlly). Auch können sie verschiedene 
Verthddigangsgrönde, die einander nicht widersprechen, in 
einer Antwortschrift gesondert vorbringen {$ 21). 
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3) Die S e{)li k tix»i die weitere Fortsetzung des Schrif- 
tenwecbsi^ (§. 20 und 29). 

Für die BeaflitvroriuDg einer Eiurede des Beklagten durch 
den Kläger gelten ganz die gleichen Regdn, wie für die 
Beantwortung der Klage durch den Beklagte. Filhrt der 
EHlg<^r zur Bntkräftuog der Einrede neue Thataachen an 
(bedient er sich also einer Replik im engern Sinne des 
Wortes}, so braucht der Beldagte sich mcht weiter diuriiber 
zu erklären^ soadern es wird vermuthet) dass er die der 
Replik zum Grunde liegenden Thatsachen bestreite. Es ^teht 
Him iudess frei, durch eine innerhalb zehn Tagra einzu- 
reichende Schrift die Replik als wahr anzuerkennen und 
dieselbe durch eine Duplik zu entkräften« 

4) Gemeinsame Bestimmungen, betreffend 
die Farteischriften. 

Urkunden, auf welche erae Partdscbrift skk stützt, 
sind entweder in Abschrift oder im Original beizulegen^ 
und gelten als ein Tbeil des Protokolls (§. 2, Ziffer 9}. 

£iii Kläger , der seiner Klage einen der sogenannten 
gewöhnlichen Salze zum Grunde legt, ist verpflichtet, der 
Klageschrift eme , die .^ecialitäten enthaltende Beilage (a 
bill of partieiilars) beizufügen, welche dann als ein Theil 
des Brolokells gilt. Und in tä^ Fällen kann das Gericht 
eine Partei anhalten , zur Ergänzung einer von ihr einge- 
reichten Schrifit eine solche Darstellung der Einzebibeiten 
eifizuf j^ohen, damit die Gegenpairtei und das Gericht wissen, 
was in Frage liegt {§. 4). 

Wer in einer Pm't^ischrift sich auf ein bedingtes Rechts-^ 
verhältniss beruft, soll die Bedingung bezeichnen und deren 
Eintritt behaupten; und, wenn das durch eine Parteischrift 
geltend gemachte Recht von einer vorhergegangenen Lei-« 
stung der betreffenden Partei abhängt, so soll gesagt werden, 
dass die Leistung Statt gefunden habe, oder es soll die 
Unterlassung derselben auf genügende Weise entsehukUgt 
werden (§• 2, Ziffer 10). 

Jede Partei kann sich alternativ auf verschiedene That- 
sachen oder Titel stützen, indem sie erklärt^ d«ss entweder 
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das Sitie odef das Andere richtig sei, dass sie aber nicM 
wisse, welches vdn Beiden ($. S5). 

Wer in einet* Parteisehrift eine Angfabe befreitet, welche 
eine Zeit oder einen Ort, eine Saname oder eine QuantÜät 
betf ifih, soll erklären, ob die Bestreitnng auf jede Zeil oder 
jedem Ort, jede Samme oder jede Quantität anwendbar sei^ 
oder weldie Zeit, weichen Ort, welche Summe, oder welche 
Qntfntit«»; er als richtig anerkenne (§. 25). 

Ebenso ist bei Bestreitung der PUIig^eit oder Zahlbar-« 
kett einer Forderung oder des Bestehens derselben in der 
behaupteten Weise der Grund des Widerspruches anzugeben 
und ^sjenige VerhüRntss, -das als richtig anerkannt wird, 
zn bezefchnen (§. 24). 

Die Behauptungen und Verneinungen der Parteien sind 
durch die ^lerichte so auszulegen, dass -dadurch Bestimmt- 
beil und GenauigkeÜ des Aasdruckes befördert und Jeder^ 
mann abgeschredct wird, sich hinter vagen und ifligemeinen 
Phrasen zu verstecken. Jede mit hinreichender Bestimmt-» 
h^ii angeführte wcsenllkhe Thatsache, die nicht auf klare 
änd deutliche Weise bestritten wird , gül als zugestanden. 
Dagegen ist es weder erforderlich noc^b zulässig, in de« 
Farteisehriften ^ie Beweise einzuführen ($. 36). 

Eine Partelsehrift bindet bloss die Partei, ton welcher 
Sie ausgeht; der Gegenpartei gegenüber hat sie keinerlei 
Beweiskraft (§.H2). 

Pretcuratoren (Attornies), welche eine Parteischrift ver- 
fassen, sollen an den Fuss derselben die Erklärung hin- 
setzen, dass sie die Sache untersucht haben, und dass nach 
ihrer Ansicht die Klage oder beziehungsweise die Ant- 
wort u. s. w. zu einem gerichtlichen Verfehren sich eigne 
C§. 40). 

Das Gericht kann jederzeit von Amtswegen oder auf 
den Anti*ag einer Partei überflüssige Behauptungen aus einer 
Parteischrift ausstreichen und dabei, mit Beziehung aitf die 
Kosten und dergleichen, das Angemessene festsetzen. DttA, 
wenn der Kläger beim Hauptverfahren fllr einen bestrittenen 
Satz tier Klageschrift keinen Beweis vorbringt, so soll der 
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betreffende Satz sofort ausgestrichen und der Beklagte Tür 
die Beantwortung desselben, so wie für die Auslagen, welche 
ihm durch die Vorbereitung eines abfälligen Gegenbeweises 
verursacht worden sind, entschädigt werden (§. 5). 

Eine Antwort oder eine Replik darf Thatsachen an- 
führen, welche erst seit der Einleitung des Processes ein« 
getreten sind, und das Gericht kann jeder Partei bewilligen, 
in einem Nachtrage zu der Klage, Antwort oder Replik we- 
sentliche Thatsachen anzurühren, welche erst seil der Ein- 
weihung der betreffenden Parteischrift eingetreten oder zur 
Kenntniss der Partei gelangt sind (§. 34}. 

So lange das Endurtheil nicht ausgefällt ist, kann das 
Gericht in jedem Stadium des Verfahrens gestatten, eine 
ursprünglich nicht benannte Person als Streitgenossen des 
Klägers oder des Beklagten in den Prozess hineinzuziehen, 
oder solche Verbesserungen an den Parteischriften vorzu- 
nehmen, welche das Wesen der Sache unberührt lassen 
CS. 42). 

Der oberste Gerichtshof und der Hof der Common Pleas 
sollen von Zeit zu Zeit durch Reglements die Grundsätze 
aufstellen, nach denen die Gerichte und die einzelnen Richter, 
mit Beziehung auf die Abkiirzung oder Verbesserung der 
Parteischriften, die Einreichung von Zusätzen zu denselben, 
die Erstreckung der Fristen und andere Zwischenverfügungen 
zum Behufe der Vorbereitung des Hauptverfahrens sich zu 
richten haben. Die diessßllligen Vorschriften sollen darauf 
berechnet werden, Nachlässigkeit^ und Process Verschleppung 
zu verhüten; die Parteien gegen Täuschung sicher zu stellen; 
diejenige Partei, welche nicht gefehlt hat, soviel als möglich 
in die Lage zu versetzen, in welcher sie sich befunden 
haben würde, wenn kein Missgriff begangen worden wäre; 
zwischen der Form und zwischen dem V^esen der Sache 
zu unterscheiden und an der Stelle des freien Ermessens 
des Richters feste und bestimmte Regeln zu setzen (§§. 
44, 45). 

Die gleiche Wirkung, wie ein gerichtliches Dekret in 
dem so eben bezeichneten Sinne, hat auch eine schriftlich 
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abgefassle Uebereinkunft der Parteien oder ihrer Prokara- 
toren C§. 46). 

5} Das Abbrechen des Schriften wechseis durch De« 
murrer ($§. 26, 30— 33> 

Eine Partei, welche eine von ihrem Gegner verfasste 
Schrift materiell für ungenügend oder aus formellen Gründen 
für unstatthaft erachtet, kann erklären, dass sie gegeA 
diese Schrift Einsprache erhebe (cither party may 
demur to the allegation of the other party). In Folge dieser 
Erklärung bleibt das schriftliche Vorverfahren stehen. Es 
kann auch, wenn eine Schrift mehrere Sätze enthält, mit 
Beziehung auf die einen, Einsprache erhoben, mit Beziehung 
auf die übrigen, der Schriftenwechsel fortgesetzt werden. 
Die Gründe, auf welche die Einsprache sich stützt, sind 
speziell anzugeben. 

Als mögliche Gründe einer solchen Einsprache werden 
beispielsweise folgende Mängel angeführt: 

a) Dass das durch §. 40 vorgeschriebene Gertifikal 
des Prokurators der angefochtenen Schrift nicht beige« 
set^t sei. 

b) Dass Sätze, die verschiedenen Elagearten angehören, 
oder Klagen, die dem Kläger selbst zustehen, mit Klagen 
einer von ihm repräsentirten Person in der angefochtenen 
Klageschrift zusammengefasst seien. 

c) Dass eine bejahende oder verneinende Behauptung 
nicht den Vorschriften des Gesetzes gemäss ausgedrückt sei. 

d) Dass der in der angefochtenen Schrift angeführte 
Grund der Klage oder Einrede u. s. f. selbst unter der 
Voraussetzung seiner faktischen Wahrheit dennoch juristisch 
ungenügend sei. 

Die Einsprache wird zunächst durch einen einzelnen 
Richter beurtheilt. Der Spruch desselben kann nicht weiter 
gezogen werden, wenn bloss formelle Mängel einer Partei- 
schrift in Frage liegen, sondern nur, wenn die Einsprache 
darauf gestützt wird, dass der materielle Grund der Klage 
oder der Einrede u. s. f. juristisch ungenügend sei. Aber 
selbst in diesem FaUe kann der Richten, wenn er io der 
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Chicane erblick^ die Anwendung irgend eines RecbtsmittQU 
xinlersageii und den Prokurator, welcher die Einsprache 
erhoben hat, zur Bezahlung einer Entschädigung, von 10 
Dollars an die Gegenparlei verurtheilen. 

StalU sich die Einspracbe als ^grUnd^t her«u$> so 
^ird auf Verlangen der beireifenden Partei die VerWs^e«^ . 
f QOg^ der maogelhanen Schrift bewilligt, bn eatgegenge* 
-seUstt^n Falle wird der Einsprecber angewiesen, den Sc^riften^ 
;W!ech$el in der Art fortzusetzen, wie diess hätte gesahebei 
«lassen, wenn keine Einsprache erhoben worden wäret 

6) D^F äussere Gaßg und die Beendigung 
.4es schriftlichen Vorverfahrens ($§. 7—20, 28, 41J. 

Der Proicess wird durch ein dem Beklagleti 8u;s«stel^ 
lendes Schreiben (original writ} auf ähnliche Weijse wie 
in jgnglaud eingeleitet, lieber die Zustellung erstattet der 
Beamte, welcher dieselbe besorgt hat, dem Gerichte Bericbl 
(return of (he writ}. Hierauf findet der Schriftenwechsei 
Auf der Gerichtskanzlei Statt. Dia Fristen, innerhalb wel- 
cher der Kläger die Declaration,- der Beklagte die Antworl^^ 
der Kläger die Replik u. s. f. einzureichen bat, sind durch 
das Gesetz bestimmt. Dieselben können indess durch das 
Gericht erstreckt werden. Wenn der Kläger die Kläger 
Schrift oder eine allfällige Replik nicht rechtzeitig einreicht, 
so gilt die Klage als zurückgezogen (the action shall not 
be entered oder a non suil shall be entered by the clerk) 
und der Beklagte bat Anspruch auf den Ersate der von 
ihm auf den Process verwendeten Kosten ($§« 13 und iS). 
Ob der Kläger in einem, solchen Falle deu Process von 
vorn anfangen kann, darüber schweigt das Gesetz. Nach 
der Analogie der englischen Richter muss dieas aber ver- 
muthet werden. — Wenn der Beklagte die Beantwortung 
der Klageschrift versäumt, so setzt er sich einem Coniumaz- 
urtheile aus (the clerk shall enter a default} , welches je 
nach den Umständen durch das Gericht nach vorhergegan* 
gener mündlicher Verhandlung ausgesprochen oder in gm^ 
fivf^m f&m^im Zutton ie$ Gerjcbtos durch, deo 
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GeriGbUsehreiber ausgefertigt und vollzogen vfhd ($$• i% 
und 19). 

Nach Beendigung des Schriftenwecbsda setzt der fie^ 
richtschreiber den Prooess auf das Verzeidiniss der mr 
mündlichen Verhandlung zu bringencten Sachen (trial«-ca«^ 
lendar §. 41} und es finde! hierauf das mttndliebe Ver«^ 
fahren entweder vor dem Gerichte allein oder vor dem 
Gerichte und einer Jury Statt, je nachdem die Piarlden sieh 
Uoss über die anzuwendenden Rechtsregeln oder auch &kcf 
die thatsächliches Verhäitnäse streiten. 

Soviel über die Parteischnfken. Wir fügen tarn noch 
bei, dass die Redaktoren des Gesetzes gestützt auf die Au^ 
toritjBtder Gesetzgebung des Staates New-Yoric vorgescbbgeh 
hatten , die Parteien zur eidlichen Entkräftigung des that^ 
säeUidieB Inhaltes ihrer schrifUichen Behauptungen anzu^ 
halten; dass sie aber mit diesem Vorschlage nicht durchr- 
gedrungen sind. 

Mit Beziehung auf den ühr^en Inhalt des Gesetzes 
wollen wir uns darauf beschränken, die Bestimmsngen be^ 
treffend die Fähigkeit, Zeugniss abzulegen und die pers5n^ 
liehe Befragung einer Partei durch die anderen mitzotheilen. 

Durch den $• 97 wird vorgeschrieben: „Niemand soll 
,)im Civil- oder Kriminalprocesse wegen eines früher ver^ 
„iy>ten Verbrechens, oder wegen irgend welcher Betheili*- 
^gnng bei der Sache, um die es sich handelt, von der 
„AUrgung eines Zeugnisses abgeschlossen werden. Aush 
„genommen bleiben einzig die Parteien selbst und deren 
„Bhe^tten. Doch findet diese Vorschrift auf Testamentsi- 
„zeugen keine Anwendung; auch steht es immerhin den 
„Produkten (dem Beweisgegner} frei, die Glaubwürdigkeit 
„eines Zeugen dadurch anzufechten, dass er darthut, dass 
„derselbe eines Verbrechens überfilhrt worden seL^ 

Der Bericht fasä die Gründe, welcher zu der Annahme 
dieser Vorschrift geführt haben, folgendermassen zusammen : 

„Wenn die frühere Gesetzgebung bloss völlig unbe*- 
theiligte Persemen zur Ablegung eines Zeugnisses zulassen 
•wollte, so erreichte > sie Ihren Endzweck jeden&lls nicht. 
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Nicht nur war es möglich, dass Jemand sich im höchsten 
Grade für eine Partei oder eine Streitfrage interessirte, 
ohne dass diess äasserlich erkennbar war, sondern es konnte 
auch ein Zeuge in den meisten Fällen das Hinderniss, das 
seiner Einvernahme im Wege stand, sehr leicht wegräumen, 
ohne ddss sein Verhältniss zu dem Processe oder zu den 
Producenteii in der Tbat und Wahrheit sich änderte. Ein 
Aklionair z. B. braucht bloss seine Aktien zum Scheine auf 
einen guten Freund überzutragen, um in einem Proeesse 
der Aktiengesellschaft als Zeuge auftreten zu können; ein 
Dienstherr, der wegen der Nachlässigkeit seines Dienstboten 
mit Klage belangt wurde, konnte sich auf dessen Zengniss 
berufen, wofern er nur auf den Rückgriff gegen denselben 
verzichtet u. s« f. Hieraus ergaben sich mancherlei Uebel*- 
slände. Es entstanden eine Menge feine und schwierige 
Fragen darüber, ob ein Zeuge als betheiligt auszuscbliessen 
sei oder nicht; die Diskussion dieser Fragen nahm beim 
Hauptverfahren sehr viel Zeit weg und, wenn der Richter 
in seinem Entscheide sich irrte, so führte diess zur Kas- 
sation des Verdikts und zur Wiederholung des Hauptver^ 
fahrens. Auf die öffentliche Meinung machte es natürlich 
einen schlechten Eindruck, wenn man sah, wie leicht es 
sei, mittelst eines Federstrichs das Gesetz zu umgehen, und 
nach Guifinden (z. B. durch Ankauf oder Verkauf von Ak?- 
iien} sich der Ablegung eines Zeugnisses zu entziehen, 
oder sich zu derselben zu qualificiren. Um sich allen diesen 
Verlegenheiten zu entziehen, fand- iiian es für gerathen, eine 
Regel, die so wenig ausreichte und so leicht zu eludiren war, 
gänzlich aufzugeben.^ 

„Weniger leicht entschloss man sich, Zeugen zuzu- 
lassen, deren früheres Betragen ein gerechtes Misstrauen 
gegen sie einflössen musste. In dieser Beziehung gab aber 
der Vorgang der englischen Gesetzgebung den Ausschlag. 
Es ist bekannt, dass die Engländer Aenderungen an ihrem 
gemeinen Rechte mit grosser Vorsicht, um nicht zu sagen 
mit Aengstlichkeit unternehmen, dass der Erfolg durch die 
Fachmänner mit wachsamen und nussträuischea Augen be«- 
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obacUet wird, und dass im Falle eines aogilnstigen ;^Ei^ 
gebnisses an ein Weitergeheu auf der betretenen Bahn nicht 
zu denken ist. Nun hat die erste Beschränkung der Regel 
des gemeinen Rechtes, nach welcher infamirende Verbrechen 
zur Ablegung eines Zeugnisses unfähig machen, im 3i. Jahre 
der Regierung Georgs III. Statt gefunden; im 9. Jahre 
Georgs IV. sind weitete Ausnahmen hinzugekommen und 
im Jahr 1843 unter denAuspicien eines durch seine prak- 
tisohfe Erfahrung sowohl als durch seinen Scharfblick aus* 
gezeichneten Richters ist die Regel selbst gänzlich au%e-« 
hoben worden. Da nun die amerikanischen Geschwornen 
ebensoviel Vertrauen verdienen als die englischen, und im 
Uebrigen zwischen den gerichtlichen Einrichtungen und dein 
Verfahren in England und Amerika die grösste Ueberein^ 
Stimmung besteht, so glaubte man unbedenklich die auf der , 
andern Seite des Oceans gemachten Erfahrungen benutzen 
zu können.^ 

„Die Ansicht hingegen, dass man noch weiter gehen 
und anch die Ehegatten der Parteien und die Parteien itelbst 
WC Ablegung eipes Zeugnisses . zulassen und beztebungs-« 
weise nöthigen solle, fand keinen Anklang. Das Verhält-, 
piss der Ehegatten ruht auf dem unbedingtesten gegensei- 
tigen Vertrauen, und es muss dieses Vertrauen* dadurch 
geschützt werden, dass Mittheilungen, welche in Folge des-- 
selben Statt finden, niemals den Gegenstand eines gerichl^ 
liehen Zeugnisses abgeben dürfen. Auch abgesehen, hiierv^ii 
könnte das eheliche Verhältniss darunter leiden, wenn ein 
Ehegatte gegen den andern als Zeugen auftreten müsste; 
während bei einem Zeugnisse zu Gunsten eines Ehegatten 
Meineid und Entstellung der Wahrheit aus unbewitfster Be-« 
fangenheit sehr nahe liegen würden.^ 

^lieber die Frage, ob es zweckmässig sei, eine Partei 
auf Verlangen ihres Gegners zu nöthigen, in offenem Ge*- 
lichte sich über den Sachverhalt verhören zu lassen, ist 
schon viel hin und her gestritten worden. Wir hatten baupt^ 
sächlich ein Bedenken gegen ein solches Verfahren. l(an 
gestattet ^vl Parteien die Zuziehung von Advokaten » um 
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die niltttHidre üftgleicMieit, welche 2wi^b^n jeActa ttSi Be-^ 
zfefitingf auf Gecfächtriiss, Sdiarfsinn^ 6e?stei?g^en\Tart, Be- 
redsamkeit Q. 1!^. f. besteht, soviel als möglicfa guf ^ mädien. 
Kesei* Toriheil geht aber wieder verloren , wenn man diö 
Parteien zwingt, aich irt Gegenwart der GeSchwornen deri 
Kreuz- und Qnerfragen gewandter Sachwalter auszusetzen. 
i^s ist ein Irrthnm, zu glanbei?, dass iitimer oder In deti 
fiieisteii Pätleh die dne Partei gatiz Unrecht habe. Meisten^ 
finden sieh auf beiden Seiten Elemente des Rechts nndder 
Wahrheit, and die Schwierigkeit besteht darin, atrazutnitteh», 
^ Sie ftberfViegen. Wenn nun die ParteietI gendthigt 
t^erdeü, sich persöftlidi ttber den SacBverfialt auszusprechen; 
io Vnrd Jemand, dei' gewandt und beredt ist, eihen rrel 
gtthstigerän Eiiidi^ck bervorbHngerf, als ein St^hwachkopf. 
Auch liegt «s nicht hn Interesse der Gerechtigkeit oder 
Wfcritlicheil Moral, die Parteien einer afo grossen^ Versu- 
chung, falsch zu schwören, auszusetzen^ wie die Atifi'egun^ 
tind der raseb(^ Gang eines mikidliehen RauptVerfahrens sie 
mit siöh bringt. DesSbalb scHiäii es iresser, dasii Frageit, 
fTetche eütie Partei an die andere richten wffi, schriftlich 
gesteHt und beantwortet tirerdten sölfen.« 

Die Vorschriften des Gesetzes, betreffend solche Pra^^ 
geh^ lanten folgendennäsSen^: ^ - 

§. 96; „Jede Partei kann während des SChrfftKcheii 
Törverfthrens' und so fange der Fall nicht dfer Jury vor-- 
^fegt worden hi, der Gerichtskanzlei schriftliche Fingen, 
betröfffettd Thatsachen ode^ Urkunden, die für den Process 
Tdtl BedetitutTg sind, einreicfaenf, welche^ die Gegenpartei 
MldKch ttt beatitworten hat. Wenn jedoeii die Gegenpartei 
ausserhalb de$ Staates wohnt, so ist dieselbe zur Einrei^ 
cbung einer Antwort nicht aufzufordern, ohne dass das 
Geriidit oder ein tfitgired des Gerichtes hierftber eine be- 
sondere Verfiigting erlassen hat.* 

S. 99. „Wenn ile Befragung einer ausserhalb des 
Staates wohnenden Partei if^rfiigt wird, so werden die Pra- 
^n- irgend einem Beamten oder Privaten mit dem Auftrage, 
die Antworten einholen und beschwören zu lassen, 2ugestellt.^ 



Digitized by 



Google 



% IQft ^eft 80ld»A Frgge» Raf *&^ ftelragflsfo 
Partei, oder, wenn dieselbe aui^sefhalb des Slmteg. woimf^ 
m odeii ihr Saobwdtten die MMi/s BtkU^tiig . b^tztiftgefi, 
diissr sb Gründe: habd^ ton d«ii. Ailworleny yfwmi^ ändbrn 
der.Waftrböt geiftä9& aosfoUan^ eteen Voriheit fttr dttsFiow 
asK m hoffen^ dnt das» es ibr nicbl im XehMßppiaiiff 
dos Pi^eeftses zu tton sei«^ 

§. 101. ,,Di0 Adilwrort aof dis F^agm »t iowrhrilp 
zehty Tsgen^ der Creriobtskandei emureiobeo. Auf beson* 
dm Ortitde» bum dm «SerictU diese Frist e^streeleni^ 

S^ lQ2v ^^Wegen selcber Fragen soll dal^ rnüadliobe? 
Bsioptverfahfen itiebt aof eine aBdore Stoiiigs|p«^iode ver^ 
togS werden. Wohl abep mag das GerioU verfügeii^ desv 
die BsMUwortiHfg deieeiben wihnsiMl der Baapt\«rbiiteiitt 
Smt fiAd^ soll^ w welebeni Behote ein kurzer AuGichub 
gestattet werden h«Mf^ (§' l^^O^ 

§« iOd. ),E)to AnVw^eet wird in Schrift verMsi imdr 
v^ der betreSbnden Fartei sowobl onteraeioliiiet ab aoöb 
besebworen«^ 

S^ 104 ^ Jede Fri^e witfd abg«wnd«rt and vottstMligi 
beent«mtet.c Zur Evläoiemfig eiaei^ Cfeeündnissei dde» eiaee 
tmmUmig ktfuneii Zasälsie^ gemacbl wernkiv^ weCam <fie% 
sdbeii fflr die 9« bestitwortende- Fi^ge erhebMr sind^^ 

$; 105. • ^Wem Bidher oder Sobrifteiiy weichet dutoH. 
im FWige^ eingefordert werdest BMrÜge enthaltet^ wehAi^: 
dietü- Streite freinfd sind, so kenn dei^ A«tWovtende dieeiK 
Angeben^ end diesö Bsstandtbeite sosii^ehi oder sona deee» 
Bes^hlfgwig vetütideyn;^ yfmn der Befragende* dataaf be<« 
i^lebf , e«cb i^cm diese« Binlragdn Ettfi^ieM g» eiAiaUvn^y s<^ 
^ntsdiefdet das Qerieht fiach Anbdrtttifgi det« fsfteiefr iliids 
n^thigenMb- gestQUtl^ aU( die Besiehtfgttttg de» betreiend^n» 
BesIcmdOieiie ttber deren Bditto«.^ 

$. 106. ^^Oer Befragte ist nicht verpfliobt^t^ ^ftie Ant^ 
wiMfl 2ü geb^9 oder eitie Urkunde m proimi»en^ düAdt^ 
welefae er sieb selbst eines Vett^eehens etftlo^feiy oder eineti^ 
Eigenthümsfile^ 4et nicht Cfegeitetand des Ve^fdhre«r ist^^ 
btosäf iMIlms odet die thmn^ i(a Zeng^f», dureh weMt0> 
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fg^ Kfltliiiaiiit, dfer Chri^tiMMM in IhmdaMUi 

oder die Art ond Weise, wie er seine Sache zu beweisen 
gedenkt, verrathen wUrde.^ 

§• 107. ^Das Gericht oder ein Mitglied des Gerichtes 
kann verfügen, dass unerhebliche Bestandlheile einer Ant- 
wort ausgestrichen, und dass Antworten, welche unvollständig 
oder dunkel sind, ergänzt oder verdeutlicht werden sollen.^ 

§. 108. ,,Dabei ist auch, mit Beziehung auf die Kosten, 
eine angemessene Bestimmung zu treffen.^ 

$. 109. „Wenn die betreffende Partei dieser Ver« 
fligung (S* 107} innerhalb der ihr angesetzten Frist keine 
Genüge leistet, so kann das Gericht den Kläger, der sich 
eines solchen Ungehorsams schuldig macht, so behandeln, 
wie wenn er von der Klage zurückgetreten wäre (oon 
suit), den Beklagten aber in contumaciam verurtheilen.^ 

§. 110. „Jede Partei ist berechtigt, die Antworten 
ihrer Gegenpartei beim mündlichen Hauptverfahren als Be- 
weismittel geltend zu machen und vorlesen zu lassen. So- 
bald sie einen Theil einer solchen Antwort vorlesen lässt, 
so kann die Gegenpartei das Ganze zur Kenntniss des Ge- 
richts und der Geschwornen bringen. Der Befragte ist nicht 
berechtigt seine Antwort geltend zu machen, wenn der 
Befragende sich derselben nicht ganz oder Iheilweise bedient.^ 

2Sum Schlüsse sei es uns noch vergönnt, unsere eigene. 
Ansicht über diese Vorschriften auszusprechen. Wenn die 
gesetzgebenden Behörden in England, in New-York und 
nun auch in Massachusetts nach und nach dazu gelangt 
sind, alle Beschränkungen aufzuheben, welche früher der 
Fähigkeit, vor Gericht ein Zeugniss abzulegen, entgegen- 
standen, so betrachten wir dieses als eine ganz natürliche 
und folgenrichtige Fortbildung der Principien, welche der 
englisch-amerikanischen Rechtspflege zum Grunde liegen. 
Im Strafprocesse ist man auch auf dem europäischen Kon- 
tinente von jeher daran gewöhnt gewesen, keine Quelle, 
aus welcher möglicher Weise die Wahrheit geschöpft werdeo 
kann, zu verschmähen, wie unrein sie auch fliessen mag« 
In England und Amerika aber ist gar kein Grund vorhan- 
den i in dieser Beziehung im Civilprocesse scrm^olosier m 
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RüXtiman'ii, ler CiviTproeeoi in HassachiueUf. Üi 

8eia tUs fm Kriminalverfahren, da ja im erstem wie in 
tetztefti die Würdignng des geführlen Beweises der Jary 
zustehl. Ein Beweismittel, das gut genng ist, um einem 
Strafurtlieile zur Grundlage zu dienen, wird nicht zu schlecht 
sein, um bei Ordnung eines privatrechflichen Verhältnisses 
benutzt zu werden. Man kann freilich sagen, es sei jedem 
sorgfältigen Manne mögKch, für seine privatrechtlichen An- 
sprüche sich untadelhafte Beweise zu sichern. Diess ist 
aber nur zum kleinsten Theile wahr. Abgesehen davon, 
dass es im Verkehre lästig ist, für alle weniger bedeutenden 
Geschäfte Zeugen zuzuziehen oder Urkunden aufzusetzen, 
so können durch mancherlei Zufälligkeiten die bereitgehal- 
tenen Beweise verloren gehen, und auch im Civilprocesse 
sind sehr oft rechtswidrige Handlungen zu beweisen. Das 
Wegfallen aller Zwischenfragen über die Zulässigkeit der 
Zeugen trägt ungemein viel zur Vereinfachung des Verfah- 
rens bei, und die, Möglichkeit, sich aitf das Zeugniss von 
Verwandten, Hausgenossen, Dienstboten u. drgl. zu stützen, 
ist die kräftigste Stütze des materiellen Rechtes, die man 
sich denken kann. 

Die Geschwornen werden in sehr vielen Fällen ohne 
alles Bedenken einem Kläger, dessen Behauptungen Uoss 
durch das Zeugniss eines nahen Verwandten, oder eines 
Commis unterstützt werden, vollen Glauben schenken, wäh- 
rend sie unter andern IVebenumständen auf die Aussägen 
eines klassischen Zeugen nicht das mindeste Gewicht legen. 
Desshalb braucht man über die Machtvollkommenheit der 
Jury nicht zu erschrecken. Die einrotithige Ueberzeugung 
von zwölf unbefangenen und rechtlichen Männern gibt, wie 
im StrafprQcesse , ^o auch in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten hinlängliche Garantie für eine gerechte Sache; diess 
beweist die Erfahrung von Jahrhunderten. 

Dagegen betrachten wir es als eine Uebertreibung des 
Bestrebens mit allen Mitteln die materielle Wahrheit zu er- 
forschen, wenn gegenwärtig in England die Parteien selbst 
in ihrer eigenen Sache zur Abl^ung eines Zeugnisses zu- 
gelassen imd beziehungsweise genöthigt werden, was dann 
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<ff . m^tnM'niti imaffßßMAe» KifttmnMkt 

Mhv Mn&K d«8o Itthrf; flasa m am IHirüprdcMii rfsh mii 
^tfv^ab«n»tetre0endMehieid,anfaril{ifi 37fe VorscfarifiM 
fd«ii Get^tz^s v^ Mitfiisaohusetis ^cheJaeB niu; in dieser Be*« 
lEfetoog weJCaäs dea Vjorsug zh verifiieiiim. Oicaelieii SiUeo 
amftiorUd fidch eiiteil «erkrärdigeii Gagetasulz ^a der .Ma«? 
ixuha;, dus« Nie«aiid sieb sdbsi zu beschoUigeft bnmth)^^ 
4ywflche iolk Str0fproees(s» mit so grosser Zäbigkeit in Men 
lapiös^obun Anwendungen festgdhailen iwird. 



IL 

Fraozösisühes Kircfaearadit. 
, Tl. Art, Ueber.das YerhäUniss von Kirche und Staat. 

Von 



i. FUon, dtf pouvoir spirilud dans ses rapports at>ec VtiaL Paris, i$^, 
2. l^lanchef, Cpmmentßir mr le Poncordai de 1801. Faris^ i$4l4> 
S. Affte^ dB VAfTpä comme d'abixs. Paris, 1845. 

9. Diij^in^ 'Manuel du äreit fiAli^ ^chsiüsiie frmt^h. i84tö. 
:S'».P9ridlm,.JHs0ß9r9 r9pport$>ei iravaiep ineäüs mr le mA^of^ 4b 

180&, Farifi m^. 
ß, l4abQul0ye deVEgUse Catholique ei dß VEtat. Paris^ 1S45, mi 

in der Revue v. Wolowski von diesen Jahr» 
f. Mett'ffo'hlat des rappofts des Eglises ei de tEUü. Paris ^ iMB. 

muffs^hfift. f6. 
f. 6ibHL Vax UaäMqm m Lanier ii%S. Patis iSäS. 
i^r ßmlma4^ n«r ie$ lib^^M4e$ sen^iudu de iWsUsß iS^iome. 

Parisp 18A8. 

10. ^ . , . . Des Dangers de V Intervention de rßiat dans les Choses spi-" 

fiiuelles. Paris, 1848. 

11. Pradie, la queäion relUgieuse en ^692, 1^2, 1848. Paris, i849. 
42, Andrd^f Ceürs <dfhabeikpte el mahaüqm du droAi ctmon; unter 

den Witten; Apfel oemm^ d*iibuß; Cencordittu AftHles 
*:- Org-anigaes, 

Die Fra0& ülM das yerkälmiss des Staates mr JElrcbe 
Anal iscton äq tte« leUten Jahren 4er JldinsdiGliMclae «bo« 
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S^ in dm Yordergruad des öOentlicbiea Lebens, wie iißß$ 
i» Deutephluid, ki Folge des Kölner Ereigjiiiiss^s von^ Jahr 
1817, der Fall war. Sie war immer eine praktische Frag^ 
mi der Zweck ihrer Besprechung vor allem der, eine 
grössjece Freiheit 44nd Selbstständigkeit dcr.katholisjchen £irch^ 
Frankreichs za verschaifon« Es geschah bei Gelegenheit 
der Diski^isioQ 4er ünterricblsg^eiselze in den Jahren 1844^ 
A^ und 50, fem^ inFoig& verschiedenen Cassationen bi^chöjEV 
licher 0ir|enbriefe .wegen Jlljssbrattch der geii^icbee Got 
^alt, 4injd bei einigen anderen VeranlassujogejOp A^ Prin^ 
zipienfrage trat sie aber hervor nach der Fehrwirevolutipip^ 
insbesondere bü der fierathung der /«{^likaniscfien Yer- 
lassongsurfcunde v. 19. September 1848, und s^tdem öJEleif 
ßieraus ist a^ch das Erscheinen mehrerer 4cr an deir Spitze 
/dieser Anzeige au%efubrtep Schriften zu erklären. Ein näbe^r 
fes Eingehen tiuf die J^irchlicben Zustände der Einehe Frankrr 
preiphs in ihren staatlichen Qezielmngeii und deren gesphicht^ 
Jiqben £ntw:Q)klungsgaQg w|rd ^e|gen, dfiss eine so lebhaft 
^rörteriu^ unserer Frt^e eine natürliche ^o^e desselben 
ist. V^ ^ wahre Lage d^r Kirche zii b^ceifen^ ia^ ^ 
iriUhig, sich einen Augenblick in die Zeite^i yjot d^r JReyQft 
haion von ^789 ;&wüoi(zuv^r^^n ; dan^ dpn (Seist und 49V 
;Zweqk 4&C N^poleonischein Qe|^ßügß|)ll^g v. Ja^ 1801/;^ 
in ^in ilfires liipbi z» sietzev m4 ^n^h fui ze^fgeA, mip 
4)ach der IJmgiesUUiWg deis Staates, jfi Felge der Ji^HMh- 
xevolntio^ , di^ Vierlingen mah einer dienen ;Stell^Qg ds^ 
üjrohe an Fr^k^eipb entstehen l^pnnte. 

l Die Parstellnng des Verhältnisses von Eirche m^ 
^taat ifß alten Königreich Frai^reich ist Gegenstoid meb^ 
xerer der von uns zu beleuchtenden We^ce, vor AUem des 
ßndies V0n Filon: ^u pottvoir spiriiuei äcußs /es rapjpori^ 
ßX>AcVäiat^, 1*^140}^ ferner von ßlanqhet's Cammeniairß 
jn/r le Concordßt deiSOi, beide von 184^, und desWerkl^ 
des f Erzi^ischofs von Paris AQre von 1845, ^iwie iiuch 
Ihtpins Manuel du droit ficclesiasügsiß Fcgrtalis .yuillefrcä iß 
der Einleitung seines Buches dfe PAdtnmißlfalii^des CuUe$^ 
larn^.^nthAltf 94ie Wi^ke j(^n4jr^>j G^Uteni^ns, Cbßfpg^fifü^mi^ 
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24 Wamkönig, frantösisclies Eirclieiireeht. 

Pradier^s kürzere oder längere Abrisse der Entwic&Iiittgs^ 
geschickte dieses Verhältnisses, wo sie freilich von ver- 
schiedenen Standpunkten ausgehen. 

Schon im ^Iten Frankreich gab es zwei Hauptansichten 
über dasselbe; die eine ist die gallikanische, die an*« 
dere die sogenannte ultramontane; jene vertfaeidigt die 
bestehenden Zustände, diese suchte sie als die der kirch<* 
tichen Unterdrückung zu charakterisiren. Die gleichen Ge- 
gensätze sind in den angeführten Schriften auf gleiche Weis6 
Sichtbar, und es ist eine nicht leichte Aufgabe, von den«^ 
selben ein streng objektives Bild zu entwerfen. 

' Im Kampfe König Philipp's des Schönen tnit Papst Bo-^ 
nifac YIII. trat die Frage über das Verhältniss der beiden Ge* 
walten bekanntlich mit grösster Heftigkeit hervor; der Streit 
sollte 1329 durch Gespräche und Verhandlungen zwischen 
«inem Vertreter der Kirche und einem der Laien (diese^ 
\Far der Ritter von Cugn'i&res} geschlichtet werden, und 
ward Gegenstand eines berühmt gewordenen Buches, des 
Songe du Verger, worüber Herr Laboulaye im Jahr 1841 
in der Revue de Legtslation ei Jk Jurisprudence von Wo- 
lowsky S. 1— -32 eine sehr lesenswerthe kleine Abhand- 
lung schrieb. Vom Jahr 1438 an, wo die SancHan prag^ 
matique in Bourges publicirt wurde, welche die wichtigsten 
Beschlüsse des Consils von Basel in Frankreich für bin* 
dend erklärte, bis nach dem Goncordat von 1516/17 war 
iie eine heftig geführte Streitfrage und wurde es noch-^ 
mals im Jahr 1682. * Sie war es noch 1789 und hatte ver- 
schiedene Seiten. Sie wurde erhoben als Frage über das 
Verhältniss der päpstlichen Gewalt zur königlichen, und zur 
gdllikanischen Kirche, welche der König als Staatskirche 
zu schützen hatte, dann als Frage über das Verhältniss 
des Clerus insbesondere des Episcopats zur weltlichen Ge- 
walt, ja selbst als Frage über das Verhältniss der Beschlüsse 
eines allgemeinen Concils zur Gesetzgebung Frankreichs, 
endlich war sie massgebend für die Entscheidung der Fälle 
der Appeh comtne d'abus. Demnach war also unsere Frage 
sehr verwickelt, und ist es im Grunde noch, obgleich sie 
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tV^amköni^, firanzSsisches Sirdienrecht. it 

in Folge ies Concordats von i801 eine vid einfachere 
fcfilte sein soflen. 

In unserem ersten Artikel über das französische Kir- 
chenrecht (in Bd. 24, S. 331 dieser Zeitschrift) ist mehr- 
mals hervorgehoben worden, dass die katholische Religion 
in Prankreich Staatsrcligion , und die katholische Kirche 
Staatskirche war. Selbst die Geltung des Edikts von Nantes 
zwischen 1598 und 1683 halten diess nicht gelindert, es 
gab den Protestanten nur einige Privilegien. Wenn nun 
einerseits Staat und Recht in Frankreich mit den höchsten 
Grundsätzen dieser Religion und 'den kirchlichen Gesetzen 
nicht im Widerspruch stehen konnten, und wenn jeder, von 
den kirchlichen Behörden ausgehende Akt, wofern er rechts- 
giltig an sich war, unter den Schutz des weltlichen Arms 
gestellt wurde: so war doch andererseits diese ünlerord-* 
itmg des Staats unter die Kirche nicht so gross, dass sie 
die Selbstständigkeit des Staates geföhrdet , oder tlessen 
Justiz- und Polizeigewalt irgend ein unübersteigliches Hin« 
derniss entgegengesetzt hätte. Der König hatte ebenso, 
wie die deutschen Landesherrn ein jus reformandi^ inspec" 
tionis cularis und Advocaüe. Er zog der Ausübung der 
geistlichen Gewalt ihre Gränzen und wies sie innerhall^ 
derselben zurück, wenn sio dieselben durdhin'echeti wollte; 
JA er nahm das Recht in Anspruch, die Entscheidungen der 
fchrchlichen Behörden einer Revision zu unterwerfen^, wen* 
dieselben auch nur Verletzungen des kafnonischen Rechts 
waren, welches letzte in Fankretch zugleich auch den Cha- 
rakter einer Staatsgesetzgebung hatte. 

Leitende Grundsätze hierüber wurden erst schriftlich 
abgefasst durch Pithou, als er 1594 die 83 Artikel der 
Liberiis de Peglise Gallicane redigirte, dann 16S2 in den 
berühmten von Bossuet entworfenen und von ihm verthei- 
digten vier Artikeln der Declaraiion du Clerffi\ endlich in 
einzelnen Gesellten, welche kirchliche Verhällriisse regu- 
Brlen oder berührten. Zur Höhe ganz allgemeiner abslracter 
Sätze mit Gesetzeskraft erhoben sie sich erst in den soge- 
nannten organischen Artikeln zum Concordat von 1801/2. 
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^ 'Sind* 4er latato Ausdrack YiOn Theonw uni Anndit^ 
deren Gellang mehrere Jahrhunderte weiter zurück ÜQg^ 
und aus welchen deir Inhalt dieser ArtiM erklärt werden tnuss. 

1} Man begreift, di«fs in Fol^e dca Ju$ Admcaii 
ßchooi die Staatsgewalt das Recht babm musste^ die al$ 
Gesetze gelten sollenden Verfügungen ^er kirefaUoben Be-^ 
börden erst m geaehnugen, und de&shalb zu priHeii, Sd' 
^tstand das bei uns sogenannte Plaoitum ryikm gm von 
ßeibsi^ nnd zwar nicht bloss in Frankreich, sondern in aHei) 
phris&ltcken Staaten Europas, namentlich für die Fublicatioo 
uud den Volleug päpstlicher BuUen und Breven. J)&^ 44, Ar-- 
tikel -der LiberUs de rEgüse gatUcane (bei Dupm S. 53} 
sagt; BuUes ou leifies aposioliques de ciiatiön exterU^rior 
ies fulminaiaires vu auires ne s'exicutetU en Frauce san$ 
pareaie^ du roy ou de ses i)fßciers. 

Pi^ser ^rnndsaiz wird im Artikel 77 %viederboU , und 
l^emeijit» er sei schon von Ludwig XI. festgestellt und be^ 
folgt Morien. Dless war 1475 geschehen. (Portalis S, iöO). 
JUw kann sogar sagen: dass die pragmatische SaAction voq 
i439 jm Wesentlichen nichts Anderes war, als ein äeu 
^cUüssen des Conciliuras ^on Basel feierlich ertheiltes 
JVacet. Die Könige (von Frankreich sahßn dus Recht des 
Pl^o^S als ein wesentliches Becht der Krone an und liesseq 
4iB tpäjpsüichen Bullen durch das Parlament einregistrirei^ 
jiwi ihnen Ge&elzeskraft m eriheileB. IMe be^efiigte Ge^ 
Ik^angung hiess: ielfre^ d'Annene oiev d^Aüacbe. OieJ^e- 
xühmtesten Racbt^elebrten veclheidjglen diess* So sagt u. 
a. Bignon 1624: les.BuUes m sont a eonäderer, ^uand 
fiü n'a pas obtenu des leltres paAenies du rei pour et res- 
•quörer la ratificalion au parlement^ und d'Aguesseau: re-^ 
Scripts du pape ne peuvent obliger Ies sujets du roi 
4ue lorsqu'ils sont rev^tues de son pouvoir on de celui 
.qu'il accorde aux compagnies souveraines de son royaume. 
^Portalis p. 160-— 161). Dieser letzte bemerkt, dass Leo X. 
•vom Parlament der Provence das Annexe der Bestätigung 
£iner Bulle erbeten habe. Der Papst sagt freilich: hortamur 
in domoino ut debit executionis literas demandare permittatis. 
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Die KotlmireBdigkeift des Placeto erstreckte 3icli etf alle 
pSpsUicba Butten nnd Breven, sowoU saS die, wdcbe aH^ 
geneioe BesUaununj^ea eelhielten ds 4ie nur im leteresee 
^on Privaten erlassenen, und nicht minder auf die dogma- 
4i3cbeii Inhalte «b anf andere. II n'y acaü exceptiot^ sagt 
Portalis p. 162, que pour ks brefs penüeBcier4. Den 26. f e«- 
Jmiar 1766 sprach di^ f atlament diese Grondsäts» tioch- 
inato l6ierli<di aus (Portalis p, 163}. Blancbet p. 60---6a 

Im alten Frankreich hielt man die .Natbwendigkeit def 
PiaeeU für 9twias ^ieh von ^seihst Verstehendes» Doch be- 
merkt Andre, Cours de la legislcUion civile eccksiastique 
fr^nqais^ L S* 167, Bossvet hahe si^h g^en dasselbe fßr- 
klart JQ .^em Briefe Topi 1» Jfovember 1702, w^ er sage: 
jl est bien exlraordinaire quo painr exercer jme foocUons, 
il nous faille prendre rallaGbe de M« b Chevalier et aider 
4e mettre )'Eglise sous le joug. Pour moi j'y meUrais ma 
tete, je ne relacherse ni rien de ce cölö lä ni $e,tAß$ hono- 
iroin^ inen Ministerel /& ist indes» gewiss» dass mehrere 
J>enlbmle päpslUche Bullen in. Frankreieh vv^egen Hangel 
dieser Bestätigung nie wgenrendet wurden, wie z. £• -die 
f» Op0na dommif nod die Aueioridm Fidei vom J. 1768. Go-- 
schab es 4vcb «inen ßisoboC, so war ei^ Appel "cwim^ 
d'i»bm .gegen ahn begründet. 

3) Ueber die ft&cbimässvkeit dieses in Frankreich noeb 
jelat m wiebtiffen Becbtsmittels des IVecucses war schon 
ifirüh unier de» [fransösiscben Re^tfgalehrten ipnd Theologen 
der faefttfsle StreiU Im Jahr 1625/6 abrieb der ^«eistliche 
JSdmund Biefaer einen Traäi des AppeUa^ioi^ ^^ofwne d'abuß 
.i2 Bitndeben in 12} und 1736 der Rechtsgelehrte Fevrc^ 
zwei Folianten gleichen Titels. FJoriacovrt>(l 771) and Du^ 
rant de la Maillane vertheidigten die in Frankreich in dieser 
Beziehung bestehi^nde Prascis (s* Depin, Manuel p. 346 bis 
355, dte sich ¥or Allem auf eine Verordnnag Frams I. TiDü 
1539 und die Articies 78^82 der sogenannten galHcani*- 
schea Freiheilen slQtzte, und freilich in einer so grossen 
Ausdehnung stattfand » dass schon früh der Clerus darüber 
sich beschwerte. 
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28 ^arnkönfg^, franzdsfscIieiBi Ißrchenrecht. 

Das Buch des f ErzbisehoFs Affr^, de PAppel eomme 
cTabtiSj hat sich die Aufgabe gestellt, die Ungerechtigkeit 
dieses Recurses, sowohl früher als jetzt, aus geschichtlichen 
und Rechtsgründen nachzuweisen. Seine Deduction gilt 
für so gelungen, dass die ullramonlan^sinnten Chnonisten 
sich fast aasschliessh'ch auf ihn berufen. 

Man unterschied früher nach dem 79. Art. der ü- 
iert^ de fEglise gallicane vier Hauptßille der AppeUaiiö 
nb äbusu; neoftlicb: 
a} wegen contraventions aux canons re^ns dans le roy- 
aume. 
' b) Contraventions aux concordats, aux edits ou ordon- 
nances du roi et aux arrets des Cours sonvä'aines. 
e) Attentats aux droits, franchisses, libertes et Privi- 
leges de TEglice gallicane, 
d) entreprises de Jurisdiction, incompetence etexces de 
pouvoirs. 

(Blanchet p. 70). Portalis p. 193. Affr6 p. 208—225). 
Diese Unterscheidung hebt nicht genaue und feste Ge- 
gensätze hervor, und die Fassung der Regel ist so vag, 
dass der Willkür der grösste Raum gelassen war. Der fran- 
zösische Clerus fühlte diess so sehr, dass er mehrmals, 
z. B. 1605, 1614, 1625 und 1666 eine genauere Fixation 
der'Haupträlle des ilppeb comme d'abus durch eine könig- 
liche Verordnung verlangte , welche jedoch nicht erfolgte, 
weil die Recfitsgelehrten erklärten, eine solche Feststellung 
sei überhaupt nicht möglich wegen der unendlichen Man- 
nigfaltigkeit der Fälle, und weil sie eine Beschränkung 
der königlichen Gewalt enthalten wurde. (Portalis p. 190 
bis 197. Andre Cours du droit Canon p. 165 — 167.3 



1) Affr^ definirt die 4 Fälle anf folgende Weise: atteintes por* 
ii4$ direetement aux droits des diverses jurisdictions (der Fall 4) irre« 
^ularit^ de3 procedures suivies dans les triboneaiix ecciesiaakiques, le 
mal jugö de ces m^mes tribuneaiix lorsquils avoient ä prononcer fiur 
des causes ciYÜes, que les lois lear attribuent (Fall 2), endlich appels 
anr des matieres spirituelles rtSgldes par les canons et protegtSes par 
les lois civiles (Fall 1 u. 3). 
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Die RecUsgelebrten sucbtea jodocb für die EntscheiduDg 
der verschiedenen Fälle eine juristische Grundlage zu ge- 
winnen und führten sie zunächst auf drei Hauptkategorien 
zurück; nämlich; 1) Uebergrlffe der Geistlichkeit in die 
weltliche Jurisdiction. 2) Misst»'auch in der Ausübung der 
den geistlichen Behörden vom König übertragenen, also 
nicht ursprünglich kirchlichen Amtsgewalt, 3} Missbrauch 
in der Ausübung der ursprünglich kirchlichen oder geist- 
lichen Gewalt, also der Jurisdiction m mauere spirituelle^ 
Der Rechtsgrund für die Zulassung des Recurses in den 
beiden ersten Hauptstellen war leicht zu finden, schwieriger 
der für den Recurs im dritten Falle, doch führte man dafür 
den Grund an: der König sei der gesetzliche proiecteur 
des Canons, .gab aber zu, dass der Recurs in Fällen der 
letzten Art nur ein ausserordentliches Rechtsmittel sei« 
(Portalis p. 198— :199.} Die Parlamente waren übrigens 
tlie Behörden ,^ an welche alle Sachen der Appels comme 
d^abus gebracht wurden, und in welchen bekanntlich auch 
geistliche Mitglieder sassen. Dennoch erklärte schon Fleury 
(auch Andr^ p. 169}; Les appellations comme d'abus onl 
achevö de ruiner la Jurisdiction ecclesiastique und der letzte 
Schriftsteller sagt p. 171 : Qu'est ce qu'une pareille l'egis* 
lation? 11 faut la nommer par son nom; c'est iin compacte 
Systeme de despotisme qui en lace l'action des pouvoirs de 
fEglise dans l'immensitö de leur circonförence, Systeme 
au quel rien echappe depuis les döcrets dogmatiques des 
conciles et les lettres encycliques des souveraines pontifes 
)usqu' ä Fadministration de l'extreme action etc. 

Es kann auch nicht in Abrede gestellt werden^ dass 
durch ein solches System die gesammte geistliche, und zwar 
auch die rein geistUche Gerichtsbarbeit den weltlichen Be- 
hörden untergeordnet wurde, welche daher für die Geistliche^ 
wiibre Cassationshöfe bildeten, und dass desshalb die fran- 
zösische Kirche, obwohl und weil Staatskirche, in eine 
Lage der vollständigsten Unterwerfung unter den Staat ge- 
rieth, ungeachtet der theoretischen Anerkennung der Selbst-* 
ständigkeit ihrer Gewalt in Spiritualibus* 



Digitized by 



Google 



in dem überaus grftndKciieft Werke Atfres ist *e Wafcf ef 
Lage def Kircfte im alt^ Fränki^ieb in dieser Beziebrnig* 
auf ins Klarste dargetban. 

fis ist nmr diö Frage, ob dieser Zoslam! nicSt eine 
ilolhwendigc Pdge des auch von der Kirche selbst aner*« 
kannten Prinzips war, dass der K8nig der gesetzliche ffirf 
des kirchlichen Rechts sei ; wie hätte er, möchte man^ sa- 
gen, dieser aitderst sein können als dadareb, dass^ er miS 
tSle die durch dasselbe normirten VerbäUnisse seiner Jnstiz-^ 
gewalt uhterwarf? Dasil aber diess nicht der PaH s^f, und 
dass die in F^rankreich allmäHg erst entstandene e^eorbitante^ 
Ausdehnung der weltlidien ÖerichtsbarkeÄ auf rein geisi- 
ßche Sachen eine Usurpatioii der Parlamente und eine Fofgef 
der antikircfaiichen Richtung dier Rechtsgelehrlen dei^ sle^ 
benzehnten und achtzehnten Jahrhunderts gewesen, fst die 
fiiauptaufgabe, deren Lösung sich der f Erzbischof Affre Inf 
fernem Werte, de FAppd comme d'abns, gestellt hat, (^' 
dllda^ p. 6.) Ausser der letztgenannten Ursache fiihrt er 
ik)n S. i65-^207 eine Anzahl anderer auf, insbesondere d&ii 
Rang der königfichen Gewalt^ sich wie Allein, :^ auch ^ 
Kirche unbedingt zu unterwerfen, fertier die Neigung efnesf 
Thcife des Clerus, irt der Staatsgewalt ein Gögengewiehf 
gegeti die kirchliche zu finden,, und überiiaupt die Naoh^ 
giebigkeit dieses ersten der Stände des Königreichs. ASt£^ 
sucht tmn' zu zeigen, dass die Interrention def Parlamente 
in fein geistlichen Sachen unlogrscfa, ein juristi^her Wider-' 
derspmch war, und dass die Staatsgewalt dem tnsftin^enzug^ 
der geistlichen Gerfchte bis zum Papste den fi'eien Lauf 
ftättö hrssen i^oHen (p. 215}; Wenn sich ii6 Parlamente 
darauf beschränkten, eine von ihnen ab Missbrauch erkannte 
Entscheidung eines geistlichen Gerichts nur zu kassiren und 
die Sache vor ehi anderes geistimhes Gericht zu weisen, 
so War diess zwar eine indirekte^ jedoch nicht genügende 
Anerkennung der Selbstständigkeit der IQrche und der geist^ 
liehen Gerichte (p. 220). So der genannte Schriltsteller, 
Dass nun diess RecursrecHt in der bezeichneten Acsdehnung" 
in Frankreich wenigstens seit 1599 legal, d; h. tmk dem* 
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WeAltdkeii ReKühte ^ Frankreich b^sföttden babe^ uHd zu 
den wichtigrieft Freiheiten der gallicanischen Rechte gfe-* 
zahlt wurde, ist eine ^eiichichtlich anbestreitbare Thatsache; 

Die pi^aktisehe Seite» der ganzen Frage über die Äppeh 
e&mm d?aim hnxnt fetzt nur die sein: ob eiii ao aa8ge-i> 
dehnfeg Recht mit der jetzigen Sellnng der katholiacheil 
KTrebe Im Staate noch vereinbar scU oder meht? Hienrütf 
^eH alsbald gesprochen werden. 

33 Man sollte glauben, die beiden Zwangsinittefy durch 
welche d^ ^at die Kirche von sieh abhängig nfachte 
(das Ffoee# and der Eecwrsus oft abusu}^ nnssten hinge-^ 
reidif habto, die unfefwtirfige Lage der letzten zn volf^ 
enden. Allein ihre Freiheit wurde noch dnreb andere Bande 
in Schranken gehaRen, und zwar: 

a) durch die Ordofinunce oder Edif eorttemant la Ju^ 
fisdMion ecekski^tique von i6d5 (geduckt bei Andrö Courä 
de droU canoH Bd. ß. S. 364 u. folg. und bei Champeaux 
t. IL p. SlSfolg;, s6 Wie durch 

b) eine Menge kOniglieher Verordnungen, die ni dia^ 
Ausübung dea Kifchenregitoentd eingreifen, dasselbe tegn^ 
liren und meht selten hemmen, und deren wir schon iü 
nnserm ersten Artikel Bd. 24 S. 346 diesef Zeitschrift 
Erwähnung gethan habeh.^) 

c) Dnrch die Beschränkungen, wdche der Ausflbungi 
der Rechte des beiUgen Stuhles fo Frankreich entgegen^ 
gesell wurden. Z. B. durch die Appellation von seihen 
Enfsebetdungeti an dn künftiges Condfittm QAppel an faM 
conciT), weiche der Art. 78 der gaHicanischen Preiheiteif 
ausKiräcklicH sanctioirirt. Solche Berufungen, und zwar von 
Seiten. der UniversitSi Paris, fanden mehrmals Statt, z. B.~ 
iBinter Benedikt XI;, Pias X., Leo X.; die berühmtestle und 
folgenreichsle ist die der Jansenisten, wietche das janse-^ 
nistisehe Schisma zur Folge hatte. 



2) Der Art. X. der Liberias de YEgUie gälHoaiM tugU Us Roi« 
de France ont le droit d'asflembler des conciles dans leur Etats et d^ 
faire des lois et r^glemens sur les matiöres eccleslastiques. Dupio 
tfanael p; 17. 
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90 WarjikOn}f(^ fraBcSfiflcliea Kirolitnreclib 

> d) Auch durRen die französischen Prälaten ohne Er^ 
laubniss des Königs nicht ausser Lands sich begeben, selbst 
wenn sie vom Papste vorgeladen sein sollten. Libertis 
Art. 13, Die königlichen Beamten durften wegen amtlich 
vorgenommenen Handlungen nicht excommunicirt werden^ 
(Art. I6.3 Eine nicht geringe Zahl der Bestimorangen des 
kanonischen Rechts, so wie mehrerä sonst überall aner-* 
kannte päpstliche Reservalrechte hatten in Frankreich keine 
Geltung. 

e) Endlich gab auch das jus regali (la R&gale)y d. h. das 
Recht des Königs, alle vakante Bisthümer zu verwalten, ihm eine 
Macht in kirchlichen Angelegenheiten, welche andere Landes- 
herren nicht hatten. Aber die katholische Kirche war ja in 
Frankreich Staatskirche, die Hierarchie ein integrirender Theil 
des Staatsorganismus und desshalb die weitgreifende Unter- 
ordnung derselben unter die Staatsgewalt etwas Natürliches, 
ja Nothwendiges. Man kann aber daher auch mit Recht 
sagen, wie Guilmain thut und ausführt, die Uberiis de Feglise 
gMicanes seien zugleich ihre servitudes gewesen. Freilich 
waren die Könige die eifrigsten Verbündeten der Kirche 
und Ludwig XIV. rechnete sich seinen Wiederruf des Edikts 
von Nantes und die Ausrottung des Protestantismus in Frank- 
reich zu grossem Ruhme an. Erst als man den philoso- 
phischen Ideen des achtzehnten Jahrsunderts Gehör gab, 
hörten die Könige auf, so dienstfertig zu sein, Ludwig XV« 
hob den Jesuitenorden irus eigener Machtvollkommenheit 
in Frankreich auf, und Ludwig XVI. gab dessgleichen den 
Protestanten die entzogene Rechtsfähigkeit zurück. 

Es braucht nach allem bisher Ausgeführten kaum be-» 
merkt zu werden, dass, wie die älteren Schriftsteller, so 
auch die jetzt lebenden von uns hier berücksichtigten sehr 
verschiedentlicber Ansicht sind über die Stellung der Kirche 
vom Staat im alten Frankreich, und dass, wenn einerseits 
Dupin, Portalis, Blanchet und Tilon dieselbe in Schulz neh- 
men, Champeaux, Andr^, A£fre, Guillemin, so wie auch der 
Cardinal Bonald, Erzbischof von Lyon, in seiner Censur von 
JDupins ilfa;}t(e2 du droit public ecclesiasüque sie für eiao 
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Warnkönig, französiacheg Kirchenrecht 33 

verwerfliche nicht zu rechtfertigende erklärend Diese ent- 
gegengesetzten Ansichten sind bei beiden Klassen dieser 
Autoren noch jetzt maassgebend für ihre Beurtheilang des 
seit 1802 bestehenden Verhältnisses zwischen Staat und 
Kirche, zu dessen näherer Beleuchtung wir nun übergeben, 
n. Schon aus der Fassung der vier ersten ÄrHdes 
organiqnes v« 1802 ist zu ersehen, dass Napoleon sich auf 
denselben Standpunkt gegenüber der Kirche stellte, wel- 
chen die Könige früher den gallicanischen Doctrinen ge- 
mäss inne gehabt hatten. Aus den von 1845 von Portalis 
veröffentlichten Discours rapports et iravaux inidUs sur 
le Concordat de 1801 ergibt sich, dass der berühmte Gross- 
vater des Herausgebers., von welchem Alles ausging, voA 
den früher •herrschenden Doctrinen ganz und gar durch- 
drungen war. Die organischen Artikel stehen daher im 
innigsten geschichtlich<!n Zusammenhang mit dem früheren 
französischen Staatskirchenrecht, und haben desshalb selbst da, 
wo sie die Macht der Regierung noch höher steigern als sie 
ehemals war, eine historische Grundlage. Daher der grosse 
Aufwand historischer Gelehrsamkeit von Seiten des be- 
rühmten Staatsmannes Napoleon, um zu zeigen, dass der In- 
halt der Artikel den alten anerkannt geltend gewesenen 
Grundsätzen gemäss sei. Dabei wird freilich zuweilen Rech- 
nung getragen des radikal änderst gestalteten staatlichen 
Zustandes von Frankreich, allein weit weniger als es nöthig 
war; was man wohl nur daraus erklären kann, dass die 
neue Regierung dem Glerus misstraute, in ihm den ge- . 
heimen Verbündeten der Bourbons und unversöhnlichen 
Feind der Revolution sah, dessen Macht auf das Engste zu 
beschränken sei, damit sie dem Staate nicht gefährlich werde. 
Frankreich war 1802 ein entschiedener Folizeistaat, die 
Bevormundung der Kirche 'durch ihn war für ihn eine 
Nolhwendigkeit. 

1) Der erste organische Artikel, welcher für dlle kirch- 
lichen Erlasse des Papstes das Placet vorschreibt, stimmt 
fast wörtlich mit dem Art. 78 der gallicanischen Freiheiten 
übercin; geht aber darin weiter als das ältere Recht^ dass 

Krü. ZMffcAr. f. Rechttw, XXV. Bd. L Bf$, 3 
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34 Warnk^nls^, Irantötttfclies Rircli«i>recbt. 

er für die aus den .päpstlichen Poenitentiarie kommenden 
Breven keine Ausnahme gestaltet Diese wurde i803 auf 
das Dringendste vom päpstlichen Legaten und Latere, dem 
Cardinal Caprara, der übrigens gegen den ganzen Artikel 
protestirte, verlangt, und endlich 1810 durch ein kaisen* 
liches Dekret vom 21« Februar gestattet. Blanchet p. 62. 
Es lautet: 

„Les brefs de la pönitence, pour le for interfeur seu- 
lement, pourrout dtre execut^s sans ou comme autorisation.^ 
Ein Breve dieser Art, welches weiter ginge, obgleich von 
der Penitencerie aasgehend, würde ohne Staatsermächtigung 
nicht publicirt und vollzogen werden dürfen , wie 1820 
durch eine Entscheidung desStaatsralhs ausgesprochen wurde, 
welche eine päpstliche Interdiction der dissentirenden Geist-^ 
Kchen Frankreichs annullirte. Ebendaselbst S. 62. 

2. Der zweite Artikel untersagt jedem päpstlichen 
Agenten die Ausübung jeder kirchlichen Gerichtsbarkeit in 
Frankreich; der dritte macht die verbindliche Kraft aus-" 
wärls gehaltener Concilien vom Placet abhängig, und der 
vierte verbietet diess Abhalten von Concilien oder Synoden 
im Lande selbst, ohne ausdrückliche Erlaubniss der Re- 
gierung. 

3) Die Artikel & bis 8 sind Bestimmungen über den 
Recnrs wegen Missbrauch der geistlichen Gewalt Derselbe 
ist beim Staätsrath zu ergreifen und kann von den Belheiligten 
sewohl als von den Behörden erhoben werden in vier Haupt«^ 
Allen, die an das frohere Recht erinnern^ nemlich: 
«0 Wegen contraventions aux lois et röglemens de la 

r^ublique, 
b} infractfons des regles consacr^es par les canons regus 

. en France; 
c) Attentat aux'libertöSj franchisses et coutumes de FEglise 

gallicane, et 
d} toute enlreprise ou tout proc^dä qut dans Pexercice 
du: culte peulf compromettre Thonneur des citoyens;. 
troubler arbitrairement leur conseiences degenerer contref 
eox en oppression ou en injure, ou en scandale publica 
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Warttkönig, fransl^afiselie» Klfchenreelit. 3^ 

Dagegen findet ancb im Inferesi^e der Kirehe ein Re^ 
cursrecht statt, Wenn die Ihr gesefeMfissig zustehende Frei- 
heit od^r die Rechte der Diener der Kirche beeinträchtigt 
worden sein sollten (Art 7}. 

Das Verfahren ist Im Arl. 8 knrz angegeben. Der 
StaatsFSth entscheidet anf dem Administrativwege nnd weisf 
die Sachen, wenn Grund dazu vorbanden ist, an die weiter 
Gompetente Behörde. 

Diese drei Artikel sind den Art. 79— 8 f der gaBica- 
nischen' Freiheiten nachgebildet, wie diess Portalts, dieser 
Nachbildung rechtfertigend (S. 189 folg. der Disconv» etc.), 
atisFührt. 

Es ergibt sieb aus dem Inhalte der 8 ersten organi^« 
sehen Artikel, dass die französische Regierung das alte* 
slaatskircMiche Princip wiederherstellen wollte, und auctt 
wirkliob wiederhersletite. 

Es erklären sich hieraus die so- lief in den Oi^ganfs'-^ 
raus des Kircfaenregimenti? eingreifenden weiteren Bestim-^ 
mungen dieses wichtigen Gesetzes, welches, was jenes^ 
Regiment betriiR, mehr maassgebend in^ Frankreich Ist, als" 
das canenische Recht, dieses wesentlich mo(fificirt und die 
Kirche dem Staate vollkommen unterordnet. Fn welcher 
Weise der Organismus der Hierarchie in Prankreteh sich 
demgemäss gestiaHel bat, werden wir in einem fcrtgenden 
Artikel, worin die inneren Verhältnisse der französischen 
Kirche dargestellt werden sollen, angeben*.^) Ifar eine^r 
wollen wir hier anfahren, dass die Bischöfe diweh den^ or-* 
ganischen Artikel z«m Thcfl eine ausgedehntere Gewalt er-* 
hielten als die nach dem eigentlichen Kirchenrechte ihnen 
zustehende. Z» B; die darch den Art. 31 ihnen: zugestan- 
dene, alle Pfarrer, die nur den Yilel Deservans fiibreth, dlaar 



3) Hrer mur die Erwähnung , dass der Art. 39 festsetzt : 'il v^ 
anra qu'une litar^ie et qu'an catecfifsme ponr tootcs les egli^ös ca- 
iheltqwB de Frsnee» Der letzte Tfreil der Verfägtmg wntcfe nicht 
pfaktisclr. Jode EHdcese io Fran&retth HatMhrttf efgetten Cattoctiismas. 
Fradi^r p. 111. ' 

3* 
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36 WarnkÖnig^ französiscbes Kircheurecht 

heisst die Mehrzahl der Pfarrer in Frankreich nach ihrem 
Belieben ab- oder respective zu versetzen. 

Von Seiten des Papstes wurden alsbald Reclamationen 
gegen die organischen Artikel erhoben, und zwar schon 
dagegen, dass Napoleon ohne Zustimmung des heiligen 
Stuhles dieselben habe sanctioniren lassen: Das Recht, ein- 
seitig kirchliche Verhältnisse zu reguliren, wurde ihm abge- 
sprochen ; dann diejenigen Artikel besonders hervorgehoben, 
welche nach der Ansicht Sr. Heiligkeit die Rechte der ka- 
tholischen Kirche in Frankreich wesentlich beeinträchtigten. 
Der Papst verlangte deren Aenderung. ^ Es sind zunächst 
die von uns angegebenen Art. 1—5 u. ,6 — 8. Die Recla- 
mationen des Papstes ^) wurden durch ein Schreiben des Car- 
dinallegaten Caprara an den Fürsten Talleyrand v. 18. Aug. 
1803 an die französische Regierung gebracht, hatten aber 
weiter keinen Erfolg. Wir verdanken dessen Veröffent- 
lichung dem f Herrn v. Artaud, der das Schreiben in seiner 
Vie de Pie VIL bekannt machte, woraus es neuere Schrift- 
steller abdrucken Hessen, wie Andrö Cours du droit Ca^ 
non l p. 217—226 und Champeaux U. p. 170. 

Auf diese Weise war das gallicanische System indessen 
vollkommen hergestellt und wurde nicht bloss durch den 
eisernen Willen Napoleons festgehalten, sondern auch durch 
die Könige Ludwig XVIII. ^} und sogar Carl X. befolgt. 
Nicht nur die Rechtsgelehrten und liberale Canonisten der 
Zeit traten als Vertheidiger desselben auf, wie de Prad't®} 
1818, Gregoire'^) 1819 und Dupin 1818, sondern selbst 
der kirchlich gesinnte Abbe Frayssinous, Bischof von Her- 



4) Vorher hatte der Staatssecretär Consaivi in einer Note an 
den fraDKÖsischen Gesandten Cacault schon im rfamen des Papstes 
gegen die organischen Artikel proteslirt. S. die Note hei Andre, Cours 
du droit canon I. p. 637. Auch hatte der Papst den 24. Mai 1802 
im Gardinalcollegium seine Protestation feierlich ausgesprochen. 

5) Les quatre Concordats 1818. 

6) -Essai historiqne sur les libert^s de reglise gallicane. Paris 1824. 

7) Schon in seiner ersten Ausgabe von Camus Lettrea sur la 
profession d'Avocat 1818. 
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mopolis, und Ifingere Zeit grandmaHre de TünwersM^ un- 
ternahm freilich mit Restriktionen 1826 die Rechtfertigung 
desselben in seinem mit grösster Urbanität geschriebenen 
Buche : les Yrais prindpes de VEglise GaUicane. 

Napoleon hatte sogar den Legaten Caprara 1802 ge- 
Tiöthigt, die Anerkennung der Freiheiten der gallicanischen 
Kirche zu geloben, und vorgeschrieben, dass den künftigen 
Geistlichen die Achtung und Befolgung der vier Artikel vom 
Jahr 1682 beim theologischen Unterricht einzuschärfen sei. 
Von Seiten des Papstes geschahen später (1804 u. 1817) 
noch einige Schritte, um die Abänderung derjenigen unter 
den organischen Artikeln herbeizu rühren , die man für un- 
verträglich mit dar Verfassung der katholischen Kirche er- 
klärt hatte, doch erkannte man dem Staate das 
Recht zu, die Ausübung der kirchlichen Gesetzgebung 
Modifikationen zu unterwerfen. Diess sagt der jüngere Por- 
talis in der E i n 1 e i tu n g seiner Dokumentensammlung p. LX. 
mit den Worten: Les papes n'a jamais contestö a TEtat le 
droit de porter sur Texercice du culte public, des reglemens 
de police necessaires pour la tranquillitö publique confor- 
mement a Tart. prcmier du Concordat. Diess ist auch die 
Ansicht der gemässigten Ultramontanen, wie z. B. Andres, 
S. 284 a. a. 0., der, nachdem er über die organischen Artikel 
das starke Verdammungsurtheil ausgesprochen hatte, sagt: 
Concluons donc qu' il y'a abus et Usurpation de pouvoir de la 
part de Napoleon et du pouvoir legislatif, d'avoir im- 
pos^ an clergö en d^pit du pape et de TEpiscopat la 
Constitution dite des „articles organiques^; dann weiter 
unten : toute fois . . .' si on les considere comme une löi 
purement .civile et r^glementaire publice pour les rapports 
qui existent naturellement entre TEglise et TEtat on peut 
et on doit les admeltre avec certaines modifications. C'est 
ce qu*a fait dans sa sagesse l'Episcopat fran^ais tout enti^r. 

Einige Bestimmungen der Artikel fielen allerdings im 
Verlauf der Zeit weg, ausser der schon angeführten Modi- 
fication des Art. 1 die Breven der Penitencerie betrefifend, 
ist die Aufhebung des Art. 36 durch. ein kaiserliches De- 
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far^t i»m 1810 zu erwaiuiaiai. Gifgßn diß Oroadsäl^E? 4^ 
4imomcimü {le^ts iiaite dies^ Arlik^) fesJjgeisetzt: ^6(/e 
paoarUe iiabe der Erzbisclijof oder in dessen Ermanglung 
der älteste Suffrügaabii^of der Provinz den BislbuiBSver-^ 
»reser m eroenn^. Son^t wurden die Beßtimmangen des 
Art. l über das Placet und die der Art. €—8 über den 
4ppd comme (fdbus auf das Strengste t^olgt und, w^nn 
;i(uweilen ein päpstliches Breve in Frankreich ohne jenes 
bekannt gemacbi oder angewandt würde, sogleich der Appel 
isrhoben und der einschlagende Artikel der kirchlichen Be* 
hövdß cajisirt. Wir verdanken Dupin QManuel du droit 
public ecclesiasHqm p. 255 -— 258} eine cbronologi&che 
Liste der v<un Slaatsratbe in solchen Recur^sachen zwischen 
18P2 J>is März 1845 ausgesprochenen Cassationen von An- 
ordnungen nnd Entscheidungen der Bischöfe, ja schon von 
Uoaen Proklamationen derselben, dass mm den grossen 
Untfang diesps Recursrischtes daraus gmiz erkennen kann. 

Alis eia^ea von ihm S. 251-*<-55 aufgeführten Ent- 
^^heitlung^ dieses Staatsgcrichtshofes ergibt sich, da$s der 
A^el commß d'nJbus ftaur begrikidet erklärt, wenn d^r Geiste* 
liebe ^i^em Kinde die Taufe verweigerte sous pr^texte de 
la mamcme conduiie des pc^mt; ferner wegen Verwei«^ 
gi^ong des kirchlichen Begräbnisses, weil der sonst als 
Katholik Gestorbene einen v^langten Widerruf von Aeus-* 
a^Eungen in seinen S^^riftep nicht macht, oder weil der 
Fforrer die Kirche nidit öffnen wollte zur Beisetzung einer 
[ieiehe, oder weil der Erzbiscbof von Paris gegen die Ex-* 
propriation seines Pallastes pour cause d^utiliU publique eine 
^|K)to3tation ^erlassen hatte. 

W^nn freilich die Cassationen des Staatsraths nichts 
weiter enUijeltep als die Erklärung: es sei ein cas d'abus 
vorhanden 9 ^ waren sie wirkungslos, so oft der kassirto 
Akt nur eine Ansicht des ihn erlassenden Bischofs ausge« 
ifiprochen hatte, wie diess i845 der Fall war, als der Car- 
dinal' Bonald, Erzbiscbof von Xyon, sein schon angeführtes 
ausführlich motivirtes Verdami^ungsurtheil über das ^en 
angeführte Buch Dupinß pubiicirt batto, daß freilich nur 
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durch eint auf gnta Gründe sich «iütaetide Wideriegung 
entkräftet werden konnte. Kern Wunder, dass 20 Bisohdfo 
nach der Cassation desselben durch den Staatsrath ihre Bil-» 
ligung des erzbischdflichen Mandements bekannt machten. 

4} Die strengste Unterwerfang der Kirche unter den 
Staat ist in Frankreich durch die Art. 199—208 des Code 
Penal v. 1810 ausgesprochen. Sie unterwerfen den Geld- 
strafen, Gcfängniss und Verbannung oft nur im Wiederho- 
lungsfälle die Geistlichen, welche eine kirchliehe Trauung 
vornehmen vor Eingehung der bürgerlichen Ehe, welche 
in Predigten einen Tadel über den Inhalt von Staatsgesetzen 
oder Verordnungen der Regierung aussprechen, die das 
Volk zu Auflehnungen gegen die Behörden zu reizen be-^ 
stimmt sind; desgleichen geg^ die wekhe in ihren Schriflen 
Akte der Regierung einem Tadel oder einer Gensur unter*- 
werfen, oder mit Rom einen Briefwechsel selbst in rein 
religiösen Angelegenheiten flihren, ohne dem Cultministe- 
rium davon eine Anzeige zu machen. 

Ferner sind die Art. 291 u. folg. des Code pinal zu 
erwähnen, welche indirekt das kirchliche As$ociationsrecfal 
von der Zustimmung der Polizeibehörden abhängig machen« 
Ausserdem bleiben die aus der Revolutionszeit stammenden 
Gesetze, welche die religiösen Gongregalionen untersagen, 
in Kraft, und wurden 1834 sogar dahin verschärft, dass 
Mönchsorden nicht einmal als Privatassociation mit Zosam«* 
menwohnen der Mitglieder in einem Hause geduldet werden 
sollten. Die innern Missionen waren schon töSl verboten 
worden. 

5) Die auf die bisher beschriebene Weise dem Staate 
so streng unterworfene und von ihm beständig über- 
wallte Kirche genoss nun aber auch des ausgedehntesten 
Staatsschutzes, jeder Angriff auf sie ist durch den Code 
penal als Verbrechen oder als Vergehen bestraft, und Mil- 
lionen auf dem Budget sichern ihr die nölhigen Geld-r 
mittel flir den Cultus und die kirchliche Vorwaltung zu, so 
dass ihre Rechte nicht blos in Anforderungen, deren An- 
erkennung dem blossen Gewissen der Gläubiger Ubedassen 
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igt, bestehen, sondern eben so kräftig durch den Staats- 
zwang, also durch das weltliche Schwert gesicherte Rechte 
sind als alle andern Rechte der französischen Bürger. 

III. Gegen das ganze Abhängigkeitsverhältniss erheben 
nun, besonders seit der Juliusrevolution , die von Jahr zu 
Jahr sich vermehrenden Freunde der kirchlichen Freiheil 
ihre Stimmen und suchen den ganzen Zustand als den der 
Rechtlosigkeit der Kirche darzustellen. Den Hauplfeldzug 
gegen den Staat unternahm schon 1830 Lamenais mit sei- 
nen Freunden, insbesondere mit Lacordaire und Gerbet 
in seinem Journal PAvenir;^') diese Herren gehen jedoch 
dabei von der Ansicht aus, dass die Kirche sich nicht eher 
in den vollen Besitz der Freiheit zu setzen befugt sei, bis 
sie sich auch in pecuniärer Beziehung vom Staate unab- 
hängig gemacht und auf ihre Dotation im Staatsbudget ver- 
zichtet haben würde,*) eine Ansicht, welche jedoch der 
heilige Stuhl feierlich verwarf, so wie das von Lamenais 
und seinen Freunden verfochtene Princip der vöHigen Tren- 
nung der Kirche vom Staate. Indessen wurde die erste 
von 1831 an immer mehr ecclesia miütans und der Hinblick 
der Freunde der kirchlichen Freiheit und der Jesuiten auf Bel- 
gien spornte den Episcopat mehr und mehr an, die Jibertd 
cotntne en Belgique^ für Frankreich zu gewinnen. In der 
Pairskammer ward Montalembert der berühmte Vorkämpfer 
der Partei. Bei welchen Gelegenheiten- es zu Debatten kam, 
hat Referent in dieser Zeitschrift mehrmals auszuführen und 
den Stand der ganzen Angelegenheit zu schildern sich be* 
eilt. Z. B. zuletzt noch in seinem Artikel über das Unter- 
richtsgesetz vom 15. März 1850 Bd. 23 S. 6 — 23 und 
früher in Bd. 20 S. 52 in dem Artikel über den Entwurf 
des Unterrichlsgesetzes vom Minister Salvandy v. J. 1847. 



8) Die wichtigsten Artikel über die kirchliche Frage sind wie- 
der abgedruckt aus dem Avefiir bei H. Gibon^ Yoix d'un Catholique 
cn Fevrier 1848. App. pp. 22—70. * 

9) Gerbet verlangte im Avenir sogar die Aufhebung des Con- 
cordats. Gibon. p. 43 folg. 
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Versuchen wir den Standpunkt genau festzusteUen, Ton 
welchem die Anhänger der ultramontanen Richtung in Frank-« 
reich ausgehen, um das den geltenden Gesetzen gemäss 
bestehende Verhältniss zwischen Staat und Kirche als einen 
Zustand, wenn nicht gerade der Rechtlosigkeit der letzten, 
doch einer nicht zu rechtfertigenden Beschränkung ihrer 
Freiheit darzustellen. Nur dann wird es möglich, die von 
von ihnen erhobenen Ansprüche auf grössere Freiheit der 
Kirche richtig zu würdigen. 

Wir haben es mit mehreren unter den Schriftstellern, 
deren Werke wir an der Spitze des gegenwärtigen Artikels 
dieser Zeitschrift genannt haben, zu thun, mit den Herren 
Affre, Noblat, Gibon '^}, Guillemain, Pradier und Andrö, so 
wie mit andern von diesen selbst in ihren Werken ange- 
führten. 

Ihr gemeinsamer Ausgangspunkt ist der, dass die ka- 
tholische Religion schon in der Charte von 1830 nur für 
die religion de la majoriii des Frangais erklärt wird, daher 
ihren Charakter als Staatsreligion verloren, und dass endlich 
durch den Art. 7 der Constitution v. 19« Sept. 1848 die Kirche 
ihre, ihr schon seit 1830 zustehende Selbstständigkeit an- 
erkannt erhalten habe. Das Yerhältniss der Kirche zum 
Staat sei jetzt ein ganz anderes wie früher, namentlich, 
weil es auch den Mitgliedern der katholischen Kirche ge- 
genüber ein ganz anderes geworden sei, nemlich das der 
freien, nur auf den Glauben sich stützenden Unterwerfung 
unter ihre Gesetze und das Kirchenregiment. Weil es 
Grundsatz sei : Chacun professe librement sa religion et re^oit 
de TEtat pour Texercice de son culte, une ögale protection 
müsse jede „Intervention de TEtat dans les choses spi- 
rituelles^, und dazu gehört nach den Ansichten dieser Schrift- 
steller fast alles Kirchliche, aufhören, das Placet daher weg- 
fallen; vom Appel cotnme d'abus könne nur noch bei 



10) Gibon in seiner Voix d'an Catholique v. 1848 verlangt anff 
Neue die Auffaebang des Concordats und der Besolduni; des Clerus 
durch den Staat (p. 24—48). 
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V^bergtiSm der geisüicheii Beftördien in lindere ^faär^n die 
Bede sein, und dem Papste, so wie dem Epiiscopate müsse 
die ungehinderte Ansübung aller ihrer Recbte in Frankreich 
zustehen. Dass 2u deren Schutz die Staatsgewalt auf ihr 
bloses Ansuchen einzuschreiten habe^ wagen freilich nicht 
Alle zu sagen, doch sprechen sie den nach den allgemein 
geltenden Recbt^rundsätzen ihnen schuldigen Schutz durch 
Staalszwang unbedenklich an. 

Diese Schriftsteller bekriegen daher noihwendig die 
acht organischen Artikel und suchen die innere Ungerech- 
tigkeit derselben mit den schärfsten Gründen darzuthun. 

1} Was das Placet belrifflt, so erklärt Andr^ in seinein 
Cqufs de la legislaüon ctvile eccksiasiique 1. 1. p. 167—68 
die Verfügung des ersten organischen Artikels als geradezu 
für abrogirt durch die Charte vom J. 1830. „De deux 
choses Tune^, sagt er, ou les BuUes sont contraires ä la 
Charte, ou elles n'y sont par contraires. Dans le premier 
ces le gouvernement manque ä ses devoirs et ä sa dignitö 
en donnant son consentement ä un acte qui porte atteinte 
a par lois fondamentales; '^3 dans le second cas c'est une 
injure au souverain pontif. Auch Pradie (question reli-« 
gieuse p. 96} spricht sich gegen die Fortdauer jedoch nicht 
gegen die formelle Geltung dieses Artikels aus, dessen Auf- 
hebung er in einer Schrift vom J. 1847 (des rapports de 
VEglise af>ec F^iat) verlangt hatte. 

Auch Montalembert in seinem sogenannten Manifeste 
Chatholique hBilie sich gegen diesen Art. 1 ausgesprochen. 
Diess erklärt die Rechtfertigung desselben durch Dupin in 
seinem Manuel p. 481 — 483. Sie ist aber bedeutungslos, 
blos ein Auszug aus Fortalls Motiven der Articles Organi^ 
fues und führt nur an, dass das Placet in Frankreich immer 
üblich gewesen seL Das Comitö des Cultes der konstitui- 
renden Versammlung v. J. 1848 sprach sich, nach Pradie 
S. 129, gleichfalls gegen das Placet aus, hielt es jedoch 



1 1) Allein einer Bulle dieeer Art wird ja die Regierung die Po* 
blikation versagen!! 
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Sär 60 nacbibeilig wBgen der Modificatkm, welche der Ar«* 
tikel 1 dorcfa das schon von uns erwähate Decret vom 
X 1810 erhalten hatte. Viel wdter war man 1830/1 w 
Belgien gegangen, indem man die Vorschrift des FOrg. Art. 
für unverträglich mit dem Grundsatz der absoluten Press- 
freiheit erklärtCi'^} die, weil sie nur eine Anwendung des 
entgegengesetzten Princips der Gensur sei, unmöglich mehr 
jbestehen könne. In Belgien ist daher auch das Placet nicht 
mehr in Uebung. 

2) Am heftigsten ist die Anfeindung des 6. bis 8. 
organischen Artikels über den Appel comme d'obus. Am 
gründlichsten behandelte die Frage der f Eizbischof Affr« 
in seiner schon mehrmals von uns angeführten Monographie 
de r Appel comme dabus^ besonders von S. 241 an. , Seit-^ 
jdem das Princip der Religionsfreiheit in Frankreich geU^nd 
geworden, habe (nach seiner Ansicht) der Staat nicht mehr 
das Hecht, die Achtung oder Befolgung religiöser . Vor- 
schriften irgend einer Art durch Zwang aufrecht zu erhalten» 
JEr habe aufgehört Protecleur des Canons zu sein, und sei 
auch nicht mehr berechtigt, das Lehren und Befolgen der 
sogenannten gallicanischen Freiheiten, namßnilich der 4 Ar- 
tikel von 1682 zu verlanj[en oder zu befehlen. Damit $Qi 
ein grosser Theil der Fälle, in welchen ehemals ein Appel 
comme d'abus statt hatte, weggefallen ] andere« Fälle haben 
dessbalb aufgehört, weil es gar keine geistliche Gericht^^ 
mehr gebe, indem die Officialate aufgehoben und deren 
Wiederherstellung verboten sei. 

Nur, wenn Geistliche Uebergriffe in die Amtsthätigkeit 
der Staatsbeamten sich erlaubten, wären Missbräuche noch 
möglich, doch müsste, damit der Recurs nicht in Willkür 
ausarte, die Sphäre der Amtsthätigkeit des bürgerlichen Be- 
amten genauer bestimmt sein , als es bis jetzt der Fall ist. 
Was endlich den Recurs beträfe gegen einen Geistlichen, 
der die bürgerlichen Gesetze verletze, so wäre er in den 



12) Diesfl thut auch der Cardinal v. Bonald in seinem mehrmals 
angeführten Mandement gegen Dupin. 
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Ffillen gewiss ungerecht, wo die bürgerliche Gesetzgebung 
selbst in das geistliche Gebiet hinübergreife und die Aus- 
übung der geistlichen Gewalt unbilliger Weise beschränke. 

Eine nähere Prüfung der Erklärungen des Staats- 
ralhs über vorgekommene Fälle der Abus liefern das Er- 
gebniss , dass eine solche nur dann von Erfolg wäre, 
wenn der incriminirte Geistliche vor ein Strafgericht ge- 
stellt werden könnte, und wirklich gestellt würde, was aber 
ohne eine solche vorhergebende Erklärung geschehen könne. 
Ungeeignete oder unkluge Aeusserungen geistlicher Be- 
hörden aber auf die Weise zu censiren, dass sie für abus 
erklärt werden, sei in sich selbst etwas Zweckloses. 

Gegen Entscheidungen der kirchlichen Obern in rein 
geistlichen Sachen ^^3 könne den bürgerlichen Gerichten 
unmöglich eine Einschreilung zustehen. Doch sagt er unter 
Nro. 5: 

S'il s*agit de donner a la privation des fonctions ec- 
clesiasliques des e£Pets civiles et temporeis, tel que la pri- 
vation du traitement, il faut distinguer le cas ou le titulaire 
est inamovible de celui ou il est revocable ä volonte 

Dans le premier cas le concurs de rauiorit6 doit etre 
admis, si celtc autoritö le reclame. Mais eile doit sc borner 
ä Tassurer que les regles essentielles des jugemens sont 
616 observdes c'est ä dire, que le coupable a ^te entendu, 
on que s'il ne Fa pas ^te, sa culpabiliie a 616 prouvde par 
des ecrits emanös de lui ou par temoins. 

Teile est aussi la jurisprudence du conseil d'ötat, dont 
les Ev^ques n'ont point ä se plaindre. 

Lorscequ'il s*agit d'un jugement ou d'une mesure 
prise a Tegard d'un titulaire ecclesiastique amovible, le 
Conseil d' Etat renvoi toujours devant le Metropolitain les 
Pretres revoques on interdits qui ont formö un appel. 

Diess wäre der einzige Fall des Recursrechts' der 
Geistlichen an den Staat, wenn sie durch ihre Obern zu 
leiden hätten. 

13) Z. B. wegen Verweigerung der Sacrämente oder des christ- 
lichen Begräbnisse?« 
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Die von GeislKchen in Aositbung ihrer Amte^walt be- 
gangenen Delikte unierliegen von selbst der Kenntniss der 
Strafgerichte. Daher gebt der Sehluss des berühmten Ca« 
Donisten S. 284 dahin : der Staat habe jetzt ebensowenig 
das Mittel des simple Appel comme d'abus gegen die geist- 
liche Gewalt nöthig, als die Gemeinden nöthig haben, die 
Macht des Adels im 19. Jahrhundert zu bekümpfen. Der 
Staat veranlasse nur Reibungen mit demClerus dnrch solch* 
unnölhige Censuren, setze dessen, so ^ie sein eigenes 
Ansehen herunter, ohne dass für ihn irgend ein Gewinn 
daraus erwachse. 

Auch Andrä bekämpft in seinem Caurs du droit canon 
t. I. p.. 172 die heutige Praxis der Appels comme d'abus; 
altein aus den bei ihm aufgeführten Fällen, in welchen der 
Staatsrath entscheidet, es habe ein Missbrauch der geistlichen 
Gewalt stattgefunden, ergibt sich 8och klar, dass ungeachtet 
der jetzigen Stellung der Kirche zum Staat dennoch zu- 
weilen ein derartiges Einschreiten der Staatsgewalt an seinem 
Pjatze ist, gerade wie es auch gegen Amismissbrauch der 
Staatsbeamten selbst oft vorkömmt und geboten ist. Dass 
Dupin in seinem Manual du draii public ecclesiastique die 
bisherige Ordnung der Dinge gleichfalls rechtfertigt, ist 
schon bemerkt worden. Zum Zwecke dieser Rechtfertigung 
lässt^er S. 533 den Vortrag des Staatsraths Vivien im 
Staatsrath abdrucken ,^ auf welchen hin der Hirtenbrief des 
Cardinal Erzbischofs Bonald von Lyon, wodurch dieser Kir- 
chenfürst eben diess Manuel verdammt hatte, von jener Be- 
hörde als abusiv cassirt wurde. Gegen ihn tritt nun Guil- 
lemaia in seinem Memorandum auf, S. 214 folg. Allein er 
weiss doch nichts Neues anzuführen und begnügt sich daher 
einige Stellen aus Affre's TraiiS wiederzugeben. 

3) Gegen andere Einmischungen des Staats in die Aus- 
übung der geistlichen Gewalt, als die gerade bei Erklärun- 
gen eines geistlichen Gewaltsmissbrauches, treten die kirch- 
liqhgesinnten Schriftsteller, welche zu vergleichen uns möglich 
war, uichi ex pro fessoy sondern mehr gelegtetlich aut 
Genaueres ist allerdings in der unter Nr. 10 au^eführtea 
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Sciirift: dcmgers dh Finiervmtion de Vitüt dam les ehoses 
^ritHdb» (Paris, 1648) enthalten, aber allen Bemühungeit 
ungeachtet ist dieselbe uns nicht zugänglich geworden. 

Wir haben daher 4) nur noch einiges über diejemgenf 
Schriftsteller zu' sagen, welche ex professo Theorien odei* 
Prinzipien über das Verfaältmss von Staat uqd Kirche auf^ 
Stellen; es sind diess vor Allen Laboufaye, Gibon, ]Metz<- 
Noblat, Pradiö und einige van ihnen angeführte, insbeson^ 
clere die Mitglieder des schon von uns genannten ComiH 
du euUe im Schoosse der Nationalversammhing des Jahrs 
1848. Pradie S. 32 sagt uns von demselben, es haben 
sich ihm sogleich drei Haupttheorien (Sysiemes) dargestellt: 
le premier ay^aat pour objet la Separation complete de FEglisel 
avec FEtat; le second qui'vouloit subordonfier Teglise ä 
fetal, tooft en relAchant cependant, les liens de d^pendance, 
(fiti resultent poxir FEglisie de la loi organiqne du Con- 
cocdat Le troisieme plus fuste que celui ei, plus pratique 
et plus conforme aux relations habituelles et traditionelles 
de TEglise avec les gouvernemens que le premier , avoit 
potai! bttt de consacrer Tind^pendance reciproqoe du pouvoir 
spirituel ei du pouvoir tempore!, chacun dans leur sphdre, 
tout en conservant entre ces denx pouvoirs les liens les 
plus iiiiimes au moyen des concordats librement consentis^ 
de part er d'autre. 

hie Selbständigkeit beider Gewalten in ihren respecti- 
ven Sphären ist von jeher als die Basis des richtigen Ver- 
häifoiisses zwischen Staat und Kirche anerkannt worden, 
und war leitender Grundsatz von Portalis, Blanchet, Filon; 
aber nea ist hier der Gedanke, dass nur durch gemein- 
sames Zusammenwirken (par des Concordats Hbrement 
conseniis) der kirchlichen und weltlidien Gewalt die Grän- 
zen jener Sphären und die engen Bande zwischen ihnen 
bestimmt werden sollten. Dieser Grundänschauung gemäss 
wären die organischen" Attikel einer gemeinsamen Prüfung 
z6 unterwerfen und durch üebereinkunft festzusetzen, welche 
ihrer Bestimmungen fortan noch gelten sollten. Dass da- 
diifeh' des» Krieg" ein 2M gesetzt würde, springt in die 
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Auge» m)d ist in fidchsten Grtkdß wünschenswertb. Die 
Cemmiision des CuUes oBlernabna auch nach- S. 117 — 142 
eilte Revision der organigchen Artikel; allein Alles blieb 
beim Alten und nar der schon angeföhrle Artikel der Con<- 
^tuti<m vom 19. September 184S wurde sanktiontrt, wo** 
dareh zwar die Religionsfreiheit iti gFösstmd^ehei» ITaassa 
anerkannl, aber keiaeswega entschieden oder prinzipiell fest- 
gestellt wird , welche der 77 organischen Artikel noch 6^ 
setaeskraft haben, und welche nicht. Einige Vorschläge zu 
Aendernngen wurden zwar gemaßh^ z. Bl röcksichtlich der 
Ernennungsweise der Bischöfe, des Budgets, des Cultus^ 
der Circumscription der Diöcesen der thecri^giscken Fakul- 
täten , der Kirchenfabriken u. a. Doch sind , so viel uns 
bekannt, keine neue Gesetze über diese Verhältnisse sank- 
Üonirt worden. Auch die Frage über den Coellbal der 
Geistfiehen war nach S. 252^267 im Sohoosse der €offH 
mäsion zur Sprache gekommen^ doch' v^ar man* zur Tages** 
Ordnung übergegangen« 

Eine rationelle* Theorie über das Verhällniss von Staat 
und Kirche stellt in einem, kleinen aus dem Correspondant 
abgedruckten Artikel ein Herr de Meiz^obl&t auf, die an 
die in unseren Lehrbürchern des Kirehenrechts vorkommen«« 
den (z. B. bei Richter $• 53} Unterscheidungen der Stel^ 
lungen der Kirche im Staat erimierl, aber voltständig^ isl; 
Disr Verf. unterscheidet zuerst drei Hauptgegensätze : l^i den 
Zustand, wo eine Religion mit der sie verbietenden- 6e«* 
setzgebung im Kampfe steht, 2} den, wo die Gesetzgebung 
eii^s . Staates jeder religiösen Entwicklung volle Freiheit 
gewährt, d b. individuelle Religions-* oder Gewissensfrefbeit, 
sowie Freiheit der Lehre, des Cultüs der Association ; end- 
lich 3) eine: Religion und die auf sie sich stützende Ge-< 
Ross^isdiairt erhält diese Rechte vom Staat nur in Folge 
besonderer Concession. In der ersten Lage befand sich 
das Cfaristenthum vor Constantin (und der Protestänttsmua 
TOT seiner Anerkennung und nacil der BewcaUon d^ FEdU 
de Nantes) ; in der zweiten -befinden sieh die Rel%>i0tt8ge« 
nossensekaften in den nordämeräaniscbea PreistaaCen; die 
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dritte ist die der europäischen Staaten. Doch «ind hier 
wieder mehrere Gestaltungen möglich: nemlich a} der Zu- 
stand der blossen Duldung, z. B. des Christenthums in der 
Türi^ei; b) Zustand der ofliciellen, jedoch nicht ausschliess- 
lich.en Anerkennung einer Religion, und c) Anerkennung 
mit Ausschliesslichkeit und Unterordnung der Staatsgesetz- 
gebung unter die kirchliche (also was wir dea Zustand der. 
herrschenden und den der Staatsreligion oder Staals- 
kirche nennen, und der Verf. das Systeme de Vaüiance 
nennt}. Auf diese verschiedenen Weisen kann das Verhält- 
niss von Staat und Kirche gestaltet sein, und es gibt kein 
absolutes Prinzip, wornach diess Verhäitniss nothwendig zu 
beurtheilen wäre; die Frage über diess Verhäitniss ist da- 
her nach dem Verf. nicht einer Solution absolue^ sondern 
nur einer soluüon relative fähig, d. h. das Verhäitniss be- 
stimmt sich durch eine oder die andere der gej;ebenen 
Stellungen der Kirche im Staat. Was Frankreich betrifft, 
so ist diese gegenwärtig eine unklare und verworrene» 
Die katholische Kirche ist nicht Staats-, jedoch officielle 
Kirche, hat jedoch nicht die ihr jure communi zukommen- 
den Freiheiten, wenigstens nicht in dem gehörigen Maasse, 
namentlich fehlt ihr eine der wichtigsten Freiheften, die^ der 
Association. Ihr Ziel muss sein, in den Vollbesitz aller die- 
80t Rechte zu gelangen, und sie wird es erreichen, und 
zwar in Folge des weltliistorischen Entwicklungsgesetzes 
der Menschheit, welches das der Freiheit ist. Und dess- 
halb nimmt der Verfasser auch für die Religion folgenden 
Stufengang an t Zuerst die des Kampfs (also wie wir sagen 
religio reprobata)^ dann concessionirte Religionsfreiheit von 
der religio toleraia an bis zur privilegirten , jedoch durch 
ihren Bund mit dem Staate gefesselten Staatskirche, endlich 
letztes Stadium; vollständige Religionsfreiheit ji/re communi 
wie in Amerika. Dem Verf. erscheint dieser Zustand zu- 
gleich als der der Vollendung. Wir zweiflen aber sehr, 
dass der Papst oder die katholische Kirche Frankreichs da- 
mit einverstanden sein werden. 

Seine Theorie ist im Wesentlichen die von de la Menais 
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ond seiner Freimde, doch wiH er nicht eine sofortige An- 
wendung derselben, warnt aber gegen jede weitere Allianz 
der Kirche mit dem Staate, namentiich also auch vor der 
damals (1850} projectirten and wirklich ausgeführten, rück- 
sichtlich der höchsten Leitung des Unterrichts. 

Einen vollkommenen Gegensatz zu dem Schriftchen von 
de Metz-Noblat bildet die gleichfalls nur kleinere Abhand- 
lung Laboolayes de FEglise catholique ei de VEiai^ die ver- 
anlasst durch das so berühmt oder berichtigt gewordene 
Mandement des Cardinais v. Bonald gegen Dupins Manuel 
du droit publice eccUsiastique schon 1846 erschien, und 
wie alle Schriften des eben so gelehrten als geistreichen 
Verfassers sich durch Gründlichkeit, gesundes Urtheil und 
praktischen Sinn auszeichnet. Auch er geht von dem Grund- 
satz der Unabhängigkeit der geistlichen Gewalt einer- und 
der des Staats anderseits aus, kömmt aber, indem er die 
wahre Lage der katholischen Kirche fest ins Auge fasst, 
2U andern Resultaten als die Vertheidiger des Prinzips der 
absoluten Trennung von Staat und Kirche. Mit Recht be- 
ginnt er mit der höchst wichtigen Wahrheit, dass die ka- 
tholische Kirche nicht als eine blosse religiöse Genossenschaft, 
wie es derer viele geben kann, sondern als ein kräftig 
konstituirter und bestens geordneter geistiger Staatsorga- 
nismus anzusehen ist, deren Leiter nnd Vorsteher eine 
gvosse Macht der Einwirkung auf die Gemüther der Men^ 
sehen besitzen, von der sie ebensowohl einen für die welt- 
liche Staatsordnung und die Aufrechthaltung des Rechtszu- 
standes eines Volkes gefährlichen oder nachtheiligen Gebrauch 
machen können, als einen heilbringenden. Es steht dennoch 
der Staatsmacht eine andere unabhängige Macht gegenüber, 
welche in -ihrer Aktion zu überwachen der Staat nicht blos 
berechtigt^ sondern sogar verpflichtet ist. Andrerseits ist 
aber die katholische Kirche in FranHreich die kräftigste 
Schützerin der Moral und der religiösen Gesittung des Volks, 
und in dieser Beziehung die wichtigste Bundesgenossin des 
Staates, so dass dieser schon im eigenen Interesse, den 
kräftigsten Schutz selbst wieder angedeihen lassen muss. 

AVtf. Zei75c/»r. f, Rtchtsw, JUK. ßd. IM, ^ 
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SurveiUanee et ProiedUm sind daher nothwendig« Ac«- 
tionen der Staatsgewalt, und der letzten bedarf die Kirciie 
nieht weniger als jede andere Genossenschaft^ so dass, trote 
der entgegengesetzten Ansichten ihrer exaltirten Freunde, 
die Kirche sich sehr bald in der schlimmsten Lage be- 
finden würde, wenn man es noch einmal (wie von 1795 
bis 1801, versuchen wollte, das amerikanische System in 
Frankreich einzuführen. Aus diesem Grunde ergibt sich 
mit Nothwendigkeit , dass von einer absoluten Unabh&i- 
gigkeit der Kirche im Staate durchaus nicht wird die Rede 
sein können. In wie weit die Aktion der Kirche (oder 
ihrer Behörden} in das äussere Staatsgei^iet herübergreift, 
muss sie sich unter die Herrschaft der Staatsgesetze beu^ 
gen, und welche Mittel der Staat für geeignet hält, seine, 
d. h. die allgemeinen Interessen Aller gegenüber ihrer Ge- 
walt zu schützen oder zu wahren, sie muss- sieh dieselbe 
gefallen lassen. Ihre innere rein geistliche Sphäre wird 
durch dieselben nicht beengt, weil nicht berührt. Herr 
Laboulaye hat also hier den obwohl freien, die Frdheit 
kräftig schützenden Polizeistaat, wie Frankreich eben 
so 1845 einer war, als es jetzt ist und als die meisten 
europäischen Staaten es sind, im Auge, der nach eignen 
Belieben sich organisirt und regiert, und in dieser Be- 
ziehung juristisch durch keine äussere über ihm ste- 
hende (kirchliche) Gewalt gebunden sein kann. 

Es ist also seine Sache, wie er die Ausübung seuier 
üeheitsrechte über die katholische Kirche reguliren will, 
und so konnte Frankreich die organischen Artikel vom 
Jidir 1802 Sanktioniren, und die Kirche kann sich da- 
rüber,, dass es diess that, nicht beschweren, sondern höch- 
stens über eine allzugrosse Beschränkung ihrer Freiheit, 
und ob diess der Fall sei, ist nach dem Herrn Verf. eine 
rein politische Frage. Er versucht nun von seinem Stand- 
punkte (der nicht ganz der des Verfassers jener Artikel 
ist} ausgehend, dieselbe zu rechtfertigen, und zwar ihre 
Bestimmungen betrefiend das Dogma, d. h. die Lehrfrei- 
heit desselben, betreffend die Cultus, der fcirchtichen Be- 
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hör den und das Vermögen der Kirche, und spricht sich 
allenthalben für die Beibehaltung dieser Artikel auch, ins- 
besondere des Placet und der Appeh comme cFabus, rück-^ 
sichtlich welcher er die oben angeführten Haupiralle gegen 
den Erzbischof AfFre auf das Strengste verthejdigt. Von 
einer formellen Vereinbarung des Staats und der Kirche 
für gemischte Angelegenheiten will Herr Laboulaye nichts 
wissen, die Staatsgewalt könne ebensowenig durch einen 
Vertrag gebunden werden, wie die Kirche; es könne sich 
nur von einem gegenseitigen Mitcinandejrgiehen oder Ac- 
commodiren handeln, das er allerdings im Interesse beider 
für sehr rathsam und nützlich hält. Obgleich also, wie 
er von vornherein anerkannt, die katholische Kirche auf- 
gehört hat, Staatskirche zu sein, obgleich der Grundsatz 
der Religionsfreiheit in Frankreich ohne Beschränkung gilt, 
so hält er doch als Staatsmann es für geboten, dass die 
katholische Kirche auch jetzt noch nach deaselben Grund- 
sätzen und Maximen behandelt werde, welche Napoleon 
im J. 1802 aufstellte, womit freilich partielle Modifika- 
tionen der von ihm herrührenden Gesetzgebung nicbt un- 
verträglich sind. 

So viel von den kirchenrechtlichen Werken, die $ich 
auf das Verhältniss von Staat und Kirche in Frankreicji 
beziehen. Dass es ausser den von uns berücjljiiicbtigtefi 
noch andere gibt, weiss Ref. wohl; doch standen ihm 
nur die näher von ihm besprochenen zu Gebot. Für 
Deutschland hält er im gegenwärtigen Momente,, wo der 
deutsche Episcopat sich in Masse erhebt, um der katho- 
lischen Kirche die grösstmögliche Selbstständigkeit im Staat 
zu erringen, das Studium dieser verschiedener Schriften iur 
höchst belehrend, insbesondere der von Portalis, Pradid 
und der obgleich nur sehr kleinen Schrift s^nes gelehrten 
Freundes Laboulaye. 
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Französische Rechtsgeschichte, 

Koenigswarier; Histoire de Vorganisation de la famille en France 
depuis les (emps les plus recvles jusqu'ä nos jours. Memoire cou- 
rotwe par VlnstUui de France, Paris 1851, 

Angezeigt 
von 

Herrn Dr. V. A. VFarukftulff 

in Werlheim. 



Mundimn und Gewehre sind die zwei Rechtsbegriffe, 
in denen fast alle Eigenthümlichkeiten des germanischen 
Rechts concentrirt sind; von dem ersten ist das Personen- 
recht, von dem zweiten das Stichenrecht und von beiden 
das Erbrecht beherrscht. Von diesem Gedanken, sollte man 
meinen, ist das französische Institut ausgegangen, als es das 
eine Mal tlie Besitzlehre, das andere Mal die Organisation der 
Familie in Frankreich zum Gegenstände seiner Preisfragen 
machte. Allein während die erste zum Theil vorzugliche 
Arbeiten zu Tag förderte, hat die zweite unseres Wissens 
nur eine, zwar gekrönte, aber doch wenig befriedigende 
Preisschrift hervorgerufen, die hier näher geprüft werden soll. 

Sie rührt den Titel: Histoire de V Organisation de 
la famille en France depuis les iemps les' plus recuUs 
jusqu^ä nos jours, IhrTerfasser ist Dr. Königswarter, wel- 
cher bereits früher in der Revue de la Ugislation^ sehr 
gute und interessante Beiträge zur Geschichte des franzö- 
sischen Famiiienrechts geliefert hat. lieber denselben Ge- 
genstand haben ausser den deutschen Schriftstellern über 
französische Recbtsgeschichte, ^3 insbesondere Laboulaye in 



1) Bd. XVII. passim. 

2) £s sind diese: Gans in seinem Erbrecht, Schfiffner Geschichte 
der Rechtsverfassung Frankreichs und Ref. in Warnkönig und Stein's 
französischer Staats- und Rechtsgeschicbte. 
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seinen Recherches sur la condiiion cwile et poUiique des 
feintnesy Laferriere und Giraud in ihren Werken über fran- 
zösische Rechtsgeschicbte u. a. m. geschrieben. 

Ob der Verfasser diese Werke benutzt hat, weiss man 
nicht, wenigstens pflegt er sie nicht oder nur äusserst sel- 
ten zu citiren. Gleichwohl ist er in seiner Darstellung nicht 
selbsständig genug um ihn von fremdem Einfluss ganz frei- 
sprechen zu können. 

Man muss es sogleich bei dem ersten Anblick dieser 
kleinen Schrift (ein massiger Oklavband von 360 Seiten} 
mit dem Verfasser bedauern, dass in so engem Räume ein 
so umfassender Gegenstand als das Fnmilien- und Erbrecht 
nach gallischem, römischem, germanischem, kanonischem, 
dem Lebnrechte, den spätem französischen Rechtsgewohn- 
heiten und dem Code civil dargestellt werden soll. Eine 
solche Darstellung muss sich auf das Nothdürfligste, etwa 
auf eine Skizze beschränken , und dann hat sie nur einen 
sehr geringen Werlh, oder sie muss durch Festhaltung ei- 
nes bestimmten Gesichtspunkts, von dem aus der Gegenstand 
aufg^fasst wird, das Interesse des Lesers anzuregen und 
seine Aufmerksamkeit zu fesseln suchen. 

Letzteres hat der Verfasser gewissermassen auch ge- 
than, indem er in der Einleitung als seine Aufgabe bezeich- 
net, die Familie gegen die modernen Angriffe der Socialisten 
und Communisten mit Hilfe der Geschichte in Schutz zu 
nehmen, und am Schlüsse die sociale Nothwendigkeit der 
Familie zu begründen sucht. Allein abgesehen davon, dass 
seine rechtspbilosophische Auffassung der Familie höchst un- 
klar ist, vermisst man überall im Laufe der Darstellung die 
Durchfüihrung dieses einen leitenden Gedankens, so dass sie 
am Ende doch Nichts ist als eine zwar geistreiche, schön 
geschriebene und im Ganzen richtige, aber unfruchtbare Cha- 
rakteristik des Familien* und Erbrechts nach den zu ver- 
schiedenen Zeiten auf französischem Grund und Boden gel- 
tenden privatrechtlichen Bestimmungen. 

Nicht einmal die staatsrechtliche Seite der Familie, ihre 
Stellung im Staate und ihr Vcrhältniss zur Staatsgewalt 
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bttt der Verfaikser zum Gegenstand seiner Beobachlongen 
gemacht, was doch bei dem von ihm gewählten Standpunkte 
unerlässlich gewesen wäre; er begnügt sich lediglich im 
letzten Capitel mit einigen allgemeinen Bemerkungen -über 
die Wechselwirkung zwischen der bausherrliohen und der 
Staatsgewalt nach Montesquieu*schen Ideen. 

Als blosse historische Skizze, in der oben angegebenen 
Weise betrachtet, leidet unsere Preisschrift an zwei Haupt- 
mangeln; einmal fehlt es ihr an Präctsion in der Auffassung 
und Feststellung der herrschenden Prinzipien und an logi- 
scher Canse^enz im Ausführen derselben; sie beschreibt 
nfid malt ffos, statt zu definiron und construiren. Sodann 
vermisst man in ihr die ächte historische Methode. Die 
Rechtsgesdbichte darf, wenn sie wirklich von Nutzen sein 
soll, keine blosse Zusahimenstellung von RechlsgrondsSizen 
der Vor:ieit sein, sondern sie soll die Entstehung, Aus-- 
bildung und deii Entwickelungsgang der einzehien Recih(s*- 
instilutiohen unter dem Einfluss der verschiedenen auf sie 
wiiienden Elemente verfolgen. Sie darf ebensowenig eine 
blosse Darstellung dieser Elemente und ihrer Wirkungen 
auf die Rechtsbildung überhaupt sein, wie sie von neueren 
Rechtshistorikern vielfach aufgefasst wird, ^) sondern sie soll 
mh mehr m den Gegenstand selbst hallen, und jen« Ele- 
mente nur insofern in den Kreis ihrer Darstellung 2ileben, 
als es zur Erklärung seines Entslehens und Werdens taatb- 
wendig ist. Dailn, und nur dann, Wenn sie genetisch ist, 
ist die Rechtsgeschicbte was sie sein soit, nämlich der Scblüs- 
set ztitn richtigen Versländniss des gegenwärtigen Reohts- 
zuBtandesl. Sttitt dessen hat unser Verfasser seinen Stoff 
nach diin versohiädenen Elementen der Rechlseniwickelung 
iti Gmppe^n eii!tgetheiit (denn Periodtm kann man diese Ab*- 
sehnitte nkht nennen), und in jeder das von diesen Elementen 
bedingte Rechtssystem dargestellt, dagegen den Faden, der 
sibh dutth die verschiedenen Gruppen faindufchzi^ht^ wenn 



3) Dieser Thdei trifft insbäsöndef? auch Scbäffnö»* urid Slcin in 
den oben «ngeführten Werken. 
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nicht ganz aos dem Aage verloren, doch nur selten ver- 
folgt. Nach einer allgemeinen Uebersicht seines Gegenstan- 
des im 1. Kapitel schildert er denselben im 2. Kapitel nach 
dem gallischen, im 3. nach dem römischen, im 4. nach dem 
germanischen Rechte, im 5. spricht er vom Einflnss der 
Kirche, im 6. vom Lehnwesen und den Coutames, im 7. 
von den Revolationsgesetzen und dem Code cif>ä und schliessl 
im 8. Kapitel mit einer Recapitulation, worin der aligemeine 
Enlwickelungsgang der Geschichte der Familie in grossen 
Umrissen geschildert, und wie oben erwähnt, ihr YerblSt- 
niss zum Staate berührt wird. 

Die sehr dürftigen Nachrichten über das altgallische 
Familien- und Erbrecht sind grösstentheils aus Julius Os- 
säres Commentaren geschöpft und aus den sputern Rechts- 
quellen, nämlich den Coutumes der Bretagne und der Län- 
der Wales und Cornwallis, nur in so ferne, als angenommen 
werden kann, dass die hier vorkommenden EigenthQmliob- 
keiten schon in der ältesten Zeit bestanden haben. Hierdurch 
zeichnet er sich vortheilhaft vor Lafetriere und einigen 
andern französischen Rechtshistorikern aus, die in ihrer 
Sucht, dem französischen Rechte eine gallische oder keltische 
Grundlage zu vindiciren und das germanische Element zu 
verläugnen, sich nicht scheuen, die bedenklichsten Anachro- 
nismen zu begehen. Unser Verfasser läugnet geradezu, dass 
sich in dem späteren französischen Nationalrechte irgend 
welche Spuren der alten gallischen Recbtsinstitutionen er- 
halten hätten, und weist mit vieler Wahrscheinlichkeit nach^, 
dass diese während der 500-jährigen römischen Herrschaft 
ganz verschwinden musslen. 

Eine glückliche Lösung der Frage, ob mit Mignef, Par^ 
dessus und Andern angenommen werden kömie, dass bei 
den alten Galfiern schon eine eheliche Gütergemeinschaft 
bestanden habe, gibt der Verf. (S. 34ff.), indem er fast bi^ 
zur Evidenz nachweist, dass die bierwegen angerufene Stelle 
aus. Cäsar (de belle Gallico VI. 190 von einem Witthum 
für die überlebende Frau zu verstehen sei, welches dem 
überlebenden Manne anheimrälll. Dagegen erwähnt er S. 216 
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als eine Eigenthümlichkeit des gallischen Rechts, was lange 
Zeit für eine germanische Gewohnheit gehalten worden ist, 
nach neueren Forschungen aber sich als römischer Rechts- 
gebrauch herausstellt, nämlich die Erbscbaflslbeilung unter 
den Kindern, in der Art, dass das älteste die Loose macht und 
(Jßs jüngste wählt. Der Hl. Augustinus erwähnt derselben 
als einer in der römischen Provinz Africa bestehenden Sitte, 
Yoa welcher wohl angenommen werden kann, dass sie, ob- 
' gleich die Pandekten hievon wie vorn Verfahren bei den 
Erbschaftstheilungen überhaupt schweigen, im ganzen rö- 
mischen Reich mithin auch in Gallien verbreitet war. 

In der ausgesprochenen Absicht, den Rechtszustand der 
Familie in Gallien von der römischen Eroberung an bis zur 
Völkerwanderung, also ungefähr in den fünf ersten Jahr- 
hunderten der christlichen Zeilrechnung, nach den damali- 
gen Rechlsquellen darzustellen, ^) gibt der Verfasser im drit- 
ten Kapitel einen Auszug des hier einschlagenden Theils der 
römischen Rechtsgeschichte, von dem Zwölf! afelgesetze an 
bis zu Justinian, und handelt in §. 1. von der Ehe, der 
eheherrlichen Gewalt und dem Güterrecht der Ehegalten, 
in §. 2 von der väterlichen Gewalt und von der Vormund- 
schaft und in §. 3 vom Erbrecht. Aus dieser Darstellung, 
welche sonst nur Allbekanntes enthält, und vorzüglich an 
den oben beschriebenen Mängeln leidet, heben wir insbe- 
sondere hervor die nachgewiesene Fortdauer des römischen 
Concubinats in Gallien zur Zeit des Conciliums von Toledo 
(589), von Tribur (895) und seiner Spuren bis in das 13 
Jahrhundert, — die dort übliche Bezeichnung pecuUum für 
Paraphernalien (L. 9. S- 3, D. de jure doHum) , — die 
Forldauer der vorjustinianeischen donatio ante nuptias als 
Augment de dot in dem späteren mittäglichen Frankreich, 
und der durch eine Novelle Valentinians III. vom Jahr 446, 
(die in die juslinianeische Sammlung nicht aufgenommen 
wurde), gestatteten gegenseitigen Erbeseinsetzung der Ehe- 



4) Za diesen rechnet der Verfasser Garns InstiL, Paolns Sent. die 
Cod. Gregor. Hermofif. in Theod. dasCitiogesetz.und dio Lex rom. Borg. 



Digitized by 



Google 



Warnkftnigy fraosbsische fiecbtsgeschicbte. 57 

oraltcn in una charia, als dön muiuel des bims ä venir in 
dorn späteren Gewohnheitsrecht. Mit besonderer Vorliebe 
wird sich in §. 3. über die Frage ausgelassen, welche Suc- 
cessionsklassc unter jener der gentUes in dem XII-Tafel- 
geselze zu vorstehen sei, und als eine Eigenihümlicbkeit des 
Gallo-römisohen Rechts bezeichnet, dass das Breviarium Ala- 
rici als gentiles die cognati beruft, so dass diesen nicht bloss 
die Bonorum Possessio unde cognati^ sondern die eigent- 
liche Hereditas gegeben worden wäre. 

\yichliger ist für uns die im folgenden Kapitel geschil- 
derte Organisation der Familie bei den eingewanderton ger- 
manischen Völkerschaften. 

Der Verfasser anerkennt, dass das germanische Ele- 
ment die eigentliche Grundlage des späteren französischen 
Gewohnheitsrechts ist, fasst aber jenes nicht mit der gehö- 
rigen Schärfe auf, insbesondere weiss er nicht die verschie- 
d(*nen Eigenthümlichkeiten in der Lehre vom Familienrecht 
auf den einen Begriff des Mundiums zuröckzuführen, ^} 
was sich doch mit äusserster Consequenz durchführen lässt, 
wenn man darunter die allseitige Rechtsvertretung 
des Schwachen durch den Starken versteht ; er scheint aber 
darunter bloss das persönliche Verhältniss des Schutzbefoh- 
lenen zum Schirmherrn zu verstehen. Im Uebrigen ist diese 
Darstellung fast tadellos zu nennen; besonders schön ge- 
lungen ist es ihm, die Verwandlung der dos von einem 
Kaufpreise für die Frau oder deren Hundium in ein Wit- 
thum, und die Anfänge der elielichen Gütergeineinschaft in 
der gesetzlichen Morgengabo und im Witthum nachzuweisen. 



IJ Die Behauptung des ReftTenten, dass das Mundium die Grund- 
Jii^e dcd Familienrechls bei den gernianiichen Völkern sei, ist in einer 
Anzeige von Warnköni^ und Steins französiscber Staats- und Recbts- 
gescbicble in der £cole des Charles III. S^rie T. 2. S. 375 mit dem 
Bemerken bestritten worden, dass die Verwandtschaft die Grund- 
lage der Familie sei; — diese höchst triviale Wahrheil widerlegt 
aber keineswegs obige Behauptung; denn zwischen Familie und 
Familien recht, d. h. den Rechten des Eheherrn, Vaters und Vor- 
munds, besieht ein selbstverstindlicber Unterschied. 
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Auch mag man ihm zur Erkläroag der eigeiithümlichen 
Erbfolge in das Erb- oder Slamrogat den Begriff eines 
Sammt- oder FamlUeneigenthuns in der Art zugeben y dasa 
man darunter das zwar bloss eventuelle aber doch schon 
vorliandene Eigenthumsrecht afler Familienglieder an das 
Stammgut versteht, dessen Ausübung nur durch das vor« 
gehende Genussrecht des Erblassers verhindert ist. Diess 
erklärt am bündigsten die anfängliche Unveräusserlichkeit des 
Gutes, woraus sich später das Losungsrecht entwickelt, — 
und den Ausschluss lotztwilliger Verfügungen darüber, wo- 
raus das spätere Pflichttbeilsrecht und die erbliche Gewehre 
entstanden sind. 

Aus der durch die Kirche vermidelten Fusion der eben 
dargestellten Elemente des vorjustinianeischen römischen 
und des germanischen Rechts soll sich nach der Ansicht 
ies Verfassers vom 10. Jahrhundert an das französische Na- 
tionalrecht entwickelt haben. Er spricht desshalb im 5. Ka- 
pitel vom Einfluss der Kirche, ohne sich auf weitere Ein^ 
zeiheilen einzulassen, und im 6. Kapitel nach einigen ein- 
leitenden Worten über das Lehnwesen vom R^chtszustand 
der Familie in dem grossen Zeitraum vom 10. Jahrhundert 
bis zur ersten französischen Revolution. Allein, wenn man 
auch zugeben muss, dass nach dem anfänglichen Prinzip der 
Personalität der Gesetze das vorjustinianeische römische Recht 
sich iar»ge Zeil neben dem germanischen forlerhalten , und 
dieses allmälig und zwar in verschiedenem Masse im Nor- 
den und Süden Frankreichs durchdrungen habe, so ist Nichts 
desto weniger gewiss, dass der Einfluss des damaligen 
römischen Rechts auf die Forlentwickelung des französi- 
schen Rechts weingstens im Norden nur ein untergeordneter 
war, indem es, nachdem seine Gellung während der karo- 
h'ngischen Periode seinen Höhepunkt erreicht hatte, bald 
darauf durch das Lehnwesen grösstentheiis wieder verdrängt 
wurde. Das Lehnwesen muss desshalb als selbständiges 
Element in der Enlwickelungsgeschiclite des französischen 
Rechts betrachtet und iri seinem Princip sowohl als in sei- 
nen Consequenzcn richtig aufgefasst werden. Das Letztere 
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]'»l aber dem Verfas6ier mcM gelangen , tind eg beruht auf 
einer güirzlicheh Vei-keimong der hohen wcltbialortschen Be* 
deotong des Lehnwesens, wenn er S. 11^1 sagt: ^Le c»- 
racfire g^niral du sysOeme feddala tU le fractiimnemmiy 
ei en ce sens il a M le eontre-^pi^ du monde romam ei 
de noire cwilisation basie sur Jes idies pkUosophiques du 
demier stiele. Ceiie multiiude de peUtes sociMs isoUe» 
ei mcohh-eräes appami aux coulemporams camme PanarcMe 
universtlie, comme la dig$oluiion de la socUU hwnaineF 

Darin lag ja gerade die grosse Aufgabe des Lehn- 
wesens, die menschliche Gesellschaft aus dem mit der alt^ 
germanischen Urfreibeit verbundenen Zsstand der Zerfah- 
renheit zur staatlichen Einheit zu führen. Der Lehnrertrag 
war das Band, welches die bis dahin isoiirten Elemente 
einander nnterördnele, und nach seiner allgemeinen Yer^ 
breitang et& auf Grund uod Boden gebautes System schuf, 
das von der Scholle bis zum Throne fast alle Schichten des 
Volks durchdrang und die Grundbge seiner socialen, staat- 
Ikhen und privatrechtlidien Zustünde bildete. 

Erst nachdem das Lehnsyslem di^rch die fortschreitende 
Civilisation in den Städten erschüttert und durchlöchert wor- 
den, brach das römische Recht als der schroffste Gegner 
d^s Lehns Wesens mit Macht hervor, aber nicht das vorpi-. 
slinianeische^ sondern das römische Recht, wie es von Bologna 
aus durch die Wissenschaft über ganz Europa verbreitet 
wurde. Das justinianeische Recht ist es also, welches Hcb 
mit dem germanischen vermähltt', und zwar nicht schon vor 
di?r Feudafperiode , sondern als Reaktion gegen das Eehn- 
wesen zur Zeit der Aufzüiclinung der Coulumes, wesshalb. 
auch diese Periode einer selbsistandigen Behandiung bedarf. 
Auf diese Periode folgt jene des Königtbnms oder des Ge- 
setzesrechles , wekho der französischen Revotulion unmit* 
tetbar vorausgeht. Unsci^ Verfaaser wirft aber, wie wir 
gesehen haben, alle drei Peri^en in eine zusammen, ohne 
die verschiedenen Elemente weiter zu prüfen , welche so 
»läclilig auf die Entwickeiung des französischen National- 
rechts während dieses grossen Z^eitradms Wirkten. 
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Dieses Kapitel, an .dem man insbesondere die mangel- 
baflte Vertlieilung des Stoffes auszusetzen hat, zerfällt wie 
das 3. und 4. in drei Abschnitte. In dem ersten sucht er 
vorzüglich eine Genesis der ehelichen Gütergemeinschaft zu 
geben, die ihm aber nicht vollständig gelungen ist. Nachdem 
er für deren Anfangs für die Errungenschaftsgemeinschaft, 
den Entstehungsgrund in dem gesetzlichen Wilthum der vo- 
rigen Periode gefunden hatte, weiss er für deren Erweite- 
rung, für die Fahrnissgemeinschaft, Nichts als allgemeine Re- 
flexionen ohne Thatsachen hinzusteilen, und doch lässt sich 
mit leichter Mühe nachweisen, dass diese in ähnlicher Weise 
wie die Errungenschaflsgemeinschaft aus dem gesetzlichen 
Witlhum sich entwickelt hat; nachdem nämlich dieses auf- 
gehört hatte, in einer Quote der Errungenschaft zu bestehen, 
oder letztere vielmehr Gemeinschaftsvermögen geworden war, 
entstand ein neues, in der Hälfte des übrigen Vermögens des 
Hannes bestehendes Witthum. Dieses Witthumsrecht be- 
schränkte sich aber, nachdem den Frauen gestattet wordeti 
war, durch Verzicht auf die Fahrniss den Schulden des Han- 
nes zu entsagen, bald auf die Hälfte des Liegenschaftsver- 
mögens des Hannos, während das Recht auf die hälftige 
Fahrniss sich nach und nach aus einem von Laboulaye tref- 
fend bezeiohnelen gain de survie in ein Gemeinschaftsrecht 
an die gesammte fahrende Habe verwandelte.^} 

Sehr oberflächlich ist im 2. Abschnitt von der vä- 
terlichen Gewalt und Vormundschaft gehandelt. Charakter 
und Consequenzen des Ballium (des früheren Hundiums}, 
seine Entwickelung unter der Herrschaft des Lehnswesens, 
seine doppelte Beziehung als väterliche Gewalt und Vor- 
mundschaft und die unter dem Einfluss des römischen Rechts 
sich bildende Verschiedenheil zwischen diesen beiden In- 
stitutionen — sind kaum erwähnt, während über Anfang 
und Ende der Vormundschaft und Uinderjährigkeil eine Henge 
unnützer Einzelheiten gegeben wird. 



6) Vrgl. hierüber Warnkönig und Stein's französische Staats- und 
Rechtsgescbichte. Bd. 11. S. 247 ff. 
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In dem sonst äusserst interessanten Abschnitt vom Erb- 
recht bat der Verfasser die so wichtige Regel InsiUuHon 
d^hiriüer ria point de lieu, welche das dem französi- 
schen Recht noch jetzt so eigenthümiiche formelle Nother- 
benrecht ausdrückt, nicht richtig aufgefasst, indem er nur 
darunter den Satz versteht, dass man über das Stammgut 
nicht letztwillig verfügen könne, während es doch recht 
eigentlich heisst, dass die Verwandten allein die Erben des 
Erblassers , und testamentarisch Bedachte immer nur und jetzt 
noch blosse Legatare sind, — dass jene allein die erbliche 
Gewehr haben, und diese sich in den Besitz einweisen las- 
sen müssen, — ja I dass es im römischen Sinne des Wortes 
in Frankreich gar keine Testamente, sondern bloss Intestat- 
codicille gibt. Auifallend ist ferner der Unterschied, den 
der Verfasser zwischen den beiden Rechlsspricbwörteru : pa- 
iema palerniSy muterna matemis, — und propre ne remonle^ 
macht, während doch beide wenigstens ursprünglich eines 
und dasselbe bedeuteten, und sich aus dem vom Verfasser 
selbst aufgestellten BcgriiTe des Familieneigenthums am Erb- 
gut mit logischer Consequenz erklären lassen. Ermüdend 
ist endlich die Detailmasse, die der Verfasser am Ende die- 
ses Abschnitts über die Primogenitur gibt. 

Ungleich besser ist ihm im 7. Kapitel die Entstehungs- 
geschichte des Code cicil gelungen. Er zeigt darin, mit wel- 
cher Consequenz die philosophischen Freiheits- und Gleich- 
beitsideen des 18. Jahrhunderts in den Revolutionsgesetzen 
durchgeführt wurden, weiche Modificationen sie bei der 
Codifikation im Jahr 1804 erlitten haben, und in weicher 
Weise der Code diesen Prinzipien gemäss zu revidiren wäre. 
Diese Darstellung lässt, von diesem Gesichtspunkte aus auf- 
gefasst, wenig zu wünschen übrig, und in dogmatische Ein- 
zelnheiten lässt sich der Verfasser hier nicht ein. 

Vom Inhalt des 8. Kapitels war schon oben die Rede. 
In seinen Schlussbetrachtungen (Condusion) über die so« 
ciale Nothwendigkeit der Familie hat der Verfasser gezeigt, 
dass er mindestens kein Philosoph ist, indem er diese le- 
diglich aus dem Hugo Grotius'schen Naturtrieb der Gesel- 
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ligkeit abzaldtea sucht; bii^raas Ussi $\eh aber noch gar 
Manches ableiten, die Promiscuilät wenigslens dhenso gut 
wie die Ehe, und das communisiische Beisanimenleben noch 
besser als das Familienleben. Die philanthropis.chen Triebe 
sind es nicht, sondern die der Selbstliebe, welche dem Cofid- 
munisaius widerstreben; der Individualismus, der sich im 
Menschen siräubt und roit Recht gegen das naturwidrige 
Niveliiren unserer radikalen Weltverbesserer, und die Kruft 
dieses Triebes, der in der Familie und im Eigenthiim allein 
seine Befriedigung findet, wird noch lange ihrer ohnmäch- 
tigen Versuche spotten. — 



IV. 

lieber die neueren Leistungen der Italiener auf 
dem Felde der Rechtsfilosofie überhaupt und zu- 
nächst über Giarapaolo Tolomei's (Professor der 
Rechtsfilosofie, Encyklopädie und des Slrafrechts 
zu Padua) corso elementare di diritto naturale o 
razionale. III Voll. Padova. 1849. 

Von 

Herrn Dr« ROUer^ 
Professor des Rechts in Heidelberg. 



Wenige unsrer Landsleule möchten in der günstigen 
Lage sein, sieh einen ziemlich votlsUindigen Ueberblick der 
reehtsfilosofiscben Leistungen Kaliens bis zur jüngsten Zeit 
iui verschaffen. Der Sdireiber dieses Aufsatzes verdankt 
es hanptsäch^ich dem reichen italienischen Bücherschatze des 
Herausgebers dieser Zeitschrift, dass er sich in diese Lage 
gesetzt und so einen lange gehegten Wunsch befriedigt sieht. 
Er glaubte «ich dartun doppelt verpflichtet, der Airffode- 
rung des Herausgebers zu entsprechen und, Weiteres sich 
vorbehaltend 9 einstvreil^ ewge Bemerkungen über jene 
Leidungen dort niederzulegen, indem er bttuptsächlieh an 
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die genannte Schrift von Tolomei sich anschliessk, die 
unter den neueren eine der bedeutendsten ist. 

Vor Altem wollen wir versuchen, von dem Gesammt- 
eindruck Rechenschaft zu geben , den die Erzeugnisse des 
itaVeoischen Geistes auf diesem Gebiete auf uns gemacht 
haben, auch wenn es hierbei natürlich nicht möglich ist, 
unser Urtheil im Einzelen zu belegen, da dieses sich nicht 
sowohl auf einige Dutzend Stellen stützt, sondern das un- 
wHlkitriiche Ergebniss der ganzen Arbeit war. 

Die übarall hervortretenden Eigenlhümliebkeitea der 
italienischen Darstellung sind vor Allem : eine grosse Schärfe 
der Entwickelung und strenge Folgerichtigkeit, die vielfach 
an dieselbe Eigenthüinlicbkeit der grossen Recbtsmeisier der 
alten Römerzeit erinnert. Nur besteht der wesentliche Vor- 
terschied, dass die heutigen Italiener bei Weitem weniger 
Mass in. ihrem Aufwand an Logik bei Anordnung und Ent- 
wickelung des Recblssloffs zu haiton wissen; dass sie sich 
in ausführlichen, nicht selten erst unmittelbaren, dann mit- 
telbaren Beweisen Dessen gefallen, was kein Mensch leug- 
nen kann und wird : dass sie fast durcbgäogig — wie oft 
schon ihre Infaaltverzeichnisse erkennen lassen — in endlose, 
überflüssige Unterscheidungen und BegrifTspaltereien ver- 
fallen. Diess Letztere zumal schmeckt unverkennbar sehr 
stark nach der alten scholastischen Unart; es wird jedoch 
auch von Italienern selbst, z. B. von Aibini^} und Am- 
brosoli^) an Romagnosi getadelt, während es eben- 
sogut an Tolomei, Baroli und vielen Andern getadelt 
werden könnte, die auch oft unter drei oder vier verschie- 
denen Uebcrschriften , z. B. ufikio, scopo, utilitä, oggetto 
della scienza, immer wieder mit andern Worten ziemlich' 
dieselbe Sache besprechen. Diess führt begreiflich sehr 
häufig zu einer unsäglichen Breite und zu einer Reihe von 
Bänden, wo wir Deutsche es nur zu einem oder höchstens 



1) Advokat und Professor zu Turin. 

2) Professor des Rechts su Pavta: Infroduziono alla ghirispru- 
denza filosofica. Milano. 1846. B. 136. 
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ZU zweien bringen. Hat doch unsere ganze überreiche 
Schriftensammlung über Naturrecht, der die aller andern 
Völker zusammengenommen auch nicht entfernt die Wage 
hält, seit Wolff auch nicht ein einziges Werk von fünf 
oder sechs Bänden aufzuweisen, wie das von Luigi Ta- 
parelli^) und von Pietro Baroli,*) des älteren Werks 
von Filangieri und anderer neueren von kaum geringe- 
rem Umfang nicht zu gedenken. Weit eher dürfen wir nach 
dem Gesagten bei den Italienern die Quelle ihrer Breite in 
einem Ueberfluss an logischer Schärfe suchen als in einem 
Mangel daran, worin sie bei uns gewöhnlich ihren Grund 
hat, z. B. bei Rotteck, ganz abgesehen von seinem Her- 
einziehen andrer Zweige der Staatswissenschaft in sein Ver- 
nunftrecht. Alle Blossen in dieser Hinsicht, zumal bei ihm, 
der so oft den Eindruck macht, als sei er mit seinem Her- 
umreden um die Sache gleichsam auf der Suche des klaren 
bestimmten Gedankens, den er dennoch meist nicht trifft, 
bleiben seilen den Italienern verborgen und werden gele- 
gentlich, z. B. von B a r 1 i, stark beleuchtet. Der Einzige 
fast unter uns, der ihnen von Seiten des logischen Rüst- 
zeugs völlig gewachsen war und desshalb in seiner Hei- 
mat ebensoviel beneidet als verspoltet ward, obwohl er 
sich vor dem Missbrauch, den sie damit zu treiben pfle- 
gen, ziemlich frei zu halten wussle, war Anton Bauer; 
und nächst seiner Klarheit ist es vielleicht gerade jene 
Eigenschaft, wegen deren sein Lehrbuch des Nalurrechts 
in Italien eines der bekannleren geworden ist. 

Ziemlichen Anlheil an der gerügten Breite der Italiener 
hat auch eine gewisse, ihnen eigene, südliche Wohlreden- 
heit, ja bisweilen ein rednerischer Schwung, der an Ci- 
cero mahnt und uns in wissenschaftlichen Werken fast 

3) Saggio teoretico di dirillo naturale appoggiato sul faUo. 5 Voll. 
Nap. 1844. Diess Werk und einen Auszug daraus von demselben 
Verfasser: Corso elemenlare di natuiale diritto. 1845. kennen wir 
nur aus Schriften Anderer. 

4) Diritto naturale privalo e pubblico. 6 Voll. Cremona 1837. Der 
Verfasser ist Professor der Filosofie in Pavia. 
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ganz fremd, aber freilich doch auch ziemlich selten bei den 
Spaniern ist, deren Stärke vielmehr in einer kräftigen Kürze 
des Ausdrucks liegt. Doch sind wir in keinem neueren 
Werke Italiens mehr jener warmen Geföhlspraohe begegnet, 
durch die seiner Zeit Beöcaria mehr gewirkt hat, als jo 
die trockene Sprache nüchterner Verständigkeit zu wirken 
im Stande sein wird. . : . , . 

Wie sich, nach dem oben Bemerkten, nicht leugnen 
lässl, dass, von Seiten ihrer Neigung zu scholastischen 
Verstandesspielereien und zu einiger Kasuistik, die Italiener 
noch gewissermassen im Mittelalter befangen sind, so muss 
man Ebendiess in einer andern Hinsicht behaupten. Ihre 
rechtsfiloi^ofischen und überhaupt filosofischen Schriften (z. B. 
die Gioberti'sJ athmen nämlich grossentheils — am 
. Meisten, aber nicht bloss dann, wenn deren Verfasser Geist- 
liche sind, wie der Abt. Antonio Rosmini de Ser- 
bati^) oder der Jesuit Taparelli, — einen stark mittel- 
allrig gefärbten Geist römisch-katholischer Spekiilatioh. 
Diesem Geist, der bei uns längst verschollen oder vielmehr 



5) Von den zahlreichen Schriften dieses Mannes, die nicht ohne 
Grand von den Italienern in erster Linie genannt werden, wenn von 
Dem die Rede isfc> was von ihnen neuerdings für Filosolie, und na- 
mentlich Rechtsfdosofie, geschehen ist, gehören zunächst hierher: ^Fi- 
losofia de! diritto. Milano 1841/* in 2 starken Bänden, und „Lasociet^ 
ed il suo fine. Milano 1839'* ; aber auch mehrfach seine „Filosofia della 
morale** ebenfalls in 2 starken Bänden (Tora. XII u. XIII der „Opere 
edite e inedite**), vOn denen der erste (Milano 1837) die „Principj della 
scienza morale** und „La storia comparativa e critica de' sistemi intorno 
al principio della morale** enthält, der zweite (Milano 1838) die „Antro- 
pologia in servigio della scienza morale.** Ohne Belehrung wird auch 
letztere Werke Niemand aus der Hand legen. Die „Opere politiche^, 
darunter eine „Filosofia' della polttica'*, sind uns leider bis jetzt nicht zu 
desicht gekommen. — Eine fast asiatische Fölle und die mitunter 
fast oder ganz bis zum Dialog führende Lebendigkeit .der Darstellung, 
sowie der sehr hervorstechende scholastische Anstrich sind für Deut- 
sche oft störend^ sonst aber sind die rechtsfilosofiscben Ausführungen 
des Verfassers, dem seine Landsleute wohl den Vorwurf des Abstrak- 
ten und wenig Anwendbaren machen, jedenfalls durch grosse Eigen- 
thfimlicbkeit und viele sehr feinen Bemerkungen ausgezeichnet. 
Srit, Zmuehr, /. Bechuw, XXV. Bd. J. Bft. 5 
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nie Eli Hause gewesen ist, hal man swar seit Stahl ver- 
suehly mntatis matandis, »b evapgriüscb-protestaDtiscber 
Spekulation zur Wiedergeburt zu verhelfen , allein voraus- 
sidittieh ohne irgend eine Hoffnung des Erfolgs. 

Häufige Anfahrungen aus den Sohrifien ihrer grossen 
Gelehrten und Dichter bis ins Mittelaber hinein, nicht bloss 
ihres Dante (sowohl aus seiner meifcwürdigeft kleinen 
Schrift ^De monarehia^, als aus dem Inferno^ Purgatorio und 
Paradiso) und Petrarca, .sondern auch der „Summa fbeo- 
logiae^ ihres Thomas von Aquino, halten whr den Ita- 
lienern aber ebenso gern zu Gut als die kleine Schw&che, 
dass sicher iofimer irgend Einer ihrer Landsleute, ein Vico 
oder Filangieri etc., schon früher Das gewusst oder ge- 
sagt haben muss, was die übrigen Völker Buropa's längst 
gewohnt skid auf eines Andern Rechnung zu sohretbeo. 
So muss nach Tolomei z. B. Vico die Anr^ung zu 
Montesquieu's „E$rprit des lois^ gegeben haben, die uns 
.doch, sofern man überhaupt solche Vernmthungen wagen 
darf, weit eher Amelot de la Houssaie, zomal durch 
seine „istoire du gouvernement de Venise^, gegeben zu 
haben scheint» obwohl auch MacchiaveLli, Bodin und 
Andere nicht ohne merklichen Einfluss auf ihn geblieben sind. 
So schreibt er dem heiligen Thomas Aquinas das Ver- 
dienst zu, schon jene scharfe Unterscheidung zwischen dem 
Recht und dem Sittlichen, Religiösen und Politischen ge- 
macht zu baben^O ^^^ ^^^ Deutschen entdeckt zu haben 
gteublenl Diese Behauptung würde freilich, wenn sie emst- 
Ueb gemeint wäre, im besten Falle eine sehr mang^afte 
Bekanntschaft mit den fraglichen deutschen Forschungen 
verrathen, auch wenn in jener, wie in vieler andern Hin- 
sicht ohne Frage viele verständigen und mitunter sehr scharf- 
siwigen Bemerkungen beim heil. Thomas sich finden, die 
nicht nur fibr seine finstere Zeit wahrhaft merkwürdig, son- 

(h) Elwa wegen quaeai. 96 art. 2 nad 4 der sccttnda secundae 
■ piftcl» der „SiimBiR theolagiee^ des Doctor aagelicus: utmm ad ]eg«m 
buBianam pertiaeak omaia vitia. cohibere -»? ond: atmiii lexhvmaiia 
imponai iMmioi BeceMHatem in foroconscieiiliae -^t 
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^11 nocb jelzt^ und fmmentlioh fi^ die Beektefachmäilner^ 
lehrrefeb sind« Wir wollen hier nsr erinaem an mandie 
seiner Uberrascbe&defl Sätze über das Verbaltmss des po- 
sitiven zum natürlichen Reebl» über den Uinfafig der Auf'- 
gab0 des ersteren und die Notfawendigkeit seiner ste- 
ten Umgestallting )e nach* de» sich verändernden Ver^ 
häUttissen, über das Verhältnis des GeseUes tsr Gewöhn* 
beit, über Auslegung^ dispensalia, Privilegien^ Ober das prin«- 
oeps legibus solutus etc. G^sld genug gebdrl allerdRtgs 
daz4i^ sie aus der geschmacklosen Hülle und Fülle tUdieniseb-^ 
sobolastischer Dtalefattk los^uschälen ^ und sein Ewiges: Ad 
primuffi sie prooeditur. Videtur quod etc. Fraeterea -^ 
Praeterea. Sed contra est -*. Re^ndea dicendum -^ m1 
primum — ad sec* -^ ad tertium, — macht ihn fast ebenso 
ungeniessbar, wie iinsern Wolff seine missverstondene 
Leibnitsische Hietbodos matheantica demonstraadi, oder seine 
noch unglücklichere Methode unsctn He gel 

Unverkemibar verräth die erwähnte itaGsdie Schwäch«, 
wie so viele andern sprechenden Züge, eine valeriändische 
Gesinnung, die Wir hooh in Ehren halteR und wegen deren 
wir ihre Hoffnung«» auf eine bessere Zukunft, aaich in Hiih- 
sicht ihres wissenschaftlichen und reehtsfiiosofiseliefi Wir« 
kens, von Herzen theilen. 

Einen ebenso starken als wohUhätigen Abstich, insbe- 
sondere zu der franeösischen Behan^Bongsart fast aller Wis- 
senschaften, die nicht mit der"^ Grössenlehro und Naturlebre 
' zu thun haben (d. b. nicht s. g. Sciences exacles sind), 
bietet das überafi durchblickende Steeben der Italiener dar, 
nicht bloss mit glänsenden Gedanken oder Redeasarfen um 
sich zu werfe», <fie, Seifenblasen g}eteh, im näehsten Aih- 
geabUck ihre Hohlheit kund geben, sondern mit w'ahrbaft 
wissenschaflliehem Ernst in geregeltem (king der VtiMlnt^ 
chung vor Allem sich selbst zu genügen. Diesem Umstand 
nnd der anerkennenswerthen Bemühung mancbei' flirer 
Scfariflsteller, vielleicht vorzüglich, aber bei Weitem nicht 
bloss, Baroli's'^} und Rosmini^s, von den Früchten 

7} Baroli sagt im Vorwort zu leinem „DiriUo naturale^ ausdrück- 

5* 



Digitized by 



Google 



68 Rüder, die neVieren Loistangen der Italiener 

deatücher Forschung Nutzeh zu ziehen, so schwer ihnen 
Diess auch unsere Sprache macht, verdankt es Italieh, dass 
es auf dem Felde der Rechtsfilosofie neuerdings ohne Frage 
mehr geleistet hat als Frankreich. 

Es verdient insofern keineswegs die harten Urtheile, 
die zumal von da aus z. B. von Cousin, Lerminier®} 
und den Genfer „ Annäles de Mgislation et de jurisjprüdence^^J 
über es gefällt worden sind. Was aber in der letzten Zeit 
Mennensw^rthes über Rechtsfilosofie in französischer Spra- 
che geschrieben worden ist, hat fast durchweg keine Franzo- 
sen zu Verfassern. So der „Trait^ de droit pönal^ von Rossi, 
der „Cours de droit naturei^ voii Ähren s, gewissermassen 
auch die „Lois de fordre social^ des Elsassers Schützen- 
berger, ähnlich wie früher die Schriften der Schweizer 
Burlamaqui (dem Namen nach wahrscheinlich auch ita- 
lienischer Abkunft) und Yattel, die in Frankreich, und 
letztere weit über Frankreich hinaus, lange genug beinahe 
als Codices juris naturalis et gentium galten. 

Ebenso erfreulich als ehrenhaft ist es, dass die italie- 
nische Schule durchaus festhält an den Gedanken einer sitt- 
lichen Ordnung der Dinge und eines ewigen Rechts, dass 
auch nicht Einer der neueren Rechtsfilosofeii Italiens, uns- 
res Wissens, an der Flachheit des englisch -französischen 
Nützlichkeitprinzips nach Hobbes', Helvetius* oder 
Bentham's Zuschnitt Geschmack gefunden hat, — nicht 
Einer geistlos genug war, um, gleich unsern Rechtshand- 
werkern in Lehre und Leben (den s. g. Positivisten) , zu 
zweifeln am Dasein eines natürlichen Rechts des Menschen 
und der menschlichen Gesellschaft und an der unermessli- 
chen Bedeutung und Tragweite der Wissenschaft dieses 
Rechts. Wer von ihnen über diess Alles und zur Wider- 
legung der Gegner das Beste gesagt haben mag, ist in der 

lieh: „reputammo stretto nostro dovere di leggere tutte le opere dei 
piü »ccreditati scritfori anticbi e moderni d^l diritto di qualsivoglia 
paese, di meditarne ed approfondirne i pensamenti^* etc. 

8) introdaction gän^rale ä fbistoire du droit. Paris 1829. p.221. 

9) Tora L p. 63; -* freilich von einem Italiener selb3t: Ro0si. 
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That schwer za sagen. Tolomei bandelt darüber aus- 
führlicb. ^^} Einige der vielen, zum Theil schlagenden Be- 
merkungen darüber und über die verschiedenen Hauptan- 
sichten von Recht und Bechtsfiiosofie , die sich namentlich 
auch bei Baldassare Poli, Lodovico Ambrosoli, 
Carlo Boncompagni und Andern finden, behalten wir 
uns vor, weiterhin' milzulheilen. . : •' 

Was insbesondere die Nützliehkeittheorie angeht, so 
wird, dass der Uebersetzer Bentham's, der Neapolitaner 
Vacca, seinen Autor lobt, kaum als Ausnahme von dem 
eben Gesagten geltend gemacht werden können, oder doch 
nur als eine solche , wodurch die Regel . bestätigt wird. 
Und hierin wenigstens stimmen' wir zum Glück fast mit 
den Italienern überein; während sonst auch die abenteuer- 
lichsten Ansichten des Auslandes bei uns ihre Vertreter — > 
Nachbeter oder Uebertreiber — zu finden pflegen. 

Man hat zwar, zumal Poli^ '^) auch ausRomagnosi 

10) Corso elementare di dirilto naturale. Tora. I. cap. 2 und 5. 

11) Professor .der Filosofie zu Padaa, im §. 11 des Saggio I: 
„della riforma della giurisprudenza come scieiiza del diritto^ in Fase. I. 
seiner „Saggi di scienza politico-Iegale.^ Milano 1841. Fase. I~I1I, 
durch welche der Verfasser seine Landsleute ermuntern möchte, Hand 
anzulegen zur. Förderung der moralischen Wissenschaften. Anaser 
dem angeführten gehaltvoUen Aufsatz, worin gegen die herrschend- 
sten Jrrthümer gekämpft und eine völlige Umgestaltung der Rechts- 
wissenschaft -^ eine wahre scienza nuova, wie Vico sie schon wollte 

— als unerlässlich bezeichnet wird, gehen die Rechtsfilosofie einiger- 
massen an Saggio II: Teorica deli' aniiininistrazione pubblica e privata 

— Saggio III, .wo Bericht . erstattet wird über Vinc. Grayina'a 
Schriften, zumal sein werthvolles Werk „De origine et progressu juris 
civilis^ und über Alberto de Simoni'g (schwachen) »Saggio cci* 
tico, dtorico.e filosofico sul.diritto. de natura e ddle genti.^ — Be* 
langreicher aber ia% Saggio Y, worin in 3. Kap. (S. 785t*S71) zuerst 
ein Ueberblick über die Staatswissenschaften : gegeben wird , hierauf 
die Darstellung der. Olosofischen Grondlehren für Sk politischen Ger 
setze; endlich die sehr lehrreiche, und für die Rechtsleugaer gewiss 
überraschende Zusammenstellung der filosofiscben Grandsätze, alles 
positiven .Rechts. Der bei Weitem ausführlichste vierte Yersuoh(S. 
162-^783) betrifft die Volks- und Staafswirthschaft, bespricht hier die 
Lehren auch der Nichtitaliener vom Fach und scheint uns um. so toehr 
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einen Vorkimpfer des NütsUchkeitprinzips gemacht^ Aber 
der H^aufigeber seiner Schriften, de Giorgi, veiiheidigt 
ihn, gewiss mit Recht, mit grosser Wärme gegen diese 
Beschaidtgung. Das Aeusserste, vas man ihm in dieser Be- 
ziehung zur Last legen kann, ist, dass er den Vorwurf des 
Eudämonismus, den ihm Rosmini macht, wenigstens ge-* 
Wissermassen verdient hat, insofern er das Recht als Mitte) 
aoffasst znm Zweck der Brhaltung und des höchstmöglichen 
Wohlseins („della piü felice conservaKione^) des Men-* 
sehengescfalecbts , — aber freilich verbunden mit dessen 
schnellster und grösstmögticher Vervollkommnung. Nur in 
diesem Sinn hält er das Gerechte auch für das Nützlichste.^^) 

Zur Zeit des letzten Jahrhundertwechsels halten aller« 
dtngs auch in Italien die Lehren der Sinnonweisheit nnd 
Selbstsucht Eingang, wo nicht die Oberband gewonnen ober 
die Grnndstitze der SittUchkoit und des Rechts, da nun eiih- 
mal leider diese und die pyrenäische Halbinsel, schon durch 
ihre Lage, dem verhängniss vollen Einflusis Frankreichs am 
Meisten ausgesetzt sind und auch ferner sein werden, so- 
lange nicht die hervorragenden Geister jener Länder im 
engsten Anschluss an Deutschland, in Hinsicht der Wissen- 
schaflforschuttg wie des niedern und höhern Unteivicht«, 
das natürliche Gegenmittel erkennen rnid in unermüdlichem 
Zusammenwirken geltend machen werden. 

Hier sei nur noch erwähnt, dass durchweg die rechts- 
filosofische Spekulation der Italiener Zeugniss gibt von ei- 
ner wahrhaft überraschenden Besonnenheit, vermöge deren 
sie vor Allem auf festem Boden stehen wollen und mit sehr 



der Beacbtnng wertb, als der VerfesserCwie er es yen der itnTischen 
Schule überhaupt behauptet) sich frei hält von der, sumal englischen, 
EinMitigkeit, die gebührende Unterordnung des Nützlichen — mithia 
auch der Wissenscbatt des Reichlhums -^ unter das Ehrbare und 6e-> 
rechte tu verges^, deren engen Zusammenhang er ffir den nligemeinen 
fUosoflsoben Ausgangspunkt hftH für alle Gesetze der sittltehen Weh. 

12) S. „Assunto primo della scienca dei dirrtto^, aoerst 1920; in der 
Gesaromlauf gäbe seiner „Opera" von Aless. de Giorgi. Vel. ItL 
p. I. (Milaoo, 1841.) S, 603; $. 27L Vergl. dazu die Anmerkung 
des fierauigabera. 
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seltnen Ausnahmen giiidilich bewahrt worden sind vor den 
Verirrungen so vieler französischen und deutschen Schrift** 
steiler, zumal im Boreich des Sozialismus ttnd Kommunis* 
mus. Wir stimmen dem Grafen Mamiani vollkommen bei, 
wenn er den Aasspruch thut: »ringegno itäiiano e positivo 
e razionale ad un tempo.^ Eine solche Besonnenheit aber 
muss man den Italienern um, so höher anrechnen, als sie 
an der lebhaften Einbildungskraft, i)ie sie vom rechten Wege 
ableiten könnte, bekanntlich keinen Mangel leiden. Wie 
gerabrlich diese letztere aber ihren eignen vmsenschaflli- 
chen Forschungen und denen andrer Völker werden kann, 
wird kaum ein andres Beispiel deutlicher darthun^ als das 
Ton Vico^s, an Bildern und Deutongen aller Art so ttber- 
reicher, scienza nuova und ihrem kaum verkc^mbaren gros- 
sen Elnfluss anf Creuzer's „Symbolik und Mythologie der 
alten Völker^, der jedoch bis jetzt unsern Filologen gttnz^ 
lieb entgangen ist. 

Den meisten Einfluss hat, seil Wolff und seiner Sehule 
— deren Hauptlehren Tolqmei^^} recht gut darsfolitund 
treffend beurthelU — wie überhaupt im Ausland, so in Ra- 
llen, Kant's Rechlsfllosoüe geübt, auch noch auf Baroli, 
Rosmini und Tolomei, obwohl, hicht z^m Schadender 
Sache, die Einwirkung der Wolff 'sehen Grondiäätze bei 
Manchen, z. B. bei dem Letztgenannten, nicht ganz ver- 
drängt werden konnte und insowdt das Gerathen in einen 
ganz leeren Pormalismus gtücklieh vermieden würde. Doch 
ist wohl noch immer in d^r Hauptsache die Mehrzahl der 
dortigen Recbtsfilosöfen , bewusst oder unbewusst, wie in 
Deutschland auch, auf dem Kant-Fichte' sehen Stand- 
punkt stehen geblieben, obwohl nidit Wenige Derselben 
äberzeugende Einwürfe dagegen gemacht haben. 

So sagt z. B. Poli*^}: das Recht in die Freiheif 
setzen, heisse: es mit dem Yermögen vervi'echseln , durch 



13) Corso elementare I. $. 85; 86. ^ 

f4) Im angefahrten ersten Miner ^gpl.di soienia po4iti€«- le- 
gale." $.13. 



Digitized by 



Google 



72. R5 der, die Mnereh Leutaögen der Italiener 

das es ins Werk' gerichtet werde, das sich aber ebenso auch 
im ünreeht kund gebe. Die (^äussere) Freiheit setze das 
Recht, als ihr Mass, voraus. Wenn nach Kant das Recht 
in. dem Zusammenbestehen der gleichen Freiheit Aller, zu 
suchen sein solle, so führe Diess zu der irrigen Vorstellung 
einör Art von körperlicher Undurclidringliohkeit der gegen- 
seitig sich abgränzenden Rechtskreise, da doch diese viel- 
mehr sich stelig erweitern sollten. Häufig werde gerade 
die Freiheit von Rechtswegen mehr oder minder dauernd 
beschränkt und müsse es werden, wie sich z. B. bei der 
väterlichen Gewalt, der Vormundschaft, den Verträgen deut- 
lich zeige. Ebehdaraus erhellt schon die Richtigkeit der 
weiteren. Bemerkung, wie Wenig für die Wahrheit und 
Klarheit gewonnen werde durch die andere trJägUche Formel 
Kant 's; Andere nicht als Mittel zu behandeln. An die- 
ser hatte übrigens . schon RomagnosP^ getadelt , dass 
sie nur einen verneinigen Grundsatz ergebe; ebenso an der 
andern Forn^I Kant' s: Handle so, dass der Grundsatz 
deiner Haiidlung Regel für das Händeln. aller Menschen wer- 
den könne ,' . — dass sie in der Tfaat gar Nichts darüber 
aussagiC} wiQ, denn. Alle und jeder Einzele ihr Verhallen ein- 
zurjqbten hatten, d. h. keine. bm'ahige (positive) Richtschnur 
aufstelle; während Tolom ei *®) hieran das Ausgehen 
von der falschen Idee rügt, dass der Mens.ch zuerst nicht 
auf sich selbst, sondern auf die Andern hören und sich nach 
ihnen richten solle („debba prima sentire gli altri che se 
sle^so''). Hätte Kant auch ui^zweideuliger gefedert, wie 
^r es offenbar gemeint hat: Andere nicht als blosses 
Mittel zu behandeln, --- da. nur ,eine solche B;ebandlung 
sich nicht mit der Würde des Menschen als Selbstzwecks 
verträgt, so würde Pol i doch nur die Unvereinbarkeit des 
positiven Rechts mit der so vej;bessGrten Formel dar- 
gethan haben, wenn er erinnert an unsre Galgen, unsre 
lebenswierigen Freiheilstrafen, unser strenges Recht An- 



15) Opere ed.* de Giorgi T. ill. P. 1. S. 548 u. 547 nota 3. 

16) Corso elementare I. §. 87. •* . 
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dtire verhungern zu lasstiri, ehe wir in den Bentel greifen, 
unser Recht den ungerechten Angreifer zä tödten. 

Ebeniso sagt Giuseppe Antonio Dalluscheck ^^): 
Kant*s ßechtsbegriff setze voraus, dass man schon wisse 
Was Recht sei, indem man seine Handlungsweise (Freiheit) 
ja gerade desshalb besehrünken. solle, weil Diess aus dem 
Rechtsbegriff folge. Er fügt treffend hinzu: die vernei-' 
nige Formet könne erst aufgestellt und gellend gemacht 
werden, wenn genau erkannt und bestimmt worden sei^ 
wieviel bejah ig Jedem zukommt. Die. Freiheit-Beschrän- 
kung könne nur die Wirkung sein und um so weniger den 
Gedanken des Rechts erschöpfen, , da er gerade aus dem 
Gedanken jener Freiheit fliesse. Aus jener Formel würde 
sich überdioss, im Widerspruch mit. dem Leben, ein für 
Alle gleicher Rechlskreis ergeben. Er sagt ferner: ein 
Recht des Zwangs zur Aufreehtbaltung des eignen Rechts- 
kreises lasse sich aus der Formel Kant's nicht ableiten. 
Schön Han'cini^^) hatte übrigens gegen Kant' s Versuch, 
jedes Recht als erzwingbar zu erweisen, dem auch Car- 
mignuni beipflichtet, Mehres eingewandt: unter Anderm, 
wohl unter Ahrens' Einfl^uss, derselbe Stützesich lediglich 
auf die Annahme, dass die Freiheit Prinzip und Zweck des 
Rechts sei, da sie doch nur als dessen Mittel gelten könne; 
aber auch wenn sie Zweck wäre, heilige dieser keinesfalls 
jedes Mittel; datier habe Kant, im Gefühl, dass gar viele 

17) Aus Verona, nnd, wenn auch böhmischer Abkunft, dqch giins 
und gnr Italiener der Denkart und Darstellung nach. Dessen Inau- 
«nralschrtft, auf die* wir hier Bezug nehmen (s. S. 17 ff.), hat den 
Titel: ,,Alcune vedute fondamentali per scrviro ad un ordinamento delle 
scienze morali pratiche, nelle viste precipuamente del diriilo di na- 
tura, Padövä. 1842.'* ' : ' 

18) „Lettere del conte Terenzio Bfam^ani della Rovere e 
deU' avvocalo' e profesäora Pasq'uaio Stanislao Manoini intorno 
»IIa lilosofia del drilto e singolarmente intorno alle origini. del dritte 
di pöiiire. Ndipoli* 1841/* (zugleich vorgedruckt der italienischen Ue* 
bersetiung der „Philosophie du droit par Ahrens** von F. Irin che ra) 
S. 150. Wir verdanken die ßekänntschaft mit dieser Schrift der Güte 
ihres iMitvcrfassers, des Herrn Man £ in i. 
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Rechte dock Xtassei'eii Zwang nicht znlassen, ab AusBabme 
ein s. g. Billigkeit recht annehmen müssen. Ein Recht 
auf unsittliche Handlungen^ was nach Kant möglich sei, er- 
scheint Dalluscheclt ebenso unb^reiflicb, als dass die 
Vernunft eine Freiheit gutheissai solle, die dem Zweck, 
wozu wir die Freiheit haben, widerstreite etc., auch sei es 
ganz hrig, wenn er nur der Rechtswissenschaft den Beruf 
zuweise, die Regel für das äussere Handeln zu geben, ^} 
da offenbar auch die Sittenlehre Gebote und Verbole in Be*^ 
zug darattf enthalte. Doch füllt Dalluscheck selbst in 
Kant' 8 Auffassung zurück, die er gewissermassen mit der 
Wolff sehen vermischt, mdem er^^) das Recht Tür jene 
Tbätigkeit eines Menschen erklärt, die nach dem natürlichen 
Siltengesele von Seiten eines andern Menschen unanfechtbar 
ist soweit sie eine pflichtgemässe Handlung vollbringt, so** 
weit sie aber in einer rein willkttrlichen Handlung sich aus* 
sert, einen Dritten nicht bindert in einer willkürliehen Hand« 
limg worauf er seine Tbätigkeit schon gerichtet hatte. Diese 
im ersten WoIfTschen Theile viel zu weite, im zweiten 
Kanl'schen sich im Kreise drehende Erklärung ' des Rechts 
ist ziemlich nahe verwandt mit der, der Form nach, aus« 
serst mangelhaften, sonst aber abnungreichen von I^o m a g« 
nosi,^9 wonach Recht an sich erscheint als das Ganze 
der auf das Beste der Menschheit abzielenden Gesetze dar 
sittlichen Ordnung der Vernunft für die Art des gegensei- 
tigen menschlichen Verhaltens, Recht, als Berechti- 
gung, aber als das Vermögen alles Das zu thun und zu 



' 1») S. ^Alcnne vedute etc." S. 110. Ebenso Baroli ,,Diritto 
Daiurale" I. S. 3. 

20> Am ä. 0. S. 64. 

21) Ebenda S. 83. und Ambro so li ,,In(rodüsuone*' S. 131 ff., wo 
Romagnosi's Grundansicht näher erörtert und gnt bemerkt ist, 
dass naeh ihm (ganx richtig) bei der Rechts verbindÜcbkeit mehr 
attf die Handlung an sich von Seiten der Wirkuhg und des Ge« 
seties Ea i^en sel^ mehr aof die Uebereinstlttimung der MiUel mlb 
dem Zweck, als auf deh Handelnden nach seinen innern Eigen'» 
Schäften: ond seiner Einsicht von der VerwerCUcfakeit oder Göte des 
Zwecks und der Zweckmässigkeit der Mittel. 
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erlangen, was der $iltlicheiii' Or<lnang der Teroiiiift gfetoifiss 
Uly insofern Niemand ohne Ungerechligkeii dagegeD bandeln 
ki^nn; ebenso mit der yoä Kosmini, nach dem gärechl 
alles Das ist, was nach dem Stlteiigesetz die Tbätigfceh ei- 
ner Person bewirken kann und soll, indem sie die Tb&tig- 
keit einer andern Person frei und ungestört lässt. Dass 
diese letztere ErklSrang sich um Nidits drehe, ab um Kant*9 
Gt^danken von Freiheit und Zusammenleben, hat auch garot 
richtig schon Ambrosoli^^) erkannt. Sehr gut habt Die* 
$er übrigens den Fehler hervor, dass Kant bei setiiem 
Recbtsbegriß nicht ansgehe von der Besftimnrong desA^er« 
nunftlebenzwecks des Menfichen und der Menschheit, auch 
nicht mit einem Wort auf ihre VarvoUkommung fcmweise, 
gleich als ob sie rnnr lebten um zu leben; er bemerkt, daiia 
durch djn enge Be^dirtlttkang des Rechts und der Rechts^ 
Verbindlichkeit auf das blosse Nichtthurr, das Niefalftberschrei-*« 
ten des eignen Wirkungskreises, Niciits herauskommen könne 
als eine scfanfe Scheidung der Menschen von einander, nie 
aber eine gesellige Yerdnigung und Ordnung der Kräfte 
fiir einen Gesanuntzweek. So sei denn der Geselligkeittrieb 
nicht geb&hrend in Rechnahg^ gebracht und eine so beechaf-*« 
fene menschliche Gesellschaft lasse sich etwa vergleichen mit 
einer Einsiedelei, in der viele ZeBen snid, aus denen aber 
die Bewohner nie heitiusgehcni Ferner: wenn das blosse, 
noch ungeoi^dnete, Zusammensi^te die Bedingung seih soUe^ 
um zum Rechtsbegrilf zu gelangen, so könne dieser keine 
Richtschnur abgeben für den Einselmenscben als sotched 
und müsse doch auch andrerseits anztdiligo Einschränkung 
gen erfabreii im Staat. Wenn indcss Ambrosoli^^} so«« 
weit gehl, sogar die nach Kant unleugbare Tbatsacbeu* 
dass der Mensch kraft einer ihni eingeborenen Richtschnur 
über Reoht und Unrecht, Gut und Böse, urtheile, — * %n be*^ 
zweifeln, weil von einer solchen bei Wilden und Unge*^ 



22) Introduzione alla ginrispradenza filosofica. S. 96 f. S. auch 
S. 174 

23) An? a. 0. S. 124. 122. IM. . 
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bildeten seiner Meinung nach sich Nichts zeigt, so hat da-* 
gegen Toiomei^^) sehr gut gesagt, dass, M^enn die Rechts- 
idee ledigh'ch ein Werk der Erziehung und Autorität ge- 
nannt werden solle, man nicht vergessen dürfe, dass die 
Erziehung selbst nichts Anderes ausdrücke als Das was 
aus unsrer Natur wesentlich fliesse, eine allmähliche Ent- 
Wickelung unsrer Ideen zur Wahrheit und 6ew<)hnung un- 
sers Willens daran , die Autorität aber nur die Ueber- 
legenheit : der Einsicht, der wir als Kinder folgen, um als 
Erwachsene dann den Werlh der Vorschriften zu prüfen, nach 
denen wir erzogen sind und von denen isich weiter fragen 
würde, woher sie denn unsre Erzieher gelernt haben. 

Böncompagni^^} erklärt sich mit Ahrens ein ver- 
standen;, wenn Dieser sagt: Kant's Grundbegriff des Rechts 
enthalte den wissenschaftlichen Ausdruck für den Geist des 
neueren Liberafismus; er hebt hervor, dass nach jenem 
ganz wie nach diesem, keine Rücksicht auf die Rechte und 
Pflichten genommen werde , die aus den geselligen Ver- 
bindungen der Menschen ervvachsen, indem z. B. wenn ein 
Vater seinem Kinde Unterhalt und Erziehung versage, sich 
nicht behaupten lasse, dass er dieses gehindert habe, seinen 
freien Willen geltend zu machen. 

Tolomei^^) endlich bemerkt. noch weiter, dass das 
Rechtsgeselz, wenn es auf das blosse äussere — wie 
das Sittengesetz auf das blosse innere Handeln — be- 
schränkt werden solle, nicht mehr von dem Gesetz der Na- 
turnothwehdigkeit, das für die Körperwelt gelte, zu unter- 
scheiden sei; dass danach die Rechtspflichten die Ethik gar 
nichts mehr angehen würden und dass Kanl's Federung 
der Vereinbarkeit der. Freiheit Aller, und desshalb der Be- 
schränkung der Freiheit eines Jeden, woraus überdiess zu-* 
nächst nur Pflichten sich ergäben, keineswegs bestimmt 
und ausschliessend nur im Gebiet des Rechts Gellung habe. 



24) Corso elementare. I. §. 20. 

25) Introduzione alla scienza del diriflo. Lugano. 1848. S. 398 f. 

26) Corso elementare. I. §. 87; . * 



Digitized by 



Google 



auf dem Fel4a der Reohti|fil«sofie« ' . 77 

Ein näheres Eingehen anf die Darstellungen und Beleuch- 
tungen der Grundansiehten Kant 's. Oberhaupt, wie sie z.B. 
bei Rosmini und Andern, die schon oben erwähnt sind, 
sich finden, auch bei Giambattista Peyretti,^^) ge- 
hört nicht hierher. Auch S c h e U i n g ' s und H e g el 's s. g. 
objektiver Rationalismus, von dem Albini sagt, dass er 
besser pantheistisch genannt werde, wird von Peyretti, 
Folj, Ambrosoli, Dalluscheck u. A., wenngleich 
nur flüchtig berührt, und, zumal die Lehren des Letzteren, 
als unverständlich abstrakt und fürs Leben unbrauchbar und 
verderblich , zur Seite gelassen. Ueberhaupt wird den 
Deutschen nut Recht vorgeworfen, dass sie in ihren Ab- 
straktionen kein Mass zu halten wissen und dass nichts 
anzufangen sei mit einem, nur für. die Erdichtung eines 
aussergeseiligcn Menschenlebens, berechneten Naturrecht, 
— von dem freilich auch bei uns längst ebensowenig 
mehr Jemand etwas wissen will als in Italien ^^}. 

Den ausgebreitetsten Beifall, hat in Italien neuerdings die 
Richtung der Rechtsfilosofie . gefunden, die auch Schreiber 
Dieses vertritt, zu der Karl Chr. Fr. Krause die Bahn 
gebrochen hat, und deren Grundsätze, zumal in der Ent- 
wickeliuig, die ihnen Ahrens in seinem oben angeführ«- 
Werke gegeben hat, durch dessen Uebersetzung ins Ita- 
lienische ^^3 dort- bekannter geworden sind und von Tag 
zu Tag mehr Anhänger zu gewinnen scheinen. Fast aUe 



> . 27) Professor der Filosofie zu Turin, in einet zu Torin 1851 er- 
schienenen akademischen Schrift ohne eigentlichen Tite], die sieb ver- 
breitet über die Golteslehre nach der Vernunft (teologia razionale), 
über die Psychologie, Ethik, Pädagogik, Ideologie (in einem Entwurf 
einer Kritik des Erkenntnissvermogens — ■ „del intuito^ —und des Prin- 
zips der Wissenschaft)^ endh'ch über die Geschichte der alten Filosofie. 

28) Schon Rom«gno8i verwahrte sich dagegen. Ebenso z. B. 
Tolomei, corso «lenientare. L §. 5. Boncompagni a. a. 0. 
S. 115. u. A. 

29) Zuerst zu Neapel 1841 und, wie es scheint, nar mit ver- 
ändertem Titel, zu Capolago von F. Trinchera, der es eine „opera 
stupenda*' nennt; seitdem, wahrscheinh'ch in. neuer. Uebersetzung, 
nochmals zu Siena. Melcbiorre heisst es eine „applaudita opera^ 
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iie«erii Sehrifteti vom Fach ier&ekgiehligfen wenig^stens Ah- 
rens Darstellutigr, z. B. Taparelli, Melchiorre, Han'- 
cini, BoRoompagni, Ambrosoli, obgleich die Mei«- 
sten entweder in der Begrondang des Rechts ftberhaupt 
oder bei einzelen Anwendungen des RechlsbegrH& , •— 
und hier wohl nieht imfner ohne Grand — ibn wider- 
tegt 2U haben glauben. Helcbiorre^O schKesst sich 
vietleicbl A h r e n s am Engsten an ; er sagt nSmIich : die 
Wissenschaß des Rechls enthalte die Mittel und Regeln 
des Verhaltens, mittels deren die Menschen in ihi*em 
geselligen Verbände ihre eigenthümlfehe Natur vöffig eti^ 
wickdbi, beziehungsweise £e Menschheit in Bildung fort- 
schreiten könne. Dass er indessen Ah rens mitunter 
gar nicht verstanden hat, geht schon daraus hervor, 
dass ihm^O z. B. dessen Begriffbestimmung des Geseises, 
die nns höchst deutlich nnd bestimm! dttnkt, an ,yiinent*- 
wirrbar^r Allgemeinheit^ zu leiden scheint. Mancini 
aber^O fiftd^ ftn dessen RechtsbegrifF noch m^ auszu- 
setzen, wie an dem Bonterwek's; er macht nament- 
lich den Einwand, d»ss, wenn das Recht die Bedhigun- 
gen der Entfabnng alter menschliche» Krftfle gewähren 
solle, danach audb alle bdsen Leidenschaften (also die Teu- 
fel die wir etwa im Leibe haben) gehegt nnd gepflegt 
werden mtoiten, — ein irrthnm, der zu drollig ist, um 
einer ernslScfaen Widerlegung zu bedürfen^ Auch dier 
Ritter Boncompagni erklärt sich über das Recht in 
einer Weise, die den Einfluss des Ahrens' sehen Bu- 
ches nicht verkennen lässt, in seiner schon erwähnten 



imdllaDciiYi zäliJt dessen Verfener unter die „repaUrtissMii scrHliiri 
tedeechl de nostvi g^ionii/ 

90) Id seinem Werk „DeHa gtarepfodenaa an«verB«le. Tpaltato 
filoaoflco.'* Napoli 1B44. II VoH. Dieses Werk, desaeii Verfeeser da- 
mals Advokat zu Neapel war, ist hauptsächlich auf AnregiHig' der 
Jagend berechnet und reebt lebendig fescbriebed, wenn ea auch kei- 
neawega tiefer tingeht. S. Bd. T. S, 98. 

31) Bd. II. S. 68. 

3^) In den eben erwähnten »Lettora'' S. 144f< 
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Schrift ^0; GF siehl, me oben schon angedeutet ward, 
recht gut ein, dass mit bestem Grund die Kant'' sehe 
Vereinselbung des Rechts mit der Freiheit von Ähren s 
für ungenügend zur Erklärung'der deutliehsten Fodenin- 
gen des Rechts und Staats g^alten werde, kann sich aber 
doch, wie fast alle seine Landsteute^ noch nicht völlig 
von ihr losmachen, so sichtlich er auch auf dem Wege 
zum Bessere ist. Er sagt nämlich: das Reohtsgesetz 
lehrt, unter welchen Bedingungen die Menschen in der 
bürgerlichen Gesellschaft die vernünftige Selbstherrschaft 
(dominio di se) ausüben können, — Was an Brück- 
ner^s „autonomie juridique^ und „maltre de hii m^me^ 
erinnert ; und : gerecht ist fede Handlung, durch die der 
Mensch die vernünftige Selbstherrschaft ausübt, ohne doch 
in derselben die Andern zu bindern, und ohne die zjM 
Bestand der bürgerlichen Gesellschaft notbwendtgen Be^ 
dingungen zu stihren. Aus dieser vernünftigen Setbstherr'- 
sehaft aber folgt nach ihm mit Notbwendigkeit das Eigen- 
tbum an äusseren Sachen, weil, oluie solche zu benutzen, 
der Mensch sein Leben nicht erhalten und seine Fähige 
keiten nicht entwickeln könne. 

Ambrosoli**} wendet zwar gegen Krause's Be- 
sttnHnung des Rechtsbegriffs ein; alle (tfese Bedingungen 



33) lotrodazione alla scienza del diritto. S. VI, 394. 401. etc. 
Der Verfaflser, vermuthlich ein Nachkomme jenes Bonus-compagnus, 
dem Aldna Mannnccias seinen „fiber dt senata romano" gewidmet hatte, 
schrieb als Senator und erster Rath am Ministerium des Öffentlichen 
Unterrichts zu Tann. Sein Werk ist daher begreiflich nicht sowohl, 
wie man dem Titel nach erwarten könnte , ein Lebrbach oder über- 
haupt eine scholmüssig streng gelehrte Arbeir, als vielmehr einr Inbe- 
griff ziemlich lose an einander gereihter, aber sehr vieHkch anregen- 
der Befrachtungen eines Staatsmann». JedenMIs bat der Verf. durch 
diese wissenschafUichen Versuche • — abgesehen von einem warmen 
vaterländischen Sinn (s. z. B. S. XXIX f. 24. etc.) -^ eine wfirdigere 
mid tiefere Auffassung von der Aufgabe der Gesetzgebung und Re- 
gierung kund gegeben, als man sie bei Männern des Gescbäf^febens 
an finden erwarten darf. 

34) Introduzione alla gtorispmdenza filosofica, per servire di pre- 
linimire alle studio del diriUo. fifikina. t846. S. 94 ff. i88. Bio Ab- 
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Hessen sich nicht wohl feststellen: als allgemeine Regel des 
Rechts, da dieses, von selbst da sein müsse (deve esistere 
da se) Und jene Bedingungen nicht sein Prinzip, sondern 
nar die Varauäsetznng seiner Ausübung. sein könnten; und 
gegen Ahrens: Dessen Begriff sei zusaimnengesetzt aus 
zahllesen Dingen (enti), die mehr oder minder gerades- 
Wegs den Vernunftzweck des Menschen fördern könnten; 
er verwechsle mit der Gerechtigkeil viele Gegenstände, auf 
die dieselbe sich beziehe. Ihm selbst aber besteht die Rechts- 
ordnting in dem Inbegriff der freien und vernünfligen Hand- 
lungen Jedes sittlichen (^Einzel-) Wesens (individualiti}, die 
durch ihre Eigenschaft gerecht zu sein geschickt ;s;ind, 
demselben die Erreichung des begehrten sittlichen Wohl- 
seins im Zustand der bürgerlichen Gesellschaft Zu ver- 
schaffen. Lässt man aus dieser Begriffbei$timmung die Worte: 
^durch — seia^ weg, die ausnahmweise einmal eine un- 
logische Kreisdrehung enthalten, so fällt sie mit der Beu- 
te rwek 's zusammen, obwohl sie weniger bestimmt als 
diese ist; und wenn man damit die oben angeführten Kant 
betreffenden Aeusseruugen des Verfassers vergleicht^ so 
bleibt kein Zweifei, dass Dieser, wie Bouterwek, seine 
annähernd richtige Auffassung nur der Krause'schen Rechts- 
filosofie verdankt. Ebenso lässt sich in Albini's Auffas- 
sung^^) der, wenn auch vielleicht nur mittelbare, Einiluss 



sieht des Verf. war bei dieser Schrift, eine encyklopädische 
Einleitung in die Rechläwissenscbaft zu geben ^ aber damit &ie 
nicht, wie gewöhnlich^ ganz unfruchtbar sei, eine solche, wobei von 
der Entwickelung der Grundgedanken des Rechts ausgegangen werde, 
um dann die verschiedenen Zweige ihrer Anwendung folgen zu las- 
sen, s. S. 333 f. 

34) lu dessen „Enciclopaedia del diritto ossia introduzione gene- 
rale alla scienza del diritto. Torino.^ 1846. §. 8; 9if. — einem durch 
Klarheit und Bündigkeit ausgezeichneten Werke, worin nicht hur 
viele deutschen Schriften benutzt sind, sondern die ganze Art der Dar- 
stellung mehr Verwandtschaft mit der unserer besseren Bücher des 
Fachs hat, als man sie sonst in italischen Schriften zu finden pflegt.. 
Wir verdanken der Gate des Verf. noch eine andere in demselben 
Geist gearbeitete kleine Schrift: „Elemeati.della storia del diritto in 
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von Abrens nicht verkennen, obgleich sie sich sonst deut«- 
lich"an Kai^t und Bomagn^st anlöhnt.' Er hat nämiich,. 
gleich fast' allen andern italienischen ' Rechtsfilos^fen ' der 
neuesten Zeit, ^^) denl grossen Fortschritt vor der Mehrzahl 
der deutschen f^acbschriftsteller voraus, dass er dem Redil 
nicht bloss einen 'Verneinigen Cburakter beilegt, son^ 
dätti auch, vcrm&ge dergemein^meiri Bestimmung -der Man— 
sdien 'zu vereintem Wirken in gi^ordnetei^ Geselligkeit^' einen* 
beja^iigen Cpdsilivel»), indem er 6s en-klärt für jene Richt- 
schnur der ' menschlidhen Tkätigketläusserung zum Behuf 
dfer Erreichung 'ihrer wtesenllichen Zwecke, wodurch Iheite 
die Schra'äk^n '- für die Freiheit des Einzeten, theils diö noih-^ 
#endigto Bediitgungtin zur Erhaltung und Vorvollkommming 
der €lesellschäft vorgeschrieben werden. 

Auch brf Tölo-mei dörfen-wir wohl denselben Ein- 
flussännehmen,' wenn er, ^'^}^ freilich sehr Unbestimmt, dasr 
Ntitiirri^cfat die Wfssensc^haft der Rechte des Menschen nennty 
die ihitlelst der Vernunft' abgeltet sind atrs seiner Natur 
In seinetK vei^chiedenen Zuständet^ (cohdizioni) und Ver-^ 
hällnfssen mit 'semefr Kächsten. 'Wenigstens führt er an der 
Spitze der btorerk^nswerthen neueren SehriftsteHer an^) 
^ 4n Belgiehi i,Haröns (aus H. Abrens}, carso di dirittö 
nätaiiaI6'.^l)eatiicher' noch scheint uns dessen' Einlwirkung 
hie und da iln EifK^elen bemerkbar 2u sein; - ^ ^ 

' Wir kdnneh übfs nicht versajfert, noch- einige der gros- 



italia ddlla fondasione di Boma sino ai nostri tcmpi e nella monarchia 
^i Savoia in particolare,** Torino. 1847, worin auch auf unsre Hugo 
und Savigny.die gebührende Bücksicht genommen ist und über 
dl^ Fbrts6hriM6 deir Rechrs\<ris8ensctt&ft, und namentlich der Rechtsfiloso- 
^, 0ei^i*7B9* einigb lebrreidioti' Andeatuif^en gegeben «ind ($. 57 ft). 

36) S. z. B: T Ö 1 n^ e 1 Coi^sd efomeftlare d» diritio natnralb L $. 8:^. 

87) In ^einbm fcorko ieic. I. §; 8; • ■ i . . ; . 

38) fibebdlif S. i^h Toloniel «pwibnt die zweite frans. Aus- 
gabe. (Hndi wn der srstcri eine <«r Gqü0 464^ .gadrqchle ita^eni^f^he 
.UebersBtzuai^ Ob diefie^mikdec zuc. ^apolago .und d^rz^^ Neapel 
1841 angebh'ch gedruckten (S. oben S. 77. Anm. 28.) dieselbe ist, 
nur mit verändertem Druc^Lort, wissen wir nicht. 
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sentheils treffenden Bemerkungen hier anzureihen, die Poli, 
Ambrosoli und Andere über die geschicblliche und die 
i:eligiös-theokratische , endlich über diejenige Rechtsansicht 
gemacht haben, die das Recht mit dem Nützlichen zusam- 
menwirrt. Am Schärfsten bat vielleicht Poli die verschie*- 
denen Schulen der Rechtswissenschaft, üiv Verfahren und 
ihre Grundlehren gezeichnet. Er zeigt vortrefflich^^"), wie 
alle diese ang^bUcii selbslsländigen Schulen das Recht ni^r 
von einer Seite erfassten, in einer seiner Eigenschaften 
oder Beziehungen, nicht aber in seiner ganzen Wesien- 
keit (nella totalitä del suo essere}: die rein praktische 
Schule der Engländer und Italiener sehe darin nur einen 
Gegenstand des Kunstgeschicks, (^während Poli, wie sphon 
vor ihm Rosmini u. A., sehr richtig eine Rechtswis- 
senschaft und eine Rechtskunst unterscheidet}, die 
filosofische etwas nur Jenseitiges, Spekulatives, die histori^ 
sehe eine Sache der blossen Erfahrung, die s. g. Schule 
des Forlschrilts der Franzosen nur etwas Zufälliges, nach 
Zeit und Gewohnheit Aendcrliches. So zerstilcke man das 
Eine und ganze Recht, das ideal und real, ihepretisch 
und praktisch zugleich sei, das, obwohl Y^rnunftbegrilr, 
fiich doch auch offenbare in der Geschichte; das sich be^: 
ziehe auf die Bedürfnisse und Gewohnheiten 4er.Sl,aaten 
und Völker, aber immer etwas Unänderliches und Wesent- 
liches in sich trage, wodurch es einen von allen seinen 
Entwickelungen und theilheillichen Kundgebungen unabhän- 
gigen Bestand habe; das endlich in GestaHung und Abwen- 
dungen fortschreiten solle, aber unmöglich dabei ganz pnd 
gar umschlagen und mit sich selbst in Widerspruch kom- 
men könne, ohne zum Nichtrecht zu wei^deq.»' Poli 
geisselt sodann unbarmherzig die Plattheit jenes jhandwerk- 
mässigen „Positivismus oder gesetzlichen Empi- 
rismus^ der blossen Praktiker und Rabulisten, für die jede 
Filosofie und Wissenschaft des Rechts unnttizer Kram sd, 
v^eil es für sie kein anderes Recht gebe als daiS Gesetz- 



39) Saggi di scienza politico-legal^. Fa/ic. I^ saggio 1. $. 4fif. 
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buch, mithin kein Recht ohne Gesetzbuch, wonach also 
die Form mit dem Gehalt verwechselt, das Recht zum blos- 
sen willkürlichen Menschenmachwerk herabgewürdigt, durch 
die ungleichsten Gesetzbücher (Drako's und der Digesten, 
wilder und gesitteter Völker) gleiches Recht zu Stande ge- 
bracht werde! — Die historische Rechlsschule, die 
ganz Gelehrsamkeit und gesetzliche Sprachwissenschaft sei, 
finde das Recht gar nicht in der reinen Vernunft, sondern 
nur in Vergangenheit und Gegenwart; sie opfere dessen 
Allgemeinheit und Gehalt ganz auf, um sich lediglich an 
dessen Individualität und Aussenseite zu halten, ohne sich 
zu scheuen ebensoviele Rechte zu machen als es Völker 
gibt. Aehnliche Missgriffe fielen auch der nahe verwand- 
ten exegetischen Schule und der Schule des Fort- 
schritts zur Last. Poli erklärt ferner den hergebrach- 
ten feindlichen) Gegensalz zwischen natürlichem und po- 
sitivem Recht für grundfalsch, da vielmehr das Recht, 
seiner Wesenheit nach, nur eines und dasselbe 
s e i n k ö n n e. Er stimmt insoweit ganz überein mit R o m a g - 
nosi; denn schon Dieser halle richtig erkannt,^®) dass das 
Recht nicht etwa eine todte, abstrakte Formel sei, sondern 
die lebendige Wesenheit der Sache, die sich in jedem po** 
sitiven Recht wirksam erweise, so dass dieses, wie es 
sein so II ei, dem Recht weder Etwas beifügen noch ent- 
ziehen könne (trotz d<?r bekannten Stelle tFlpians), son- 
dern nur das natürliche oder vcrntinflige Recht selbst ver- 
wirk liehe, so wie alle die vielgestaltigen Umstände des 
menschlichen Lebens es zulassen und federn. Poli glaübl 
übrigens von Romagnosi darin sich wesentlich zu un- 
terscheiden, dass Dieser das natürliche im positiven Recht 
untergehen, also zu einem nach Menschen willkür änderll- 
chem Machwerk werden zu lassen scheine (aber doch nuir 
3 c h e i n 1 1), während er selbst nur das Umgekehrte für wahr 
hält;, er führt aber den obigen, ihnen gemeinsamen Satz 

40) S. Assunto primo della scienza del diriUo naturale. 1820. §. 27. 
(Opere T. DI: i); 1. S. 636ffi). ^ > • . - 

.. > :»: •: .6» .; 
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mit grosser ScWirfe näher aus: er gibt eine Verscliieden- 
hejl des Rechts nur zu in dessen zufälliger Form (dem 
Gepräge der äusseren Geltung}, nicht dem Inhalt nach; 
denn in diesem stimme das positive Recht mit dem natür- 
lichen entweder zusammen, : — und dann sei nur ein 
und dasselbe einzige Recht da — oder nicht; — dann 
sei niir Eines Recht, das Andere Nichtrecht; da nun 
aber nicht abzusehen sei, wie das natürliche Recht die 
Dienstmagd des positiven werden (acconciarsi) und dieses 
im Stande sein soÜe jenes ausser Geltung zu bringen, ^0 
so müsse man zugeben , dass , soweit ein Widerspruch 
beider stattfindet, das s. g. positive Recht sich auflöse in 
die Verneinung des Rechts und der Gerech- 
tigkeit. Daran aber könne auch dessen Stempelung 
Ztt^i Gesetz Nichts ändern, ausser nach dem oben schon 
gerügten Wahn der Positivisten , der dais Satzungsrechl 
über das natürliche Recht stelle — . welches letztere man 
doch oft für das Urbild des Rechts gelten lassen wolle, 
. — der den Menschen mithin höher stelle als die Ver- 
nunft und Gott, der endlich die Bejgriffsverwirrung soweit 
treiibe, zu behaupten, dass sogar Das solle festgesetzt wer- 
den dürfen, was das Vernunftrecht verbietet, z. ß. in Hin- 
sicht der Sklaverei, der Verjährung, der letzten Willen etc. 
S9 frei sich P 1 i ^^} auch hält von der (H e g e T scfcen} 
^Uebertreibung, wonach .die Methode Alles für die Wis- 
senschaft sei,** so wenig verkennt er doch in ihr die be- 
(^j^utung des Werkzeujg^s zur Entdeckung der Wahrheit 
Er zeigt vortreßlich, wie der Weg der äusseren Erfah- 
rung und des Versuchs, der in den Naturwissenschaften 
so^ erfolgreich sei, hier ganz unmöglich zum Ziel führe. 
Der Sinnenwahrnehmung und äer Geschichte äusserer That- 
sachen und Vorgänge sei das Recht unzugänglich, weil 
•nicht es selbst seinem innersten Kern nach In die Sinne 
falle, sondern höchstens seine äussere, der menschlichen 

41) Am a. 0. Saggio terzo^ sulle opere di Yioc. Gnnrint . S. 136. 

42) Ebenda, Saggio primo S. 8 ff. 
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Freiheit wegen veränderliche Gestalt. Zur Erscheinung 
bringe, eben dess wegen, die Geschichte ftecht und üh- 
reeht. Beides sei wf^-klicH, also von Seiten der Ge- 
schichre und Erfahrung ganz gleich. Um zu entschei- 
den,, müsse, man sich über die kahlen Thatsachen zum 
letzten Grunde erbeben, — Was der Fysiker, dem die un- 
änderlichen Naturgesetze immer genati dieselben Erschei- 
nungen vorführen müssten, nicht nöthig habe, ja — fol- 
gerecht — nicht dürfe. Auf diesem Weg allein tässe 
sich, wegen des steten Wechsels der Erfahrungen, das 
Recht nicht fassen, und er führe daher begreiflich leicht 
zum Verzweifeln an allem Recht, im Widerspruch mit dem 
gesunden Menschenverstand, oder zum Auffassen dessel- 
ben als etwas AeugserÜch - Sinnlichen ([fisico). Ebenso 
^inseitig und unzureichend aber sei der aussch lies- 
send spekulative Weg der fi.lo so fischen, transcen- 
dentalen S c h u 1 e, die das Recht gar zu sehr der Wirk- 
lichkeit und Anwendung, im Leben entrücke , als sei es 

. für dieses gar nicht da, die lediglich trliume und schwärme 
in den luftigen Höhen hohler, allgemeiner, subjektiver For- 
meln und eine Art geistigen Turnspiels mit dem Recht 
treibe oder., nach Tolomei's*^) Ausdruck: leicht ins 
Ueberschwänklicbe geräth und ins übertriebene Verallge- 
meinern, wodurch sie dann Gefahr läuft, den vernünftig- 

. slen Sitten Gewalt anzuthun, obwohl sie unleugbar vor- 
zugvveise um . das Fortschreiten der Menschheit sich ver- 
dient gemacht habe. 

. P 1 i ' s Nachfolger führen grossenlheils nur seine vor- 
erwähnten Sätze näher aus, nicht selten mit Scharfsinn 
und in mehr oder minder eigenlhümlicher Weise. Bon- 
compagni namentlich^*) gibt eine genaue Darstellung 
und Zergliederung, beziehungsweise Widerlegung, der Sa- 
vigny' sehen Ansicht.. Er gibt dessen Hauptsätze im 
Ganzen zu, nicht aber diä meisten Polgerungen daraus. Er 



43) Corso elementare I. §, 99. 

44) lalroduiione alla scienza del diritlo. B» 511 ff. 
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weist die Unmöglichkeit nach, aus den blossen geschicht- 
lichen Thatsachen das Dasein des Rechts zu erklären^ auch 
wenn man alle Gesetze und Gewohnheiten der Völker 
kennte. Ueberall zeige sich bei dieser Ansicht eine Ver- 
wechslung der Wesenheit des Rechts mit der bestimm- 
ten Gestalt, in der es, bei jedem Volk anders, als posi- 
tives Recht erscheint, und die mau sich doch wegdenken 
könnte, dagegen das Recht selbst sich nicht wegdenken 
lasse, ohne die Menschennatur wegzudenken. Damit zu- 
sammen hänge eine andere Verwechslung: die des Ver- 
nunftgrundsalzes dos Rechts, — , der zwar mit Si- 
cherheit, aber nur im eignen innersten Bewusstsein, auf- 
zufinden sei, — mit dem geschichtlichen Ursprung 
und ersten Anfang des posilivcn Rechts, aus dem man jenen 
abzuleiten suchte, und dem man , weil er überall dunkel 
ist, bekanntlich mit allerlei Erdichtungen eines Naturstands 
zu Hülfe zu kommen gesucht babe. Kur durch jenen 
Vernunftgrundsatz aber, und die Geeignetheit dem Zweck 
seiner Verwirklichung zu entsprechen, lasse sich auch die 
bestimmte Gestalt eines positiven Rechts rechtfertigen. 
Die historische Schule beachte nicht genug in der 
Rechlsgeschichte die Wirksamkeit jenes Gesetzes des Fort- 
schritts des Rechts mit der Bildung, das sich in der ver- 
schiedenen Gestaltung und Aufeinanderfolge der Thatsa- 
chen und menschlichen Einrichlungen kundgebe; sie über- 
sehe auch das zunehmende Uebergewicht des Gedankens 
auf das Handeln (der Theorie auf die Praxis), Dabei 
gehe denn der Geist der Geschichte verloren, der aus 
dem Ganzen der Begebenheilen hervorleuchtet, und man 
könne nicht aus dem Vergangenen den Fortschritt zum 
Künftigen abnehmen, nicht unterscheiden, wie die AUge^ 
raeinheit der menschlichen Vorgänge (fatli) hinziele auf 
Verwirklichung eines unbedingten Gedankens der Gerech- 
tigkeit. Diese Schule leite zwar sehr verdienstlich hin auf 
die gelehrte Erforschung der Begebenheiten, mache aber 
nicht darauf aufmerksam, dass, wie die Grundsätze ihr 
Licht durch jene, so jene es durch diese bekommen müs- 
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sen, aus denen allein die grossherzigen Lehren erwüch- 
sen, durch welche die Wissenschaft ihr Verdienst habe 
um die Menächcnbildung. Wenn man auch, mit S'a- 
vigny, das Recht nicht als abstrakten Gedanken, sondern 
als Lebensmacht auffasse, so stehe darum nicht weniger 
fest, dass das Rechtsgesetz, trotz aller ihm zuwiderlaufen- 
den Handlungen, Gesetze und Einrichtungen, sein Ansehn 
behaupte und die Vernunft sie alle verurtheile, auch wenn 
sie den Beifall eines ganzen Volks oder Geschlechts hät- 
ten. Wer also möchte behaupten, ruft der Verfasser aus, 
dass das Recht immer gleich gut sei, sobald es mir 
lebe in den Gewohnheiten eines Volks, dieses sei nun 
roh und wild, — es billige Privatrache, Vertilgung der 
Feinde, Sklaverei in Haus und Staat u. s. f. — oder nicht! 
Und doch folge Diess mit Strenge, sowie man dem Rechts- 
prinzip keine höhere Abkunft zuerkenne, sondern es le- 
diglich in das Bewusstsein eines jeden Volks verlege. 
Hiernach scheint ihm die historische Schule den Auf- 
gaben der Wissenschaft und der Gesetzgebung viel zu 
enge Schranken zu ziehen. 

Ambrosoli,*0 der die verschiedenen Rechtsschu- 
len ausführlich bespricht, rügt den trostlosen Zweifel an 
allgemeinen Gesetzen des natürlichen Rechts, in den die 
s. g. geschichtliche Rechtsansicht stürze, da 
für sie Alles im Recht zufällig, önderlich, relativ sei ; das 
Recht solle nach ihr nur aus der Geschichte jedes Volks 
erkennbar sein, könne also nicht hier vorzüglicher sein 
als dort, sondern müsse bei den Russen, Chinesen und 
Hottentotten eben so gut sein, als bei den Engländern, 
Franzosen u. s. w. Diese Schule habe das Prinzip des 
Rechts verwechselt mit dem Begriff der nur allmählichen 
Entfaltung des Prinzips, die glücklichen oder unglücklichen 
Versuche der Gestaltung des Rechts — die thatsächlichen 
Wirkungen — mit dem Recht selbst als der Ursache. 
Und, indem sie so die Unerlässlichkeit eines allgemeinen. 



45] Inirodnzione alla giurisprudeoza filosofica. Kap. lY. S. 101 IT. 
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den Thßtsachen vorangehenden Massstabes ^Kriteriums} 
. derselben verkenne, verfalle sie offenbar in den Fatalis- 
mus, dem Alles in der Welt, das Gute wie d^s Böse, 
für gleich nothwendig gilt; sie müsste folgerecht jede 
Zurechnung leugnen, aber auch alle Möglichkeit 4er 
Rechtseinsicht für jeden Menschen, der zurällig .nicht 
mit Andern in Wechselwirkung sqi ; ebenso die Möglich- 
keit allgemeiner Gesetz Vorschriften für Völker, die nach 
ihrer ganzen Eigenthümlichkeit, Sprache und SiUen ver- 
schieden seien, ; obwohl doch iz. B, d$^ östreichischc: Ge- 
setzbuch, durch die That hiervon das Geg^ntbeil beweise. 
T 1 m e i ^^3 fragt die Zweifler , wober doch das 
positive Recht, wenn.es nur ein solches gehe, abgelei- 
tet sein möge^ — ob -etwa aus Laune ynd, Gewalt ? — 
die ja vorübergehend seien; wolle man aber, es so,Ile,der 
Menschennatur und Vernunft entsprechen, daiu^ gebe man 
zu, da^s kraft dieser feste Regelr^ für das Vertvältniss von 
Menschen zu Menschen bestehen ^ auf deren. Erk/enutniss 
doch wohl die Gesetzgeber kein Alleinrecht hatten .und 
die dann, als Quelle des positiven Rechts, aqch auf or- 
dentliche VTeise erforscht werden müssten. Dq das, .po- 
sitive Recht offenbar nur die Unlerthanen. derselben Ob- 
rigkeit binde , so würden, jedenfalls .aus ihm. die Regeln 
nicht genommen werden können, wonach Jene sich zu 
richten haben gegen Fremde, oder Fremde gegen einan- 
der in einem dritten Staat oder die Staaten unter • sich. 
Die hohe Bedeutung des natürlichen Rechts —r an der 
übrigens kein Einziger der neueren Schriftstellßr Italiens 
zweifelt *0 -^ nicht etwa bloss für den Recbtsbjeflisse- 
nen, die Rechtsanwendung und Gesetzgebung, sondern für 
alle Menschen, . liege gerade darin, dass nur aus ihm 
Alle erfahren können, welche Rechte ihnen in jedem 



■ 46) Corw) eleroenlare. I. J. 2i; 51 ff.; 56; 64; 88;, 100. , 
47) Wie bedauerlich hiergefren die bei uns fast herrschend ge- 
wordene entgegengesetzte Ansicht absticht^ ergibt sich von selbst. 
Blan lese nur einmal z. B. das flache oder unklare und Verworrene 
Gerede darüber bei einem sonst bo Scharfen Denker wie Pachta. 
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F; a 11 unänierUch. zustehen. Hugo, der die ttiafsaclie 
der Sitte und des Gesetzes zum.RechJ mache, alles Recht 
auf Äulorjiät zurückführe und jedes allgemeine Aerkmal 
,.dcs Gerechten, Passenden (opp'ortuno^, Nolh wendigen in 
, Gesetz pnd Sitte uns nehmen möchte^ ri^nnl er treffend 
den, neuen Carneadefe; er hält seinerseits daftir, däss 
wir durch die Geschichte nur die manchfache Art erfahren, in 
JJer sich die menschliche Thätigkeit entwickeln kann, nur 
die Thatsachen welche Rechte veranlassen, nie aber deren 
Massstab und Richtschnur, Diese könnten sich auch nicht 
etwa au$ den blossen Trieben und Geflihlen, dem gemei- 
nen Menschenverstand oder consensus omniüm ergeben, 
sondern pur aus der gesunden Vernunft und — mittels 
jÜrer — :* der Betrachtung der Natur des Itfenscheri nach 
allpn seinen- wesentlichen (geistigen und leiblichen) Eigen- 
'$chafteri und in allen verschiedenen Zuständen und Ver- 
" liäUnissen des Lebens in Gesellschaft, Das Vei'dienst der 
* historischen 'Schule sei, däs$ sie gebührend Rucksicht fo- 
dere auf alle Bedürfnisse und Gewölinheilen gerade'die- 
ses Volks und dass'sie, mittels des ' tiefen Studium der 
Gesetzgebungen , darauf liingeführl habe , auch über den 
Geist und die Grundsätze nachzudenken, wovon deren 
Verfügungen ausgehen ; nur sclilage sie zu oft iii die Fes- 
seln der Auförilä't d* h. sie verfalle leicht in das: „So 
hat .es mein Vater gemacht", — Was Tolbmei: Muni- 
cipalismö (etwa: Kirchthunnweisheit) nennt. 

Änt. Rosmini d e S e r b a t i *^ will zugeben, dass 
für den Legisten gewisser m a fsen das römische Recht 
durch die neueren Gesetzbücher Entbehrlich geworden sein 
möge 5 Ebendiess ^ber voni Vernuriflrecht zu behaupten 
Qn dessen feiner Entwickelung und logischer Anwendung 
gerade der Werth des corpus juris liege) , scheint ihm 
die aussersle Gedankenrosigkeit^ Es sei Vor aller Men- 
«chcnsatzun^ und ü b ^ r aller Obrigkeit ; jene sei ohne 
e^ Nichts als eine Schale ohne Kern, und der heil. Augu- 



48) Filosofia del diritto. I. Introduzione S. 1«*18. 
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$tinu$ sage richtig: mihi lex esse non videtur, quae 
jiista non fuerit. Daher habe das öslreichische Gesetz- 
buch C§. 7)j nach Zeiller*s*^3 weisem Urlheil, zur Aus- 
hülfe bei Zweifeln auf das Nalurrecht verwiesen. Ein 
solches, vom Dünkel der Allwissenheit und Unfehlbarkeit 
freies, Gesetzbuch wünscht er, wie Thibaut es einst 
für Deutschland gefedert habe, auch für das zerslückte 
Italien. Aber Was wollte man doch gegen Savigny 
einwenden, ruft er aus, wenn Dieser nur eiferte gegen den 
Götzendienst, den man mit den Gesetzbüchern treibe, auch 
dann selbst wenn deren Verfasser sich angemasst hätten, 
im Orakelton ihr reines Belieben zur Rechtsquelle zu 
erheben und keine andere neben ihr anzuerkennen, so 
aber offenbar alle Wissenschaft todtzuschlagen ! — u. s. f. 
Er schildert sodann mit starken Farben, in welches nich- 
tige Scheinvvesen und in welchen Schmutz elender Hän- 
delsiifterei etc. die Kunst der Rechlsanwendung versinke, 
sobald sie ihrer Aufgabe vergesse, das wahre Recht, 
das nur im Licht der Rechtsfilosofie erkennbar sei, zur 
Gellung zu bringen ; und er führt zur Erläuterung einige 
saubere Pröbchen aus den Schriften „de cautelis* der „gros- 
sen Praktiker" Cipolla und Ferrario an z. B. die 
cautela: ut dicens alicui verba injuriosa evitet actionem 
injuriarum ; — ut praelatus non perdat sua beneficia pro- 
pter homicidiura commissum, — u. dergl. 

Der Zusammenhang der geschichtlichen mit der theo- 
logischen oder Iheokratischen Recht s.c hui e, 
die gemeinsame Richtung beider gegen die von Frank- 
reich ausgegangenen Lehren und Herrschgelüste, die ge- 
meinsame Abneigung gegen Verfassungsurkunden und Ge- 
setzgebung überhaupt , der Vorschub den sie der upbe- 
schränkten Herrschaft gethan , endlich das Unvermögen 
beider Einseitigkeiten, in Italien, — „wo man von aus- 

49) Dessen „natürliches Privatrechl", das in der italienischen üe- 
bersetznng drei Auflagen errabren hat (zuletzt Milano 1630), ist von 
allen Schriften der Eant'ächen Schule jedenfalls . die bekannteste 
und einflussreicbste in Italien geworden, 
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scWiessenden Richtungen hfohlff fcafte* * — fesle Würfel 
zu fassen, werden von Aibini, Bonconpagni u. A. 
besprochen. Ambro soll ^^3 liebt, in Bezog auf die 
theologische Schule, in merkwürdiger UebereinstimmuBg 
mit L c i b n i t z , sehr gut hervor, dass man den Gedan- 
ken des Rechts haben und üben könne unabhängig von 
richtigen Einsichten über Göltliches, ganz so wie die Ver- 
nunft allein auch hinreiche, die ver wickeltesten Gesetze der 
Fysik, Mathematik und Sternkunde sowie das Dasein Got- 
tes zu erkennen; er wirft Taparelli vor, Derselbe habe 
nicht verstanden die Gerechtigkeit von den Glaubenslehren 
zu trennen, wie zumal aus dem letzten Theil seines Buchs 
erhelle, abgesehen davon, dass er, ungeachtet seiner Ab- 
leitung des Rechts aus der geselligen Natur des Menschen, 
doch auf den Staat keine Rücksicht nehme. Ob man etwa 
seinem Pachter sagen solle: zahle mir das Pachtgeld, weil 
es Gottes Wille ist? — Von Ros mini aber sagt .er: 
das Recht werde nach ihm beschützt vom Sittehgesetz lind 
dieses' geheiligt von der Religion, deren Urheber Gott sei; 
so gelange er denn dahin, dte Thcokratie an die Spitze 
des Öffenllichen Rechts zu stellen; in ähnlicher Weise wie 
es bei uns Fichte in scinöt* Staatslehre gethan hat. 

Tolomei^O behauptet gegen Rösmini, dter auch 
die göttlichen Rechte in die Recbfsfilosofie ziehen wolle, 
dass msfn nur bildlich die^ Attribute, die ans Gottes Macht 
(?) fliessen. Rechte nennen könne und ihre^ Besprechung 
der Theologie und Moralfilosofie überlassen müsse, da der 
Mensch gegen Gott keine Rechte, sondern nur Pflichten 
haben könne. Er gibt zu, dass die OfTenbarong der letzte 
Grund der Regeln sei, die uns Noth thun, nur nicht der 
nächste; reichte sie aus, so würde es auch kein po- 
sitives und kanonisches Recht geben; witre das Recht 
aber nur aus ihr erkennbar, dann gäbe es begreiflicfi in 
HetT^ und Kopf der Völker und Einzelen verschiedener 



50) Inlroduzione aila giurisprudenza filosofica. S. 102—109. 

51) Corso elementare, I. $. 10; 17 ff.; ^€r; 6.1; 6;^^ 96. 
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l'ReUgfort.keikierlei gfettejnsflnnei.biiidenid.e'Ref eil Den Bimpt- 
. grand -des Vorgebetis einer. Gefahrlic^Mt- 4er. Rechtsfilo- 
' Sofie sieht er darin , duss der , unleugbar protestantische 
Ursprung dieser Wissenschaft den katholischen Theelo^gen 
-snd Sitte^lehrern Furcht einflösse, da doch defea Lehren 
das Gebiet der echten rebgiösen und sittlichen JLebren 
wiedei^ beengten, noch ihm widersprächen. Gegen. Jene 
aber, die keine andere unmittelbare Rechtsquelle aner- 
kehnen wollten, als die äussere (ausserhalb der nij^nsch- 
liehen Natur liegende) des Willens eines Oberen 
Ofder des Beliebens des Mächtigen (wie weiland 
Thrasymachus und^Hobbes) oder (wie Cpccej}i) 
des Gebots Gottes — hält Mancini**) es für über- 
flüssige den scharf treffenden Einwendungen L e i.b n i,t z e p s 
> das Mindeste beizufügen. 

Ueber das: „sola^est utilitas justi prope matet* et aequi^ 
• befifierkt Toloraei,^^) dass wir, wenn dieser Nutzen 
: jedes Belieben und ' jeden Voriheil des Einzelen bedeute, 
' auf eiÄera uferlosen Meer schifften ^ sei aber ein erlaub- 
tes Belieben, ein wohlverstandenes Interesse gemeint, so 
' könne dieses nur ein nach guten und festen Regeln be- 
stirarates sein, das also nur Wirkung der Gesetze, nicht 
selbst Gesetz sein könne. Dann sei jener Nujteen aber 
nur das wahre Beste (^Gut) und die dahin führenden Re- 
' geln seien nur die des natürlichen Rechts. Hugo's Ge- 
danken über das Unnütze desselben seien später, nur in 
anderer Gestalt, von der Nützlichkeitscbule B'OQth^in's 
wiederholt worden, der es verstanden habe, na(^ der bei 
' seinen' Landsleulen nur zu ^ beliebton Weise den . Grund- 
- satz des Eigennutzes mit der Farbe des gemeinen Nut^ns 
-' anzustreichen, oder, wie A m b r o s o 1 i es der englischen 
Scliule überhaupt zur Last legt: gleichsam den ir^dust^iel- 
' len Geist der Vortheil- oder Natzbegierde dieses Volks 

52) In den oben angeführten „Lettere -intoriio aHa filosofifi del 
draio." S. 86. 

5J3> Gersö 'elementare, J.§< 21^; 89. 
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der Rechtsfildsofie einzuhanehen , wonaeb der nütdiche 
Zweck die Mittel heiligen würde. 

AüchPoIi,^^ Ambrosoli, Biamiani.und Maiw 
cini^O u. A. widerlegen die Ntttzliobkeitjäger und zei* 
gen 9 dass der^n Lehren darauf hinaus laufen, wie bei, 
Bent'ham, Alles was unter Menschen Geltung hat, nur 
flir Sache der Uebereinknnft und Kunst auszugeben, mit 
a. W. alle BegriiTe von Recht und Sittlichkeit zu zerstö-r 
ren, wä|irend doch der gemeine Menschenverstand schon 
Jedem $age, dass diese allein auf unbedingte Geltung 
Anspruch haben, — nicht bloss wo und sofern uns. zu f ä Ir- 
1 i g Vortheil daraus erwachse, sondern auch wo das Gdr- 
gentheH eintrete : äusserer Nachtheil für uns oder Andere, 
i. 6. bei Schenkungen, Strafen. Wäi^e es anders, sagt 
A m h r s 1 i , ^^} der am Genauesten diese ungeselüge Fa^r 
risäerlehre in alten ihren Windungen und Gestalten (i& 
Hobbes, Helvelius und Benth'am} befenchlet, so 
würde alle Verdienstlichkeit und Verscbuidung unsers Han«< 
delns, alle Menschenliebe u. s. f. aufhören; der Fatalismus 
wurdd^ durch Erhebung des glücklichen Zufalls zu einem 
Stück der Gerechtigkeit^ herrsdiend, und das folgerechte 
Ende vom Liede wfire : Krieg Aller gegen Alle. Das Uih 
terscheidende des Nützlichen sei, dass es dem Grade Ba«h 
unendlich verschieden sei und Alles hier Tom zufiälligen 
individuellen Wohlgefallen, von im Allgemeinen ganz unt? 
bestimmbaren, stets wechselnden Beziehnngen abUinge, das0 
es kein angeborener, sondern nur eia aus der Erfahrung 
im einzelen Fall von den Wirkungen id»genoiiiinener Be- 
jgfrifT sei; 'dass auch bei der Foderung der Un tef Ordnung 
des Soindervortheils unter den gemeinen JKutzen {die .sabis 
populi} über dasT Wann «nd Wieweit zidelzt Willkür uiid 
Gewalt werde entscheiden miüssen, mithin Nichts herausr 
komme, bIs ein Recht de« Stärkeren. Alle heben 



54) Saggi di äoiea^Ba politiep«il(|g«l9..S. ,ißt S^l. 

55) In ihren mehrerwähnten Lettere etc.^ an vielen Stellen^ be- 
sonders S. 171. 

^56) introdnziooe alla giaruif>rttdenxa Üloitdfica. S. tlO->"116. 
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hervor, dass kaum Elwa^ fester siehe in der Ueberzea- 
gung aller Welt, als dass Betrug, Staatsstreiche, Mord, 
Krieg etc. nicht darum gerecht Beien weil si& Tielleicht 
Nutzen bringen, und dass keine Gesetzgebung je einen 
andern Nutzen im Auge gehabt habe, als: — daa ein- 
zigen Jedermann einleuchtenden,, sicheren, allgemeinen und 
bleibenden, der sich von selbst ergebe au$ der Befolgung 
der Grundsätze der Ehrbarkeit und des Rechts (dessen 
Aufgabe ja gerade in Beschaffung . der Mittel zum Zweck 
des grosstmöglichcn Menschenwohls bestehe) oder, wie 
Mamiani mit Vico sagt als: — das „utile divinan^enle 
adeguato all' eterna mi&ura." 

Mancini ereifert sich mit Borrelli gegen Cousin, 
der den Krieg immer, wenn auch niphl für gerecht^ doch 
für nützlich und nothwendig erkläre; und ebenso , kämpft 
der berühmte Verfasser des „Rinnovamento dell' antica filo*- 
Sofia ilaliana", der Graf Mamianj de IIa Royere,^^) 
mit scharfen Waffen gegen Alle, von denen er glaubt, dass 
sie entweder bloss nach s. g. Nützlichkieitjrücksichten die 
Gesetze .und Strafen bestimmen woller;!, ?r. B. um Furcht 
einzujagen, oder die doch, in eklektischer: Halbheit, wie 
Rossi^ der nie bis zu den let;sten Gründen durchdringe, 
zwischen sittlichen uftd politischen Bestimmgründen echt 
scholastisch hin und her schwanken; endlich gegen Alle 
die mit Romaghosi in dem Wahn befangen sejen, 
aus: der s* g. „Augenscheinlichkeit der Thalsachein" £®y*^ 
denza di fatlo) die. unstreitig über dje Welt ^er sinn- 
lichen Erscheinungen und Erfahiung hoch erhabene, ewige 
Wesenheit; des Rechts ableiten zu können ; währepd sie 
selbst doch, wenn auch unbewusst, auf Schritt und Tritt 
sich stützten und stützen müssten auf den Grundatz der 
Ursächlichkeit, auf die. UnänderU(^hkeit der Naturgesetze, 
•auf das frei und gleich Geborens^in aller Menschen .,^tc^ 
— lauter Sätze, die in keiner Weise aus den au gon- 
ge nfälligen Tfaats a eh e n- 6r«ichilioh :seiQ|i. , iWenn 



57) Lftltere into,?po aj^a filofQJ^a 4eld^^^^ etc. 
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man vergesse, dass das Sitlengeselz zur Alleinherrschaft 
berufen sei, so komme man höchstens zu einer „Statik 
und Dynamik lebendiger Kräfte*^, nie aber zu einer Wis- 
senschaft des Rechts und könne dann dieses immerhin 
mit Romagnosi „eine geordnete nützliche Kraft" nen- 
nen, Was freilich ebensogut auf jede Maschine passe. 

üebrigens hat Mamiani, gleich Kant, vergessen, 
dass es ein Anderes sei, bei der Strafe willkürlich dem 
ersten besten Nutzen nachzujagen, ein Anderes, ihre Re- 
ziehung auf einen vernünftigen Zwock zu fodern. Statt 
Dessen verfallen Reide auf eine zweck- und vernunfllose 
Vergeltung von Uebel durch Uebel. Mancini^D aber 
zeigt vortrefflich, dass Diess durch strenges Festhallen an 
Kantus eignem Satz: den Menschen nur als Selbstzweck, 
nie als Mittel zu behandeln — vermieden worden wäre, 
da hieraus die ünstallhafligkeit des Zerslörens der mensch- 
lichen Persönlichkeit, also der Todestrafe, der Sklaverei, 
der Ehrloserklärung etc. von selbst folge; und er staunt 
mit Recht, dass ein so grosser Mann, wie Kant, sich 
soweit habe verirren können, Nothzucht u. dergl. mit Ver- 
schneidung strafen zu wollen. Wie der ganze Gegensalz 
der absoluten und relativen Strafrechtlheorien, so hat auch 
der ganze gelehrte Streit Mamiani's uud Mancini's, 
in deren oft von uns erwähntem und sehr beachtungs- 
werthem Rriefwechsel über die Grundlagen des Rechts und 
insbesondere des Strafrechls, seine Wurzel lediglich in 
dem Verkennen des beslimmlen Regriffs des Rechts- 
zwecks. Erslerer ^®) ahnt ihn höchstens, indem er mehr- 
mals einräumt, dass die Strafe vorwärts wie rückwärts 
Wicken müsse. Nicht viel näher kömmt ihm Letzterer, ®*0 
der übrigens ohiie Zweifel als Sieger aus dem Streit her- 
vorgegangen ist. Er thut dar, ®0 wie es unmöglich mit 
dem Regriff des Sittlichen — als eines wesentlich ün- 



58) Lellere S. 163 fif.; 127. 

59) Ebenda, S. 7; 52; 112. 

60) Diess zeigt sich besonders S. 101 der Lettere. 

61) Ebenda, in seinem ersten Brief $. 4. S. 99 ff. 
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erzwungenen — sich vereinigen lasse, aUe Unsittlichkei- 
len als solche strafen zu wollen, d. h,, da wir allzumal 
Sünder seien, uns Alle; dass der Sittenlehre nur mit ei- 
ner Vergeltung des Busen durch Gutes Genüge geleistet 
werde, da doch, wenn man den Mörder seinerseits schlachte, 
damit nur zwecklos ein weiteres Uebel dem ersteh 
hinzugefügt werde etc. Nur hätte er auch einsehen sol-' 
len, dass hieran nicht das Mindeste dadurch geändert wird^ 
dass vielleicht in diesem weiteren Uebel ein Mittel, liegen 
mag zur Verhütung fernerer Verbrechen; da dfiesef 
Nutzen doch wohl nicht mehr, wie überhaupt je der Zwecke 
die Mittel wird heiligen sollen. Er wird, bei näherer 
BekanatschafI; mit unseren Ansichten, von denen er nur 
aus unsrer „Commentatio de quaestione : an poena malum 
esse debeat" Einiges erfahren halte ®^), schwerlich mehr 
einstimnien in den herkömmlichen Einwurf, der ein gänz- 
liches Missterstehen des Verhältnisses von Recht und Sitt- 
Uchkeit voraussetzt: dass auch wir alle bösen Gedanken 
strafen müssten — und: dass die Strafe allein sitt- 
liche Besserung nicht bewirken könne. Letzteres freilich 
wird Niemand leugnen, der den Menschen nicht als ein 
Tonwerkzeug ansieht , das sich rein leidend slimmmeri 
lässt ^% Wir sind einstweilen ganz zufrieden , dass * er 
die volle Bedeutung der Richtung der Strafe auf Besse- 
rung anerfiennt. Er weiss damit aber weder die heutige 
Art der Strafzumessung zu rennen, noch die öffentlichen 
Strafyollstreckungetn und, wo Besserung nicht zu hoffen 
sei, das Strafen Beispiels halber (fiel ihm dabei nicht ein, 
Was er selbst so richtig ah Kant gerügt hatte?), — 



62) S. ebenda, in ßeineni zweiten Brief, S. 173 ff. Wir erlauben 
Uns ihn zu verweisen auf unsre Schrift „Zur Rcclitsbe(;rtl[ndung der 
BesseruDgstrafe^ 1846 und. unsern Aufsatz „Ober das Verhältnlss der 
iJinzelhRft zur Strafgeselzgebung^' im neuen Archiv des Kriminalrechts, 
Jahrg, 1850^ nr. 17. 

63) Sehr gut beleuchtet diese Unmöglichkeit, und überhaupt die 
rechtliche Seite der Aufgabe der Erziehung und Strafe, ^onc o m- 
pagn>i, „Intraduzione alla foicnza .del diritto/^ $. 413. Yer^Iii. auch 



S. 421 ff. 



Digitized by 



Google 



caf dem F«ld6 der R^htolilogofie. : 97 

endlieh das Wiederfreilaiäsen der Verbrecher, aach weiln 
sie während der Strafzeit uoch weit schlechter und ge- 
fährlicher geworden sind. Auch wir wissen diese schlechte 
Wirklichkeit nicht mit unsrer Ansicht zu reimen, nur se- 
hen wir nicht, wie diese handgreifliclie Ungereimtheit, 
ohne oITne Kreisbewegung im Denken, uns, statt den be- 
stehenden Gesetzgebungen zur Last gelegt werden soll 

lieber das Vcrhältniss des Rechts zur Sitt- 
lichkeit herrscht bei den Italienern im Ganzen, in Hin- 
sicht der Grundsätze, ebensoviel Unklarheit wie bei uns, 
obgleich sie in der Anwendung, vermöge eines richtigen 
Takts, weit seltener fehl gehen. Meist halten sie, wie 
Ambrosoli,^0 abgesehen vom positiven Recht, eine 
Scheidung der sittlichen und rechtlichen Pflicht für un- 
möglich und geben es lediglich dem Ermessen des Staats- 
oberhauptes anheim, auch die Erfüllung der ersteren zum 
Tbeil durch Zwang zu versichern, je nach der „sociale 
convenienza^ Qi. h. des Gemeinwohls wegen}, namentlich 
durch Polizeigesetze, Was unerlässlich sei wenn wir nicht 
zurücksinken sollen in gesellige Unordnung. Er will demr 
nach auch, wegen der Zufälligkeit dieser äussern Sanktion, 
die Erzwingbarkeit nicht als inneres Unterschei- 
dungsmerkmal gelten lassen, sondern höchstens den Um- 
stand, dass das Rechtsgesetz nur aufs Aeussere der mensch- 
lichen Handlungen geht und sie nicht sowohl, wie das 
Sittengesetz, nach ihrer innern Güte auifasst und unbe- 
dingt um desswiUen gethan wissen will, sondern nur so« 
fern sie nothwendige Mittel sind zu einem Zweck — 
dem menschlichen Zusammenleben — also „gleichsam^ 
ohne auf die Absicht des Handelnden zu sehen. 

Rosmini aber^O führt sehr schön aus, wie das 
bloss äussere Handeln, — worauf Kant, wie Tho- 
masius, das I^echt und die dasselbe betreffende „äus- 
sere Gesetogebung^ beschränke — ganz abgetrennt von 



64) Introdozione alla giiHrisprudenza filoBofici. S» 143-- 149. 

65) Filosofia del diritto. I. S. 36—38. 

JEn'f. 2n(fcAr. f, Redunv, XXV, Bd, I, Bft. 7 
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den Absk^teti und Beweggrfinden , so dass die blossen 
Antriebe der Furcht und Hoffnung dabei angeblich völlig 
genügten, — ohne Werth und Würde sei und rechtüch 
ytie sittlich nicht mehr bedeute als jede andere That- 
sache, die nur nach Naturgesetzen, nach ihrer StsNrke, 
in Betracht komme : ein solches lebloses Recht sei aller*- 
dings Nichts weiter als, wie Hugo es nenne, eine „mu- 
rale da sicarj^ (Todlschlagsmoral). Den Grund dieses 
Irrthums findet er darin: 1} dass freilich Niemand ([also 
ftuch nicht Gesetzgeber und Richter} die Absichten gera- 
de zu wahrnehmen könne. Darum aber dürften sie doch, 
solange sie nicht in Wort oder That hervorgetreten sind, 
nicht ausgeschlossen, sondern müssten als gut (rette) 
vorausgesetzt werden« Wären aber die innern Vorgänge 
(affezioni) filr die äussere Gesetzgebung ganz ohne Werth, 
dann komme die äusserste Abgeschmacktheit heraus, dass 
dieselbe auch nie das Aeussere als Zdeben (Aeusserung) 
des Inneren auffassen dürfte , dass also die Worte für 
sie nur ein sinnloser Schall sein müssten. 2} dass, wie 
man aus Thomas von Aquino*®) sehe, das Wort 
Recht eine Eigenschaft des Handelns bezeichne, noch ab- 
gesehen von der Gesinnung des Handelnden; dass also 
insoweit das Recht an sich selbst oder gegenstandlich 
(materiaUter} genommen werde, als etwas einem Mass- 
stabe Angemessenes (cosa «deguata ad una misura} ohne 
Weiteres« Gerechtigkeit aber könne nicht da sein, ohne 
dasi^ zu der äusseren Leistung des Rechts an einen Je- 
den auch der gute Wille — die constans et perpetua 
voluntas — hinzukomme. ErsI mit ihr verbunden sei 
auch formaliter ein jnstum oder jus vorhanden. 

Aus dieser Ausführung, der wir ganz bapflichten, er- 



66) Sommft ibeol. Mcnnda secon dae, 57, 1: Illud enim in opere 
liostro dkitar intitum, quod respondek secnndam aliqnam aeqnalitalem 
alten ; puta recompensatio mercedis debitae pro servitio impeuso. Sic 
ergo justum dicitur aliquid, quasi habens reclitudinem jastitiae, ad 
quod Urminatur aekio jastitlae etiam non considerato quali- 
ter ab agente fiat. 
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hellt, dass Rosmini, ungeachtBt seiner oben erwähtt- 
ten, ziemlich Kantischen iBegriiTbesttnimung des Rechts, 
doch weit entfernt ist den Menschen in eine innere und 
äussere Hälfte zu zerlegen und jene der Siltenlehrej diese 
der Relchtslehre aui$sthliessend 2u überweisen. Doch mag 
er seinerseits umgekehrt die elhfsche und rechtliche Seite 
des menschlichen Handelns nicht immer genügend ausein- 
ander gehalten haben, auch wenn T o 1 o m e i ohne Girund 
ihm vorwirft, dass er ^ Beides wieder gartz vermische. 

Am Klarsten scheint uns hier Boncompagni zu 
^ehen, der sehr gut zeigt, '^ dass das Recht die äus- 
seren Hülfen im geselligen Leben gewähre, um als ver- 
nünftiges und freies Wesen zu leben, die Bedingungen 
des üebergewichts der Vernunft über die andern mensch- 
lichen Kräfte, welches die Sittenlehre verlange; eS stelle 
nur die Möglichkeit der Entwickelung und Anwen- 
dung unsrer Vernunft sicher, nicht aber s^i es geradezu 
auf deren Verwirklichung gerichtet, die vielmehr von 
Innen ausgehen müsse; es könne Kunst, Wissenschaft, Sitt- 
lichkeit, Gottinnigkeit nur fördern, nicht aber schaffen 
und erzwingen. Ebenso lehrreich, wie an diesen Lebens- 
aufgaben, erläutert er den Unterschied von Recht und Sitt- 
lichkeit an der Familie und hebt, ohne Bentham's Ein- 
seitigkeit zu verkennen und seine gefährBche Uebertrei- 
büng in dem Versuch, sogar die Moral auf den Nutzen zu 
stützen, doch als Verdienst Desselben hervor, dass er die 
wesentliche Beziehung des Rechts auf das Gesammtwohl 
(niöht auf den Vortheil eines Standes) festgehalten und 
die müssigen Erdfchtungen eines Naturstanfles, der Grund- 
verträge etc. abgethan habe. Er untersucht sodann die 
Natur des Rechtszwangs, zeigt dass der Rechts^ 
schütz, den die bürgerlfche Gesetzgebung gewähre, im 
Grunde nur auf Besitz und Genuss äusserer Dinge sich er- 



67) Introduzione alla scienza del diritlo. S. 400—431. vergl. 
mit seinem Aufsatz^ übet das Recht und dessen JBeziefaangen zum 
Sittengesetz in den „Annali di giurisprudenza" t. V. u. Vi. S. auch 
Albini, Enciciopaedia del diritto §. 10. 

7# 
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strecke, also nicht ausreiche und dass erst die Strafgesetze, 
deren wesentlichen Geist er vortrefflich zeichnet, das Beste 
thun« Er vergleicht endlich das Verhältniss der Kirche 
Coder, Was ihm dasselbe ist: des päbstlichen Stuhls) zum 
Staat einigermassen mit dem der Moral und des Rechts 
und deutet sehr fein an, dass das erstere Verhältniss, 
wie es bisher gewesen, das richtige nicht sei^} und 
ebendarum im Fortschritt der Bildung Umgestaltungen er- 
fahren müsse, die jedoch nur mit zartester Rücksicht auf 
das bisher Gewöhnte geschehen dürften. 

Tolomei gehört, gleich Baroli, dessen grosses 
Werk überhaupt vielfachen Einfluss auf ihn geübt hat, zu 
den italienischen Rechtsfilosofen , deren Darstellung bei 
Weitem am Meisten eine Kant-Fichte' sehe Färbung 
hat, obwohl sie selbst einzele Mängel dieser Richtung 
nicht verkennen und, theils durch eine wohlthätige Rück- 
wirkung der Wol ff 'sehen Lehre, theils durch eine bes- 
sere Ahnung, in der Anwendung der Grundsätze vor dem 
Verfallen in die ganz . inhaltleere formalistische Behand- 
lungsweise dieser Schule bewahrt worden und häufig zu 
fruchtbareren Ergebnissen gelangt sind. Er sagt ganz 
richtig, dass wir durch die ethischen Sätze: lebe als Ver* 
nunftwesen und achte deinen Nächsten als solches, — 
— gib Jedem das Seine. — etc. noch nicht erfahren, 
worin denn das Seine eines Jeden besteht; dass aber, Diess 
zu erforschen, die selbständige Aufgabe der Rechtslehre 
sei, die er mithin nicht zu einem Abschnitt der Sitten- 
lehre . gemacht wissen will; nur gebt er, im Eifer, dass 
ja nicht dem ethischen Element ein zu grosser Einfluss 
eingeräumt werde, offenbar in der entgegengesetzten Rich- 
tung über die Gränze der Wahrheit hinaus, wie sich aus 
einer kurzen Berührung der Hauptsätze ergeben wird, 
die er in einem Anhang zum ersten Theil seines Buchs 
zur Rechtfertigung seiner Ansichten zusammengestellt hat^^}. 

68) Ambrosoli a. a. 0. S. 299 glaubt, dass Ahrens das 
Richtige hier völlig getroffen habe. 

69) Corso elementare etc. L S. 301 bis 338. 
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Ohne Grund will er z. B. nur die eine Seile jedes Rechts- 
verhältnisses, den Ansprach gegen Mitmenschen, nicht auch 
die gegenüberstehende Rechtsverbindlichkeit, zum 
Gegenstand der Rechtslehre machen, anstatt alles Das dahin 
zu rechnen, was immer für ein echt menschKches Wech- 
selleben an sich bedingend ist, und worin dann zugleich 
die gegenseitigen (subjektiven) Ansprüche und Verbindlich- 
keiten wurzeln. Wenn er ferner, gleich Fichte, aus dem 
Recht nur etwas „Fakultatives, Potestatives, Permissives*' 
macht, dessen wir uns für unsre Menschenzwecke, wo nicht 
sittlicher doch rechtlicher Weise, nach Belieben sollen be- 
dienen können oder nicht, so hätte schon das Recht der 
Kinder auf Erziehung und Unterricht ihn aufmerksam ma- 
chen sollen, dass der von den gewöhnlichen Fällen herge- 
nommene Anschein ihn zu einem unstatthaften Verallge- 
meinern verleitet hat und dass die Herstellung einer durch- 
gehenden Rechtsordnung, worin er doch selbst eine Auf- 
gabe der Gesellschaft erkennt, damit völlig unverträglich 
sein würde. Alle Logik], die er in reichem Mass gegen 
Res mini au^vendet, '®) wird schwerlich Jemand überzeu- 
gen, dass man sich täuscht, wenn man in einem angeblichen 
Recht zu lügen, liederlich zu sein, sich selbst zu morden, 
zu verstümmeln und s. f. einen grellen Widerspruch findet, 
auch wenn nicht durch dergleichen Handlungen Ansprüche 
bestimmter Andern in dem Grade verletzt oder dem Gan- 
zen so grosse Nachtheile gebracht werden sollten, dass die 
Slaalsgesctze mit Verbot oder Strafe einschreiten '^*3, Wer 
zwischen materiellem und formellem Recht zu unterscheiden 
gelernt hat. Wer z. B. an die Möglichkeit ungerechter Ur-r 
theile dritter Instanz und ungerechter Handlungen auch der 
Fürsten glaubt, Wer an die Ehe denkt u. s. w., wird ebenso 



70) Ebenda S. 321 (f. Dass Rosmini's Unterscheidang von 
diritto crado und diritlo in scnso pieno (sittlichen Inhalts) der Strenge 
nach nlch% haltbar ist, moss man ihm freilich, einräumen. 

71) Auch Ambrosoli a. a. 0. S. 165 sagt: Der Selbstmord 
verletzt nur in sofern das Recht,* als er ein Handeln ist, was Wirkung 
auf Andre hat. 
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schwerlich der, auch voq Tolomei getheiUeni verbreite- 
ten Meinung beipflichten^ dass npr das Erzwingbare Recht 
sjpij nur Das, worin wir gehindert werden dürfen, Unrecht, 
^ wenngleich in der Regel und vor Gericht Qur Diess für 
Recht und Unrecht gilt; und er widerspricht sich selbst 
wenn er hier"^^} mit Kant, nur das äussere Verhalten 
der Menschen zu einander beachtet wissen will von Recht und 
Staatsgesetzgebung, wenn anders nicht der silllicben Selbst- 
bestimmung jeder Spielraum geraubt werden solle. Zu den 
Bemerkungen Ros; mini 's hiergegen, die wir oben angeführt 
haben, begnügen wir uns hinzuzufügen, dass schon der Sprach- 
gebrauch darauf hinleitet, dass inneres Recht und innere 
Ungerechtigkeit gegen Andere und sich selbst kein Undir^ 
ist Dazu kömmt die Nolhwendigkeit» bei Gesammtpersonen 
jeder Stufe, z. B. bei der Gemeinde, beim Staat etc. ein in- 
neres und äusseres Recht zu unterscheiden, endlich auch bei 
Einzelwesen, z. ß. schon auf der Schwelle des Stcafrechts 
bei der Frage nach der S c h u 1 d — im Innern einzukehren ^^}* 

(Die FoctselzuDg folgt im näcbs^n Heft.) 

-f 

V. 

Die Leistungen der neuem Akademie der Ge- 
setzgebung in Toulouse. 

Di^rgestellt 
von. 



jRecvei/ de fAcadmie de legislation de Toulouse, iBSi-^iSS^, Tom i. 
Toulouse 1852. ^ 

Wir begrüssea mit Freude die Gründung der in der 
Aufschrift erwähnten Akademie, die in dem Vaterlande und 



72) Corso elem. I, S. 324 verglichen mit S. 124, S. oben S. 76. 

73j Etwas naher haben wir über diese und ähnliche Punkte uns 
ausgesprochen in einer Beurtbeilung von „Hasner's Filosofie des 
Rechts und seiner Geschichte. Prag^ 1851^ in HaimerTa Magazin 
für Rechts- and Staatswissenschaft. Bd. V. S. 104 (lP. 
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dem Wirkuogskr^sa des groMon Ca Jas diircii die Tbittigk^it 
wohlgestnnl^r, aoj^ezeicbneter Maaner, welche die Wich%- 
keit der YereteiiguBg der Kräfte Bur Erreiebung eines gros^ 
sen Zi^es richtig würdigten, und die Bedeotang der Für- 
deruRg der Recbt^wissensehaft für die Verbesserung der 
Gesetzgebiiiig erkennen, in das Leben gerufen ist. Nie* 
mand verkennt die grosseQ Verdi^aste, wekhe die Akademie 
der scieaees morales et poUliques in Paris auch um die Be- 
lebung bedeutender Arbeiten für die Gesetzgebung erwor^- 
ben hat; allein es ist begreiflich, dass dann erst mit Ener- 
gie und grossem Erfolg gewirkt werden kann, wenn eio 
Verein tüchtiger U änner ausschliessSch die Förderung recbis«« 
wissenschaftlicher Arbeiten mit dem Zwecke der Gesetzge- 
bufig vorzuarbeiten sich zur Aufgabe ma<^. Einen solchen 
Verein begründet die durch Privatmiltel in das Leben ge- 
rufene Akademie der Gesetzgebung in Teidouse. Am 3. 
April 1851 wurden die Statuten derselben bekannt gemaeht 
Wir finde» unter den Ujoterzeichnem und Gründer.der Au« 
stalt ausgezeichnete Männer, ebenso solehe, deren Namea 
als die gründlichen Bearbeiter der Wissenschaft (z. B.Be- 
aecb, Chauveau, Dufour, Molinier, Kodiere) all- 
gemein geaehtet sind, als gereiche, gewandte und zu- 
gleich wissenschaftlich gehildate Praktiker, Appellatioasräthe, 
Beamte der gtaatabebörde und Mitglieder des Advoketen- 
standes. Nach den Statuten besteht die Akademie, fds de- 
ren Zweck: der zur Entwiefcelung der Reshtswissensdiaft 
beizutragen bezeichnet wird, aus 40 ordentlichen Mitglie- 
dern, aus Ebremmtgliedefn (darunter Troplong und Ni- 
co Uni in Neapel) und 19 korrespondirenden MilgUeder» 
(darunter ist auch dem Verfasser des gegenwärtigen Aufi- 
satzes die ISbre gewählt zu werden geworden). Die Aka^- 
demie häk monatliii^h zwei Sitzungen , worin auf den An- 
trag eines Mitglieds wichtige Rechtsfragen beratheu werden. 
Die Akademie eröffnet aber auch jedes Jahr einen Concurs, 
tn dem m eine Preisfrage über einen wichtigen Gegenstand 
der Geset^ebung aussetzt. Derjenige, welchem der Preis 
zuerlmnnt wird, erhält eine goldene MedaaUe* Die Akademie 
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kann eine periodische Sammlung ihi'er Arbeit herausgeben 
und bildet zugleich ein Bureau des consultations gratuites 
puur les personnes indigentes. — Als das Ergebniss der 
bisherigen Arbeiten der Akademie liegt vor uns der erste 
Band der Sammlung, deren Titel wir oben angegeben haben. 
Die Redaktion dieser Sammlung verdient eine besondere An- 
erkennung, indem darin mit einem grossen Takt auszugs- 
weise der Inhalt der vorgelegten Arbeiten, und der statt- 
gefundenen Berathungcn so trefflich mitgetheiit wird, dass 
der Leser nichts von dem Wesen des Vortrags verliert, das 
Ergebniss der Schrift oder Berathung vollständig, jedoch 
ohne die unntitzen Ausschmückungen oder vorgekommene^ 
Wiederholungen kennen lernt. Man bemerkt bei der Ver- 
gleichung des Inhalts der Sanunlung, dass die Akademie 
schon auf eine sehr verdienstliche Weise für idie Förderung 
gründlicher Arbeiten thätig war, und Wissenschaft und Ge- 
selzgebungskunst durch ihre Leistungen bereichert werden. 
Die bisherigen Arbeiten bezogen sich , theils auf die Prü^ 
fung der eingereichten Preisschriften, theils auf Vorträge, 
die über wichtige neue Schriften oder über bedeutende, sehr 
bestrittene Rechtsfragen, theils über MUlheilungen, welche die 
Akademie erhielt, gebalten wurden. In der letzten Hinsicht 
verdient vorzügliche Beachtung ein in der vorliegenden Samm- 
lung von pag. 129 an milgetheiltes Ms. aus 1288 enthaltend 
ein Jurist. Memoire in einem Reclitsstreite für die Stiidt 
Limoux gegen .Jean Voisins. Im Recueil p. 95— Hl wer- 
den nähere Nachrichten mitgetheiit. Das oben genannte M6^ 
mdre verdankt die Akademie Herrn Fonds Lamotte 
(einem Mitgliede iler Akademie} der das wichtige Ms. in dem 
Archiv von Limoux fand; es enthält ein von sechs Doktoren 
des Rechts 1288— 1290 in einem Rechtslreit zum Vorlheil 
der Stadt Limoux abgegebenes Gutachten. In den unglück- 
lichen Kriegen der Albigenser hatte die Stadt einen lebhaf- 
ten Antheil genommen; die Folgen waren schwere Be- 
drückungen, welche die Stadt von ihrem Seigneur dulden 
mussle; es kam besonders auf Ausübung gewisser Forstrechte 
an, welche die Stadt geltend machte, und worüber der Rechts-- 
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streit entstand« Sehr interessant ist in jener Urkunde, die 
über den damaligen Gang der Rechtsstreitigketten beleh- 
rende Aufschlüsse gibt, zu sehen, wie schon dib römi- 
schen iind canonischen Stellen angewendet wurden; es 
kömmt darin die Theorie der Erwerbung der servitus dfs- 
continua zur Sprache, und dabei auch die Bedeutung der 
unvordenklichen Verjährung. In den memoire wird auch 
von der Verantwortlichkeit vor dem Judicium Dei gespro« 
chen; mit Recht, wie wir glauben, wird aber die Er- 
klärung dieser Stelle (recueil p. 149} angenommen, dass 
darunter nicht das Gottesurtheil, sondern 'das jüngste Ge- 
richt gemeint war, mit welchem nach dem damaligen Ge- 
brauehe nicht selten gedroht wurde. Die Akademie hatte 
für das Jahr 1852 die Preisfrage aufgestellt: du regime 
de la propri^te mobiliere en France, und verlangte, dass 
der Verf. der Preisschrifl den Geist, welcher in gesell- 
schaftlichen Beziehungen zur Zeit der Redaktion des fran- 
zösischen Code yerbreitet war und der den Gesetzgeber 
bei der Gesetzgebung über bewegliches Eigenthum leitete, 
erforsche, und d^n Einfluss, welche das Anwachsen des Mo- 
biliarreichthoms seit dem Code civil genommen hat, auf die 
verschiedenen rechtlichen Beziehungen dieses Eigenthums, 
entwickle, den Gang der jurisprudence verfolge, die Lücken 
der bestehenden Gesetzgebung prüfe und die zu machen- 
den Verbesserungen der Gesetzgebung andeute. In der 
Sitzung vom 12. Juli 1852 wurde von dem Herrn Be- 
nech (einem der gründlichsten Professoren der Univer- 
sität Toulouse), dem Secretaire perpeluel, auch Nachricht 
von dem Ergebnisse des Concurses über die Preisfrage 
gegeben (recueil p. 81). Es wurden zwei Schriften ein- 
gereicht. Der Berichterstatter bemerkt, dass die Akademie 
die Preisaufgabe wählte, weil sie geeignet ist, auf die 
grosse Umgestaltung aufmerksam zu machen, welche durch 
die socialen Verhältnisse, durch den industriellen und com- 
merciellen Aufschwung seit dem Code civil in Beziehung 
auf die Bedeutung des beweglichen Eigenthums eintrat; 
Einfluss röm. Ansichten und das Fortwirken feudalistischer 
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Rechljumsiobten hatten in der Meinung der Gesetogeber 
des Code Civil, dem bewreglicben Eigeatbunit bei welcbe» 
man die körperlichen und unkörperlichen Mobiüen mcht 
genug unterschied, ein« zu geringe Bedeutung beilegen 
las^n« In der eingereichten Preissehrift wurden wmt 
di^ einzelnen Bestimmungen des Code, wo. der Unterschied 
vom beweglichen und unbeweglichen Eigenthum zur Sprache 
kömmt, hervorgehoben ; allein es wird gezeigt, dass grosse 
Lücken in der Schrift vorkommen, und die gemachten 
Yoxscbliäge nicht zu billigen sind., Es wird dem Verf. 
der Schrift das Zeugniss gegeben, dass er einen g^uur- 
den Sinn, einen guten kritischen Geist und richtiges Ge- 
fühl der Unzulänglichkeit der bestehenden Gesetzgebu^g 
bewährt , daher man den Verfasser {Herrn R i v i e r e 
zu Dijon} für würdig hielt, dass ihm durch Einhändi- 
gung einer Medaille von 200 Francs, die Zufriedenheit der 
Akademie kund -gegeben, aber nicht der bestimmte Preis, 
zuerkannt werde. Dem Vert der zweiten Sohrift wird 
zwar auch ein gutes Zeugniss gegeben, allein er wird 
nicht weifer ehrenvoll erwähnt. Von d^a Vorlrägen der 
Akademie wollen wir einige der wichtigsten hervorbeben, 
und zwar die des Herrn Demante (recueil pag. 25} 
über ein Memoire sur les vices de la possession en notiere 
de prescrlption et d'actions possessoires. Herr Demante 
zeigt sehr gut, wie die römischen Stellen, die sich auf 
die bekannte vitia possessionis beziehen, auf die französ. 
Besitzlehre nur mit grosser Vorsicht angewendet werden 
können, da die französ. Doktrin über den Besitz wesent- 
lich von der römischen abweicht. Die vis is) nicht mehr 
im römischen Sinne ein Vitium possess., denn sobald die 
vis aufgehört hat, kann der Besitzer, wenn er Jahr und 
Tag im Besitz war, die BesiUklage aufslellen. Die gian?^ 
Lehre von der röm, praecaria possessio ist in Frankret^sh 
geändert, wo aujch der Pächter, der Depositar Besitzklagea 
hat. — Mehrere 'Vorträge des Herrn B res so 11 es, der 
aus seinen eigenen Erfahrungen über die damsds Einflüsse 
reichen Personen berichtet (p. 27. Sr6.), bezwecken Niwhr 
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Weisungen üb^r die redacteurs du Cade civil, zur richti- 
gen Ititerpretation des Code ; insbesondere bemerkt er über 
den Kampf der Anhänger des droit coutumier und der 
du droit dcrrt; 4 Commissäre geborten den Ersten^ 8 der 
Zweiten an. Hr. B e n e c h erstattet Bericht (jp. 38} über ein 
Memoire, über das gallische und germanische Element im 
Code civil; dem Ersten kann die im Code 733 aufge- 
hobenen Grundsätze : paterna, paterni$ etc. zugeschrieben 
werden. Das germanische Element zeigt sieb bei dem 
väterlichen und ehemännlichen Mundium, in. der institution 
contraituelle, in der Gütergemeinschaft. 

Ein Auszug ist (p. 66} aus einem sehr interessanten 
Memoire des rühmlich bekannten Herrn Laferriere über 
da&jttstinianeische Recht gegeben, wie es vor dem Ende des 
XI. Jahrb. in Frankreich bekannt war, und über die ersten 
französ. Denkmäler, welche röm. Recht aufnahmen. Hr. L a- 
ferriere kömmt in Bezug auf die Geschichte der Ein- 
führung des römischen Rechts in Frankreich dazu, zwei 
Perioden zu machen, vom VI. bis Ende des XI. Jahr- 
hunderts, die andere vom Ende des XI. bis Ende des 
Xm. Jahrhunderts. Nach ihm war das röm. Recht, wel- 
ches vom VI. bis Ende XI. Jahrb. in Frankreich bekannt 
war^ und auf Rechtsübung und Sitten wirkte, nicht das 
justinianeiscbe Recht, sondern der Codex Theodosianus und 
Alaricianus^ im IX* Jahrb. fingen schon die Novellen Ja<* 
stinians im Epitome Julians bekannt zu werden an. Erst 
gegen das Ende des XI. Jahrb. wurden die Pandekten 
und der Codex Justin, und die Institutionen bekannt, und 
die ersten Zeugnisse, die darauf deuten, sind das decre- 
tum loonis und des Petri exceptiones legum Roman. Ivo. 
von Chart res wurde zum Studium des römischen Rechts 
durch Lanfrancus gebracht. Die Miltheilung dieses 
Memoire veranlasste eine Berathung in der Akademie, in- 
dem mehrere Mitglieder die von Laferrieres Forschun- 
gen abweichenden Ansichten S a v i g n y ' s gellend mach^ 
len, nach welchen in Frankreich vor dem Ende des XI. Jahrb.. 
alle Tbeile des justinianeischen Rechts bekannt waren. 
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An^kannt wurde ziemlich allgemein, dass mehrere 
Stellen, aus denen man den Beweis ableiten wollte, dass 
das Justinianelsche Recht früher in Frankreich bekannt war, 
unrichtig verstanden seien, so wie wenn man z. B. in der 
Formul^ Marculfi IL J2. den Beweis finden wollte, dass C. 1. 
Cod. de liberis praelerili^ vorgeschwebt habe. Ein anderer 
Vortrag bezog sich (p. 6&) auf die Beachtung verdienende 
Arbeil des Hn. Farieu (wir werden eine ausführliche An- 
zeigte seines bedeutenden Buchs in dieser Zeilschrift liefern) 
über actions possessoires Hr. Carol (der Berichterstalter) 
spricht seine Zustimmung zu den Ansichten des Hn. Farieu 
über die Ableitung des Erfordernisses der possession an- 
nale aus dem german. Rechte und seine Ueberzeugung aus, 
dass die röintegrande nach den nSmlichen Grundsätzen wie 
die complainte zu beurlheilen sei. — ^ine interessante Be- 
rathnng wurde veranlasst (p. 41) durch einen Vortrag von 
Cassagnac über eine Abhandlung, betreffend die Wir- 
kungen über Rechtskraft, besonders über die Frage: ob 
ein Beklagter, welcher das Darlehen gestand, aber die Ein- 
rede der Zahlung vorbrachte, jedoch sie nicht beweisen 
konnte, dann verurtheilt zur Zahlung wurde, aber nach 
Rechtskraft des ürtbeils die Ouillung findet, gegen die Voll- 
streckung des Urlhcils die Ouitlung vorbringen, oder, wenn 
er bezahlt hat, eine Klage auf Zurückgabe der Nichtschuld 
mit Erfolg anstellen kann ? Der Verf. der Abhandlang führte 
aus, dass nach dem röm. Recht, nach der Wissenschaft und 
jurisprudence anerkannt sei, dass wenn die Zahlung nicht 
zur Zeit des Urlheils vorgebracht wurd<*, die spätere Auf- 
findung der Ouillung das ürtheil neulralisire. Der Verf. 
sucht aber zu zeigen, dass die nämlichen Motive, aus wel- 
chen die eben angeführte, anerkannte Ansicht hervorgehe, 
auch auf den Fall passten, wenn zur Zeit des Urtheils der 
Beklagte schon die geleistete Zahlung eingewendet hatte. 
Die Meinungen der Mitglieder der Akademie über die Frage 
warea sehr gelheilt , jenachdem Einige an der ünumstöss- 
lichkeit der Rechtskraft festhielten , Andere den Sieg des 
materiellen Rechte über das formelle Recht anerkannten. 
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Unter den vorgebrachten Gründen kommen manche vor, 
mit welchen man sich nicht befreunden kann, wie z. B.: 
wenn man die Zahlung durch Quittung der durch baa- 
res Geld gleichstellte, oder behauptete, dass jedem Ur* 
theile die tacita conditio beigefügt sei : wenn die Schuld, 
zu deren Zahlung Jemand verurtheilt wurde, nicht schon 
von ihm bezahlt war. 

Unsere Darstellung mag lehren, wie reichhaltig bereits 
die Leistungen der neuen Akademie sind. Wir. schliessen 
mit der Anzeige der für das Jahr 1853 von der Akademie 
aufgestellten Preisaufgabe. (Der Preis ist eine goldene 
Medaille von 300 Francs.j Sie ist: Von den Veräusse- 
rungsverboten, welche theils durch das Gesetz bestimmt 
sind, theils aus letztwilligen Verfügungen, theils aus Ver- 
trägen hervorgehen, von ihren rechtlichen Wirkungen und 
ihrem Einflüsse unter dem Gesichtspunkte des öfllentlichen 
und des Privatinteresse. 

VI. 

Englische und belgische Gesetzgebung über 
Erfindungspatenle. 

Von 
R. »Olli* 



Repori and Mimtles of Evidence faken hefore a sehet Commitlee of the 
H, of Lords apf>omted to consider the BiU irUiiuled an Act further 
lo ameud the Law (ouehing LeUen Patent for InvetUion. Setiion 
1851, 434 p. FoL 

Patent Latty Amendment Act, 15 ^ 16 Vict, c, 83. 

Trojet de loi sur les brevets d*invefition, Seancc d. Ja Ch. des Ä6- 
presenlans [de la Bel^ique] 4, Fevr, 1852, (In den Annahs par- 
lamentaires, Ch, d. R,, 1851—52, p, 151—180.) 

Beinahe alle gesiltigten Staaten ertheilen Erfindungs- 
patenle, und es scheint somit wenigstens in dieser Maass- 
regel der Gewerbe - Politik Einstimmigkeit zu herrschen. 
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JDem Ist aber keineswegs wirklich so, wie eine genauere 
Prüfung der Gesetze und der Verhandlongen in den gfeselz- 
gebenden Körperschaften zeigt. Und zwar besteht nicht etwa 
nur eine Verschiedenheit in den Einzelnheiten der Bestim- 
mungen, sondern selbst noch mehr hinsichtlich des Gedan- 
kens an sich und des zu verfolgenden Zieles. 

Irre ich mich nämlich nicht sehr, so sind über den 
letzten Grund def Ertheiiung von Erfindungspatenten 
und über die rechtliche Natur derselben vier we- 
sentlich verschiedene Ansichten zu unterscheiden. — Ge- 
wöhnlich erblickt Gesetzgebung und Wissenschaft in den 
Erfindungspatenten eine polizeiliche Maassregel, also der 
Zweckmässigkeit und des öiTentfichen Nutzens. Man geht 
davon aus, dass Billigkeit und Klugheit dem Staate die 
Verpflichtung auflegen, dem Entdecker einer nützliclien. 
gewerblichen Erfindung eine seinem Verdienste angemes- 
sene Belohnung zu geben, theils tum Ersätze seines Auf- 
wandes' an Zeil, Mühe und Geld, Iheils überhaupt zur Auf- 
munterung von Fortschritten. Da es nun aber dem Staate 
an jedem andern zweckmässigen Beiohnungsmittel fehle, so 
erscheine die Verleihung eines zeitweisen Monopoles der 
Ausbeutung der Erfindung, sei es nun mittelst eigner Be- 
nutzung, sei es durch Verkauf an Andere, als das Ge- 
rathenste. Der Geldgewinn, so wird vorausgesetzt, werde 
im Verhältnisse der Brauchbarkeit der Erfindung, somit ein 
billiger sein; die vom Publikum allerdings zu tragende 
Preiserhöhung^ aber sei als wesentlich vorübergehend nicht 
hoch anzuschlagen, und jeden Falles nur ein verschobener 
Nutzen, aber kein positiver Sctiaden. — Hiervon verschie- 
den ist die Auffassung, welche das Erfindungspatent als 
einen 'Vertrag zwischen dem Erfinder und dem Publikum 
betrachtet, durch welchen der Erstero um den Preis eines 
zeitweisen Monopoles auf die Geheimhaltung seiner Erfindung 
verzichtet. Der in der üebecschrifl genannte Ausschuss 
des englischen Oberhauses bekennt sich, unter Anderen, 
zu dieser Lehre. — Eine dritte Ansicht geht von der An- 
erkennung eines förmlichen Eigenthumsrechtes des Erfinders 
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an seiner Entdeckung ans, und sieht in dem Patente nur 
eine Folge dieser Anerkennung, geht dann aber wieder 
in zwei wesentlich verschiedene Systeme auseinander. Das 
eine, im Jahr 1790 von der französischen verfassungge- 
benden Versammlung auf den berühmten Bericht von Bouffiers 
angenommen, will dieses Eigenthumsrecht aus Gründen des 
allgemeinen Nutzens ebenfalls nur auf eine, bestimmte Zeit 
beschränken, und stellt es überhaupt unter eine Ausnahms- 
gesetzgebung. Das andere, unter der Bezeichnung „Mo- 
notopol* von Joberd in Belgien so unermüdlich vcrfoch- 
tene^ System anerkennt vollkommenes, vererbliches und 
ttnerlöscbliches Eigenthum an jeder Erfindung, und wendet 
auf solches einfach die allgemeinen gesetzüchen Bestim- 
mungen über Eigenthum an. — Eine vierte Ansicht endlich 
ist die, dass das Erfindungspatent ein Rest veralteter und 
sonst in allen Beziehungen als schädlich und unrechtlich 
erkannter Gewerbebevorzugungen sei, dessen gänzliche Auf^- 
hebung also im Namen des Rechtes und der Zweckmässig- 
keit gefordert werden müsse, und der nur, so lange er 
noch bestehe, möglichst unschädlich und verständig zu 
OTdnen sei. Es sind namentlich Engländer, welche diese 
Ueberzeugung in neuerer Zeit hegen , und vor Allen 
sprach der Vorstand des oben genannten Parliaments-Atts- 
schusses, Lord Granville, diese Ansicht offen als seine 
persönliche aus. 

Unter diesen Umständen ist es denn kein Wunder, 
dass auch die Gesetzgebungen und die Bemühungen zur 
Verbesserung derselben wesentlich von einander abwekhen. 
Sind auch bis jetzt weder 'die auf die Verewigung, noch 
die auf die gänzliche Aufhebung der Erfindungspatente ge- 
richteten Auffassungen bis zu eigeneif Systemen der Ge^ 
setzgebung durchgedrungen; sondern gehören vielmehr die 
sämultlichen Patentgesetze dem Gedanken eines vorüber- 
gehenden Itfonopoles an, und haben sich die Verbesserungs- 
Bemübungen bisher hauptsächlich auf dieser Grundtage be- 
wegt: so lassen^ sich doch theils bereits die ersten Ver- 
suche zu einer völligeit Systemsänderung verspüren, theils 
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gehen innerhalb des jelzt bestehenden Gedankens die Be- 
stimmungen Wjeit genug auseinander. So finden wir, dass in 
einigen Staaten, z. B. England, Preussen, Holland^ die Er- 
theilung eines Patentes grundsätzlich als Gnadensache, jeden 
Falles als der Nützlichkeitserwägung der Regierung anheim- 
fallend erklärt ist; während sie in anderen Ländern, na- 
mentlich in Frankreich und in der Mehrzahl der kleineren 
deutschen Staaten, als ein Recht gefordert werden kann. 
Ferner geht in einer Anzahl von Staaten eine Vorunter- 
suchung über die wirkliche Neuheit, zuweilen auch über 
die Nützlichkeit der angeblichen Erfindung der Ertheilung 
des Patentes voran; während in anderen die Bitte ohne 
Weiteres gewährt, den die Berechtigung zu einer Paten- 
tirung Längnenden aber die gerichtliche Bekämpfung des 
ertheilten Patentes oder auch wohl die einfache thatsäch- 
liche Nichtbeachtung desselben überlassen wird. Jenes fin- 
det Statt in England, Preussen, Nordamerika; dieses in 
den deutschen Staaten, Frankreich, Belgien. Ein weiterer 
grosser Unterschied besteht hinsichtlich der YeröiTentlichung 
der vom Patentirten übergebenen Beschreibung seiner Erfin- 
dung. Bald findet sie sogleich Statt, selbst vor der Vor- 
nahme der Voruntersuchung und zum Behufe der Benachrich- 
tigung der zu einem Widerspruche Berechtigten oder Ge- 
neigten; bald nach der Ertheilung des Patentes; bald erst 
späfer, nach Ablauf sei es eines Theils, sei es der Ge- 
sammtheit der Schutzzeit. Auch besteht noch darin eine 
wesentliche Verschiedenheit, dass die Veröffentlichung in 
einigen Ländern eine allgemeine, von der Regierung selbst 
ausgehende, mittelst des Druckes ist; in anderen Ländern 
nur auf Gesuch eines Einzelnen und nur für ihn erfolgt. 
Endlich finden noch ganz verschiedene Systeme hinsichtlich 
der für ein Patent zu zaiüenden Abgaben Statt. Nach 
einigen Gesetzgebungen, u. a^ Frankreichs, Belgiens und 
Englands , tritt die Verbindlichkeit bei der Ausstellung des 
Patentes für die ganze (oft beträchtliche) Summe mit 
einem Male ein; anderwärts ist die gesetzliche Steuer in 
Jahrestheilen oder in sonstigen Zwischenräumen zu ent- 
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richten; bald in gleichen Stimmen , bald steigend mit der 
Dauer des Schutzes. ^) 

. Es würde weder dem Umfange , noch dem Zwecke 
der gegenwärtigen Blätter entsprechen, wollte ich diese 
verschiedenen Grundgedanken und die ebenso verschiedenen 
Ausführungsarten vollständig erörtern. Es sei mir aber 
gestattet, mit wenigen Worten anzugeben, von welchen 
Ansichten ich bei der Besprechung der beiden vorliegenden 
gesetzgeberischen Arbeiten ausgehen werde. 

Von den vier verschiedenen Hauptgedanken über das 
Wesen und den Zweck der Patente erachte ich nur den- 
jenigen .für rechtlich und volkswirthschaMich vertheidigbar, 
welchem gemäss ein Patent ein vom Gesetze gegebenes, 
wesentlich vorübergehendes, unter der Bedingung gewisser 
Hittheilungen verliehenes Monopol ist; ertheilt zum Zwecke- 
einer verhältnissmässigen Nationalbclohnung; zwar wie jedes 
Monopol nachtheilig für Dritte, doch in der Hauptsache selbst 
für die Gesammtheit nützlich als Aufmunterung zu Erfin- 



1) Die Literatur über die Erfindunj^dpatente ist sehr zahlreich. 
Der Text der Gesetze, der Mehrzahl nach freilich io üeber- 
setzun^, findet sich am vollständigsteo bei: Dnjeux, Reo. des lois 
et des r^^glemens s. I. brevdts d'inventioo. Brux.» 1846. •— Dog- 
matische AbbRodluDgen über die positive GesetzgeboDg einzel- 
ner LSader sind u. a. folgende: England: Carpmael^ The Law 
of Patents for Inventions. ed. 2. London, 1835. Frankreich: 
Loiseau et Yergö, Loi s. I. brevSts d'invention, avec nn commen- 
tafre. Par., 1844. Vereinigte Staaten: Pbillips, The Law of 
Patents for Invention. Boston, 1837. Oesterreich: Kraus, Geist 
der ö. Gesetzgebung zur Aufmunterung der Erfindungen. Wien, 1888. 
— Von theoretischen Schriften ist vor AUen zu nennen: Re- 
nouard, Traitä des brev(^ts d'invention. Ed. entidrm. noavelle. 
Par., 1844; danri aber auch ausgezeichnete Abhandinngen in Zeit- 
schriften, z. B. Weinlig, Ueber Erfindungspatente (in Rau's Ar- 
chiv , 1843 , S. 247 ff.) und Ammermüller, Ueber Patentgesetz- 
gebung (in der Tübinger Zeitschr. f. d, gesammte Staatsw., Bd. IIT, 
S. 558 ff.). Eine Merkwürdigkeit wenigstens ist: Jobard, Nouvelle 
economie sociale, ou monotopole Industrie!. Par., 1844. 

KriL Zeitschr, f. Rechtsw, XXV, B<k 1, fift, Q 
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4aDgfe& — Gegein die drei übrigen Erklümngen habe ieh 
hauptsächlich Folgendes za bemerken. Die Annabme eines 
Vertrages zwischen dem ^Publikam^ und dem Erfnder, 
durch welchen die Verpffentlichnng eines Geheimnisses ge^ 
gen ein Monopol dogelauscht werde, ist theüs juristiseh 
unhiillbar , theils findet, sie bei alten Erfindungen , bei wel- 
chen Geheimniss nicht möglich wäre, gar kekie Anwen^ 
düng. Ein selbstständiges Recht auf Gedanken ist uner- 
weislich, wo nicht widersinnig; in der Ausbildung zum 
„Monotopol^ sogar völlig monströs. Die gänzliche Ver- 
werfung aller Patentirung endlich ist ein ganz folgerichtiger 
Satz des Systemes einer unbedtngt^i Freiheit der Gewerbe 
und ' der unbeschränkten ganz onorganiscken Müwerbjing. 
Sie steht und fällt also mit dieser ganzen Lehre. Ffätr mich 
Sttbjeetiv ist nun diese Theorie voa sehr zweifelhafter alt- 
gemeiner Bichtigkeit, theils aus wirthschaftliehen, ttieils aus 
staatlichen und gesellschaftlichen Gründen; jeden Falles erd- 
achte ich sie nur in einem bestimmten Stadium der wirth^ 
schafllichen Entwicklung der Völker, welches auf dem Fest- 
lande noch nicht erreicht ist, für anwendbar. 

Was aber die nähere Ausführung des Gedankens bc- 
triffl;, so scheint mir dabei viererlei hauptsächlich ins Auge 
zu fassen zu sein : Beschränkung der Patentirung auf wirk- 
liche neue Erfindungen, und zwar auf solche, welche eine 
gewerbliche Ausbeulung zulassen; Feststellung der Monopol- 
zeit auf ein Miltelmaass, welches einer Seits der Billigkeit 
gegen einen verdienten Erfmder , anderer Seits dem Ver- 
langeo-der Gewcrbethätigkeit nach Freiheit und noch Be- 
nützung wohlfeiler und guter Arbeitsmittel möglichst ent- 
spricht; Schulz der Erfinder während der Dauer des 
amtlichen Verfahrens der Patentirung gegen betrügerische 
Aneignung ihrer Entdeckung; endlich zweckmässige Vor- 
schriften hinsichtlich der Mittheilangen von Seiten des za 
Patentirenden über seine Erfindung und hinsichtlich der Ver- 
öffentlichung dieser Angaben. Dass keine sinn- und zweck- 
losen Förmlichkeiten und keine Geldschneidereien vorkom- 
men dürfen, versteht sich eigentlich von selbst. 
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Es liegen non aus neuester Zeit zwei Gesetegebongs- 
Arbeiten vor, dieren Zweck ein^ Verbdssertmg bisher be- 
stt?h€n4er Vorschriften über cRe Pfttentirung von Erfindnn- 
gen ist; eine englii^che und eine belgisehe. Beide 
sind also in so ferne übnltch , als sie nicht zur Begründung 
eines Systemes bestimmt sind, sondern nur zu thejiweisen 
Aenderungen, wie sie die Erfahrung rathsam erscheinen 
Bes5. Hie mögen auch in so ferne neben einander gestellt 
werden, als beiden sehr bemerkenswerthe Vorarbeiten voran- 
gegangen aind. Im üebrigen jedoch sind Zweck und Inhalt 
so wie die übrigen Umstände so verschieden, dasij sie be- 
sonders betrachtet werden müssen. 

-I. Die englische Parliaments-Acte von {851^ 
(1& & 16 Vict. c. 830- 

England ist bekanntlich der erste europäische Staat, 
welcher Erfindungspatente gab. Allerdings entstand die 
Maassreget nicht, wie häufig angenommen wird, aus be- 
wussler gewerbepolizeilicher Absicht, sondern war viel- 
mehr nur ein Rest des schändlichen Monopol •>< Unfuges im 
16. und Anfang des ii. Jahrhunderts ; aber es bemäch- 
tigte sich die wirthschafllicho Einsieht des Gedankens und 
bildete ihn aus zu einem d^ Haupfzüge in dem Gewerbe- 
Systeme des Landes. Bis in die neuere Zeit war die Ge- 
setzgebung zur Regelung der ganzen Einrichtung sehr dürf- 
tig. Sie bestand allein aus einer Acte vom Jahr 1623 
(21 James I. c. 3.), durch welche dem Köm'ge gestattet 
war, den ErCndern neuer gewerblicher Arbeiten, „any manner 
of new manufacfure,^ Monopole bis zu 14, unter Umstän^ 
den bis zu 21 Jahren zu verleihen. Die Grundsätze im 
Einzelnen waren hauptsitehlich durch den Gerichtsgebrauch 
aUitiäUig feisfgestellt. Da sich jedoch Mängel und Schwie- 
rigkeiten vietfacher Art mehr und mehr zeigten, namentlich 
die ErftMfer gegen unerlaubte Aneignung ihrer Erfindung 
und chikanöse Anfechtung ihrer Patente sehr wenig geschützt 
waren : so nahm sisb das Parirament der Sache endlich an. 
kn Jahr 1829 wnrde vom Unlerhause ein Aussohuss be- 
stellt, welcher nach der vorlrefi'lichen Sitte Englands eine , 

8* 
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Enquete veranstaltele , deren Ergebniss der berühnite Be- 
liebt von dem genannten Jahre ist ^3; und im Jabr 1835 
kam das verbessernde Gesetz zu Stande (5 & 6 William IV. 
c. 83.). Unzweifelhaft enthielt dasselbe manches Gute; aber 
dQch kamen bald v^ieder neue Klagen und Wünsche. Es 
wurde Beschwerde geführt über nutzlose und kostspielige 
Förmlichkeiten bei der Patentirung; über die Leichtigkeit 
eines betrügerischen Eindringens in das Gefaeimniss und in 
das Recbt des Patentirten; über zu hohe Verwilligungs- 
taxen; und so noch über manches Andere. Auch jetzt 
wieder wurde im Farlia;nente Hülfe zu schaffen gesucht. 
Nachdem im Oberhause mehrere Anträge gemacht worden 
waren, namentlich von dem unermüdlichen Lord Broughßm^ 
wurde wieder ein Ausschuss niedergesetzt, welcher, unter 
der sehr geschickten Leitung Lord Granville's, ein Zeugen- 
verhör vornahm^ die in Antrag gebrachten Bills in eine 
einzige verschmolz , und nun über das Ganze den in der 
Ueberschrift dieses Aufsatzes genannten höchst wichtigen 
Bericht erstattete. Noch fanden zwar in der Sitzung von 
1851 Verhandlungen in beiden Häusern statt (wobei im 
Oberhause Lord Grenville vortrefflich spraeh); allein erst 
im laufenden Jahre kam die Acte selbst zu Stande, und 
zwar In der Sitzung , in welcher das Parliament aufgelöst 
%vurde. 

Dieses Gesetz ist nun schon an sich vpn Bedeutung, 
in so ferne es die ganze Maschinerie sehr vereinfacht, und 
ausserdem noch manche andere Klagpuncte beseitigt; allein 
von noch viel grösserer Wichtigkeit sind die bei Gelegen^ 
heit seiner Berathung zu Tage gekommenen Thatsachen und 
Ansichten über den ganzen Gedanken und über das Wesen 
des Patentirungs-Systemes. — Es wird genügen, wenn die 
wesentlichsten der neuen Bestimmungen kurz angeführt wer- 
den; das Einzelne mag den englischen Sonderschriflen über- 



2) Report from the Select Cominittee od the Law relating to Pa- 
tents for InventioDS. Ord. to be priot. by the fl. of C. i^ June 
1829. 250 p. Fol. 
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lassen bleiben, welche alsbald angekündigt worden sind. 
Dagegen i$ind wohl einige ausführlichere Bemerkungen über 
die neuen allgemeinen Grundsätze an der Stelle. Sind diese 
auch zunächst noch nicht maassgebend geworden für die 
bestehende Gesetzgebung, so müssen sie doch als Kritik 
derselben beachtet werden; und vielleicht sind sie bald Mo- 
tive von Gesetzesenlwürfen, wo nicht von Gesetzen. Eng- 
land wird so sehr durch die öffentliche Meinung regiert, 
dass wenn einmal eine Ansicht von sehr bedeutenden Män- 
nern öffentlich aufgestellt und anerkannt ist, sehr leicht da- 
raus eine unwiderstehliche Strömung entsteht, welcher Par- 
liament und Regierung auf die Dauer nicht widerstehen 
können und wollen. Namentlich ist diess der Fall, wenn 
der neue Gedanke, wirklich oder vermeintlich, der Entwick- 
lung der Freiheit^ günstig ist. 

Die durch das Geisetz wirklicheingeführten 
Bestimmungen sind denn nun aber folgende: 

1) Abkürzung des Patentirurrgsverfahrens und Vermin- 
derung der Kosten. — Das bisherige Verfahren bei Erlhei- 
iung eines Patented war auf eine unbegreifliche Weise ver- 
wickelt und verzögerlich. Ein Gesuch um ein Patent hatte 
durch acht verschiedene Behörden zu gehen, ehe die Aus- 
stellung erfolgte, auch wenn gar kein Anstand noch Wider* 
Spruch war. Jede dieser Stationen nahm Zeit in Anspruch, 
und machte dem Bittsteller Kosten, sei es an Gebühren für 
die Behördfe, sei es durch die Bezahlung des zur Betreibung 
der Sache ganz unenlbehriichen Patent- Agenten; Ausser- 
dem war noch manche sonstige, sinnlose Widerwärtigkeit 
dabei. Eine ganz nutzlose Förmlichkeit war z. B^ die Sieg- 
[ting mit dem geheimen Siegel (privy seal}. Df^ Gebeim- 
siegelbe wahrer siegelte nun aber nur einmal in der Woche; 
und wenn er nicht in London war (wie häufig und lang 
der Fall zu sein pflegte), musste ihm die Urkunde auf das 
Land nachgeschickt werden, u. s. w. 'Dieser Unfug ist nun 
völlig beseitigt, und es hat der Bittsteller regelmässig nur 
noch mit zwei Behörden zu thun. 

2) Schulz des Patentsuchers gegen unbefugte Ver- 
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ö8iwl)ic^uf)g oder belrügertoche AaiDca^iigung mnßv Erfio^ 
dv^ während der Dauer 4es Srtheiiiingsv^fabreQS. — Dc^ 
hUUiieller hai jetzt en de^ Stelle ^er bisherigen Scbutzlo'- 
ßigkjeit ^egar eine Wahl zwifK^heo zwei SqhvAxmMSsr^^ln. 
Einmal nämlicfa H^nn er mU seinem Gesuche um Patentirung 
.eine allgemeiipie vorläufige Besc^hreibung einreiqheo. 
JDiese fiebert ihm vom Tag« der Einreichung die Priorität 
der Erfiaduag und ded Anspruch auf ein Patent, (so ferne 
ein solches Überhaupt gegeben werden kann;) beides auf 
die Dauer von sechs Monaten. Unter diesem Schulze kann 
«r nun seine Erfindung oifen aufführen, Arbeiter dazu 
benutzen 9 Kapitajislea als Gienesaen suchen n. s. w., ohne 
das«^ dicss als eine die Patentirung unmöglich machende 
Oeffentlic^ieit der Sache ausgelegt werden kiäxmte. Ja, das 
Gesetz ist sogar so liberal, ihm während die^r sechsmo- 
n«^cben Fri&t eine weitere Aiuhildung und Verbesserung 
seines ursprüAgKchen Planes zu gestattefi, ohne dass diese 
Aendening seinen Anspruch auf vorläufigen Schulz und ein- 
stiges Patent benähme. «^ Die andere Möglichkeit, zu ei- 
mfß vorläufigen Schutze zu gelangen, ist die, dass mit 4em 
(Sesuche i^n das Pateiit alsbald die vollständige Be*- 
jschreibung der Erfindung übergeben wird. In diesem. Fallp 
DfwirU der Uebergebende alsbald, und zwar ebenfalls Tur 
sephs Monate, die ^ämmtlicben Rechte eines, bereits Paten-p 
tirlen. 

3) Verbesserungen der Art und Weise, Einwendun- 
gfen gegen ein Patentgesuch vorzubringen. — Die cng^ 
Usche (iiesetzgebung bekennt sich nicht zu der Theorie, 
Bach welcher der Staat ein von ihm vcilangtes Paient 
ofape weiteres und ohne alle Untersuchuqg gewährt, und 
es dann etwa den Betheiligten tiberlässt, erschlichene oder 
sonst ungültige Patente entweder gerichtlich anzugretfea, 
oder ^uch wohl die$relheii kurzer fland nicht sui beachteau 
Vielmehr stellt er tkeils selbst und von AmUweg^n eine 
Untersuchung über die Zulässjgkeit der Patentirung an, 
(wovon sogleich unlen}; theils nimmt er vor vollendeter 
AusfertiguBg die Einwendungen Dritter gegen die Verlei- 
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hung an und Qolersuofat deren Trifägkeit. Bisher \\»r nun 
aber die Art und Weise, wie sich Dritte von der Einrei- 
chung eines Fatentgesttcbes unlerrichteo kennten, sehr man* 
gdbaft eingerichtet. Wollten Solche es nämlich nicht ge- 
radezu auf den, nicht sehr wahrscheinlichen, Zufall einer 
geiegentiichen Kenntoissnabme ankottunen lassen, so halten 
sie nur das Mittel, ein sogenanntes „caveat^ t>ei dem Krön- 
anwalte einzulegen, d. h. sie ;tnussten bei diesem Beamten 
eine von ihnen selbst angeblich gemachte Erfindung einer 
gewissen Art anmeiden und bitten, dass ihnen von spater 
einkommeaden Gesuchen ähnlicher Art Mtttlieiluiig zur Vor« 
bringung ihrer Einwendungen, namentlich zur ConstaUrung 
ihrer eignen Priorität, gemacht werde. Diese Einrichtung hatte 
nun aber manche schlechte Wirkungen, und 2;war in ganz 
entgegengesetzter Richtung. Einer Seits war es reiner Zu- 
fall, ob ein caveat in einer gewissen Gattung von Erfin- 
dung eingelegt war; ein fernher, ob der Einlegende 
Lust zur Verfolgung der Sache hatte* Von einem si- 
ehern Schutze der bewerbenden und des Publicums über- 
haiipt gegen ein unberechtigtes Patent war somit keine 
Rede. Auf der andera Seile wurde die flinrichlung von 
Betrügern gemissbraucht^ «m sich ein falsches Anrecht 
auf Eriindungen zu verschaffen. Indem sie nämlich caveats 
in aUen denkbaren Rkfatongen einlegten, mussten sie von 
allen iieu^ Paientgesuchen in Kenntniss gesetzt werden, 
was ihnen dehn zuweilen möglich machte, das Geheimniss 
neuer wirklicher Erfinder zu finden^ und nun, gestutzt 
auf das frühere Datum ihres cav^t, das Patent für sick 
zu erlangen, oder sie wenigstens in den Stand setzte, dem 
Erfinder zu brandschatzen. ^— Diese ganze Einrichtung ist 
jetzt beseitigt. Es kann kein caveat mehr ethgelegt werden. 
Jede Bitte um ein kimftiges Patent gewahrt atsbatd, je 
Btcfadem eine vorläufige oder, eine vollständige Besdhrei- 
biing der Erfindung beigefügt war, verscbiodenen seobs- 
«lonatlichen Schutz. Dagegen wird jetzt die Nacfasuchung 
eines jeden Patenises durch die öffentlichen Blätter bekannt 
gvaaacht, und Jedeor hat das Recht , schriftliche Einwen- 
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dungfen dagegen bei dem Krönanwalte eitizureiGhen. Es 
mag also jetzt jeder -Betheiligte sich , jeder . Fretind des 
Rechtes die Gesammtbeit wirksam schützen. 

43 Einführung sachverständiger Früfangs-Commissäre* 
— Dieser Punkt ist von der grösslen Wichtigkeit. Ks- 
her hatte lediglich einer der beiden Kronanwalte per- 
sönlich zu prüfen, ob ein Patent ertheilt werden könne. 
Sowohl die von Amtswegen anzustellende Untersuchung, 
ob nicht Gründe des dffentlichen Wohles die Verleihung 
verhindern, als die Prüfung der von Privaten gegen die 
Neuheit der Erfindung vorgebrachten Einwendungen war 
lediglich seine, des Rechtsgelehrten, Sache. Nur die, we- 
nigstens allgemeine, Bekanntschaft gebildeter Engländer mit 
den Gewerbewesen, so wie die grosse natürliche Be- 
gabung dieser höcfastgestellten Rechtsgelehrten macht be- 
greiflich, dass diess auch nur leidlich gieng. Aber na- 
türlich waren Mängel und Klagen. Jetzt ist es, nicht 
ohne Kampf, durchgesetzt worden, dass die zur Besor- 
gung des Patentwesens bestellte Behörde , in der Wirk-, 
lichkeit die Kronanwälte als nothwendige Mitglieder der- 
selben, Sachverständige zur Prüfung der eingereichten 
Gesuche oder Einwendungen ernennen. Die Zuständigkeit 
dieser Commissäre ist aicht gross. Dieselben haben bei 
Einwendungen von Privaten lediglich über die wirkliche 
Neuheit der Erfindung zu berichten , und es kann von ih- 
rem Ausspruche an den Kronanwalt Berufung eingelegt 
werden. Allein dass die Einrichtung weit besser ist als 
die bisherige, beweist das Beispiel der Vereinigte}) Staaten, 
wdche schon längst solche Sachverständige haben. 

5) Veränderung in den Taxen für Patente. — Bisher 
war Tür jedes Patent eine bestimmte/Summe zu bezahlen, 
und zwar für jedes der drei Königreiche eine besondisre 
(120 Pfd. St. für England, 100 Pfd. St. für Sßholtland, 
125 Pfd. St. für Irland). Diese Summe war nun aber schon 
an sich sehr hoch, was theits die Patentirung kleiner Er- 
findungen erschwerte, theils ärmere Erfinder der Ausbeu- 
tung wncherischer Kapitalisten überlieferte. Ausserdem aber 
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halle sie , weil sie in Einer Zahlangf enlrichtet und unter 
keinen Umständen zurückbezahlt wurde, die üble Folge, 
dass Niemand ein Patent vor der Zeit erl^chen liess, auch 
wenn es ihm keinen Vortheil brachte, und dass somit viel- 
fach die Freiheit unnölhig gehemmt war. Nun soH nicht 
nur im Ganzen weit weniger bezahlt werden, sondern es 
wird auch die Taxe in verschiedenen Abschnitten entrichtet, 
so dass auch der ärmere Mann sie allmählig aufbringen, 
jeder Patentirte aber ein uneinträgKches Patent mit Kosten- 
ersparniss fallen lassen kann. Es werden nämtich jetzt 
etwa 20 Pf. St. Für die verschiedenen Amtshandlungen bei 
der Pätentirung bezahlt, dann 40 Pfd. vor Ablauf des drit- 
ten , 80 Pfd. St. vor Ablauf des siebenten Jahres. Diess 
aber für alle drei Königreiche zusammen. — Endlich ist noch 

6} zu erwähnen, dass künftig für Erfindungen, welche 
bereits auswärts (nuch In den britischen Kolonieen) in An- 
wendung sind, keine Palenlirung mehr stattfindet. — Bis 
jetzt bekümmerte sich das englische Gesetz lediglich um das, 
was in den drei Königreichen vorgiöng, sei es nun aus 
zwecklosem Kleben an den Worten der ältesten Bestimmung 
(von 1623), sei es aus hochmülhiger Verachtung des Frem- 
den. Die Folge war aber die Möglichkeit, dass eine im 
Ursprongslande ganz freie Erfindung in- England vom Näch- 
sten Besten mit Monopol belegt werden konnte. Wie wi- 
dersinnig solches war, bedarf keiner Auseinandersetzung. 

Ausser diesen sachlichen Verbesserungen sind noch 
manche weitere Bestimmungen gegeben über die formeUe 
Behandlung, namentlich über die Aufbewahrufig der Gesuche^ 
Zeichnungen, Modelle, der Patente selbst, über die Anfer- 
tigung von Registern darüber, übet' den Druck aller dieser 
•Diiige. Ich übergehe dieselben, wie billig, da sie für uns 
kaum eine Bedeutung haben. Es sind lauter ganz verstän- 
dige Vorschriften; und man ist nur berechtigt darüber zu 
staunen , dass ihre Feststellung erst jetzt geschieht. Hier 
war eben einer der nicht so ganz seltenen Fälle, in 
weichen nuin in England auf eine kaum für möglich zu 
haltende UnzweckmässIgkeit und Schwerfälligkeit der amt- 
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liicban (kßcbähstwmeti stösst. Wer Süllte £5 z. B. ßk denk^ 
bar eracblen, dass es. im Jahr 1852 nocb einer besondern 
Parliamenlsacte bedUrfe, um oin fiinUiches Kegisft^r über die 
verliebeaen PMeRte anzulegen; und d%&s bis jelzt in gan« 
England nur milielst einiger von Privaten,- so gi^t es geben 
woUle, angelegten VerBeichnisse iias Vorhandensein oder 
Nichtbestehen eines Patents zu erforschen war? Wer glao- 
hpn, dass die Patente in ganz verschiedenen Archiven auf-* 
bewahrt waren, in jedem derselben unter verschiedenen Be- 
dingungen eingesehen wurden? Und so noch Mehreres. 

Ueber die Zweckmässigkeit aller dieser Yeränderan- 
gen kann kein Zweifel obwalten. Selbst diejenigen von dem 
Ob^haus- Ausschusse abgehörten Zeugen oder diejenigen 
Redner in den beiden Häusern, weiche von einer wesentlich 
verschiedenen Ansicht über den ganzen Gedanke« einer Pa- 
teniirung der Erfindungen aasgiengen^ stimmten dahin über«* 
ein, xiass die neuen Bestimmungen wesentliche Verbesse- 
rungen des, bestehenden Zustandes seien, und nahflien sie, 
da vor der Hand von einem völ%en Umstürze des alten 
Systemes noch keine Rede sein konnte, geme^i^n. Selten 
bezeugte der eine oder der andere Patent-Agent, welcher 
ia der bisherigen Unsicherheit und Schwierigkeit : seinen 
Vortheil fand, seine Zufriedenheit mit der bisjetzigen Ge- 
setzgebung, beziehungsweise mit dem Mangel einer solchen« 
Die einzige rechtliche Frage, welche keine Erledigung fand» 
war die, ob nicht die englischen Patente auch iur die summt- 
liehen Kolonieen gelten sollten, oder ob es bessert ja notfa- 
wendig sei, ilie Piitenlirung für diese Tfaeiie des Reiches 
den örtlichen Behörden zu überlassen? Diese Frage blieb 
ungdöst und in verwirrtem Zustande, weil man es bedenk?- 
lieh fand, einen ntöglicherweise weit über den einzelnen Ge- 
genstand hinausreichenden und geführlieben Streit über die 
Grenze der Kolonial-Geselzgebung zu veranlassen. " 

J^un aber ist es volle Zeit^ zu dem Punkte überaso^ 
gehen, welcher, freilich nidit hinsiditlieh des Verständnnses 
des vorliegenden Gesetzes, überhaupt nidit für die jetzige 
Uebung im Leben, wohl aber in theoretisdter BeziehnB|f 
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•und ^ für ^e Zukunft als der bedeutendtHe i^rsdheini; näni* 
lieh zu der bei der Bewbeiltttng und der fieratbuDg dc$ 
Geseires vielfach und vion höebst hedeuiend» Mäonem auf^ 
gestellten Ansidlit, dass überhaupt die gapze Pateoftkong 
neuer Erfindungen eine unrichtige und eine scbädiicJie 
Einrichtung sei. 

Diese Ansicht sprach nicht nur der Voi^sitzende des 
Oberhaus-Ausschusses, Lord 6 r a n v 11 1 e , aus ; sop<|ani 
sie wurde auch g^theilt von einige» der ersten Männer 
im Gewerbefach^ z. B. von dem berühQiten Ingenieur C u^ 
hi^tt, dem Bauitteister Brunei, dem grossen Zucker- 
sieder Fairrie; von anerkannten Tbeoretikem, wie na- 
mentlich von dem V6rfas9er des Werkes über die Stür- 
me und Vorsitzenden 4es VoIIziehungsausschusses bei 
4cp grossen AussteAung, dem Ingenineur-Qhersten Reid; 
endlich von erfahrenen GesobSitsmännern, dem Genersd- 
cpBSul der Schweiz, Prevost, 4em. in Paienlsachen viel 
beschäftigten Advokaten Lloyd, und dem Masler of Ibe 
Rdls Sir J. Rpmilly. Allerdings erhoben sich auch 
entschiedene Stimmen für 4lie Beibehaltang des Patea4sy- 
Sternes; und, zwar nicht Mos von Solchen, deren Gewerbe 
die Betreibung vqu Fatentertheilungen ist, oder von Män- 
nern, deren Gedanken inehr auf das prd^tische Leben und 
dessen beste Handhabung unter bestehenden Umständen, 
üls auf kühne tii^oretische Spekulationen gerichtet sim 
mag; sondern auch von Meistern der Wissenschaft, wie 
S^ir D. Brewster. Letzterer wollte die Ertheilung yoa 
Erfindungs - Patenten nach l^öglichkeit ausdehnen , be- 
sonders durch Beseitigung aHer Taxen. Es kann somit 
von ejqer festste]^nden Meinung noch keineswegs die 
Rede sein ; allein um so nothwendigei* erscheint eine Prü-^ 
fuag. Würde sieh die neue An^iicbt als falsch heraus-^ 
stellen, so muss ihr bei Zeiten entgegengewirkt werden^ 
damit, sie nicht zujr Herrschaft komme upd Unheil an- 
stiftej ist sie aber richtig, so verliert die jetzige Gesetz- 
gebung alter Länder, wp nicht ihre augenblickliche Be- 
ilßutung, so doch ihre Zukunft; und es ist nicht mehr 
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auf ihre Ausbildang und Verbesserung, Sandern vielmehr 
auf ihre Aufhebung^ hinzuarbeiten. 

Die Gründe, welche für die Beseitigung des ganzen 
Palent-Syslemes beigebracht wurden, sind nun aber im We- 
sentlichen folgende: 

Vor Allem w ird in Abrede gestellt, dass es ein Recht 
an Gedanken geben dürfe; ein solches Recht sei unjuristisch, 
thatsächlich unmöglich, widersinnig. 

Sodann wird behauptet, Ermunterungen zu Erfindun- 
gen seien völlig überflössig. Theils der eigene Voriheil, 
noch mehr aber dep unwiderstehliche innere Drang treibe 
den mit Erfindungsgabe Versehenen schon von selbst an. 
Die meisten Erfindungen werden von den Gewerbenden 
selbst in ihrem Geschäfte und zum Nutzen desselben ge- 
macht, so dass es gar^ keiner weiteren Ermunterung bedürfe. 
Auch eine genügende Belohnung werden die Erfinder für 
wirklich nutzliche Entdeckungen leicht bekommen durch 
Verkauf derselben, wenn allerdings schon nicht eine so 
grosse, als im glücklichen Falle bei einem Patente. Der 
gewöhnlich für die Patentirung angeführte Grund, nämlich 
die Billigkeit einer Entschädigung für jahrelange Mühen 
und grosse Ausgaben, sei wenig stichhaltig; einmal, weil 
gar selten die Erfindungen auf diese Weise zu Stande 
kommen, dann aber auch, weil gerade das Geheimhalten 
grosse Mühe und Kosten veranlasse, die bei einer öflent- 
lichen Betreibung der Sache durch die Theilnahme anderer 
Sachverständiger und durch die allgemeine Besprechung der 
Aufgabe ganz vermindert würden. 

Der angebliche Voriheil der Patente für die Erfinder 
sei im Gegen theilo, richtig betrachtet, ein mehrfacher Nach- 
theil für sie. Einmal werden dem Erfinder sehr bedeu- 
tende Kosten verursacht, was namentlich ärmere Männer, 
und aus solchen bestehen die Erfinder meistens, in die Hände 
von Wucherern treibe. Sodann aber sei der noch an der 
Vollendung seines Gedankens arbeitende Erfinder genöthigt, 
alle Vorarbeiten im Geheimen vorzunehmen, damit ihm nicht 
der Gedanke gestohlen und darauf von dem Entwender 
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selbst ein Patent genommen werde. Diese Art der Aus«* 
arbeituDg sei aber technisch scblechti beschwerlich und oft 
ein wirthschaitiiches Verderben* 

Endlich leide das Publikum^ und namentlich der ganze 
Gewerbestand, auf eine dreifache Weise. Einer Seits wer- 
den die' patentirten Erzeugnisse während der ganzen Pa- 
tentzeit vertbeuert. Anderer Seits sei es eine Aufmunte- 
rung für überflüssige Erfindungen, welche an sich keinen 
Werth haben ) aber doch durch ihre Menge beengen und 
leicht unversehens in Schaden und Verdruss bringen. End- 
lich sei die grosse Menge von Patenten ein beständi- 
ges Hinderniss für kleinere, täglich sich aufdrängende Ver- 
besserungen. Diese kleinen Unterlassungen zusammen seien 
aber ein weit grösserer Nachtheil, als etwa das Unter- 
bleiben oder völlige Gcbeimbleiben einer oder der an- 
dern bedeutenden Erfindung wäre, falls solches wirklich 
nur durch den Patentschutz verhindert werde. Wieder- 
holt wird die Ansicht aufgesteilty das Gewerbewesen Englands 
leide im Ganzen und Grossen sehr empfindlich durch das 
Besteben von Patenten. 

Die Frage ist nun: sind diese Gründe an sich, und 
so weit sie gehen, wahr? enthalten sie die ganze Wahr- 
heit? und sind sie überall und zu allen Zeiten wahr? 

Es scheint mir, dass man sich der Bejahung der 
ersten dieser Fragen ehrlicherweise nicht entziehen kann. 
Es sind die aus dem Leben geschöpften Klagen über 
schlimme Wirkungen der Patente unzweifelhaft richtig; und 
wir Alle, die wir bisher mit der allgemeinen Annahme der 
Theoretiker und mit der Gesetzgebung aller gesittigten 
Länder die Patentirung von Erfindungen für eine höchst 
nützliche, wo nicht noth wendige Einrichtung gehalten und 
sie empfohlen haben, wir werden. wohl daran tbun, offen 
einzugestehen, dass wir die Nachtheile dieser Monopol- 
Schaffung zu geringe angeschlagen haben. Keiner war na- 
türlich auch bisher so blind, dass er nicht das Schaffen 
von Monopolen « also die Vertheurung der patentirten Er- 
zeugnisse , die mannichfache Beschränkung der. Gewerbe- 
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fii0ib«ic für Cebel erkanni h§ire; «ttefa man bat offenbar 
einzeln« sehliitmi^ Folgen ganz üb^rseh^n, ond< hat die Ge- 
sammtbeit derselben antersshUtsSI. Der Grund dieser fal- 
soheff Aoffassimg hi aber ein dreifacher gewesen. In zwei 
Beziehungen ist man von Voraassetzungen ausgegangen, 
welche der Wirklichkeit nicht enfspreehen ; und dann bat 
man- die Nacblheile einei^ mit dem ganzen jetzigen Systeme 
«nzertrennijcb verbundenen Umstandes nicht beachtet. 

Die erste der falschen Voraussetzungen war, da$s die 
Erfindungen die Ergebnisse von langen, ausdrücklich ge-^ 
machten und kostspieligen Versuchen seien, und dass ateo 
ftttcb Entschädigung und Belohnung im VerhäUmsse dieser 
Opfer sein müssen. Nun aber ist vielmehr die Thalsarehe, 
dass die Erfindungen, wenigstens bei einer ausgebildeten 
Gen'evbericbtung und bei lebhafter Thätigkeit, hauplsaeh^ 
Itch aus einer ununterbrochenen Reibe von kleinen, sieh 
bei der Arbeit unmittelbar aufdrängenden Verbesserungen 
bestehen ; imd dass sie selten von absichtifeb forschenden 
Technologen, sondern in der Regeb von aufgeweckten Ar-^ 
heitern im Verfolge ihrer Geschäfte gefunden werdenf. lieber 
diesen Punkt sind alle Zeugnisse einig. In der genannten 
falschen Voraussetzung hat man nun aber doppeltes Uebe) 
angeritfalet. Einer Seits ist man nämlich zu einer grosse» 
Ueberschätzung der einem Erfinder gebührenden Belohnung 
verführt worden , und hat dessiralb sogar kein Bedenken 
getragen, die Gesammtheit mit Monopolen zu belästige». 
Anderer Seits ist der zu der Belohnung führende Weg 
(nKndicb die Auswirkung eines Patentes auf Grund' einer 
völlig ausgearbeiteten Erfindung, so wie vieler sdiwierSger^ 
und kost^ieliger Schrillte) berechnet worden auf Männer 
TonVennögen undfonneUer Biidung; während durchsehnitllieii 
die Erfinder in der Wirkiiobkeit diese Eigenschaften niefat be- 
sitzen, dadurch aber in die Hände von selbstsüchtigen Spe- 
kulanten geworfen werden. Das Gesammtergebniss dieses 
krtbums ist also: grosse Belastung der Gesammtheit zum 
Vorlheiie, wenigstens in der Regel, von durchaus Ver^^ 
dieasltosen. 
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' Die zweile falsche Voratisaasetzüng ivar , dass die 
Zahl der zu Pittenlirendeii, und somit auch die der zu 
tragenden Monopole überhabt eine massige sein w^erde« 
Dem war allerdings auch* früher afeo. Aber die ZaM der- 
selben ist in allen Ländern ins unübersehbare gestiegen^ 
und ist immer noch im Steigen^ gleiehgüUig jeta:! aus 
welchen Ursachen^^} Nun aber ist einleuchtend, d&ss falls 
man etwa auch (einen vemünffigen Zweck übel'haiipl vor- 
ausgesetzt) der Gesammtheit (ta$ Opfer zumuthen kann, 
fQr einzelne grosse Einrichtungen oder Verfahrensarten ein 
Monopol zu tragen* und sich mit demselben abaufinden, 
die Störung und der sadiliohe NachthetI ins Unbevecben^ 
bare und Unerträgliche geht , wenn man im Gewetl^le-* 
ben auf jedem Schritte und bei jeder Kleinigkeü auf ein 
Monopol slösl Wie Vieles wird dadurch unmöglich ge- 
macht, zu wie Vielem hat miin von Tornen herein keine 
Lust, wie viel koMet die Abündung der Fafenärt^n nach 
allen Seiten und bei jedem Scbritle! Man lese, z. B» in 



3) B« wüfde zu vielen Raiun einnehmfiti, um diese. Tliatoache mü 
deo Zahlea der einzelnen Länder und der einzelnen . Jahre nachzu- 
weisen. Ich begnüge mich daher, zuerst tinige aosführUche Beispiele, 
dann aber allgemeine Angaben mitzutheilen: 

"In Belgien ist <lie Zähl der jährlich ertheiUen Patente folgende: 

1831 15. 1886 7e. 1840 336. 1844 801. 18«fö 313. 

1832 30. 1837 131.^ 1841 310. 1845 38». 1849 410; 

1833 42. 1838 280. 1842 2Ö0. 18.46 405. 1850 507. 
-1834 48. 1839 269. 1843 254. . 1847 499. 1851 602. 

1835 62. 

In den Vereinigten Staaten: 
1790 1. 1820 15^. 1840 452. 1846 619. 1848 660. 
1800 39. 1890 551. 1845 502. 1847 572. 1849 1076« 
1810 222. 
la Frankreich: 
. 1292 29. DC. 34. 1810 93. 1830 366. 1845 2053. 

IV, 8. 1806. 84. 1820 131. 1840 1947. 
In England waren bis Mai 1851 etwa 13600 Patente gegeben 
worden^ von welchen freilich der grössere Theil erlosclrön war. In 
Oesterreich' war von 1820—25 die jfthHicbe DiircbschmUSMihl 1^; 
in Yon 1840—44 e(w«p 55', im Kanigrttebe .Saob»flteii 12. 
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dem Eingangs genannten Berichte die Klagen der grossen 
Londoner Telegraphen -Gesellschaft über die für sie be^ 
stehende Nothwendigkeit eine .Menge von Patenten für 
grosse ISumme aufzukaufen, lediglich nicht zur Benütz- 
ung, sondern nur damit sie nicht im Wege stehen bei 
den eigenen Aenderungen und Einrichtungen. In der un- 
richtigen Voraussetzung einer Thatsache hat man also ei- 
nem gar nicht berechneten und gewollten, aber sehr be- 
bedeutenden Schaden zugefügt. 

Die blosse Nichtbeachtung, und somit Nichtberechnung, 
eines mit dem Patent-Systeme in nolhwendiger Verbindung 
siehenden Uebelstandes hat aber, endlich, stattgefunden 
hinsichtlich der Folgen des Geheimhaltens der Vorarbei-^ 
ten zu einer pate^ntirbaren Erfindung. Gewöhnlich wird 
als ein Hauptvortheil der Patente angegeben, dass durch 
sie die Geheimhaltung von Erfindungen, somit deren Be- 
schränkung auf einen engsten Kreis und möglicherweise 
gänzlicher Wicderverlust, verhindert, vielmehr dem Erfin- 
der ein Sporn gegeben werde, seine Entdekung möglichst 
weit und schnell zu verbreiten; jeden Falles sei durch 
die zu übergebende und zu veröffenllichende Beschreibung 
ein Wiedervergessen unmöglich gemacht. Unzweifelhaft 
ist dieser Vortheil vorhanden, obgleich in einem gerin- 
gern Grade, als gewöhnlich angenommen wird; indem bei 
der jetzigen Ausbildung und Verbreitung der technischen 
Kenntnisse die Erfindungen seilen mehr das Ergebniss eines 
glücklichen Zufalls oder einer besondern Genialität sind, 
sondern mehr ein nothwendiges logisches Fortschreiten, zu 
welchem, etwas früher etwas später, höchst wahrscheinlich 
auch Andere gekommen wären. Allein, wie hoch oder wie 
niedrig dieser Vortheil mit Recht anzuschlagen sein mag, 
jeden Falles hätte nicht übersehen werden sollen, dass das 
Patent-System seiner Seils wieder ein vielFaltiges Geheim- 
halten nothwendig macht, welches sonst gar nicht statt- 
fände, und welches als sehr nachtheilig erkannt werden muss. 
Es gehörte vielleicht Scharfsinn dazu, um diese Seite a priori 
zu entdecken; aber dass selbst die Erfahrung die Theore- 
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t'Aet bis jetzt nicht darauf aufmerksam gemacbt hat, ret^ 
dient kein Lok Es liegt das Uebel deutlich genagvor, 
nnd zwar in mehr als Einer Richtung. Einer Seits ist die 
nalhwetidige GebeimhaHung der Vorbereitungen und Aus«^ 
arbeitungen des rohen Gedankens ein Verderbei^ für die är« 
meren Erfinder, welche in Menge ganz darüber zu Grunde 
gehen, weil sie von ihrem Erwerbe abgezogen werden und, 
häufig ohne die nöthigen Vorkenntnisse, sich im Verborge- 
nen erfolglos abmühen. Anderer Seits ist sie aber selbst 
ein Uebel bei Erfindungen günstig Gestellter, weil sie 6e^ 
ralhungen, Zusammenwirken verschiedener Kräfte, Abbrin- 
gung vom Unrichtigem verhindert. Wie unzäbligemale mag 
es Y(Nrkommen, dass ein an sich ganz richtiger Gedanke 
nidit zur Vollendong und Anwendung gedeihet, weil der 
damit im Geheimen Beschäfligle irgend etwas übersieht, nicht 
weiss u. s. w., während Dritte, wären sie nur von der 
Frage unterrichtet gewesen, die Lösung gefunden hätten.^} 
Damit aber, dass die bisher besprochenen Uebelsiäade 
des Patent-Systemes . als ridhiig zugegeben werden müssen, 
ist allerdings noch nicht gesagt, dass dieselben die ganze 
Wahrheit enthalten. Es mögen neben den schlimmen Fol- 
gen sich auch zuträgliche entwickeln; Ja, es ist diess so- 
gar torweg wahrscheinlich; denn es darf wohl angenommen 
werden, dass eine Einrichtung, welche — mit einziger Aus«» 
nähme der Schweiz — alle gesittigten Staaten angenommen 
haben, und welche bisher den ungetheilten Beifall der Theo- 
retiker genoss, auch ihre gute Seite hat, und dass also je- 
den Falles eine Abwi^ung der Vorlheile und Nachtheile 

4) Aeusserst merkwürdig in diesei Beziehung ist eine Mittheilung 
von Brunei, welcher erzählt, dass er unter der Leitung seines 
Berühmten Vaters, aber sonst ganz im Geheimen, grosse Summen und 
langjährige Mühe omsonst verschwendet habe zur BewerksteUlgung 
eines gewissen mechanischen Problemes, und dass er sicher sei^ es 
wür4e bei öiTentlicher Behandlung der Sache ihm entweder bald die 
Unmöglichkeit nachgewiesen worden sein, oder würde ein Glücklich- 
rer und Fähigerer etwas zu Stande gebracht haben. Wenn diess bei 
solchen IHännern der Fall ist, wie mag es unwissenden Arbeitern oder 
ange&btea Theoretikern ergeben! 

Mrit, Zeiud»r. f, Rechuw. XXV, Bd, l Bft. 9 
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sMtfindeil linusL Eine genauere Pfäfang beslUigt den 
anoh diese V^imithtiiig^. Diö Gegner des ^teilt**S73(e^ 
mes ndimen es zu leicht mit einer der HauptseiteB der 
ganzen Eiitticbtnng, nämlick mit den $m den Patenten für 
die Erfinder enföpringenden Vortheilen. Die YersdMiffttng 
solcher ist aber eben so sehr eine sittliche Pflicht, ab 
eigner Nutzen der Gesellschaft. ~- Znntfcfast ist nicht 
za verkennen, dass die Mdglichkeit em Patent zu er- 
haRen dem ürmera Erinder einen Rückhalt giebt znr 
Erfengnng einer leidBcben Belohnung. Wenn es näm- 
lich auch ganz richtig sein mag, doss ein solcher Mann 
in der Regel weit besser daran tbut, gkich seinen er- 
sten Gedanken einem Unternehmer zur Yerfttgung m std- 
len, gegen eine kleine aber sichere Belohnung oder geH> 
gen Zutheilung einer etwas bessern bleibenden Stelle im 
Geschäfte, als sick auf eigene Ausbildung der Erfindung 
und auf einstige Patenürung derselben einzurichten ; und 
wenn ferner wirklich ein bflliger und ver^ndiger Un- 
ternehmer solche Hittheilttngen amMndig belohnen wird: 
so giebt es doch theils auch Fälle, in wdchen i^lbsl em 
Erfinder dieser Gattung durdi ein Patent dnen bedeuten- 
den YortheS ziehen kann; theüs ist gegenüber von har- 
ten kleinlich Renkenden Herren die Mdgliddteit einef Ge- 
heimhaltung und Patentirung die einz%e NötUgung zu er<^ 
ner Berücksiehtigung des Erfinders. Selbst wenn dieser 
enrem Speculenten den grdssten Theil des Gewinnes ab- 
lassen muss, ist der liest doch immer besser, als gar 
nichts. — Dann ri)6r giebt es, zweitens, dodi in der 
That Fälle, in welchen eine grosse Erfindung nur nach 
langer Uühe und mit grossen Kosten hergestellt worden 
ist. Man denke z. B. an die Erfindung der Dampf- 
mascMne durch Walt* Dass hier eine eBtsprecheade Eat^ 
Schädigung und gar eine Belohnung bei einem alsbald 
eintretenden Rechte einös Jeden, die Erfindung auch an- 
zuwenden, unmöglich ist, bei dem Monopole eines Patentes 
Aet wenigstens stattfinden kann, bedarf keines Beweises. 
Mögen nun solche Erfindungen auch, nur grosse Ausnahmen 
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sein^ 8^ bdilirfen sfef dbdi eillschiedeil ein^ BerBcksiciH 
tigifng. -^ EniRi^ äher k&imnl su ^seti in Pfficht und 
Gewinn gleielimfissig begründeten ErwSgungen iioch ekl6 
den Toplliejl anisiScMiessHek berücksichtigende. DieErfahrang 
sseigt, da^^ ach in ein&m Lende, welches Patente reAei^ 
bei, niehi hloB die eigeneft Borger nm solche bewerben, 
Mmdern aneh AnsKnder, welche hier einen gnten Markl 
fBr ihre BMdeckimgen hoiTen. Namenflich ist England 
selbsl das redenste Beispiel emes solchen Zudranges. Fremde 
Erfindungen ^trdmen dort zusammen. Der Nntzen eines 
sokhen Einwanderung auswärtiger Gedanken ist aber na«« 
mendich dann einleuchtend, wenn eine im Auslande be^ 
reils bekaünle Erfindung diesseits mchl mehr patentirt wird: 
In diesem Falle beeilen sich auswft-l^e Eifnder ihre Pa*- 
tenle mdglichsl schnell zu lösen; mit anderen Worten, sie 
theiMn ihre Geheimnisse und guten Gedanken m6gttcbsl 
Schnell mit. Diess Alles hört natürlich mit Aufhebung des 
Patenlsystemes aoT, und es fst dann den Gewerbenden 
überlassen, sich durch eigene Bemühmigen zu überzeugen, 
ob, wie und wo im Auslamde etwa eine ihnen wichtige 
Erfindung bestehen mag. Kothwendig wird aber hierbei 
Manches ganz übersehen oder erst spät bekannt, trotz a}-» 
1er Befcbleun?gung und Erleichterung der Reis^ und Hit-* 
theSttfigen. Die auf diese Einwendung vor dem Ober- 
hans*Ausscfausse gegebene Antwort ist sehr schwach aus« 
gefallen. Ifan suchte sich nämlich damit zu trösten, dass 
im Auslände nach wie vor werden Patente genommen, also 
auch die Beschreibungen bekannt gemacht werden, und dass 
man auf diese Weise fost sO frühe wie bisher Keimtiriss 
erhalten könne. Es ist in der That doch gar zu naiv 
anzunehmen, das Ausland w^^ das, als schMKch erwic-^ 
sene und desiAalb diesseits aufgehobene^ Patentirungs-»Sy- 
^ein immef beibebatten. Allein selbst wenti dem so wfire 
und so lange ihm so wSre, bestände doch ein mächtiger 
Unterschied. Bekanntmachungen in auswärtigen, umfassen-^ 
den, theuren, in fremden Sprachen geschriebenen Samm- 
hmg^ sind laqge nicht $o zugänglich und so schnell be^ 
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kannt, wie das im eigenen Lande vor sich dehi^lde. '-^ 
^ ergiebt sich also, dass die Sache doch nicht, so ein-^ 
fach liegt, als sie mancheni der Gegner des bisherigen 
Systemes erscheinen wiH; und dass man alle Ursache hat, 
erst genau und nach allen Seiten zu erwSgen , welche 
Folgen denn die Wiederaufhebung der Patentirungen hätten 
Auch erklärt i^ich daraus, dass bei den Verhandhingen im 
Parliamenle, trotz sehr entschiedener Ansichten Einzelner, 
nicht einmal ein ernstlicher Versuch au einem Umstwze 
gemacht wurde, sondern man sich zunächst ruhig mit Ver-» 
besserungen begnügte. Endlich , und darauf mtlichte das 
Hauptgewicht zu legen sein, ist einleuchtend, dass es mit 
einer einfachen Aufhebung der Patente keineswegs gethan 
wäre, sondern dass dann irgend ein anderes Mittet def 
Entschädigung und Belohnung, wenigstens für bestiiiUBte 
Fälle, aufgefunden werden müsste. Dass diess aber keine 
so ganz leichte Aufgabe wäre, beweisen die Grunde, aus 
welchen man zu dem jetzigen Monopol-Systeme als zu dem 
noch Erträglichsten gekommen ist. 

Ehe jedoch ein schliessliches Urtheil gefällt werden 
kann, ist noch die dritte Frage zu untersuchen, näm-» 
lieh ob die geg^n das Patentirungs- System vorgebrachten 
Einwendungen überall und zu allen Zeiten gegründet 
sind? — Es lässt sich nämlich gar wohl denken, dass je^ 
nach dem Grade der Ausbildung und der Thätigkeit des 
Gewerbelebens wesentlich andere Umstände in den Vorder- 
grund treten, und dass sowohl Nachtheile, welche in dem 
^inen Zustande sehr bedeutend smd, in einem anderen wenig 
in Betracht kommen, als dass die Vortheile des Systemes sich 
nicht gleich massig fühlbar machen. Diess qber würde eine 
sehr verschiedene Abrechnung zu verschiedenen Zeiten ge* 
ben , somit nicht dasselbe Systepn zu allen Zeiten rathsam 
sein. Und m der That scheint dem wirklich so zu sein« 
Genau betrachtet gehen die von den englischen Gewerbenden 
und Staatsmännern geltend gemachten Naehtheile sämmtüch 
aus der fieberhaften Thätigkeit und Anspannung des dorti- 
gen Gewerbefleisses und von der dadurch geweckten gros« 
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sen geistigen Rührigkeit aller Betfaeifigten und der hohen Ver-« 
Tollkommnung aller technischen Prozesse aus. Daher näiiH 
üch die übergrosse Anzahl der Erfindungen, also der Patente; 
daher die jetzige Eigenschaft der meisten Erfindungen, ihr 
kleiner Umfang; daher die Nothwendigkeil unbedingter Ge- 
hmibaltung bei den Vorarbeiten; daher/ also einer Seils 
die verhältnissmSssig kleine Nützlichkeit der einzeihen Er^ 
findung y anderer Seits die möglidie grosse Lästigkeit des 
einzelnen Patentes nnd die gewisse Lästigkeit aller zu« 
sammen. Alidn eben dieser Zustand der bödisten Einsiebt, 
Rührigkeit und Mitwerbung ist es auoh wieder, welcher 
bei einer AufhelNmg des Patentsystemes Vortbeile für die 
Eärfinder in Aussicht slelh, welche bei weniger entwickel-' 
ten und überreizten Gewerbeverfaältnissen nicht zu erwar« 
len sind. Bei sofehem gespannten Treiben ist es möglich, 
dass in der Regel der Herr eines Geschäftes einen Arbeiter 
für einen auch noch rohen Verbessernngsgedanken anständig 
belobfit, ijveil er ihn! alsbald von Werth ist; oder mag ein 
erfindungsreicher Kopf aus dieser Klasse sich eine bleibende 
gute Stellung verschafien, weil er ein Schatz für ein be^ 
ständig vorwärts drängendes und gedrängtes Geschäft ist; 
In einem solchen Zustande . ist di^ Erfindungsgabe Aller 
aufgemuntert auch ohne Aussicht auf grossen positiven Ge- 
winn ; die Vermeidung von Ueberholt* und^Erdrüektwerden 
ist hinreichender Sporn. Unter solchen Bedingungen finden 
sich auch die Menschen und ^ie Mittel zur langwieri- 
gen Vorbereitung grosser Erfindungen, indem deren Ge- 
lingen, auch ohne Patent, durch den augenblicklichen 
Gewinn entschädigt. In einem solchen Lande, wie in Eng- 
land zum Beispiele, mag also etwa die schliessliche Rech- 
nung mit Recht gegen die Patente ausfalten. Allein , eben 
weil dem hier so ist^ verhält es sich wesentlich anders in 
Ländern mit weniger eirtwiokelter Thätigkeit und Einsiebt 
in den Gewerben. Hier ist einer Seits kein Uebermaas von 
Patenten , kein^ Auflauem auf die geringste Spur von Ent- 
deckungen, kein Zugrundegeben el^nderischer Köpfe durch 
GehdmBiss und grosse Ausgaben für Versuche; aber auch 
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auf der üodtrh Seite k^ 8i<ftei^ir ^nd säiiieMer GewiniK 
vctti «einet finMeckuog, keine Noliiw^ndigkeit » bestiiüdig 
so bessern >und voraasasdii^ilett) ketnd Aussidtt auf üaeb«- 
hdllige Unl^rslüteuog öder angetibliddkhe biliige Betohnung;. 
Wübrend alsi» iai d€»te einen PaBe eti. eines küäsili^a 
Behutzes , eio^ Aufinlinteniilg dturiolh tklB Stilat nidii be* 
darf: atfid ^olcb^ JIIUM>I in dem ändert F^iUe dijo niier* 
lätifsliobein fiedf ngoog^ eliiea Fortschreitens mid einer bSii^ 
gen und kldgän Belohnang des Verdienstes,, und imäsaen die 
O^r geb»At "wertleli , welche jedes fiin^ICen in dte 
Bat»Hiehe Fi^ibeit Veriang«. MH £itiem Wotici d^Wahr-* 
h^ di^r jetjiSt gegen das Palentsyaitoi rol^öfavlichten Ein** 
Weädlmgen ist n«r äinis rellitive, d^ehl^t find ünAtüilda 
sehr bedingte. 

Diess 'fuhrt dettn Hub aberi wenn lob mich niiiht gantf 
töaJSGfaQ) sttin Kerne der Sache. Das ganze Problem ist 
niöblsandere^y als eine neae^Sette derFreiha;n.del:s^ 
Fragei das heisist der Frage: ob £e menscblicbe Wirlh- 
s^^baft d^m ^bedingt ft^ien Gebahilsn der Persöoüdki^it^ 
der völlig linbesohränkten Mitwerbndg fiberhaiipt oder we* 
Qjgsteas in bestimmten EntwicUungsznAändeti der VöHier 
ttb^flasses werdett tenn; odier ob Rii^ksiobten der Kiugn 
beJl, delr Sititljebkeiti öberbtfnpt der Humanität es recht-* 
fertigen» 'weim dlsr Staat versucht, dnrcb Befehle und £in^ 
richtigen natürliche Uobel zu beseitigen ood künstiicke 
Vorlheile zu schaffen? Diese grosse Frage ist durah (dsa 
AfläSweiflutag d^ Patentsyittenies in ein neues Stadinm ge-^ 
treten. Zuerst hat es sich gehandelt um die Freiheit deü 
Gev^^rbe vom Zunftwesen und was damit üusattmenhaogt. 
Ddnn idt diä Aufhebung des Schutzes der natioelilen AiSwit 
gegen das Ausland an die Reihe gekommen. Jetet; fragt 
9A sich itu) die Beseitigung einär Begünstigung 4er Eriinlien 
NbCfa ist ttllerdinj^ in dieser BesieiMing die diFäntliche Mei- 
nung io England mchl zu der Enfscfaiedenliea; gebagly wie 
tib^r die beidisn früher in Bewegung gekofknmenen 'fiegeiH 
ilände. Dar Gddahke ist noch au mav^ He Ahsiobleii. iM 
Hoch zu gethdill; utfd dtesbalb haken auch dte Staatamitnhel 
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noch keine ScbrUte gelhin» sondern erst die Seche zlur 
Benitiuing^ geslelll. ABcm iss wird und mufis das jetot 
Begoofieiie seieen Verlauf nehmen. — Diese Auffassung 
liegt so nahe, dess es Wunder nehmen darf, sie nirgends 
in den Verhandlungen klar vertreten zu fdien. 

Unter diesen Umständen wäre es vöilfg tbörigt aa 
glauben, dass mit irgend einem Machtworle eatwas ent- 
schieden, der Gesetzgebung ihr künftiger Weg mü Sicher- 
heit angewiesen werden könne« Noch thörigter aber, wollte 
man das Urtheil, weiches man etwa Tom Standpunkte der 
englisoh^ Verhältnisse gewonnen bat, ohne Weiteres fiber- 
tragen auf die deutschen. Hier bleibt nur die HöglicUieil 
eitt^ eubjeotiven Meinung und einer ^ttich beifingten Ent- 
scheidung. Und so ist denn meine persönliche Ansicht die 
nachstehende: Gana im Allgemeinen beruhen die neuen-Ein- 
Wendungen gegen das System der Erfinduagapatente i» 
einer Wettanachauung, wdche allerdings sehr verbreitet ist 
und auch der Gesetzgebung der modernen Staaten wesent- 
lich aom Grunde liegt, nämlich in der Ersirebung der mög- 
lichst grossen negativen Freiheit der Persönlichkeit, tn so 
ferne sind sie an sich folgerichtig und berechtigt Ob aber 
durch sie, wie überhaupt dvch diese gansie Rkhtong, 
schliesslich der äcMen menschlichen Bildung and dem dl- 
geaaeiaett Glüdce genützt oder geschadet werden wird, ist 
dn noch ungiMsles Räthsel, bei wachem wenigstens ein 
Zweifel klaubt ist. — Sieht mam jedoch von dieser Frage 
ab, und stellt man sich einfoch auf den Boden des nun 
eben bestehenden Staate- und Gesellschanslebens, so ist, 
wie mir bedünken will, 2war zuzugeben, dass die Angriffe 
anf das Patentwesen von grossem Gewichte sind, wenn 
schon nieht von so unbedingtem und einseitigen, als sie 
geltend gemacht werden wollen; aber es nrass auch be- 
hauptet werden, dass ihre Wabrhett wesentlich auf Voraus- 
setaongen beruht, welche keineswegs in allen Ländern 
IhatsäeUieh bestehen, die namenllich in Dentschland noch 
hinge nicht vorhanden sind. Es ist daher möglich, sogdir 
wahrscheinfich , dass der Sache mit der Zeit in England 
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wird Folge gegeben werden, und dass dort künftige Ver* 
SDche der Gesetzgebung nicht mehr auf Verbesserungen, 
sondern auf Beseitigung des Patentwesens werden gerich- 
tet sein; aber es wäre sehr verkehrt, wenn wir in Deutsch- 
land diesem Beispiele alsbaid nachahmen wolUen. Wem 
einmal iiuch für uns die Zeb des Freihandel gekommen 
ist , dann nag eines der Einführungsstädien die Aufhebung 
der Patente sein. 

II. Der belgische Gesetzesentwurf. 

Der Zustand der Gesetzgebung über Patente ist bis 
jetzt in Belgien folgender: Als Grundlage dient ein Gesetz 
vom 25. J|inner 1817, also aus der Zeit des Königreiches 
der Niederlande; einzelne Ausfübrungsbeslimmung^n sind 
g^eben in einer Verordnung vom 25. September 1840. 
Ueber den Inhalt dieser Vorsofarift^n haben sich allmäblig 
mannigfache Klagen gebiUet. -— Vor Allem wird, und ge- 
wiss mit Recht, der Grundsatz angegrUTen, dass die Er- 
theilurig eines Patentes in den Vk^iilen des Königs gesteljl 
sei, nicht aber ein rechtlicher Anspruch darauf bestehe bei 
Erfüllung gewisser Bedingungen« Zwar macht .in neuerer 
Zeit die belgische Regierung keinen Gebrauch von der ihr 
gelassenen Willkühr, sondern ertheilt die Pateate^ sobald 
die Vorschriften erfüllt sind; allein di^s ist doch eben 
blose U^bung und Selbstb^schränkung, nicht aber bleibende 
lifothwendigkeit. — Sodann wird die höchste Dauer; det 
Patentschutzes, nämlich 15 Jahre, nicht für lange genug 
gefunden. — Dagegen sei die Taxe tbeils zu hoch, th^ils 
der Vi^illkübr der Regierung überlassen (zwischen 150 und 
750 fl. hol!.). Auch wird darüber, geklagt, dass die ganze 
Summe mit einemmale bei Ertheilung des Patentes gefordert 
werden kann. Au^h hier hält zwar die Regierung be-^ 
stimmte und nach allen Seiten billige Grundsätze ein; aber 
CS ist ebenfalls nur guter Wille und nicht Gesetz. — 
Man klagt, und gewiss mit voUem Grupde, dass. der Schlitz 
für die Erfindung nicht vom Tage der Bittschrift, sondern 
von dem der Ausstellung des Patentes an läuft, so dass 
während des Verlaufes des amtlichen Verfahrens das Ge- 
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bcmniss entdeekt werden und dadurch 'die MOgKebkeit der 
Palentiriing verloren gehen kann. — Endlich besteht die, 
freilich gans oabegreiflicbe BestiiDwang, dass das Patent 
vernichtet wird, wenn der Intiaber auch im Auslände ein 
Patent für dieselbe Sache erwirbt. 

Di» Regierung beschioss nun schon im Jahr 1848, 
diesen Klagen abzuhelfen, und durch ein Verbesserunga- 
gesotz ' theiis ihre bisherige gute Uebung zum Rechte zu 
machen, tfaeüs die von ihr auf dem Verwaltuiigswege nicht 
be^eitigbaren Uebelslände mit BeibüKe der Kammern auf- 
zuheiM. Zur Vorbereitui)^ vrurde ein aus Beamten, 6e- 
werbondßn und Theoretikern zusamosengesetzter Aussc^uss 
ernannt, unter dessen Mitgliedern namentlich der Vor- 
sitzende Tielemanns, ein» der gelehrtesten und scharf- 
sinnigsten Rechtskenner Belgiens, und Jobard, der Ur*- 
heber des ^Monotopors,^ bemerkenswert^ sind. 

Die Kommission legte erst unter dem 29. November 
1850" den von ihr bearbeiteten Gesetzesentwurf vor. Der* 
selbe war sehr umfassend (6 Titel und 140 Artikel), ut|d 
von einem eben ^o ausführlichen, als dem Inhalte nach be- 
merkenswerthen Berichte begleitet. Der Grund der Ver- 
zögerung und. der sehliesslichen Ausführlichkeit der Arbeit 
war ein doppeller. Eiimal scheint es, dass im Scboosse 
des Ausschusses die Meinungen weit aus einander gingen 
u6d die Verhandtungen lange und lebhaft waren. Schon 
über den obersten Grundsatz. Begreiflich wollte Jobard 
sein System der ewig vererblichen Monopole geltend machen ; 
und ebenso begreiflich hatte die Mehrheit keine Lust, sieh 
ein sokh lächerliches, unausruhrbares Hirngeapinnst anzu*- 
eignen. Die Spuren dieses innern Kampfes zeigten sich 
d«nn aber auch iu dem Berichte an sehr ausführlichen 
theoretischen und polemischen Erörterungen. . Sodann aber 
fasate der Ausschuss seine Aufgabe sehr weit auf. Er 
wollte nämlich nicht etwa blos die in dem alten Gesetze 
zu ändernden Punkte kurzweg neu bestimmen, sondern 
überhaupt das ganze Recht der Patente, das materielle so- 
wohl ab das prozessualiaehe, bei dieser Gelegenheit ordnen. 
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Und so zetftlll denn der , von dem Voraitzendea Tide^ 
HMtiins selbst verfasste, Bericht in zwei HSlfteti, derto eine 
dllgemeine tbeeretische Grundsätze Über 4^ Patentwesen^ 
^ andere die Erklärungf und Verthddigang der einzelnen 
vorgeschlagenen Bestimmungen enthält. 

Dieser Bericht wird in Belgien sehr bewundert wegen 
des Scharfsinnes und der dedankenMle ^seiner Iheoretiseheii 
Adseimrnders^tsungen, so wie wegen der bündigen Ver- 
theidigmig der vorgeschlageneft Sätze. $elbisl das Mini*^ 
steiium , obgleich es von der Arbeit des Ausschusses nur 
Wenig benutzt, spricht sich be^ der Vorlage an die Kummer 
in ungewöhnlicher Weise lobend über den Bericht und sei*« 
nen Verfasser aus. '^ Niemand kann nun weniger geneigt 
sein als idi, dem Geiste, den Kenntnissen und der Dar- 
stelluAgsgabe Tidemanns die verdiente Anerkennung zu 
versagen oder darum zu markteti. Doch sei es mir, ei» 
weiter auf die Sache eingegangen wird, gestattet) die all- 
gemeine Bemerkung zu machen , dass die von dem Aus-^ 
Schüsse gewählte Art der Vorbereitung eines Gesetzes wohl 
nidit die richtige ist. Natürlich muss jedes Gesetz von 
einem bestimmten Grundsatze ausgehen. Eben so unzweifet- 
hoft ist, dass der Gesetzgeber sich des von ihm angenom- 
menen und befolgten Grundsatzes theoretisch bewusst, dasa 
er im Stande sein muss^ die dagegen etwa best^enden oder 
möglichen Einwendungen zu widerlegen, Bs mag sieb eii4- 
Koh wohl begeben, dass kn Schoosse einer Gesetzgebung»- 
Behörde vor Allem weitläufige Brörterungen unter den An«^ 
bängern verschiedener Grundansichten vorfallen; und es ist 
entschieden nothwendig, dass von derselben für ihre Ar^ 
beit ein bestimmtes System festgestellt wird, scii es mm 
durch Ueberzeugung oder, schlimmsten Falles, dureh Mehr-»* 
heitsbeschluss. Allein aus alle dem folgt iiicfat, dass theo- 
retische Erörterungen in die den entscheidenden Behördeii, 
namenthch Ständeversemmlungen , vorzulegenden Arbeilen 
aufzunehmen sind. Wissenschaftliche Abhandlungen werden 
immer bei sdohen Korporationen wenig Eindruck madien; 
Üb setzte bei, auch Hiebt auf die öffbtttltcbe If einiing. Der 
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Maün Yom Wmhe bix seine eigene Aniti^ft, mid ;wird sieh 
schwerlich io karzer Hand bekehren lassen , soadam eher 
zuan Widerspraebe fa^aasgefordert werdea. Die politiidhen 
Oppeooilen werden ato GrandsaUen -einen dankbarer Staff 
zo Angnßiaä finden. Die Masse der Xaien , am Ende dt6 
Eotscheidea^n, sind wenig eugän^eh for B^weisführungeD^ 
zu deren Benriheilnog .ihnen die Vörbedingsagen fehieU) 
dnd deren logische ErafI aia -nicht begteifeau Thatsachen 
sind es allein , welche allgemeineri Eindruck maeben wbA 
schliesslich techisddagen. Diesen aidi zu fugen, ist keine 
Uoähre; üe Bächen einen unsiittelhartn Eindmdc auch aai 
den xvan ufairsichtBefaen Denken mÜA Sefihlgfteii. Nalilr«« 
lieh, sind Anter ilen Thatsachen einbegriffen die eigeien Er« 
ÜEdirangenSöloher, weiche praktisch mit den in Frage lite** 
henden Vei^äiinisaen vielfach za Ihim hatten; \1n1t4selbat 
die Schlüsse, welche sie ans ihr» Erlebnissen ziehen. Die 
lelztcfen nicht als Crlliide, sondern eben als die Thatsache^ 
da» em Mann non solcher> Art zu selcher Ansicht durch 
das Leb» selbst gekeaEOtten sei. Diess wissen die Esg« 
Uiadrr sehr wohl,^ unid verstehen ds eilch zu gebrauchen. 
IMe Berichte ihtfer Ausschaue bestehen nur aus wenigen 
Zeilen, un^ ^^^n die Angabe darnach ist, in dem Entwürfe 
einer Bfll, ohne alle weiteren Erklärungen und Motive; 
riiein sie geben die ganze Masse der mil Einsieht, Ge«< 
sx^ick Und in Hinsicht auf em btotiuimtes Ziel gesammel«* 
ten llialsecbeii, seien diese nun Zedgenaussagen, statistische 
Zttsamnesst^lfaingea^ Bariöhlie über die Zustände nn .Aus» 
koidä, oder was vinaaer. IViemaad wird nun aber läugnen^ 
dass der Emdrutk einer solchen BeweisTdhrung viel tiefer 
und uawiderstehlidier ist, als der einer noch so schönen 
theoretischen : Auiieinanderselzung. Davon ganz abgegeben, 
dass bei sobhein Verfahren der vorbereitende Aussdmsa 
viel weniger Gefahr iädftf in seinen Anträgen Über seine 
Anfgabe htnaoszugehen, oder gar Unvorbereitetes und ladefi 
nicht gäiörig lErw^enes^ rorzuschkgen. ^^ Man vergliche 
zur Proto die Vocbcreibi^cn für die beiden vorilegoiden 
Gesdtze, filr da» engliache und illr das belgische. Dte 
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Aufgabe betraf nicbt nur in lieiden Fällen denselben de- 
genstand, sondern war auch formell ganz diesdbe, nämlich 
Iheilweise Verbesserung des Bestehenden, also Nachweisong 
der jetzt vorhandenen Mängel und beste Begrttndoiig der 
Aepderungsvorschläga Wie verschieden aber ist das Ver- 
fahren! — In dem ganzen Folianten, welchen der englisehe 
Ausschuss übergiebt^ ist kein Wort theöretuseher Erörternng« 
Der Bericht besteht aus neun Zeilen I Daneben liegl 
einer Seits die in Vorschlag gebrachte Bit! , völlig «iisge- 
arbeitet, mit allen Formularen, aber nakt uni Uos, ohne 
ein Wort der Erläuterung; anderer Seits die vollstindige 
und sehr ausführliche Aussage von zwei und dreissig Sach- 
verständigen der verschiedensten Stellung .tind 4>^>^^- 
Nichts wird im Berichte zurechtgelegt, keine Polemik wird 
ger^t; Jeder mag sich selbst entnehme», wie die Dinge 
stehen. Der Gesammteindruck von allem Diesen aber ist 
ein gewalliger, die Ueberzeugong eine grosse, weil u&ver- 
mittelt und durch eigene Schhissfolge gewonnen. Man 
netane^ z. fi. die neue Ansicht über die Schädltchkeil d^ 
ganzen Systemes der Patentirang, Nicht die Behauptung 
und etwa die logische BeweisfiArüng an sich ist es, welche 
so sehr anregt; sondern die Thatsache, dass grosse 6e<-> 
werbende, dass Männer an der Spitze der wichtigsten Vn^ 
ternebmungen in England zu dieser Ueherzeugung gekom-* 
men sind. Nicht die Ansicht Cubitt's^ ist hauptsächlich 
merkwürdig, sondern dass ein Cubilt sie bat — Sehen 
wir nun das Vorgehen des belgischen Ausschusses^ Die 
erste Abtheüung des Berichtes ist . eine vollstänffig abge-* 
rundete wissenschaftliche Abhandlung über das gesänunle 
Patefntwesen. EMe Geschichte der Einrichtung in den ver«» 
schiedenen wichtigen Staaten wird gegeben; der Grund«* 
gedanke in seinem höchsten Anknüpfungspunkte aufge&s^ 
und von hier aus abgesponnen; andere Möglichkdten einer 
Belohnung der Erfinder sind erörtert und widerlegt, na«- 
mentlich das System Jobard's eben so ausführlich als äeg- 
rekh. Die Haltung der ganzen Abhandlung ist Yen höch- 
ster Sorgialt und mit dem Ansprüche auf glänsende Dar^ 
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Stellung. In der zweiten AbUieilmig werden die einzelnen 
Abtheilangen des Gesetzes besprochen, ebenfalls vom all- 
gemeinen theoretischen Standpunkte. Es ergiebt sich, aus 
gelegentlichen Anführungen , dass dem Ausschüsse die 
Aeusserungen von Dritten , z. B. von Handelskammern, 
vorlagen^ von einer Mittheilung derselben ist aber keine 
Rede. Wie die Häupter der tiielgischen Gewerbenden, die 
hauptsächlichsten Mechaniker des Landes, wie viel mit dem 
Gegenstande beschäftigte Advokaten oder Richter von dem 
jetzigen Zustande denken, welcher Erfahrungen sie gemacht 
haben, welches ihre Forderungen und Verbesserungsvor- 
schläge sind, von aUem Dem erkhren wir so gut als Nichts. 
Der Ausschuss setzt sich die enEkzige Aufgabe, seine Auf- 
fassang und. seinen Vorschlag in dem bestmöglichen Lichte 
zu zeigen. Zuerst soll die Regierung, durch diese dann 
aber die^ Volksvertretung von der Richtigkeit seiner An^ht 
überzeugt werden; diess aber durch Raisonnement, nicht 
durch Thatsacben. Gerne und unumwunden gebe ich nun, 
wie gesagt, zu, dass diese theoretische Beweisrdhrung 
meisterhaft, der Bericht, wie er liegt, eine der besten 
Monogniphieen über die Patentirungsfrage ist. Man sieht 
auch bei dieser Gelegenheit das grosse Talent von Tiela- 
manns; und es kaun Jedem irgend wie mit dem Gegenstände 
Beschäftigten nur von grosser Bedeutung s^in, die Ansicht 
dieses Mannes ausf&hrlich zu erfahren. Aber es war ja nicht 
die Aufgabe des Ausschusses, diese Befriedigung zu ge- 
ben. Sein Zweck musste vielmehr sein, vor Allem den 
gesetzgebenden Factoren Belgiens klar und unwidersprech« 
heb nachzuweisen, dass es fehle, wo es fehle, wie weft 
es fehle; wo und wie die Klagen und die Forderungeii 
des Landes seien. Kurz, vor^Ilem hatte er die zur selbst* 
ständigen Beurtheiinng der Sachlage dienlichen Thatsftchen 
zu ergründen und vorzulegen. Auf diese gestützt ergaben 
sich sodatin die Verbesserungs-Vorschläge von selbst, und 
es darf wohl behauptet werden, dass diese ein weit grös- 
seres Gewicht im wirklichen Leben gehabt haben würden, 
als ihnen di0 nodi so treillichen sutgectiven B^weisftthrungea 
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Den Beweis aber $ dass. diese Ansicht nicht ans iet 
Luft gegriffen ist, Kefert alsbald die weitei^ Creschiohte 
der ton dem Ansscfausse entworfenen Aitreit; Sebon dm 
flfinisterium fand sich dorch den, von ihm selbst dls hd(Äsl 
bemerhenswerth anerkannten, Bericht nicht bewogen^ den 
fom Ausschusse rorgescMagenen Gesetzesentwurf unsu-^ 
nehmen. Er erachtete ihn weit über das Bedflrfhiss hinauf- 
gehend und f&hrle- die 140 Artikel desselben in seinet 
Vorlage an die zweite Kammer auf 12 zurOfck, das 
Uebrige entweder für gans überflüssig erachtend, oder es 
wenigstens für bh>9se Vefteiehungsverordnungen »irück^ 
legend. Nun sind nur zwei IMngen indglich. Entweder 
Ist wi^rkKeh der Ausscbuss in seinem ^oreiisoheu Bife# 
Über das Bedürfniss hinausgegangen, oder das Minislet>iuiA 
hat Unrecht gehabt in dieser Zurückscfanetdung. Beides 
eher hUtt« i&^ht woM vorkommen können bei einenl sra-^ 
Bichst auf die Feststellung und Darlegung der Thafsachen 
gerichteten Verfahren des Ausschusses. Eiti selbhes biltfl 
entweder ihm selbst die engere Grunze der wirklfa^b wto« 
schenswerlhe» Thätigkeit gezeigt; oder wIN'de ^h diAB 
Ministerium aus den gemachten Erfahrungen und daraus 
hervorgegangenen Ansichten der Socbverstlkidigeh von dev 
Nothwendigkeit einer so weit gehenden Ges^zgebung dber«^ 
zeugt h9bm. 

Was nun den Inhalt de^ Gesetzesentwurfes betrfSt^ 
wie ihn die Regierung in der zweiten Sitzung vom 4ten 
Mi liS52 vorgelegt hs^, so ist derselben kurz und gut 
Hur völligen Beseitigung der, bereits obaA eiilzdn (Einge^ 
führten, Klagen über den bestehenden Zustand besttmmtv 
Es ist also keine Rede von einem ganz neuen Oedanh^», 
namentlich wird an eine sei es alsbaldige, sei es spüere^ 
Aufhebung gar nicht gedacht, sondern vielaiehr in kfirveii 
Worten vergeschlagen : Berechtigung zu einem Ptttenle bei 
Er&Almg gewisi^er Bedingungen ; Schutz vom Tage der 
Ud)örgabe der ftlttsclir^; Brstreckimgr des S^ulses «if 
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;iwBn2{g Jidire ; aUmäbligey und zwint mit je^dkn Jatore Md* 
geade Entrichtung der Taxe, samroi Verminderuiig des 
bteherigen Gesammtbeirages; Möglichkeit ein^ gleichsei* 
ligen Patantining im Auslände; GestaUung von Eintühr 
mngfl - Patealesu 

Dieae BestiiamQngeii sind> ein System der PttieDfirang 
einmal angenommen, im^ Ganzen so verständig, ja so nothr 
ii^Rdig» dass d«röber kaum ein Streit möglich oder eine 
weitere Eriäuterung nöthig kl Es sind nur drer Punkte^ 
aber freilich wichtige^ bei welchen man zweifelhaft und 
zftm TheHe mehr ats zweifelhaft sein kann. 

Einmal nämlich hefolgt der GeaelzeseutwurC das Sy** 
siem» die Bitten um Patentirung ohne alle sachliche 
Untersüchni^ der angeblichen Erfindung zu gewährcwi. Es 
sind^ nur bestkunte Förmlichkeiten fainsicbUich der Anmel« 
düng und eine Beschreibung des Gegenstandesi filr wel«* 
chen ein Patent verlangt wird, vorgeschrieben; bei i^egel- 
mäissiger Erfüllung dieser Bedingiog wird das^ Patent ohne 
weiteres «HifgeäeiL Namentlich wird nicht untersucht, oh 
wirklich die angebliche Ecfindwg neu ist, sondern es 
bleibt viebnehr dem Publikum, d« k euivis e populo, überT 
lassen, ein Patent, wdbhei» für einen früher schoA bekann-» 
ten Gegenstand gegeben ist, entweder vor Gericht auf 
MiGhüg^eit anzugreifen, oder aber, noch kürzer, gegen das* 
selbe thatsächlich zu handehi und die Klage des Patentir-- 
ten za erwarten, welcher dann erfolgenden Falles die Ein** 
rede der Richtigkeit des Patentes entgegengesetaKt würde. 
— Dieses System ist allerdings bis jetzt beinahe aOge-* 
mein angenommen gewesen; nnd zwar sowohl v<hi der 
Geselzgebung der verschied^sten Länder,: als in d^r Wisr 
«enschafl. (Ick sdbst kann mich mcht ausnehmen.) Auch 
hat. die Comission, keinen Anstand gdMtbt> demselben bei^- 
BulreteB. Dennoch scheint es^ war nach dem Vorgängen 
der vereiniglen Staaten, Preussens nnd den, zur Zeit der 
Attsarbeitoing des belgischen Entwurfes freilich noch nicht 
zum Gesetze gewordenen, Aifträgea im englischen Parliar 
«lentei die Fi*ag« noch einmal reifllph w erwägen» wi 
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vielleicht anders za ^ilscheiden« — Dass dieses System 
der Patentirung ohne Untersuchung der wirklichen Neu* 
heit der Erfindung schreiende Misstände hat, ist nicht zu 
läugnen, und ist nie geleugnet worden. Einmal nämlich 
ist es denn doch hart, dass die Gesammtheit der Bürger 
mit einem Monopole wenigstens^ vorläufig helegi wird, ohne 
dass der Staat auch nur untersucht, ob die von ihm selbst 
gesetzte Bedingung der Ertheiiung vorhanden ist. Es ist 
ferner sehr unbillig, dass der Staat die Beseitigung eines 
von ihm gemachten Fehlers den ein;Eelnen Bürgern auf 
ihre Kosten und mit eigener Mühe überlässt. Sodann ist 
es, gelinde gesprochen, wunderlich, dass der Staat einer 
Seits ausdrücklich ein Recht verleihet, auf der andern Seite 
aber im Allgemeinen erklärt, es möge Jeder selbst zu- 
sehen, ob er Gründe habe, dasselbe nicht zu achten. 
Endlich wird selbst die spätere Nichtigkeitserklärung den 
bisher Patentirten nicht mehr völlig gerecht. Dem in gu- 
tem Glauben Handelnden nicht, weil alle Koi^n der Pa- 
tentirung und des späteren Processes auf ihm liegen blei- 
ben, während eine rechtzeitige Thätigkeit des Staates ihm 
dieds Alles hätte ersparen können. Dem in schlechtem 
Glauben ein Patent Erschleichenden nicht, weil ihm die durch 
das erschlichene Patent indessen etwa gemachten Yortheile 
nicht wieder genommen werden. Eine solche fehlerhafte 
Einrichtung war nur zu entschuldigen bei völliger Un- 
möglichkeit einer bessern ; und wenn doch im Ganzen der 
Nutzen als überwiegend angenommen werden konnte. Von 
beiden war man denn auch überzeugt. Man erachtete es 
für undenkbar, dass die Regierung eine hinreichende Kennt-«- 
niss von allen bestehenden technischen Einrichtungen und 
Processen haben könne, um über die wiijtliche Neu- 
heit einer ihr vorgelegten Erfindung zu entscheiden. Den 
Schaden einer gelegentlichen erschhchenen Patentirung hielt 
man für geringer, als denjenigen, welcher aus einer auf 
Grund einer unvollkommenen Untersuchung erfolgten Pa- 
tentirung ^erfolgen würde, indem hier nur die Alternative 
wäre, zwischen der Erlaubniss, dem Staate die Uirichtig- 
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keit einer von ihm untersuchten Thatsache nachzweisen, 
oder der Aufrechterhaltungf dieser Unrichtigkeit und einer 
darauf gestützten Ungerechtigkeit. Endlich gieng man 
von der Annahme einer kleinera Anzahl von Patenten 
aus, bei welcher theils der Fall einer Erschleichung nur 
selten vorkommen, theils ein wirklich eintretender als- 
bald entdeckt werden werde. — Nähere Erwägungen, 
veränderte Umstände und neuere Erfahrungen lassen nun 
aber die Richtigkeit dieser bisherigen Annahmen sehr in 
Zweifel ziehen. Die Zahl der Patente ist allerwärts so 
sehr im Zunehmen begriffen und hat bereits eine solche 
Höhe ' erreicht , dass es in der That grosses Bedüifniss 
geworden ist, diese Menge von Monopolen scharf ins Auge 
zu fassen, und jeden Falles dafür zu sorgen, dass sie nicht 
auch noch durch ganz unbereohligte vermehrt werden. 
Eine umsichtige Hülfe ist freilich durch die grosse Zahl 
schwieriger geworden ; doch fragt sich eben, ob sie un- 
möglich ist. Dem ist nun aber nicht so. Allerdings wird 
eine Regierung unier ihren eigentlichen Beamten wohl nie- 
mals so vollkommene Technologen haben, dass in den 
Bureaus unmittelbar über die Neuheit einer Erfindung ent- 
schieden werden könnte. Allein die gelehrte Kenntniss 
des Gewerbewesens hat in den letzten Jahrzehenten aus- 
serordentlich zugenommen. Theils die vielen Stellen an 
technischen Lehranstalten, theils die wirthschafllich sehr 
lohnende Beschäftigung von Privatgelehrten mit höheren 
Zweigen und Fragen der Gewerbe- und Naturkunde, theils 
'endlich die immer besser eingerichteten literarischen Hülfs- 
mittel zur Kenntniss der neuesten Entdeckungen haben 
allmäblig eine grosse Anzahl von Männern gebildet, welche 
je in ihren besonderen Fächern so weit auf dem Laufen- 
den sind, als diess in menschlichem Wissen überhaupt 
möglich ist. Nichts ist nun leichter, als solche gelehrte 
Techniker von Staatswegen zu beauftragen mit der Prü- 
fung der einkommenden einzelnen Patentgesuche in Be- 
ziehung auf deren wirkliche Neuheit. Es bedarf hierzu 
gar keiner Schaffung neuer Aemter, sondern immer nur 
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eines einzelnen Auftrages im vorkommetiden Falle , und 
natürlich je an einen mit dem fraglichen Zweige der 
Technik besonders vertrauten Mann. Auch bedeutendere 
Nebeneinwenduifgen scheinen nicht vorzuliegen. Eine Ent- 
schädigung muss freilich wohl gegeben werden; d\em 
diese kann unmöglich einen Anstand machen da dei^ Staat 
bedeutende Sportein von den Patenten bezieht. Sodann 
ist unzweifelhaft eine Berufung von einem solcheii ein- 
zelnen Gutachten tu gestatten. Hierzu ist denn aber offen^- 
bar die Behörde, welche schon jetzt über bestrittene Patente 
ztt entscheiden hat, vollkommen tauglich. Höchstens be^ 
darf es der Bestimmung eines eigenen Verfahrens für ei- 
nen solchen Fall. Endlich kann es doch wohl kaum als 
ein ernstliches Hinderniss betrachtet werden, dass auch 
bei einer solchen Voruntersuchung und trotz alfen Be- 
mühens, die tauglichsten Männer damit zu beauftragen, Feh- 
ler vorkommen mögen, und ein vom Staate als neu an* 
erkannte und patenlirte Erfindung sich später als bereits 
ebkannt gewesen ausweist. Ein solcher Fall wird freilich 
nicht angenehm sein ; allein von einem eigentlichen Nach*- 
theile ist doch nicht die Rede. Vom Staate kann man 
Allwissenheit nicht verlangen. Seine Ehre und seirre Pflteht 
ist gewahrt, wenn er sorgfältig und ehrlich thut, was in 
seinen Kräften liegt. Dem Publikum aber gehl kein Scha- 
den zu, da natürlich eine spätere gerichtliche Anfechtung 
auch eines solchen fälschlich ertheilten Patentes zusteht. 
KurZ| elfte Unmöglichkeit, die Sache so einzurichten, kann 
nicht behauptet werden. Auch die Erfahrung zeigt diess. 
Ein solches Verfahren besteht in den Vereinigten Staaten 
schon seit 1836, und wird allgemein als sehr w(AIthätig 
wirkend anerkannt* Auch die preussische^ sogafr noch 
weiter gehende, Einrichtung giebt zu keinen Klagen An- 
lass. Und dass nun selbst England, wo man so sehr 
das Eingreifen des Staates in Privatangelegenheiten scheut, 
jetzt eine technische Voruntersuchung angenommen hat, 
ist zwar keni unmittelbarer Beweis ^ allein jeden Falles 
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eitee grosse Verimithung für die Mögliebkdt und KWzliofar 
keit, — Hiemit soll kein bestimfüler Tadel darüber aus*- 
gesprochen sein, dass 4ki belgische ßegierung jsich in 
ihrem Gesieteeseütwurfe das System einer vorläufigen Pru<- 
fttng nicht angeeignet haU Es siag sein, dass ihr die 
Grunde för die Ifenerotig nicht in de« Grade überwie«- 
gend sind, wie sie dem englischen Fariiamente y/otk^-' 
mea. Oder glanbl sie nicht über che nöthigen Sachver* 
ständigen verfügen asu können, C^as freiUch in einem so 
gewerbethätigeu Lande kaum der Fall sein möchte.) Al- 
lein eine Erwägung der Sache wäre wohl an der Stelle 
gewesen, namentiieh in dem Berichte^ welcher, wenn auch 
nidbt bereits die Barliamenis-*£nqu£te, so doch die Geseta«- 
gebung der Vereinigten Staate» vor sich halte. 

Der andere Funkt in dem Gesetaesentwnrfe^ welcher 
zu Mer Bemerkmig V^anlassung glebl, ist die Forde- 
rung, dos» bei der Uebergabe des Gesuches um ein Pa*- 
tenl die Besehreibuttg der angebliche^ Entdeckung voUr- 
stättdjg ansgeeifbeil, nöthigen Falles mit Zeichnungen imd 
ModeUen v^ecaehen, alsbald mü eingereicht werden muss. 
Von der Edanbniss, eine Verbesserang in dem Zwiscbenr 
räume zwisdien der Uebergabe und' dem Tage der Pa- 
teslausiertigttBg naehzi^agen und auch auf diese den 
Säiuta: zu ef strecken, iat keine Rede; und es scheint aueh, 
naoh dem gasntt&Meobanismus des Geseizesentwurfes, nicht, 
dass etwa im Wege der Verordnung noch eine solche 
Freiheit eingeräumt werden könnte. Abgeseiien von der 
^. Frage, ob im blosen Yerordnungswege eine solche Au^ 
dehnimg des Bicehtes möglich wäre, — Diess ist nan aber 
ein grosser Uebebtand. Man sage nidit etwa, ein £i^ 
finder möge mit sich vollständig ins Reine kommen, ehe 
eir tlen Staäl mit seinem Patentgemiche angehe. Die gi'osse 
Schwierigkeit für die Erfinder besteht bekanntlich darin, 
äf en Gedanken geheim zo halten bis zu dem AufeiiUicke, 
mit vlek3iiem der PatentJEtcfanlz i^eginnt. Sie könmm äess^ 
hau» .häufig nicht die vollen Versuche «nsteUen^ müssen 
bei der Anfertigong ihrer Vorrichtungen oder auch mir 
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von Modellen sehr vorsichtig sein, sind gehindert in der 
Zuziehung von Arbeitern, u. s. w. So begiebt es sich 
also häufig, da^s sie bei bestem Willen hur eine unvoll- 
kommen ausgearbeitetete Erfindung vorlegen können ; und 
wenn sie an der ersten Meldung nichts mehr ändern där<- 
fen, erhalten sie auch nur für ein unvollkommenes Werk 
das Patent. Diess aber ist natürlich ein unmittelbarer 
Schaden für sie und für die Gewerbe, und setzt sie auser«- 
dem der Gefahr, aus, dass ein Anderer, mit geringem Ver- 
dienste, ein Verbesserungspatent erhalten, damit aber ihre 
ganze Erfindung beseitigen kann. Hiegegen ist freüicfa keine 
Hülfe, wenn der Patentschutz erst mit dem Tage der Aus- 
fertigung der Urkunde beginnt ; denn in diesem Falle muss 
auch während des ganzen Laufes des amtlichen Verlei- 
hungs-Verfahrens das grössle Geheimniss bewahrt werden. 
Ja, es ist diess sogar die gefährlichste Zeit für den Er- 
finder. Wohl aber kann dieser Uebelstand beseitigt wer- 
den, wenn der Schutz für den Gedanken mit dem Tage 
der Uebergabe des Gesuches und einer bloss vorläufigen 
Beschreibung beginnt, dabei aber dem Erfinder gestattet 
ist, seine Entdeckung fort und fort ixl verbessern und 
eine schliessliche Beschreibung erst kurz vor der wirk- 
lichen Ertheilung des Patentes zu übergeben. Nun kann 
er , da er in der Hauptsache bereits geschützt ist , sich 
viel freier bewegen, und es wird ihm und dem Publikum 
diese Frist sehr gut kommen. Irgend ein Nachtheil oder 
auch nur eine Schwierigkeit ist nirgends vorhanden. — 
Da nun der Gesetzesentwurf vorschlägt den Schutz mit 
dem Tage der Uebergabe beginnen zu lassen, somit künf- 
tig die Möglichkeit dieser wichtigen und höchst billigen 
Hülfe vorhanden ist: so ist in der That nicht recht be- 
greiflich, warum dieselbe nicht gewährt werden will. Eine 
Mitschuld trifft hier den Ausschuss nicht. Es hatte aus- 
drücklich Qn Art. 16} den Antrag gestellt, den Bittstel- 
lern sechs Monate Zeit zu beliebigen Zusätzen und.Aende- 
rungen zu gestatten. Hier wäre dann wohl ein Amendement 
bei der Berathung in den Kammern ganz an der Stelle. 
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' Eine dritte Bestimmung endlich, bei welcher eine Ver- 
besserung des Gesetzentwurfes möglich zu sein scheint, 
ist diejenige, welche eine Geheimhaltung der Erfindung 
nicht nur während der Dauer des Verleihungs- Verfahrens, 
sondern selbst während der drei folgenden Monate vor- 
schreibt. Hier waltet ein, freilich nicht gut begreifliches, 
Missverständnlss ob. Dass ein Gesetz, welches den Patent- 
schutz erst von der Ausstellung der Urkunde an gewährt, 
die strengste Geheimhaltung der übergebenen Beschrei- 
bungen anordnet, ist begreiflich und nur einfache Logik. 
Sonst wäre ja das Mittel, Schutz zu erlangen, die Zerstörung 
der Möglichkeit dazu. Allein ganz anders verhält es sich 
in solchen Staaten, welche den^ Schutz mit der Uebergabe 
des Gesuches um ein Patent mit der vorläufigen Beschrei- 
bung beginnen lassen. Hier ist zu einer Geheimhaltung 
so wenig Grund, dass im Gegentheilä alle Gesetzgebun- 
gen, welche diesen Anfangstermin des Schutzes haben, 
die weiteste Bekanntmachung der angeblichen neu^n Erfin-- 
düngen von Amtäwegen atiordnen. So z. B. die Vereinig- 
ten Staaten; jetzt auch England. Nichts ist auch einleuch- 
tender. Dem berechtigten Bittsteller, welcher wirklich eine 
Entdeckung gemacht bat, und nun im gutem Glauben ein 
Patent nachsucht, kann die Bekanntmachung nichts mehr 
schaden; er ist und bleibt geschützt. Ja, es mag eine 
sokhe amtliche Ankündigung ihm sogar sehr nützen durch 
die schnelle Verbreitung seiner Entdekung. Für den un- 
berechtigten Bittsteller, welcher ein Patent für eine be- 
reits vor ihm bekannte Sache erschleichen will , hat das 
Gesetz nicht zu sorgen; im Gegentheile der Staat erfüUl 
nur seine Pflicht, wenn er zur möglichst schnellen Ent«' 
larvung des Betruges oder Irrthumes beiträgt. Und schliess- 
lich ist eine solche durch die frühe Bekanutwerdung ent- 
standene Verhinderung eines erschlichenen Patentes nur eine 
Beschleunigung eines Schicksales, welches doch eingetre- 
ten wäre. Dagegen entsteht für den Staat, hauptsächlich 
aber für das Publikum ein grosser positiver Nutzen aus 
der Vwöfientlichung vor Ausfertigung des Patentes. In 
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allen daeu geeigneten Fällen, d. h. immer, wenn keine 
wahre und ehrliche &findutig vorliegt, werden nSmltch 
bei Betheiligten Einw^dungen gegen die Patontirung her- 
vorgerufen werden: Dadurch aber wird dem Staate die 
unangenehme Thatsache der Austeilung eines ungftM«- 
gen Patentes und seiner Zeit das Geschäfte der Wieder*- 
zurücknähme erspart, dem gewerbenden Publlkiim aber 
die, wenn auch nur vorübergehende, Beengung durch eilt 
falsches Monopol« Mir däucht, die Sache Ist so einleuck** 
tead, dass man meinen sc^e, der Gesetzgeber würde den 
frühe eintretenden Schutz ausdrücklich zu diesen Zwecken 
eirfinden, wenn er nicht schon aus anderen Gründen n5» 
th% wäre. Früher Schutz und fortdauerndes Geheminisii^ 
lassen sich in der Thal lugisch nicht vereinigen. Audi 
hier also wird wohl ein Verbesserungs-Antrag nachhdfen 
müssen. *^ Im Uebrigen verlangt die Gerechtigkmt zu 
bemerken, dass der Ausschuss diesen Irrthum flicht ge^ 
theilt hat, sondern er vielmehr ein ganzes System «chnel**- 
ler amtliche Bekanntmachung gleich nach der (Jebergalbe 
des Gesuches vorschtegt. 

Näcb alleih diesem^ iällt denn wohl das Gesammt-- 
urtheil über den belgischen Gesetzesentwurf dfthin aus, 
dass afl^ings die Beseitigung einer grossen Anziihl von 
Uebelstinden von ihm zu erwarten, somit seine Annahme 
im Ganzen g» sehr anzurathen ist; dass aber doch auch ei-* 
nige Funkte grossen Anstoss geben, und deren Mchma^ 
lige Ueberlegung als dringend nötbig «rscheinl^ 

Eise Nutzanwendung der beiden bisher bespro(Aienen 
Ge8etzgä)ungsidrbeiten auf die dmitischen Verhältnisse bleibt 
wohl besser unterlassen, so be<teutender Verbesserungen 
auch die Mehrzahl unserer vaterländlseheÄ Patent- V^iförd- 
nungen bedürfte. Wenn irgendwo, so ist bei den Br- 
findungspatent^ die Zersplitterung in Dutzende von ^a^ 
ten und Stäätchen ein unbedingtes Hindernis«» einer ver<- 
ständigen Einrichtung und einer eüfriedensteUenden Wifk^ 
samkeit. Nur eine einbeitKohe MattSregel ~ gleichgti-* 
t^ hier, ob ^e von doer jpolitischen oder von einer 
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gavf erblichen Einheit m^lmge ^ könnte den nöthigiett 
Umfang von Sichutz, die Verfügung über die erforderitcbcit 
Kräfte Bur Prüfung der Gesuche , ein amtilebes Organ zur 
weiten VerbreiluQig der geäiachten Entdeckungen, einen 
gleichförmigen Gerichtsgebrftuob geWübren; während jetzl 
nur Bruchstücke» Ungereimtheit, Verwirrung bestehen. Ein 
Zustand, m welchem die Erlheitang von Patenten an dib 
Angehörigen deg eigenen Staates zurücbiritt gegen die Menga 
der £inftthrunga-*Palente, und wo dbm Erfindec in der Begel 
an dem Schutze des eigenen Landbs weniger lie^ als an 
deni fr^md^ Regiernngen» ist ein so anomaiidry dass wissen- 
scbaQUohe Vef bes^erwgsbemühungea Zeil v^scbwendtnig ivä- 
ren. £s ist eiiiie grosse SOnde des Zollvereins,, dass er' sich 
nicht einmal in diesetr so nomiltelbafen Fblgerung eiher 
Gewerbe-^Einigung zur Einsicht; wenigstem nacht zum Hin«' 
ddn> erhobt . . 



VII. 

Die Epgeboisse der engltedien Crimiiidlstatistik 
ans den Jahren 1850 und 1851 mit Bemer- 
kungen über den Stand der Verbrechen und den 
Gang der Strafjustiz in England. . 

Von 



Die Nolhwendigkeit der Beachtung des englischen 
Strafverfahrens \9i in neuerer Zeit io^n^er mehr anerluinnt 
worden; kein Mann; der mit Geset^ebungsarbetten swk 
beschäftigt, kann gleichgültig geg^n das SludSutn eines 
Verfahrens sein, als dessen Nächbildtlhg der französische 
und der aus dem lelz,lern seit 1848 enllehnte deutsche 
Strafprozess erscjieint» . Wir bedauern, nur, dass so viele 
Männer über den Werth des englischen Slrafverfabr^iui 
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iirtheilen, während sie dies Verfahre^ nicht in dem Leben 
und seiner Wirksamkeit, nicht im Zusammenhange mit den 
sittliclien, socialen und politischen Zuständen und Einrich- 
tungen Englands auffassen , ohne deren Kcnnlniss ein ge- 
rechtes Urtheil über den Werth des englischen Strafver- 
fiihrens nicht möglich ist. Wir haben neuerlich versucht, 
das englische Strafverfahren im Verbältnisse zu dem scholti* 
sehen und dem nordamerikanischen ^} ^n seiner begütigen 
Gestaltung durch Zergliederung vieler vorgekommener Straf- 
falle neuerer Zeit und durch statistische Nachweisungen zu 
schildern. Seit dem Erscheinen dieses Werkes ist in Eng- 
land selbst durch die Gesetzgebung von 1851 , durch die 
1852 vorgelegte Bill über Aufhebung der grossen. Jury 
und einen merkwürdigen Bericht über die Umgestaltung des 
Institutes der Cofoner^) Vieles für Verbesserung des Straf- 
verfahrens geleistet oder angehahnt, und die neuen statisti- 
schen Tabellen theils über die Wirksamkeit der police- 
magistrales , theils über die Aburlheilung der Criminalver- 
brechen sind geeignet, ein helles Licht auf den ßechts- 
zusland Englands zu werfen ; die ' Vergleichung der seit 
1851 verhs^ndelten StrafTälle zeigt am Besten die Art der 
Wirksamkeit der englischen Einrichtungen und wirkt war- 
nend und belehrend. Vorzüglich aber verdienen die sta- 
tistischen Arbeiten Englands, in welchen Schlüsse aus den 
vorgelegten Tabellen gezogen sind, und die Berichte der 



1) Das englische, schottische und nordamerikanische Strafver- 
fahren. Erlangen 1851. 

2) Wir machen hier vorläufig; aufmerksam auf ein neues höchst 
wichtiges VV^erk für nordamerikanisches Strafrecht und Verfahren : 
Wharion a treatise on the criminal law of the onited States. Phila- 
delphia, 1852. Da3 nächste Heft der Zeitschrift wird eine umsUUid^ 
liebe Anzeige dieses Werkes enthalten. 

3) Ein merkwürdiger Bericht über die Wirksamkeit der coroner« 
ist erstattet 1851: Report of the Special comitteo appointed on the 
duties and remuneration of coroners. Uliddlesscx quarter sessions. 
London, 1851. Wir werden auch darüber im nächsten Heft Auszüge 
mittheilen. 
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GefäDgnissinspecloren , ^3 insbesondere der Geföngnissgeisl^ 
lieben, die Aufmerksamkeit eifies Jeden, der die >vabren 
Zustände Englands, ihre Mängel und die Ursachen derselben 
kennen lernen will. Vorzüglich empfehlen wir das Studium 
der kostbaren Arbeiten des ehrwürdigen Clay in seinen 
jährlichen Berichten, die er als GeßIngnissgeistKcber von 
Preslon erstattet. ^) Diese Berichte enthalten belehrende 
Nachweisungen über das Gefängniss von Preston, in wels- 
chem absolute Isolirung eingeführt ist , jedoch ohne das 
Maskentragen der Gefangenen und ohne die Pentotiviller- 
Absondernng der Gefangenen während des Gottesdienstes 
und der Schule; zugleich liefern die Berichte auch die 
kostbarsten Nachrichten über die Ursachen der Verbrechen, 
worüber Hr. Clay, ein Mann, der in seltenem Grade das 
Vertrauen der Gefangenen ifeniesst, mit ihnen auch nach 
ibrer Entlassung in Verbindung bleibt, und als Geist- 
licher a^n ersten Gelegenheit hat, die Ansichten and Seelen- 
stimmungen der Gefangenen kennen zu lernen. Nicht we- 
niger wcrlhvoU sind die in diesen Berichten mitgetheillen 
statistischen Tabellen, am so wichtiger, als Preston das 
Gefangniss von der Grafschaft Lancashire ist, wo die zwei 
grossen Fabrikstädte Liverpool und Manchester sich befin«» 
den, während in andern Bezirken der Ackerbaa eine Haupt- 
beschäftigung ist. Merkwürdig ist z. B. im neuesten report 
p. 19— 21 die Mittheilung, dass unter den Fabrikarbeitern 
die Verbrechen abnehmen, während unter den Handwerkern, 
die in ihren Wohnungen arbeiten, diiß Zahl der Verbrechen 
grösser ist. Vorzüglicb dankbar muss man Hrn. Clay sein 



4) Wir haben in dem Werke: das englische, schottische und 
nordamerikanische Strafverfahren S. 41. euf die Arbeiten von Potter, 
Symont, Kay, Nelson, Fietcher aufoierksam femacht. Aus der neue- 
sten Zeit verdienen angeführt zu werden: Afayhen, London Labotjur 
and Ihe London Poor. London 1851, und: Johnston, England as it is 
politica), social «ud industrial. London 1851, wo von p. 329 an über 
den Stand der Verbrechen belehrende Benterkudgen vorkommen. 

5) Chaplftins Iwenty eight Report on the F^-eston House oC cor- 
rection presented to the niagistrates of Lancashire, 1851. 
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Air seine TabeNen über den Stand der Verbrochen in der 
Grafschaft seit 8 Jahren (Report p. 5 ff.}* Es ergiebt sieh, 
dass die Verbrechen gefen die Person abgenonmen bab^ 
(von 16, 7), auf 12 oder 27 Procent^ dass ebenso die Ver- 
minderoog bei den Verbrechen gegen ESgenihirm mit! Ge- 
waUthäiigbeiten eintrat (38 Proeent), während die Eigen« 
ihuffisverbrechen ohne Gewalt s&unahmen. Die vom Verf. 
mitgetheillen Erfahrungen über die Gründe dieser Erschei- 
nung verdienen Beachtiing. Der Verfasser des Bet ichts findet 
ein HaoptafiUei, die Abnähme der Verbrechen zu bewirken^ 
in der Verbesserung der Slrafrechtspfiege, und zivar durch 
Ausdehnung ^er Strafgewalt der policemagistrates^^) de-^ 
nen er bei ndtariscfa schlechten Personen eine Befugniss 
geben will, bis zu 12 Monaien einzusperren, und durch An** 
ordffling eines wijchentlich (oder noch öfter) silzenden Ge- 
richts, welches aus 5 oder 6 Geschwornen (gewählt from 
Uie intelligent part of pdpulatioh) bestehen soll, um rasch 
über die Fälle zu urtheiien^ in welchen die Gefangenen 
auf ein Urtheil der Geschworenen antragen. -*- Welche 
F(»rtschritte würden auch wir in Deutschland machen, wenn 
solche Arbeiten, wie die meisterhaften Berichte (es sind 
jetzt 28) des^ Hrn. Clay auch bei uns veranstaltet wtirden { 
Es ist eine begreifliehe Vorfrage, die Jeder, welcher 
den Zustand der englischen Strafjustiz kennen lernen wiU, 
stellen wird : ob die Zthl der Verbrechen in England (wir 
biUen , die steigende iBevö&erung Englands dabei auch zu 
berücksichtigen) ab-^ oder zUgenonunen hat Wir iantwor« 
ten durch Hinweisung auf einige Eröffnungsreden d^ Prä- 
sidenten der Assisen in den gewöhnlichen charges an die 
Jury, wo die Richter auch über den Stand der Verbrechen 



6) Wir werden iiti nächsten Hefte den wichtigen Vdrsehlfls mit- 
tlieilen, nach weleliera die P»rIaifient8cORimi»sion am Id, May 1852 in 
der aniended Bill über d<e €lpand Jury §. 9. 10. intrfigt, das» der 
potieemegistratc, Wenn der Gefangene wegen DiebstabU oder andern 
misdemeanor« das vo)te (üeetfindnisa ablegt und gutnmariMh gerichtel 
sB\n will, (ohne Jury) BOgleich das ^rafiirtheü bis sii iH Monaten 
aussprechen kann. 



Digitized by 



Google 



MitUrflIitief , =6iä MtgOktiuB der engl. Crimiiiai8teti«tilu i55 

in der Grafschaft häufig sich erklären. Im Western -Circuit 
llieilt der Richler (^Times vom 9. August 1852) im August 
1852 mit, ibtss in der Grafsohaft Cornwail das VerhftUniss 
fiHgendfö.war: 



c< 


>miUaIs. 


Loesirreebungen. 


1844 .... 


269 


78 


1845 .... 


272 


81 


1846 .... 


280 


108 


1847 .... 


271 


100 


1848 .... 


272 


94 


1849 .... 


277 


85 


1600 .... 


226 


47 


185* .... 


230 


50 



Im Oxford-iGircQit wifenschte der Richter am 31. Jaly 
i8S2 Gltick zu der Abnahme der Verbarecben, indem dies-« 
mal (^seit einem balben Jahre} hur 23 Atigeklagbe vor den 
Assisen standen. ^ In dem' Narlkem<-Cirouil wurde am 
14. März .1652 ein aller calet»dar vorgelegt. Im Jahr 1827 
waren in Northrtding (B^irk) 47. Sachen , in Eastriding 
86, in Westridiag 141 Sachen vorgekommen, und im Jahr 
1852 in Northriding 13, in Eastriding 36, in Westri^ 
ding 49 Sachen. Aebnliehe Nachweisungen Hessen sieh 
auch von ändern Grafiichaften mtllheilen. — Merkwürdig 
ist bier nilch die firöffnungsrede des Recorder am Cenlrak- 
Court In London am 15. September, worin er erklärt, dai^s 
ungeachtiet des Susammenstrdmens so vieler Fremden in 
London im Sohuner 1851 wegen der Ausstellung, M^ Zab) 
der Angeklagten doch verbältnissmässig geling sei. 

Betraohlet iban die neuesten, 1652 vorgelegten Cri^ 
fflinältaboUen Englands, so scheint alterdiags, wenn man 
das ganse England ins Auge fasst, eine Vermehrung 
der Verbrechen vorbanden 2u sein. Im Jahr 1834 waren 
22431 Comtttmetilsrin den Jahren 1840 bis 1842 stle^ 
die Zahl auf 27187 und 31309; von da an zeigt sich eine 
auffallende Abnahme^, indem die Zab.1 im Jahr 1845 auf 
34303 aank, dann wieder von 1846 bk 1848 auf 28^35 
stieg, und seit 1849 wieder abnahm, nemlich 1849.27816^ 



Digitized by 



Google 



156 Mittermaier, die Ergebnisse der engl. Crimm&istalistik; 

1830 26819, 1851 27960 Comiltments. Die Fluktuatianen 
in den einzelnen Grafschaften sind sehr verschieden. Die 
Hauptsache ist, das VerhfiUniss der Verbrechen mit der 
Bevölkerung zu vergleichen. Hier zeigt sich nun nach 
dem neuesten Census ein für die Abnahme der Verbrechen 
günstiges Verhältniss. Im Jahr 1841 war nach dem da- 
maligen Census das Verhältniss der Comiltments zur Ge- 
sammtbevölkerung 1 zu 573 Einwohner; im Jahr 1851 
war es 1 zu 641 , und doch war in |enem Zeitraum die 
Bevölkerung um 12 Procent in England gestiegen. Die 
nähere Betrachtung der Tabellen ergiebt . die Verschieden- 
heit der Verhältnisse nach den einzelnen Grafschaften. In 
den nördlichen Grafschaften York und Lancasler^ den Sitzen 
der Wollen- und Baurawolienmanufakturen , war 'das Ver- 
hältniss der Zahl der Comiltments zur Bevölkerung im Jahr 
1841 1 zu 534, und 1851 1 zu 685; während die. Be- 
völkerung in den Grafschaften um 18 Procenl s&eg^ ver- 
minderten sich die ComittmetUs um 4 Procent. In den 
Grafschaften Cheshire, Dei'bysfaire, Nottinghamshire, wo mit 
einer beträchtlichen ackerbauenden Bevölkerung die Haiupt- 
fabf ikation in Spitzen- und Seidenarbeiten besteht , haben 
die Comittments um 2 Procent abgenommen, während die 
Beyölkek^ung um 7 Procent zunahm. In den Grafschaften 
Staffordshire, Warwikshire, Worcestershire , wo: die Haupt- 
fabrikation vork Eisen-, Stahl-, Glas- und Töpferwaaren ist, 
stieg die Bevölkerung um 20 Procent, utid die Zahl der 
Comittments nahm um 5 Procent ab. Es ist merkwürdig, 
nach neuern statistischen Arbeiten zu bemerken, dass der 
Stand der Verbrechen so sehr mit der Art der Hauptbe- 
schäftigung einer Gegend susammenhängt.'^} In den. acker- 
bauenden Grafschaften ist ein weniger günstiges Verhält- 
m$. In den östlichen Provinzen Essex, Norfolk, Suffolk, 
Lincoln war 1841 das Verhältniss der Comittments zur 



7) S. Nachweisungen von Leon Foucher in den s^ances et tra- 
väux de rAcadcmle des Sciences morales- par 'MIgoet. VII. 1850. 
p. 1-31. 
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jBinwobnerzahl 1 zu 669 und 1851 1 zu 604. In andern 
ackerbauenden Grafschaften^ z. B. Cambridge, Nordhampton, 
Hedford, Oxford, zeigt sich eine Abnahme der Verbrechen: 
1841 war das Verhailniss der Comiilments zur Einwohner- 
zahl 1 zu 572 und im Jahr 1851 1 zu 620, während die 
Bevdlkerung \im 10 Procent zunahm. In den südlichen 
und südwestlichen Gegenden, z. B. Hantswilts, Dorset, So- 
mersel, ist das Yerhaltniss der Comitlmeats 1 zu 651 im 
Jahr 1851, während es 1841 1 zu 508 betrug, und die 
Bevölkerung doch zugenommen halte um 12 Procent. Die 
Verschiedenheit der Zustände in diesen Gegenden erklärt 
auch die Verschiedenheit des Standes der Verbrechen. ^) 
Wo das^ enge Zusammenleben vieler Familien in den näm- 
lichen elenden Häusern , und selbst vieler Personen, in 
einem engen Räume vorkommt, wo für den Unterrieht 
nicht gesorgt wird, wo das Branntweintrinken sehr ver- 
breitet ist, hommen am meisten Verbrechen vor. Wir wer- 
den unten wieder auf die Frage über die Vermehrung oder 
Verminderung einzelner Verbreclien zurückkommen. 

Die Bedeutung und der Zustand der englischen Cri- 
minalrechtspflege kann nur durch die Betrachtung der Er- 
gebnisse der englischen Voruntersuchung gewürdigt wer- 
den. In der Art derselben liegt ein Hauptgrund, aus wel- 
chem die Kraft der Repression der Strafjustiz in Englatid 
sich erklärt. Bekanntlich beruht die englische Vorunter-^ 
suchung auf einer umfassenden amtlichen Thätigkeit der 
Polizeibeamten zur Erforschung der Spuren verübter Ver^ 
brechen, und zugleich auf dem Anklageprinzip, indem die 
Anschuldigung und die Beweisführung hi Gegenwart des 
Beschiildigten gestellt und benützt wird , und so die Mög- 
lichkeit reeller Vertheidigung dem Beschuldigten sogleich 
g.egeben ist, da er an die Zeugen selbst Fragep stellen, 
sich eines rechtsgelehrten Vertheidigers bedienen kann, aber 
nicht vom Richter,, wie in Deulscbland oder Frankreich, 



8) Darüber viel io Kay, Ihe social condition and educatioo of 
the pcople io England. London 1850. Vol. I. p. 433—471. 
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verncHnmen wkd, und unter dem beständigen Schutze der 
Oeffentlicbkeit «teht. Es ist nicht su bezweifeln , doss ifi 
dieser JBinrichlung ein Grund liegt, welcher erklürt^ wamm 
so vieie venirtheilende Wahrsprüebe ergehen^ und die Ge- 
Bchwomeii leicht geneigt sind, das Sdiuidlg auszusprechen, 
da sie wissen, dass schon in der Voruntersuchung mit der 
grossen Gewissenhaftigkeit verfahren wurde.®) Bekanntlich 
wird die Voruntersuchiing in England theils von den eero- 
ners, theils von den Ffiodensrichtern, Ihefls von den fo- 
Kzeirichtern geführt. Wenn auch gdgen die Art des frie*- 
densgerichtlichen Verfahrens , vorzüglich auf dem flacbeti 
Lande, manche Klagen vorkommen, ^^3 so b^wlArt sich 
desto herrlicher die englische Polizeiverwattung. ") Wöb- 
rend «af der einen Seite ein ausgedehntes, zahlreiciieif, 
unter sich zusaumienhängendes , sehr scharf kontrolirtes, 
gul geleitetes PoUzerpersonal ^^^ für rasrfie EntdecJkung 
eines Verbrechens thitig ist, aber 4arch die slr^ge Bin«- 
ballung gesetailicher Formen, durch das anständige, mensch^ 
liehe Benefainen Vertrauen erweckt und daher euch überiril 
von allen Bürgern Unterstützung »nd Beistand findet, sind 
auf der andern Seite die tüchtige jaristische Bildung', die 
Unabhängigkeit der Stellung der Polizeiricbter, die OeflTentH 
Ikhkeit und die geordnete Form eines Geitidits^ in welcher 
sie handeln müssen — Bürgschaften gewährt, dass die Vor^ 
Untersuchung schon auf eine Vertrauen erweckende Weise 
Mgldch so geführt wird, dass die Wahrheit sicher entdeckt 
wird, und der Angeschuldigte seine Vertheidigimg gebend 
machen und sich auf die Hauptverhandlung fehörig voi^^ 
bereiten kann. Die Materialien zur Sicherung des Tfaei- 
bestandes in Fällen , in wekhen eine solche voriänfige 
Fej^tetlung notbwendig wird, k. B. bei Tödtungen, wei^ 

9) Darüber uteiiie Schrift: das englische Slrafveifohre» 8, 64. 
le} Meine S^sbrift S. 227. 

11) Eine Darstellung ihres Ineinandergreifens meine Schrift S. 106. 

12) Eine interessante Darstellung (grösstentheils aus einem Auf« 
»atiie in den Household words entnommeo) fiipdet sich ia : jMhleSioger, 
V\randerttagen durch London I. S. 139. 
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den durch die coroners durcli ruches EinscbmÜea er^ 
hoben, *^) 

Zu den Fällen, m welchen ein^ Vorgferiehiatelhmg 
eiiies Aoge&eliüldi'gien bewirkt werden hann, ohne dass 
eine YoroBlIeriSuchung vor cin^ Fried^srichier oder Fo- 
Ucemagislrate vorausging, gehören noch diejenigen, in web- 
chen die GraEschaftsrichter md seit dem GeseUe vom Jidy 
1851 jeder Richter, vor dem ein Civiiprozess verbaadelt 
wird, befugi ist, wenn er bemerkt, dasa ein Meineid ge- 
schworen wurde, gegen den des MeiOeids Verdäcbtigen 
das Comittment ausausprechen. ^^3 

Ueber die JostizverwaUüng der Friedensrichter in der 
Vorttniersuchong liegen keine Tabellen vor; dagegen wer*- 
den jährlich über die Justizverwaltung der policemagistraies 
i^ der Hauptstadt umtesende Tabellen geihruekt. ^^} 

Wir wollen vorerst die Ergebnasse der Sirafjusti^ver- 
waltung bei den PÖHzeigeriefaten Londons in den Jahren 
1851 und 1853 nach den amtlichen Tabellen und unsem 
AufBeichnungen darstellen. Sie seigt am besten xieit Eu^ 
stand der Moralität in der Hauptstadt und die Wirksam- 
keit einer Einrichtung, die als das wichtigste Mittel sich 
bewährt, die Energie der Staatsgewalt auf eine Vortrauen 
erweckende Weise zu unterstütäsen und zugleich die si- 
chere Verurtbeilung Schuldiger zu bewirken. — In dem 
Jahre 1850 wurden 70827 Personen (darunter befan- 
den sich 27731 Weiber) von den Polizeibeamten ver- 
haftet. Unter diesen befanden sich ebenso die wegen 
grosser Verbrechen Verhafteten, als auch die wegen 
Uebertretungen vor das Poliaeigericht Gebrachten; unter 
den Meisten sind 2602 lüderliche Dirnen, 12777 we- 
gen Trunkenheit und 11 420 wegen trunkenen und un- 



13) flieitie Schrift: (faä englische Strafvnerfahren S. 96. 

14) Das Geaeto vom 28. Ang. 1846 $. 95>^99* giebt deai firaf- 
achaftsrichler grosse Befugniise« ein ComitUient auszqsprechon. Nach 
einer uns vorliegenden Tabelle wurden in England im Jalir 1851 
von den .Grafschaftsrichtern 13080 Comittments ausgesprochen. 

15) Criminal Relurns. — Metropolitan Police. 
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arde»tKcheii Betragens Verhafteten; 3451 wurden wegen 
verdächtigen Lebenswandels und 3830 als Vaganten zur 
Haft gebracht. Wegen Verdachts verübter Verbrechen 
wurden verhaftet: wegen Mords 7, wegen Todtschlags 38, 
wegen Verwundung mit Absicht schwere Verletzung bei- 
zufügen 86^ wegen einfacher gewajtlhätiger Angriffe 5648, 
wegen Widerselzung gegen das PoKzeipersonal 3105, we<- 
gen Versuchs die Polizei an der Erfüllung ihrer Pflicht zu 
hindern 186, wegen Hauseinbruchs 100, wegen Raubes 
61, wegen Diebstahls an der Person 2365,^ wegen 
einfachen Diebstahls 6187, wegen unrechtmässigen Be- 
sitzes fremder Sachen 2087, wegen rechtswidriger Be- 
schädigung van Sachen 2987, wegen Verheimlichung der 
Niederkunft 12, wegen Kindesabtreibung 1, wegen Noth- 
zucht 22, wegen Münzfälschung oder Ausgebtos falsch^er 
Münzen 870. — Von diesen verhafteten Personen wur- 
den durch die Polizeirichter* 35591 straflos entlassen. 
Diese Entlassung betraf vorzüglich Personen, die wegen 
geringer üebertretungen vor Gericht gebracht wurden, 
z. B. 9718 wegen Trunkenheit, 5837 wegen trunkenen 
uiid unordentlichen Betragens, 2292 wegen gemeiner ge^ 
waltihätiger Angriffe Verhafteten; allein auch die wegea 
Verdachts von Verbrechen wurden nicht selten rasch ent- 
lassen, weil sich zeigte, dass der Thatbestand nicht her- 
zustellen, oder der Verdacht zu gering war, z, B. 20 
wegen Todtschlags, 24 wegen schwerer Verwundung, 1769 
wegen Diebstahls an der Person, 3756 wegen gemeinen 
Diebstahls, 7 wegen Nothzucht, 560 wegen böswilliger 
Beschädigung, 759 wegen Münzverbrechen Verhafteten 
wurden entlassen. Von den zur Haft Gebrachten wurden 
von den Polizeirichtern 30721 summarisch (ohne Jury) 
abgeurlheilt, entweder bestraft oder zur Bürgschaft (bail) 
angehalten. Die meisten Strafen welche erkannt wurden, 
waren Geldstrafen (^13349 gegen Männer und 5271 ge- 
gen Weiber). Zur Gefängnissstrafe von 3 Monaten wur- 
den 730 Männer und T2 Weiber, zu 2 Monaten 718 
Männer und 85 Weiber, zu 1 Monat 2370 Männer und 
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658 Weiber, zur Strafe von 8—14 Tagen 41^ Männer 
nnd 204 Weiber und znr Strafe von 7 Tagen oder weniger 
1400 Männer and 1051 Weiber venirlheilt. — Zur Bürg* 
Schaft wurden angehalten 1202 Männer und 425 Weiber. 
Diese letzte Anordnung bewährt sich sehr gut, in so fern da- 
durch der Vorlheil erreicht wird, dass Personen, deren Be- 
nehmen zwar nicht unter ein Strafgesetz fällt, aber als ein 
bedenkliches, entweder für eine einzelne Person, die durch 
einen Andern bedroht wird, oder für die bürgerliehe Gesell- 
schaft erscheint, unschädlich gemacht oder doch anter strenge 
Aufsicht gestellt werden können. Der Verdächtige muss dann 
Bürgschaft leisten, nicht blos selbst eine Caution, sondern 
auch zwei ehrenwerthe Bürgen stellen, die ein Interesse 
haben, ihn zu beaufsichtigen, und nicht Verfehlen, schnell, 
wenn sie Bedenkliches bemerken, einem policeman An- 
zeige zu machen. Kann er* Bürgschaft leisten, so wird 
dadurch Siderhett gegeben, weil der unter Bail Gestellte 
strenge bewacht und wenn er eines Vergehens oder eines 
Zusammenhangs mit einem solchen v^dächtig wird, schnell 
ergriffen wird, und die Caution verfällt. Kann er (was 
hänfig der Fall ist) die Caution nicht stellen, so wird er 
in das Geföngniss zur Sickerheit gebracht. Von diesem Mittel 
HNtöhen die Polizeigorichte Gebrauch bei liederlichen Per- 
sonen« die Drohungen gegen Andere ausstossen, oder denen 
Vergebungen zuzutrauen sind, ohne dass schon ein be- 
stimmtes Vergehen erwiesen ist; die Praxis spricht hier 
VOR persona of disorderiy characters ; (sokhe wurden 1850 
458 zu Bürgschaft angehalten}. Vorzüglich macht man von 
den» Mittel Gebrauch bei den wegen Gewaltthätigkeiten oder 
widersetzlichen Benehmens gegen Constabler vor Gericht 
gebrachten Personen, wo der Fall srich nicht dazu eignet, 
den Aflgescbuldigtefr 4in dss Criminalgericfat zu weisen oder 
schon summarisch zu bestrafen, aber doch zeigt, dass die 
Person roh, widerspenstig und ungehorsam ist nnd durch 
die Stellung unter Bürgschaft im Zaum gehalten werden 
kann. Auf diese Art wurden 1850 440 Männer und 
94 Weiber, die wegon common a^ftsaeits, und 167 Männer 

Brit. Zeüschr, /. Bechtaw, XXV, Bd, L H/i. {| 
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und 7 Weiber, die wegen Widerspenstigkeit gegen Polizei 
vor Gericht gebracht wurden, zu Bail angehalten. — Die 
Strafen wegen Widersetzung sind in der Regel nicht sehr 
hoch; wegen Widersetzung gegen Polizei wurden 514 Männer 
und 75 Weiber zu 1 bis 2 Monaten und 279 Männer und 
43 Weiber nur zu Gefängniss von 8 bis 14 Tagen ver- 
urtheilt. 

Von den Personen, welche vor die Polizeirichter ge- 
bracht waren, wurden im Jahr 1850 4515 Personen co- 
mitted for trial, d. h. es wurde erklärt, dass sie wegen 
der Handlung vor Gericht gestellt, d. i. dass der Fall, vor 
die grosse Jury gebracht werden sollte. Zeigt sich der 
Fall nach aller Wahrfu^heinlichkeit, &o dass die wahrschein- 
lich verübte Handlung unter ein Strafgesetz zu stellen ist, 
nach 'weichem die Jury darüber zu entscheiden hat, und 
ist ein dringender Verdacht da, dass der Angeschuldigte die 
That verübte, so wird das Comittment BQSgesprochen, z. B. 
bei Tödtungen, Nothzucht, Raub. 

Merkwürdig ist, dass nach englischer Ansicht häufig 
gerade Unschuldige , welche auf Nichtschuldigerklärung der 
Jury rechnen können, gar keine Antwort vor dem police- 
magistrate geben, weil sie wünschen, dass der einmal Auf- 
sehen erweckende, zur öffentlichen Kenntniss gekommene 
FfiH vor den Geschwjornen verhandelt^ die Vertheidigung 
geltend gemacht und die Reinigung von der Anschuldigung 
durch das Vexdict der Nichtschuld vor allen Mitbürgern 
ausgesprochen werde. Uebrigens prüft der magistrate genau 
und nicht selten zeigt die Voruntersuchung schon die Grund- 
losigkeit oder die Uebertreibung bei der Anklage, was dann 
die Folge hat, dass der Angeschuldigte entlassen od^r dass 
wegen eines geringeren Vergehens eine leichtere Strafe 
vom Polizeirichter erkannt wird. Di^ss ist z. B. oft bei 
Anschuldigungen wegen Nothzucht der Fall. Es wurden 
lß50 wegen Nothzucht 22 Personen vor Gericht gebracht, 
aber nur gegen 15 wurde das Comittment ausgesprochen; 
Wegen Versuchs der Nothzucht wurden 21 vor Gericht 
gebracht und 17 comitted. Nicht selten zeigt sich nämlich 
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bald, dass die Person^ welche anklagt^ ihrem bekannten 
LebenswMidel nach kein Vertrauen verdient, z. B. oft 
nach bekannter Sitte in London Anschuldigung erhoben 
wird, um Geld zu erpressen. 

Erfreulich ist hier der Takt der Londoner Polizei- 
personen in Bezug auf Verfolgung sogenannter politischer 
Verbrecher. In der ganzen Tabelle von 1850 kömmt nur 
der bekannte Fall des Lieutenants Pate vor, der nach der 
Königin schlag, und 18 Anschuldigungen wegen Riot (Auf- 
ruhr). Wer es weiss, wie viel Aufläufe und gewaltthätige 
Zusammenrottungen auf den Strassen in London vorkom- 
men, und dann erwägt, dass nur 17 Personen deswegen 
angeschuldigt wurden (5 von diesen wurden von den Ge- 
schwornen schuldig befunden, 13 losgesprochen) inuss er-r 
kennen, dass die ÖfTentliche Gewalt mit grosser Klugheit 
verfährt, und es vorzieht, lieber Einzelne blos wegen Wi- 
dersetzung anklagen zu lassen, und selbst bei grossen Auf- 
läufen nur Einige (die eigentlichen Anführer und Gefähr- 
lichsten) heraus zu nehmen und g^gen sie die Anklage 
zu erheben. Niemand wird deswegen behaupten wollen, 
.dass in England weniger Energie der Staatsgewalt und 
weniger Achtung vor dem Gesetze ist als in den Ländern, 
in denen man glaubt, recht viel anklagen und strafen zu 
müssen. Die Energie der Repressivgewalt in England und 
der Beweis, dass die Polizeirichter nicht leichtsinnig vor 
Gericht stellen, ergiebt sich am Besten daraus, dass v^n 
den 4515 Personen, gegen welche die Polizeirichter das 
Comittment aussprachen, 3589 von den Geschwornen schul- 
dig erklärt , und nur 700 als nicht schuldig losgesprochen 
würden. 

Wir wollen diese Gelegenheit benützen , um nächzu- 
weisen, mit welcher Vorsicht selbst bei den Gerichten ver- 
fahren wird , wo nicht .juristisch gebildete Polizeirichler, 
sondern der nicht rechtsgelehrte Lordmayor von London 
oder ein Alderman nach den Privilegien der City zu Ge- 
richt sitzt und die Voruntersuchung führt. Nach einer 
statistischen Tabelle (Times vom 7. Nov. 1851) hatte das 

H* 
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Geriaht 4es Lordmayor m 7 Jahren gegen 1636 Personen 
das ComiUmenl ausgesprcx^hen, und dass dies nickt leicht^ 
sinnig geschah, beweist der Umstand, dass 1420 von diesen 
(also 86 von 100) durch die Geschwomen schuldig erkliri 
vkTurden. 

Uebrigens dürfen wir nicht verhehlen, dass schon seit 
Jahren w^en der Missbräuche, die in Bezug auf die Ver- 
folgung gewisser Verbrechen in London bestehen, schwere 
Klagen erhoben werden , ^^3 namentlich wegen der Münz- 
verbrechen. Das Munzamt bedient sich in Bezug auf 
K^cbtsgeschäfle , bei denen der Halb eines Rechtsgelehrten 
wichtig werden kann, und zu Rechlsstreitigkeiien and Ver- 
folgung von Münzverbrechen eines ausgezeichneten Sollieitory 
der einen clerk hat, welcher wieder wegen der vielen Ge- 
schäfte einen andern clerk hat; dieser wird zur Verfolgung 
der Münzverbrechen an die policecoorts abgesendet. Um 
nun den Vertreter de& Münzamtes nicht zu nöthigen,.zu 
oft vor Gericht zu er-scheinen, so bat sich die Sitte ge- 
bildet, dass nur einmal in der Woche Müi» verbrechen ver- 
handelt werden. Wann nun ein Mann wegen Ausgebens 
falscher Münze von einem Coniäable ergriffen und ver-. 
haftet wird, so muss er oft 5 Tage warten (und zwar 
regelmässig im Gefangniss}.bis zum Tage der Verhandlung 
der Münzverbrechen. Von dem clerk der Münze hängt es 
nun ab, ob er verfolgen will. Ist die eingebrachte Person 
nicht ein &c1ion bekannter Verbrecher oder ein Mensch, 
dem man zutrauen kann , dass er falsche Münze macht 
oder mit Münzfälschern in Verbindung steht, sa verfolgt 
gewöhnlich der clerk nicht , von dessen Willkür daher 
vief ebenso zum Nachlheile der bürgerlichen Gesellschaft^ 
als des Einzelnen abhängt 

Wir wollen nun aus den Tabellen von 1851 Mitthei** 
lungen machen. Im Jahr 1851 wurden 72897 Personen 
(darunter 24503 Weiber) von <len Canslablern der Haupt^ 
Stadt vor Gericht gebracht. Unter diesen bilden die wegen 



16) Nealich wieder in der Times vom 11. August 1852^. 
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TrimkBnheil (10066J , wegen disorderly character und 
Trunkenheit Eingfebracfaten (12504) , liederliche Dirnen 
C2573), Vagabonden (4316) die Mehrzahl. Wegen Ver- 
dachla verübter Verbrechen wurden vor Gericht gebracht: 
15 wegen Mords, 61 wegen Todtschlags, 48 wegen Noth* 
Zucht, 38 wegen Versuchs dieses Verbrechens, 6740. we- 
gen einfachen gewaittbätigen Angriffe, 3537 wegen An- 
griffs auf Polizei und 264 wegen Hinderung der Polizei an 
der Vollziehung ihrer Pflicht, 115 wegen Hauseinbruchs^ 
7122 wegen einfachen Diebstahls, 2252 wegen des an einer 
Person verübten Diebstahls, 83 wegen Diebstahls in Wohn- 
häusern nach vorgängigem Einbruch, 13 wegen Einbrudis 
in Wohnhäuser in diebischer Absicht. Entlassen ohne Strafe 
wurden von diesen Personen 37363; am meisten trat dies 
bei Personen ein, welche wegen geringer Uebertrelungen 
vpr Gericht gebracht wurden, z. B. 8754 wcgen^Trunken- 
bBit, 6391 wegen disorderly. character und Trunkenheit; 
64 wegen Thierquälcrei (227 waren wegen dieses Ver*-. 
gehens vor Gericht gebracht). Entlassen wurden 22 Per- 
sonen, die wegen Nothzucht, und 15, die wegen Versuchs 
dieses Verbrechens verhaftet waren. Von den wegen ein- 
facher GewaUthäiigkeiten vor Gericht Gestellten wurden 
2917, wegen Widersetzung gegen Polizei 120 und wegeti 
Hinderung^ der Polizei 52 ohne Strafe entlassen. 

Von den Polizeirichtern wurden summarich abgeurtheilt 
und bestraft 59141 ; die Meisten wegen Trunkenheit (10668), 
odßr disorderiy character . und Trunkenheit (12504), aber 
auch wegen einfacher Gewaltlhötigkeit (6082), wegen Wi- 
derselzung gegen Polizei (3519). Die meisten der erkann- 
ten Strafen waren wieder Geldstrafen (13669 Männer und 
4944 Weiber) ; Gefängnissstrafen bis 3 Monate wurden nur 
gegen 559 Männer und 56 Weiber erkannt (wegen Dieb- 
stahls versuchs 86, oder wegen gesetzwidrigen Besitzes 
fremder Sachen 79). Man straft gerne unter diesem Ge- 
sichtspunkte in Fallen, wo sich nicht genug Beweis des 
verübten Diebstahls zeigt ^ ^ber der Angeschuldigte die 
fremde Sache besitzt und darüber sich nicht genügend 
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recbtrerligen kann. Zu GefSngnissstrafen von 7 Tagen 
oder weniger wurden 1987 Männer und 1810 Weiber 
verurlheilt. 

Von dein Mittel^ den Angeschuldigten zur Sicherheits- 
leistung wegen Haltung des Friedens anzuhalten , wurde 
gegen 927 Männer und 408 Weiber Gebrauch gemacht; 

Das Comittment wurde gegen 4536 Personen (1106 
Weiber) ausgesprochen; vorzüglich wegen Mordes (13), 
Todtschlags (21), Nolhzuchl (26), wegen einfacher Ge- 
walllhätigkeit (88), wegen Widerselzung gegen Poh'zei (18), 
wegen einfachen Diebstahls (2279), wegen des an der Per- 
son verübten Diebstahls (646), wegen Raubes (64) und 
wegen Versuchs dieses Verbrechens (15), Von diesen an 
die Criminalgerichte gewiesenen Personen wurden 3711 
von den Geschwornen für schuldig, 672 als nicht schuldig 
erklärt. 

Die Voruntersuchung vor dem Polizeirichter ist rasch 
beendigt, und nach den Calendars des Centralcourt in Lon- 
don kann man annehmen, dass die grösste Mehrzahl der 
vor die Assisen Gestellten' das Verbrechen erst 14. oder 
12, ja oft nur 3 Tage vorher verübt hat. Die Ar^ der 
Prozedur vor dem Polizeirichter ist gianz geeignet, eine 
klare Anschauung des Falles rasch zu geben und die Be- 
weise zu liefern, so dass der Richter leicht beurtheilen 
kann, ob er die Person vor das Strafgericht stellen soll. 
Leider ist dies nicht so in den Grafschaften, wo nur zwei- 
mal im Jahre Gerichte gehalten werden, und daher diejeni- 
gen, welche kurz nach Beendigung einer Assise, z. B. im 
März von dem Friedensrichter an die Assise verwiesen 
werden, 5 Monate bis zur nächsten Assise (im August) 
warten müssen. 

Als ein grosser Vorzug vor dem französischen Ver- 
fahren wird in England die Einrichtung betrachtet, dass der 
poUcemagisIrate zugleich eine richterliche Befugniss hat, 
summarisch (ohne Geschworne) bis zu 3 Monaten Strafe 
zu erkennen. Auf diese Art wird eine grosse Verein- 
fachung, Abkürzung und eine wohlfeilere Strafjustiz erzielt. 
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Da in so vielen Handlungen die Abstufangen der Straf- 
barkeit nahe an einander gränzen, z. B. bei Gewaltthälig- 
keiten, bei Widersetzung, da in andern Fällen die Unter- 
suchung lehrt, dass die arsprönglich auf ein schweres Ver- 
brechen gerichtete Anschuldigung sich sehr vermindert: so 
bedarf es dann nicht erst , wie in Frankreich , wenn der 
Untersuchungsrichter dies findet, einer Hittheilung der Ak- 
ten an den Staatsanwalt oder der Entscheidung des Be- 
zirksgerichts, welches die Sache an das Zuchtpolizeigericht 
weist, sondern der Polizeirichter entscheidet selbst einfach 
auf den Grund seiner Untersuchung. Alles kömmt nur 
darauf an, ob man den Polizeirichtern trauen kann, und 
nicht besorgen muss, dass sie aus tadelnswerther Begün- 
stigung oder aus Anmassung in. manchen Fällen zu leichte 
Strafen erkennen. Auch hier liefern die Oefientlichkeit der 
Verhandlungen und die unerbittlich jede Unregelmässigkeit 
tadelnde freie Presse eine trefflicho Conirole. 

Wenden wir uns zu den Tabellen über die in den 
Assisen und Yierteljahrsitzungen abgeurthellten Straffälle, 
so finden wir eine entschiedene Verminderung der Comitt- 
ments; während diese 1848 noch 30349, 1849 27816 be- 
trugen, war im Jahr 18$0 die Zahl derselben 26813. 
Wenn es auch scheint, dass einige neue Gesetze, welche 
die Gewalt der Polizeirichter dahin erweiterten, auch jugend- 
Ucbe Diebe unter 16 Jahren sumniarisch zu bestrafen, diese 
Verminderung der Zahl in den Tabellen bewirkten, so würde 
dies irrig sein, theils da dieser Fälle nur wenig sind, theils 
vor den Statuten gewöhnlich gar nicht bestraft wurden. 
In Bezug «auf die Verbrechen gegen Personen zeigt sich 
eine Abnahme, und zwar von 38 Procent in Ansehung des 
Mords; allein wenn man die Mordversuche dazu rechnet, 
so ist die Zahl gleich geblieben. Nothzucht und Versuch 
dieses Verbrechens kamen häufiger vor; die gewaltthätigen 
Angriffe gegen Eigenthum haben abgenommen; bei den 
nicht gewaltthätigen trat Zunahme ein, und zwar bei Dieb- 
stählen, die an der Person verübt wurden, Hausdiebstählen 
und Unterschlagungen. 
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Das Ergebniss der ComiltmeHts war, daäs bei 143$ 
die grosse Jury die Anklage nicht annahm , dass in 141 
Fällen die Anklage nicht fortgeführt wurde, 4639 Ange- 
klagte nicht schuldig erklärt, 26 wegen Wahnsinns nicht 
schuldig erkannt, und 12 wegen vorhandenen Wahnsinns 
nicht gerichtet wurden. Ate schuldig wurden erklärt 20537, 
und deswegen verurtheilt zur Todesstrafe 49, ^ur Trans- 
portation 2578, zum Gefängniss 17602, zu körperlicher 
Züditigung oder Geldstrafe 307. Nur 6 wurden (sämmt- 
Kch wegen Mordes unter sehr schweren Umständen} hin^ 
gerichtet. Wie allmählig die Milde in Bezug auf die Todes- 
strafo in England siegte, theils indem diese Strafe bei ein- 
zelnen Verbrechea durch Gesetze aufigehoben wurde, fheils 
die Schnldigerklärung seltener erfolgte, theils ^fter Begna- 
4)%uag eintrat, lehrt eine Tabelle, nach welcher wegen 
Mordes 1842 noch 16, 1843 22, 1844 21, 1845 19, 
1846 13, 1847 19, 1848 23, 1849 1» und 1850 H 
zum Tode verurtbeill wurden. Noch bedeutungsvoller ist 
eine 50 Jahre umfassende Tabelle. Während noch in dem 
Zeiträume von 1800 bis 1810 802, von 1811 bis 1820 
noch 897 Personen hingerichtet wurden,^ kommerl auf die 
Zeit von 1831 bis 1840 nur 250 und von 1841 bis 1850 
107 Hinrichtungen. Eine Hinrichtung wird ^it 1841 nur 
mehr wegen vollendeten Mordes vollzogen. In manchen 
Grafschaften ist seit 50 Jahren nur eine Hinrichtung, z. B. 
Angtesey, in andern nur zwei, z. 6. RadiioF und Meri4!meth, 
erfolgt; die meisten erfolgten in Middfeessex (533). Er- 
wi^t man, dass noch in den Jaliren 1831 bis 1840 wegen 
Nothzucbt 18, wegen Raubes 22, wegen Brandstiftung 53, 
und in den Jahren 1821 bis 1830 burglary 119, wegen 
Diebslidils mit Einbruch 34, wegen Pferdediebstabis 46^ 
wegen Diebstahls in einem Wohnbause 30, wegen Pälscbung 
44 Personen hingerichtet wurden, das» durdi neue Gesetze 
für diese Verbreoben die Todesstrafe aufgehoben ist; er^ 
wägt man, dass bei der Berathung dieser Gesetze viele 
Stimmen dia schwersten Besorgnisse aasspractien, dass nun 
diese Verbrechen sich sehr vermehren würden, und zieht 
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ndaa die Erfflhnifig: zu Ratbe, die zam Tbeil die Yermifl- 
derang dieser Verbrechen beweist, so sollte man doch in 
Ansehang der Todesstrafe überhaupt manche grundlose Be- 
hauptungen aufgeben. 

Wir haben bereits oben bemerkt, dass im Jahr 1851 
die Zahl der Comittmenis 27860 betrug. Von diesen wur- 
den 131 nicht weiter verfolgt, in 1484 erkannte die grosse 
Jiiry keine Anklage, 4744 wurden als nicht schuldig er- 
kUlrt« 13 losgesprochen wegen Wahnsinns, und 9 wegen 
Wahnsinns gar nicht gerichtet. 21579 Angeschuldigte wur- 
den schuldig befunden und bestraft, 70 zum Tode verur- 
ibeat, 2836 zur Transportation, 18478 zum Gefängniss, 
248 zu körperlicher Zücfal%ung oder Geldstrafe. Hinge- 
richtet wurden 10, sämmtlich wegen Mordes. Wegen Mord- 
versuchs mit schweren Polgen wurden 6, wegen sodomy 18, 
wegen Einbruchs und schwerer Vergewaltigung an Perso- 
nen 15, wegen Raubes mit schwerer Verwundung 12, und 
wegen Brandstiftung an einem Wohnhause, während sich 
Menschen darin befonden, 2 zum Tode verurtheilt. In 
mehreren Grafschaften ist schon seit vielen Jahren keine 
ffinrichinng veHzogen. 

Auch in Bezug auf die Transportation zeigt sich eine 
bedeutende Müde in der Gesetzgebung, da z. B. seit 1849 
die Transportation für den erstmaligen Diebstahl nicht mehr 
erlamnl werden darf. In andern Fällen, wo sonst lebens- 
läogUdie Transportation gedroht war, ist jetzt der Richter 
frei, indem er Transportation auf 7 Jahre oder Gefängniss 
eiienneh ivtt — Während im Jahr 1843 noch 1^25 Per- 
sonen auf Lebeni^zeit transportiH wurden, erging im Jahr 
18M An solches Strafurtheil gegen 124; auf 15 Jahre 
und daribeir wurden 38, auf 10 und darfiber bis 15 Jahre 
wurden 21t, auf mehr als 7 bis fO Jahre 895, und auf 
7 JiBjir 15^26 transportirt. 

Der wichtigste Punkt bei der Pk'Üfung' der Ergöbnisse 
der Criminulstatistiir ist das Verhältniss der llossprechunjg^en 
zfot den Verurlheilungen. Eis ergiebt sich aus der Ver- 
gMdiuttg eine eälschiedene Hihneigung deir Geschwornen 

Kriu Zeiuchr, f, lUchuw, XJLV, B4. h Bfu j[2 
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zur Strenge, und die Kraft der Repression nitnmt darnach 
in jedem Jahre zu. In den Jahren 1843, 1844 und 1845 
war in England das Yerhältniss der Lossprechungen gleich* 
förmig 28 auf 100; in den 5 folgenden Jahren stieg die 
Repression: 1846 war das Yerhällniss 27, 1847 25, 
1848 und 1849 24, und 1850 23 Procent. In diesem | 

Verhältniss sind aber auch die Fälle eingerechnet, gegen ' 

welche die Anklage nicht fortgesetzt wurde, oder wo die I 

grosse Jury no bill aussprach. Sieht man auf diejenigen, 
die von der kleinen Jury als nicht schuldig erklär! wurden, 
so ist das Verhältniss dieser Nichtschuldigerklärungen 17. ^ 

auf 100. — Die amtlichen Bemerkungen zu den Crimiiuil- 
tabellen erklären, dass die steigende Kraft der Repression 
zusammenfällt mit der Verminderung der Strenge der Straf- 
gesetze. 

Auch im Jahr 1851 bleibt sich das VerbältKifs^i der 
Nichlschuldigerklärungen durch die Geschwornen gleich und 
beträgt 17 auf 100. Dies ergiebt sich aus der Gesammt- 
zahl der StrafTälle und ihrer Entscheidung für ganz England* 
Hier beginnt der interessanteste Theil unserer Vergieicbun- 
gen, indem es darauf ankömmt, die Ursachen dieser Los- 
sprechungen zu erforschen. Es ist begreiflich, dass die 
grössere oder geringere Zahl der Lossprechungen von der 
Art der ersten Sammlung der Beweise und von dem Auf- 
treten des Anklägers abhängt. Es kann daher nicht be- 
fremden, dass in denjenigen Grafschaften, in welchen tüch- 
tigen Beamten das Amt der Verfolgung anvertraut ist, auch 
die Zahl der Lossprechungen kleiner ist als in andern. So 
ist in Wales das Verhältniss der Lossprechungen 34, in 
Lancashire 17, in Middleessex 18, und in den grossen acker- 
bauenden Bezirke« 27. Auch von der Art der in Frage 
stehenden Verbrechen hängt das Verhältniss ab. In den 
Anklagen wegen Eigenthumsverbrechen ist der Besitz der. 
entwendeten Sachen bei dem Angeklagten ein Hauptgrund, 
welcher zur Verurtheilung führt; bei andern Verbrecbßii' ist 
es nur der Indicienbeweis , bei welchem verständige Ge- 
schworne immer ängstlicher zu Werke gehen. Das MinioittBi 
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der Lossprechungen zeigt sich bei Anklagen wegen Fäl«- 
schungen und Münzverbrechen, wo das VerhiUtniss nnr 11 
auf 100 beträgt; der Grund liegt darin, dass die Fälschun- 
gen von Urkunden regelmässig durch mächtige Privatver- 
eine, die sich guter Anwälte bedienen, und die Münzver- 
brechen durch den gewandten soUicitor for the mint verfolgt 
werden. Bei Anklagen wegen Verbrechen gegen die Person 
ist. das Verhäitniss der Lossprechungen 34 ; bei Anklagen 
wegen Mordes wurden nur 16 schuldig befunden und 52 
losgesprochen, daneben 6 als wahnsinnig erklärt. Bei An- 
klagen wegen Mordversuches war das Verhäitniss der Los- 
sprechungen 40; bei Anklagen wegen Nothzucht und Ver- 
such dieses Verbrechens betrug es 56. Bei Verbrechen 
böswilliger Beschädigung fremden Eigenthums (wo die Be- 
weisführung schwer ist) war es 58, bei den Eigenthams- 
verbrechen im Allgemeinen 20. 

Es mag nun unsern Lesern nicht ohne Werth sein, 
wenn wir die Ursachen der Lossprechungen und den Gang 
der Verurtheilungen nach den einzebien Verbrechen genauer 
betrachten, dabei unsere Aufzeichnungen über die einzdnen 
Verhandlungen abgeben, und daraus die Schlüsse ableiten, 
welche für die Gesetzgeber bedeutend sind and in den 
Stand salzen, über den Werth des englischen Verfahrens 
QDpartheiisch zu artheilen und unläugbar vorhandene Ge- 
brechen richtig zu erkennen. 

(ForlsetzuDg folgt im nächsten Hefte.) 
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A tifeiHne^ dn ikk erimhäl hm^ üfHre tmüei aUHt^ €9mpHtk^ « äig^ 
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ffl^fdKh, Fß0ffff^imi^ a|f| Ftrtft»i^ tepik^lhe dmmH «•* Wf? 
tf^pon. Iftai« $tahiUs i$nd a gtinert^ tteic 0/ li^ cnf?»tiiaf ii<rH|»rtuIi(ticf 
of 4^e common lau> by Jfranqis Whairkm, Second eiiiiön» Phik^ 
detpina 1852. 

. Du» Mdküii de» iiotfdbiliienlMDii»heft Slfafreobis bal. lilf 
J»#Mi^ liielohep die Fortsohiitt» der GefiebyebungBktifajBl 
gvöndiioli keMüi lernen, will, tine hehei Bedeutung. Alle 
VoTjmg^ wcAike Mdem engliBöbeB Stefiteohle eof Rochmng 
i» •prelitiseiie».fiiiiiiee der EegUlMbe und: eiafn: BaebtaUU 
deng gesetzt 'wevdMimUBseii) vtcMie srfch oMIer dem SdUM 
einee Mbntliiben LebeMuml einer auf Veebindmig der Fern 
derumgeii etner kiHßjgieii Bewahrung der ttflCentiidMi Ordmn^ 
mil AeMvitg ^«(sMiioker Fieiheiti geheme» fifleelBgebnng 
euUriottelt^ inden $idk auch in AmerHia; Jene amefikaMscfae 
Bnvölberaiig, wdoke e« eiAeD MoMiren Bngiani iwliesii) 
und die «lene Heima* iß Aneriha grikiMe^ kraobte jene 
acblittigswttfdigfe' BigetKnehaften ^ die den Efagttnder. ^uh 
zeiebtiett, ia dhs neue VateÜMid umt ougieiDb. die ge^ 
rk^lfichew Bihriebtengen tuglandi; eiit^ aber 5 wie jedes 
Velk mkfp bestktinilen sooiatow-^sitUiibev, und peBtiaeiMi 
¥ieriiftM00eii 4ie namüdifen UteeftMch ieigenthfinilicb^nadk 
eetrieü V^rbSltniei^ «uskMet, ed luftteü äuuH db» Anerikar^ 
iier BiigbMJdr Binridkmngen^deb tt^uMv JkMlMdeni<lea4iewD 

«nc Uiuekr, f, B0ekim. XXV. B4, IL Bft, |3 
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Vaterlandes angepasst. Die Verfassung der vereinigten 
Staaten hatte in. Art VII bis X schon die Grundrechte, welche 
in Bezug auf das Strafverfahren jedem amerikanischen Bür- 
ger gesichert sein sollten, klar und bestimmt ausgesprochen, 
und was in England nur auf -der Rechtsübung beruhte, 
war in Amerika verfassungsmässig geschützt; im Straf- 
jtfer£4bY^i^ ^<»*ea durch die |Girumlgesi0t8i0^ .dQi^ Jfi«fttafi4 
Zeuge gegen sich selbst zu sein, gezwungen würde, dass 
jeder Angeklagte das Recht eines Vertheidigers habe, dass 
er nicht zweimal wegen d'ei* nämlichen strafbaren Thal 
vor ein Strafgericht gestellt werden' könne, die gerechten 
Grundlagen der Strafprozessordnung gesichert; aber auch 
ia )d^ Strafgese.t^gebüng wiiren Ja .A^^opriH^l «eafscmedege 
f orUtohräte aiigebehfil. Söbon voir lOOJahran war z. B. 
tn Ptefisytvanien das ' Recht ' auf Anwendung» • dci- Todes- 
Wafe in Frage gestellt; der Gefsl* der Abschreckung und 
der dadurch erzeugten Härte der Slrafdrohungen in England 
war schon durch den Art. X, in so ferne keine grau- 
sefeitai ilrid' iöngpewöhnlidMfB fitcaGartea i ztigj^Gü^ «forden 
txiUtäB> felatfeU. .^ Wäfarand iai England noohi <lie TiMbs^ 
stiAfe . in grt>ssfep Attsdetaungf //gedroht ,u*d; tfngeiirendet 
vnaitty hatte >ifi Pensylvaniea sdion vor .60 Jahren, die 
äeSel±geftuiig:die::TadMstriafe nut dem Morde di(a cprston 
€>mdiBS .fednohi». Währebd ^e Gefäegntese iw Sngltad 
»ooh dib jdilechliefiten Zustande si€lr;befand0D^ .wlMtdon in 
^kmcüka .sefton FdniteiltiwraDataUen; okigeftthri, und ja den 
OiniiiQdgeseit^geiMiageii dec.einzblfien .OflaerikamsuhmjStaa** 
tM «tsdemiEnde des vöngeliJahrhundbertsundde^ Anfange 
des gegebmirtig^Q fiiid&n .sitih! sehon ;fcweokmiiS8i0e;::Abr 
slufjungen uhd miidore S4nafdrohui^eii^ die erat 40 Jdhro 
später in. ändern Ländern duichgesetzt werde» fcoraten, 
Nf^daüerika ftjjeb iber iii. seiner, Rechtobildunginacb intmec 
Bi»i yertundungj .mU .fi«gliiwL: Siei Auaspcüißhft d^ M^fki 
«chfeBi fie^icflite wHTdidn iau^hi .in Amcffiku ^uoigQfUhrl Mi 
ifidlacbi befolgt; die Mglis^ik! StdliriftsteUer gencMeft^. i« 
Anierika/ dü^) böobsle Acbtufig lattd iu i^ä^m 9ä119 firagUi 
lim «metikattHMlbNh,*(iieriobte ymm^. Wekh^! ^kO^iiM 



Of 



Digitized by 



Google 



nirterrnftter,' nbrdmttertk. Slnifrecfal-iK 'SttäfrefflBlÄres. Hl5 

Über eine Rediti$frtig!e in den engfliiaehen GerichMi gAt 
änd von den engtischmi Schrifi^tellern verthöid^t wird; 
^ein did amerikaniseliefn Juristen waren nicht -blinde Nach- 
beter enfKschet' Weisheit; überall bemerkt man, wie in 
Amei-ika die englischen Ausspriiöhe einer verständigen Prfii- 
iimg unterworfen wurden. Alles Gute, Prahliscfae, was 
England hatte, jeder Portschritt seiner Gesetzgebung, fand 
bald Eingang in- Amerika; aber Amerika's Juristen bhV 
•ben dabei' niebt l^tefaen ; -man - kann nur' mit' BeWundernifg 
die mit ecHet^ PielSt.von- derir Sohne ' g^schrildlSene -^o- 
«graphie des grossen crtnerikari. J^istl^n'J. $tdry '(life 
and letler-s et J^o-s. ^tory edited by his son< WUÜaAi 
Story^ Bdtston 1851. 2 vM.) lesen, und maä ikhfer2eügt 
9ich bMf dass wenig* andercj La^er sich rtthmen -können, 
soÜ^ umfassend gebildete, wiss^nschtiftlich und'^aMisdh 
herrlieh wiHcende, durch den achtungs würdigsten Charakter 
ausgezeicbnBte- Juristen zu besitzen, Wie Story, Kbn% 
M^irshall. ' In allen einzelnen Staate Afnerika's fin^ 
det: man Richter, welche keinem der grös^ten en^gflsehcfn 
-JurisÜ»!, in Be2;ttg auf präktis&hto Geist, jtf^tetk(?&6 9!ei^- 
glittderungskunst^ und Feinheit, und ritJhtige ' Würcfigüng 
<d6S einzekien Kaltes nacbsleben,'unU diMr Vi^rfU^ser die- 
ser Anzeige gesteht gerne, dass er nrit Interesse 'die -strüf- 
rechtliclieii Verhandtimgen in Ameriksr und die trefflichen 
eharges der dortigen Richtet an d!e Jury studirf; Ame- 
rika besasis' auch einen Mann j der Ih jedem La/idef^ eMe 
Zierder sein w^de, wir meinen Livingston, von dem 
den Verf. dieses Aulsatzes noch merkwüindige^Briöfe ober 
Gedetjigd^ung bewahrt L i v i ng s t o n ' s Gellselzbüchet und 
die /dazu tearbeiteOen Motive enthalten ^nen< Schaff ffir 
Gesctzgebungstonst Seine Arbeiten halten den grössten 
^Einfliu» auf 4ie einzelnen Staaten AmerikaV, und es ist 
nicht 'schwierig au erkennisn^ d^i^s in den ndven Statutes 
oft w^vtlich Stellen ans den OEnt Würfen von Li Vi ngs ton 
'voricdmmen; Niemand, der flir die GesetiSgebnngskunst la^ 
'teresSQ hat, sollte d^r die neue» GesetKgebungsarbeitefn 
.und i die Art^ dor B^htsprUcdmng in AAn^^ -uhbeachtet 

12** 
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iMs^n. Was Hordamerika fehU^ i$i dfe wtee^s^aftUehe 
BebandlmK d^s Strafrechts. Währesd tut das Civilredht 
das Wisrk von Kent ausge^eichoel is^ imd Qber ei«zdhie 
jßeeblstheile die Mono{^aphien von Story bohen Werlh 
liabeDf ist für das Strafrecht mchls Aehnlicbes {geleistet. 
E^ fehlt an einer wissenschefllichen Erörteniag dar Grund- 
sätse des Strafrecbts, an einer Ableitung von Qnind^lltzen 
aus den einzelnen Rechtssprüchen und Geselzen^ an ebwr 
wissenschaftlichen Kritik der Gesetse; die. Werke van 
Barbour) von Davis sind mr praktische; die engli- 
schen Werke über Strafrecht, ^, B» von Kawkins, 
Ghilty fiussel» SiaKkie« ArchboU aind audh in 
Amerika gebraucht; aber anch isie enthalten keine wiai- 
senscha(Uicben Erörternnigien, obwohl sie werthvoH dev 
PrfJMik^r sind und w^gen der Fülle der gesammeUen Seehts^ 
iyruche auoh dem ausländischen Juristen widitig werden. 
Ifnr eine afperikanische Monographie^ in. Beaug auf Straf- 
recht, da^ i^usgeaeiohnete Werk von Green Uat: Trea- 
tise on the law of eviden^Oi macht dem Ver&saer . Ehre 
und wird a^cfa in Ei^lmd nnd in Denischland neihr ge?- 
iichitt^t. Auch in den Arbeiten von Field und Gra- 
han^9 ip Bfziv aQt die ne«en Bntwltofe über Verfahren 
IQ Newyork» #ind kostbare Erörterungen für GeaMzge^ 
buQgfikunst, Der Verfasser des Werkes, dessen TÜ/A wir 
Cjben angegeben haben, hatta vor Jahren suerst dnrQh.die 
er§te Auflage seines Werkes eine systematische Darstel- 
lung des nordamerikan* Strafrecbts und des StrafverlidH 
reps geliefert und später ein für den PrakSker bedeu«- 
tendes W^rk: Precendents of indict«aenls and ptoa her«- 
ausgegeb^nt In diesem Jahre ist nun die. zweite vöflig 
umgearbeüie^ Auagabe des Werkes: TreiAise on Ihe crimir 
nal, lai|v erschienen. Wir empfehlen dies mit heirter Uor 
berKeugiM^ig dcar allgemeinen Aufmerksaml^. Der Ter- 
fasser achtet und kennt die Wisaensohaft; seine FoKSehnnr 
gi^n haben ihn auch zum ^diiim der deutschen Werke 
.Aber Strafi:ecbt geführt U94 in dem hier vcarti^genden Werke 
«|ii4 dii9..n9imt Allheiten deutscher Jodsteti angeführt und 
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mit Saehk^nirtniss beifOtet Ein Haupstr^eu ien Terf. isl 
die Auflstelloflg klarer Begrife iti Jeder Lehre und eine 
in die kleinsten Einzetnbeiteh eingehe'nde Zergliederung 
der OrondsMtze, welch«; in jeder Lehre enfscheiden, tint 
Anführung der Reehtsttbung imd der Aiissptttclie der Juri- 
steii. Wir kennen kein Werk, in welchem ein soldier 
Rek)hthufii von allen RechtissätzeD, welche eine Lehre Mar 
machen, ein so Feines Eingehen in eine Masse von vor- 
gekofnmenen Rechtenilen zur VerdeutKchting der Rechts- 
sfitze enthalten ist, wobei zugleich der Leser den gros^ 
sen Vortheil hat, dass er in einem Werke Tereinfgt alle 
Gesetze der «merikaniscben Btaatert (mit treuer Angabe 
des festes} und «Ke wichtigsten Aussprüche der Gerichte, 
die eharges der amerikanischen Richter gesammelt erhSIl, 
hiotig ttrit wichtigen praktischen Betnerkungen des Verf. 
rers^en. Das Werk bestieht aus 926 enggedriiekten Sei-^ 
tM, «nd enthält rugleich das Strafrecht wie das Straf- 
yerfahren. Grosse Klarheit in der Entwicketafigf sseidinet 
die Arbeit aus. Das Werk ist in 9 6ücher ißingetheilt. 
Das Erste handelt von den peinliehen Anklagen (indict*^ 
ments}, und zwar: 1} davon, welche Handlungen einer 
peinlichen Ankkge unterliegen, 2) welche Personen we- 
gen Verbrechen angeklagt werden können, 3) von Ur- 
hebern und Gehulfen, 4} vor welchen Gerichten Anktogen 
ztt erheben sind, 5) von der Form der Anklagen, 6) von 
der Weise, wie Anklagen durch die grosse Jury Ms zu- 
lässig gefonden werden können, 7) von den Einwendun- 
gen, welche gegen eine gestellte Anklage von dem Att^ 
geidagten erhoben werden können. 

Das «weite Buch (p. 216) handelt umstämiKeh von 
dem Beweise (evidence) in Strafisachen, und zwat^ Gap. 
1} davon, was bewiesen werdeti muss, 2) von den ver- 
schiedenen Beweisesarten (Gestfindniss, Beweis dtirch Za- 
saiümentreffen der Umstände), 3) von den Zeugen. — 
Das dritte Bndi erörtert die Lehre von der Ai% Beweise 
vorzubereiten. Q AUgemeine Erörterungen , z. B. über 
Cbaral^ter, «her Abäidit, 2) Vorbereitung des Beweises 
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19. Fttleii der Tddtung, 3) Vorbereitung in FiHen des 
Dietetqhls, Unterschlagung, 4) hd Brandittiftung, * 5) Her- 
stellung der Identität der Angesbboldiglen, 6} Yorberei« 
tu^g des Beweises in FüQen der Fülscbung,. 7} in FäHen 
des. Kind ermords. -^ Das vierte bis zum achten Buche 
enthalten die Enlwickelung der einzelnen Verbrechen, und 
zwar: 4. Buch von den Verbrechen gegen Persone«, 5, von 
Verbrechen gegen Vermögen, 6'. vo» Verbrechen - gegen 
die bürgerliche Gesellschaft (wo der Verf. vom Heineidev 
von Conspiraces, voik gesetzwidrigen Vereinigungen, von 
Press vergehen, Ehebruch, Bigamie handelt), 7. Buch von 
den Varbrechen gegen die Begterung, (vom Hochverrath 
und von Verletasung -der Neulralitätsgesei:?e),' 8. Buch von 
den rVerbreehen auf dem Meere. Das 0. Buch erörtert 
diBi Srafverbandlung und die. darin vorkommenden Zwi- 
schenpunkte. Kap. 1} von den Anträgen wegen Fort- , 
Setzung der Verhandlung, 2) von den Rekusationsgrüa-r 
den gegen Geschworne, 3) von den Antragen, das-Straf- 
urtheil zu verschieben CArresl)^ 4) von den Antrögen auf 
ein neues Verffi^hren (new Trial). 

Wir benützen die genauere Anzeige, des InlMiItes des 
vorliegenden Werkes, um unsere Leser auf Eigenthüm- 
lic^heiten der nordamerikanischen Gesetzgebung und Rechts- 
Ubung in Berug auf Strafrecht und Strafverfahren auTr* 
iptjrksam zu machen, und vorzüglich jene Punkte hervor- 
zuheben, in welchen sieh Abwachungeti des amerikani- 
scbeD Rechts vx)n dem engiisohen ergeben. Eine interes- 
sante Erörterung kommt hier S. 41 — 51 über die Frage 
vor: in wie fern Geisteskranke wegen Verbriechen Ver- 
{intwortüfch. siud< Unsere Leser wissen, dass in England 
vorzüglich bei*» der sogenannten-partial insanity die Rechfö- 
übung strenge ist, indem die Richter die 6es<;hwornen an- 
weisen, da Schuldig zu finden, wo der Angeklagte zwi- 
schen Recht und Unrecht unterscheiden konnte, daher auch 
die Befragung der Sachverständigen gewöhnlich nur dar- 
auf geht, diesen Punkt herzustellen. In Nordan^erika hat- 
\^n ausgezieiehnete Aer^te schon früh diese Rücbsicfat als 
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eme iinriditige nackg^vmsien, und die amirÜBm Bkifcteif g«^ 
beri daher bessere 4Aaiig|!e8 denlClesohwonüeiw Der Verl 
des YOiüeg«iMieii Werkes ' en^ttbli nun -inehrera interessimto 
PftHe uird giebt dio dort iknfgesleUten Reelitsiaiiichteii «n^ 
Einer^dermerkwördifsten Fälle kam» in Bostoiy vor (1^44}^ 
wo ein Gefiingeiier (Bog^s}^ der den Gefafigenwärter 
«ddiete^ indem «r> in seinem Wubhe giaiibte, .da8s.,d)e8eb 
Hiin niftoh dem Leben trachtete, vor« Cterieh^ gelallt wän 
Die daimlige VerhanÖluag (sje ist genaw d^eiitelit iä 
einem W^rke: Report of Ibe .Triat oft Abner Roga^ inw 
dicted for muider. . fiy Bigelow afnd Benis. Boston,. 1844} 
ist eine der bedeiiteptaten', wfeii darin treffüeher ids in 
irgend einer andern die leitenden (k*andslBtae* von im 
Anwälten und dem Riditer eiitiividceh wdrden« Der An»« 
geklagte wurde als nidA sohuldig erMdrt^ Damals wmrde 
der Grundsatz anrgestelll, dass eine Persoii wegml ibr^ 
gesetzwidrigen Handlungen nicht verantw^rltieh ist, 'wann 
sie durdi ihre geistige Schwäche unfiihig ist, Bwiseben 
Rechi und Uilrecht in Bezog auf die besondere 
in Frage stehende. Handlung zu miterseh^idai^ 
aiid liichl; weiss , dass . diese Handlung sie einer Strafe 
aossetJEen warde, o«ter wenn sie w^der Will^^ ndch'Be-^ 
wuss^seiflj, noch seflistbeherrschende geistige Kraft hat,- odeir 
nicht hinreicheRde Kraft des Gedächtnisses, um .sich ah 
die Beziehungen ztt ertnnevn^ m wdcher sie zii anderen 
Persollen steht, and Andere zn jhr.sb^en, öder wenn 
iht Verstand, Bewosslsein und Urtheifakraft so diinch die 
Gewalt der Krankheit überwältigt ist, dass dadurch ein 
unwidersteMieher und die Selbstbeherrschung aussehlies-r 
sendet Anreiz vorliegt. Aehnäche Ijehren wurden in dM 
in Pensylvanien, NeufCMrk und Nen-Jersey vörgekomaieiien 
Strrfverhandlungen entwickelt, in dem oben angeführten 
Falle in Boston (Rogers) trurde der Satz aufgestellt, daäs 
wenn eine fixe Idee {deliisi^m) von der Art ist, dass die 
Person einen wirkUchen und festem Glauben an die Walnv 
heit. der (freilich nur in ihrer' EÜBbildimg lebendes} Thjat*- 
Sache hat , dass . die Person unter der Hek-rschaft dieser 
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dm die Haadhog (in der YewuMizmqr d^r Wahrheit 
dieser Tbuftsadie) eine erlfluMe war, sie nKÜ ▼eraithirorl^ 
lieh ist. Der prösidiretide Ri^er hhtte, in dem EaUe 1n)M 
Rflfersj die CesdiworiieB »igeiviesimy die Fnge« jiieh.xli 
sleilMs 1) <A ÖBä kralikbtKe^ fiioe Idee in 4e«l GmüOe 
des €ie£Mi^nen behrsdite? 2} ob, wenn das Diaäein einnp 
scdehen Uee eitwiei^n ist, dla* Gefilngene luler der hrairii«* 
haften Ytnrsidliing handelte, dass der Verslorhoae (der 
Gefangenwärtar) Ober ihn diie selche Gewalt Ausüben 
wt>Rle, entuwder, in Bexmg att die Nahrung oder bonst, 
wodnrch das Leben des Gefangenen nnVermeidlidi zer- 
stört werden konnte? 3) ob die Thatsachen, ^fe iii Zih 
sanmienbange mit der krankhaften Vxtfstelteng standen, auf 
einen sotehen kranidiaften Zostaad des Gemfttbs Ass An-? 
geklagten schliessen lassen, dass er die Ibndlung unter 
dem Einflüsse eines sokhen AnfaUs Ton Scelcn siS r nn g ver» 
fibtn, dass Zeitw^e die geistigten Verrichtangen gtetarl 
nnd seine ibndlongen von seinem WiHen niefat nbhängigige- 
umAi worden. Herr W h a r 1 n «oheint diese Ansichten 
nidit zu billigen, da rie im Widerspruohe mit den im 
England aufgestellten Grundsätsen ständen; aüein wir fin- 
den ebeh den Föiischrltt auf Seite der ämerikanScheD 
Joristea. Es ist die Sdiattenseile des englischen Bedhts- 
lefaens, dass manche englische fiichler au flngstttsh na 
den v<ni ihren Vorgärigem anfgeslellten S^RJceü festhidien 
«hd nidht be&efatöii, itfass z. BL in der Lehre von den 
fieisteskinid[heiteh die ta den Zeiten von Hnle ^oder 
Xnhsfield verbreileteii Ergebnisse der WitiSenaohaflii^ 
chian Poraehnngen gftns andere wären als sie jetzt Sind^ 
wto aMn richtiger den tiefen Einlass der fiallocimtioaen 
tmd idle Natur der Manie wördigt^ von weldsar bääiäi 
4m früheren Schi^iiteteller nichts wnssleni Dass <Be von 
engüachen Richtern, z. B. noch IdSO iin bekannten Pm^ 
«esse gegen F^ d^r nach der Königih schlug, den fie-» 
sidiwornen gi^hene Anweisung, dass sie fror. sehen saHt- 
tm^ ob der Angeklagte swisdien Recht and Uen^cht vn^ 
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tei»Dliei4tn kMwte^ ^ne vieS ro rinseitiiis ist/ wird vm 
englischen Jarisien seibii «nerkuini, und i« Amerika hHI 
Ray Ml jeäiem trefflichen WeAt Irdatisä eh tbe mecK^ 
dal jurispraiteiice of insanity. Boston, 1844 p. 98, 361, 
tdit gut die Einseitigkeit der ertglibeheii Theorie näch^ 
wiesen. Der VerL unseres W^kes liefert ein nsiohei^ 
IbterM; sehr merkwürdig isl eiil S, 49 «ngefllhrlCQr Vi\l 
(in Ohio Torgekommen), wo ein Mann wegen YersucW, 
seine Ehefraii durefa Sdiitss zti tMten, angekbigt, von 4tm 
Vertheidiger als (Seisteskraiik ^k18rt wurde, wo abfar der 
Afigekiagte gegen diese Vertheidigung prolestirte aiit der 
Behauplong, dass er nicht geisteskrank sei. Auf die For^ 
deruag desJGefangenen, dass man ihm stauben solle, Fra« 
gen an die Zeugen z» stellen, am die Auslage, dass er 
geistesknink li^ei, :tu zerstören, gestattete ier Richter diese 
Befragung; allein dai^ Erg^niss denselben fühile dacn, 
die Richtigkrit der Yertheiifigung zu zeigen, und so Wurde 
der A^ektogle als nichtschuldig erklflrt. 

In Bezug auf iHe ZurechhungsräUgkeit der Kinder 
Cp. 52} z^'gt sich auch in Amerika der Kampf besserer 
Ansickten mit dem Fortwirken der Verstellungen alter eog^ 
lisdier Juristen. Während in England, wenn Kinder von 
7 bis 14 Jahren Toir Gericht gestellt und unschdidig be«- 
Ainden werden, der Rkhter das Vrtheil aussetzt, und durck 
Begnadigung geholfen wird, entlassen die amerikan« Bicfa«- 
ter für sich ohne Begnadigung der AngeUaglen. Der Verf« 
SAari zwar einen Fall an,, wo in New-Jersey ein Knabe 
toh 1 2 Jahren hingerichtet wurde ; allein die bessere nor^ 
amerikan. Ansicht beachtet, dass bei Kindern lAiter 14 
Jahren ein volles Bewnsisein des UnreöMs nichl ange^ 
nenmieii werden könne; und in eiliem Falle, wo ein Knabe 
Von 12 Jahren wegten Mords angeklagt und dnrch die 
stärksten Beweise Iberwiesen war, erkannte in Hassachus*» 
set^ die Juiy ihn nichtschuldig. 

Es miiss übrigens auch zur Bhi^ der englischen Rkh« 
ter gesagt werden, dass rie in FlHen, in denen Kinder 
vor Gericht gestdlt werden zwar nichl die Jugend ab 
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Bolchb^.als AufliöbiingsgrEind der ZureduNtig drkemen^ 
li:ber die : Geaehwornen i so anwefsen, dasiSi menü' sie bei 
deii> AogeUegten kein Bewnsstseiit odet ¥ortadaolt aiif* 
oäkitien, sie io^sprecten sollten. Dies geschMi itenerlieh 
iMKjh den Times v. 24. Nov. 1852 (am 23. Nov. 18S2) 
in London, wo ein Knabe von 12 Jahren seinen Bruder 
dÄüb esOQrn Messer tödtete, und die Oeschwornen nach der 
Anweisung des Richters*^ den Angeklagten nicblscbteldig 
fanden. In Ansehung der strafreehtlic&en Verantwortlich- 
keit der Ehefrauen erföhrt man (p. 55' n. s. w.}, das< 
auch in Nordamerika die sonderbare en^ische, in der 
frübereh Zeit auf die strenge Gewalt des Ehemanns ttbei^ 
die Ehefrau gebaute Theorie, nach weleher die Ehefrau, 
wenn sie auf Befehl des Ehemanns , oder auch nur in 
seiner Gegenwart ein Verbrechen verübt, straflos ist, bei 
den Gerichten angenommen ist, weil man vermuthet, dasd 
die Frau tatiter dein Zwange des Ehemanns bandelte. Als 
in England in einem Falle eine Frau falsches Geld ans« 
gab, erklärte der Richter den Geschwornen, dass die An^- 
geklagtelosgespiochen. werden, müsse, werm sich ergebe^ 
dass ihr Ehemann gegenwärtig war, ja in eönem «nder6 
Falle, wo der Ehemann nur unter der Thüre stand, : nicht 
einfnal in den Laden ging, wurde -die Ehefrau entschul^ 
digt. Wie wenig solche veraltete Ansichten 2U der heu^ 
tigen (sehr selbstständtgen) Stellung der Frauen im- Leben 
passen, begreift man teicht, daher auch in England selbst 
die Gesetzkommission in; ihrem second Report of her 
Majestys Commissioners on criminäl . law 1 846 p, ilt 
grosse Abänderungen vorschlug. 

Was das Verhäüniss der strafbaren Theilnahme be-^ 
trifft, so bemerkt man, dass die nordamerikaniscbe fieohta«* 
Übung sich nod) immer im wesentlichen an die schwerlich 
zu billigenden Unterscheidmigen festhält (Wharton pag» 
62, 74}, von Principals in fbe first degiiee (wohin Alle 
gehören, welche als Anstifter oder Thäter ein Verbrechen 
verübten) principals of the second degree ^d. b. .Alle, 
welche bei der Vorübung der That jgegenwärfig waren, 
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^e untersHilstcfn und dazu halfen} in accessoiies before 
the fact, wohin Jeder gehört^ der bei der Yerübong des 
Verbrechens nicht gegenwärtig war, aber durd) Sath oder 
Beihülfe, Befehl oder sonstige Beihülfe zur Ausführung 
beiträgt, wogegen accessories after the fact denjenigen 
gleichstehen, die man in Deutschland Begünstiger heisst^ 
Diese Theorien, zu welchen auch der alte furchtbare eng*! 
lische Satz kömmt, dass bei Hochverrath Alle, die nur 
irgend Theiinehmer, als prrncipals strafbar sind, führt in 
der Anwendung durch «seine Starrheit zu empörender Hfirte; 
so wurde z. B. in einem Falle ,- wo zwei Personen be- 
schlossen, sich selbst zu tödten und Einer an seiner Wunde 
starb , der Andere , dessen Selbstmord misslang und am 
Leben blieb , . als prineipal von dem Morde des Andern 
betrachtet (Wbarton pag. 65}. Das GJaek ist, d^ss in 
solchen Fällen die Gescbwomen durch ihren Ausspruch 
nachhelfen und verständige Richter eine zwedsmttssige 
Anweisung geben. 

Ein Hauptpunkt iu der Isnglisehen und amerikaniscbea 
Rechtssprechung ist die gehörige Abfassung der AnÜege« 
Schrift, welche der grossen Jury vorgelegt werden muss« 
Die Verfassung der amerikanischen Staaten spricht es als 
wesentlich aus, dass Niemand zu antworten braucht, als 
wenn ein solches Indictment vorliegt, daher in Amerika 
eine grosse Streitfrage ist, ob die in England übiidie Form 
der information, bei welcher keine grosse Jury entschei- 
det, Anwendung in Amerika finden kann (eine schöne 
Erörterung findet sich darüber in Wbarton pag. 97, woraus 
sich ergibt , dass nur sehr bescblrankt information zuläs- 
sig ist}. Es ist bekannt, wie einst die grösste Strenge 
darüber in England galt, dass in dem indictment alle Fu nkte 
mit der höchsten Genauigkeit angegeben wurden, weil 
sonst von dem Angeklagten Einwendungen geltend gemacht 
werden könnten, wo dann oft die Anklagen vernichtel 
wurden. Wir haben Bereits in dieser Zeitschrift das neue 
englische Gesetz v. 1851 (schon ein Gesetz von 1825 
wirkte in England dem Eintreten der Nichtigkeiten ei^ 
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gegen) nritgetiifJH, wodnrdh die AnUtf ediflen v^eminfaokl 
nnd vid^ eiAst übliche, «ber leiclit wägen ihrer Uiibe-> 
stinmlhriA iMGiithieifige Pbrafi^ ak tinnöthig erkMrt w«r* 
den« Jim der klaren und praktischen Au^natiderseteang 
im vorliegendeti Weiice (p. 100 — 166) sieht man, dasd 
in den ameräänischen Staaten und der dortigen Rechts^ 
l^bvng schön früher idtKs Streben dahin ging/ die Verein- 
feohung der Ankiages^chriften tu bewirken' und das Bin^ 
treten der Nichtigkeiten zu Terhindern, ohne dass man 
detiwegen die rresentlichen Erfordernisse der noUfwendi«* 
gen Bealimmheit einer Anklage, anf wekhe eine gehörige 
Verth^dignng a»ögKch war, vernachlässigte. Man weiss, 
wie ktcht e« B« in Beeng alUf die Bezeichnung der Bi^ 
schAftigung oder des ürewerhes eines Angeklagten (^Whur^ 
toin p, 106), oder die Bezeichnung der durch das Ver«* 
brechen beschädigten Person (p. 1 08), oder wegen der 
Angabe der Zeit oder des Orts der VerUbnng des Ver«* 
brechens Irrthümer in der Anklageschrift vorkommen kOil-> 
WML Alle diese FVagen sind mit Anführung der Gesetze 
der* einzelnen Staaten und ^nzelner vorgekommener Fälle 
treffUch im verliegenden Buche erläutert und verdienen auch 
von aui^taidischen Juristeüi in Beeug auf die zweckmässige 
Abfassung der Anklageschriften gewürdigt zu werden. 

Eigenthümlich sind in den amerikanisdieil Oeselzen, 
die in dem vorliegenden Werke pag, 157 zusammenge- 
stellten kurzen Verjähnmgi^eiteh fUr die Strafverfolgung. 
In Hassachnssets verjähren alle Verblichen in 5 lehren, 
nur die Anklage wegen Mordes verjährt in Massachus« 
sets, in Nlmyork. in Virginia nicht. In Nenyorit beträgt 
die Verjährungszeit ebenso 5 Jahre; allein die Zeit, in 
welcher der Tbäter nk^ht Einwohnor des Staats ist^ wird 
nicht in die Verjährung gerechnet» In Pensylvanien ver- 
jähren misdemeanori^, mit Ausnahme von Fttlsebueg und 
Meineid, in 5 Jahren; einge Vergeben gegen geschle(^^ 
liehe SiMuhkeit in 2 Jahren. 

Bine der interessantesten Erörterungen des Werkes 
i^ die «A>er die Grand Jury (p. 159 — i83> Wahrend 



Digitized by 



Google 



u» £is$land Aiß aligemeine Stinme immei* sich dtkia neigl, 
wenigstens, voremt in der Hauptstadl, wo gaie Pdisei^ 
ffiehter Vertrauen euiflössen, die gröfisa Jury anfifcahehefi, 
iß\ in Aroerika 9 wo: die Verfassung die EinricUHng. als 
ßchuto^ehf au&teHt » die herrschende. Meinnag juach in^ 
mer für die BeihebaUüng des lostiUils, obwoial man er<i- 
kenni, dass da, wo ia Ataefika die SbrafyetfolguDg diirdi 
StoateiMwiilte slatt^ndet, eh) anderer Giesichtspunkt ekUrift. 
Ein mchtiger FwAX betriSl 4ie Steltang der grossen 
J«ry i»}d vorerst die Frage, oh diese Jory berechtigt ist, 
mck auf den Grund ibrea etgenen Wissens: eine Anklage 
zvk erhcdbien^ Kaas dies in der früheren Zeit in dens»- 
geafianirten pnesentoient vorkai), iist gewiss. . hu Jahr 1 7fti 
erhob sieb in AaMrifca eine lebhaft vei^handette . Frage 
(Wbarton p. idd), ob ohne eine vorgäagige Verhandiang 
TOf dnem Magistrale und ohne den Atih*ag des.Gcoeral^ 
anwalts» die Grand Jury eiq& Anklage ycmt den Geriahts*- 
hofen der.: Union erlieben kann. Die bejahende Antwort 
jseheftBtt aagenonraien au sei«. Nach streitiger ist» ob die 
grosse Jury be^ig Zeugen» auf.deten Afahorong der 
Anidäger nicht antrugt Yörrufen und Yernehmeü kam; der 
Verfk Qp. tt60-^162) lieferl eine gute firörtening der 
v^sqbiedenan pntaeheiduogen der Fj*age; nodi i85i kam 
wegen der J$jq»edittott 9ach Cuba die FHige bei dem riwr«- 
steo Geridite der vereinigten Staaten vor. Die Grand Jury 
hatia immk Zeugen ex officio veraoaiBien; der Gerichts^ 
hof billigte dies Secht; weniger streitig ist die Frage«: 
ob die grosse Jwy, X)hne . e^|«iie Kenntniss von der Sache, 
anf deii. Grund von information, die sie sidi sonst venadiaB), 
eine AnUage erheben, kann, was in mehreren Staaten von 
den Gedcbtcttaagenommen wtiede. . Eine interessante neue 
Schrift nm lagersoll (Phäaddphia 1849} antisrsuoht 
auch die Frage: ob der Angeschuldigte vor diergrosseh 
Jiuy gehürl werden kann (was in England nie 8tatffi&- 
det). Audi k Beaug Quf die Zttsamnensekcung.deroGrand 
Jury, liemerkt nia% dass in de» amerikan. iStaaten. grosse 
%oraolttfidenhttt herrscht (p« ifid^X ^^ ^^'^^ :bess«? iliä 
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Besatwng geordnet ist als in Bhgbmd, wo die Zasam^ 
fneni;etzuBg der grossen Jury viel vom Zufall abhangt. 
Auch der Eid, welchen der Foreman der frods^ Jury ki 
Ameirikli 211 leisten hat (p. 170), ist von dem in Engf>- 
4and ; üblichen verschieden ^ . aber auch in . den - einzelnen 
•amerikanischen Staaten nicht gleichförmig, z. B. in Pen- 
syLvanien und Virginien geht der Eid nicht, wie in andern 
Staaten, auf. die Gehehnhältunif desisen, was ^ie «t^fabreil, 
^dagegen beztekt sich 4er £id nicht blos darauf, dass die 
Geschwornen gerecht urtheileii wollen über Anklagen, 
welche ihnen vorgelegt werden, sondern aaoh er- olher- 
wise Gome to your. knowledga In Amerika kömcfn, so«- 
lange die grand Jury die Anklage nidit svgelassen iiat, 
gegen Mitglieder der grossen Jury die Rekusationsgrttnde 
ehouio wie geg^n die kleine Jury vorgebrapht werden 
{Wfaarten pag* 17:1}. Sehr verschieden ist. die Beckts- 
•Übung >in: Ansehung, der Frage : ^ob auch da, wo bereits 
idre AiUiiage zugelassen ist^ imi. Gerichte nocbi die< Bin- 
utendung vorgebracht werden kann, dass ein Jiiftglied der 
f rosfi|en Jury nicht die gesetzlichen. Eigenschaften hatte 
Noder .iie£ingenf war; «wUhrend in Massachikssets in Neu- 
.ybrky Neu-Jer^ey diese. Einwendungen nicht imebc zuge- 
.lassen werden^ ^kennt die Praxis in Ohio, Alabama, Te- 
•nesaee u. A. sie als zulässig an (Whärton p. «1723. In 
mehreren Staaten genügt nur das von der grossen Jury 
zugelassene Indictment , wenn es von dem verfoilg^deh 
.Staatsanwälte unterzeichnet ist (p. 173}. . 

. Eine grosse Verschiedenheit findet sich in deniame^ 
rikanischen Staaten, in Bezug auf die Art, wie die Zeu» 
gen, welche die grosse Jury v^rnehnien so)^ vorgestellt 
und beeidigt werden müssen (gut in >^W harten pag. 175}; 
in früherer Zeit fordäiie man , dass die Zeugen ni deiti 
XSerichte öiTentUch beeidigt würden, jetzt i^ dies^'in den 
-meisten dericbtshöfen niehtmahr«. Eine > treffücheu Eröf^ 
iterung.findet fitch> in dem vorliegenden Werke >pag. 177 
Ihb' 179. über die Stellung ^der grossen: Jdry .«lid den 
Vm&ing Ihi^. Pflichten, inebesondere' ^ob, sie «Zeufen ülr 
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ää Yectheid^ung verhören darf, 9b m aach die firiia'de 
für (be Aussöhliessuag der Strafbarkeit prfifqn soll Mail 
bemerkt, dass in Anerika \(m aasgeseicbaetea Juristen 
verschiedene Ansichten aufgestellt worden; die in dem 
Werke nnigätheiited charges der Richter «an die gtini 
juries sihd hier merkwürdig. Die herrschende Anstdit ist, 
4as5 die grand Jury nur die Frage zu entscheiden • hat: 
ob nach den Umständen der Anschuldigung, nach der Glaub*- 
Würdigkeit der Zeugen der Angeschuldigte vor das j[)ffeni^ 
liehe Ciericht gtesteUt werden soU, um . dort sich su ver^ 
theidigen; daher angenommen ist, dass wenn auch die 
graitd Jury die Ansicht hat, dass. der Angeschuldigte gei* 
Mefdirank ist, die Anklage zugidassen und über die Qeir 
^teskrankheit erst von der petty Jury entschieden werden 
soll Man bemerkt (p. 179), dass auch in Bezug auf 
die Theilnahme das Staatsanwalt)» in den Verhandlungen 
der grossen Jury keine Gleichföitnigkäil heri'scht, dass diese 
Jtiry sich. .AufUärung^: z. K über Rechtsponkle erbäten 
kann, der: Steatsfmwalt in manchen Staaten in* der Mitte 
der Jury erscheint, dass aber die bessere Stimme entr 
schieden gegen jeden Versuch dieses Anwalts, auf die Entü* 
Scheidung der grand Jury einzuwirken, energisch erkläri 
Or. Wh HC ton (p. 179} führt an, dass nach emer SOjäk« 
rigen Erfahrung die grand Jury richtig entschieden habcL 
Während anerkannt ist, dass der Angeschuldigte oder 
ein Vertretet von ihm nicht an dear Sitzung der grossen 
Jury ersijheinen darf, wird ih Connecticut ihm das Recht 
eiageräumtr — Uebet die Bedeutung der von der Jury 
ausz^s^reohendea Formeln, über die Pflichten der grossen 
Gesehwornen (ttnd grosse Verschiedenheit der Ansicht 
herrscht über die Pflicht^ das was in den Verhandlungen 
vorkam m verschweigen Wh ar ton p. .183} enthält das 
vorliegende Werk p. 180 u. s. w. eine klare Darstellung 
wid von p* 187 an werden die verschiedenen. Erklirunf*- 
gßlk Cfk^s)^.m(si(Me det Ange)äaig\e^ Wiönn er vor -das 
TriaV gestellt. Wiird, g)eltend machen kann, entwickelt; auch 
bi$c 4St yorswMtfdenbait» x< B. ob er befragt werdet) auss^ 
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wie er gcridriet merätn «OL Wie io Eac^ud dBe pkt 
aotrefois aoqoil^ or ciuiviet die grown SlreüigikeiteB über 
äät Umfanp vecanlafsty in welches die Einwendwig^ der 
BecbtArali anerkannt wird, so isl dies auch m Ameäkä 
(Wiiarto» p. 191> Hau bemerid, dasa ib AflMnlot Midi 
feivisaeBhafler ife Rechtskraft greaohtei ivinL Aseb dM^ 
Eolwickelung (p. 205 — 215} der Regel: onee in jeo*- 
pardy, eo dass Niemand wegen desaintBrhen Yerbreekens 
zweimal in Gefaiuf durdi Stelhaig vor Gerieht gebracht 
werden darf, .ist sehr merkwürdig, bi Amerika hat die 
Frage noch eine grössere Bedoitnng als io Engfamdv da 
in England die Fälle, in denen die Geschwernen nicht zur 
Binstünmigkeit k«nnieik (<fa> not agree},- «ehr selten ead^ 
wihrend in Ameribpsie häitfg voriEommen, iumI wo nar 
in Pullen, in draen die Jury vom Gerichte enthsaeii wni^ 
weii sie nicht einig werden kernte, die Frage enhsteh^ 
idi der Aogeklagle. doch noch vor eäie zweite Jvry wi^ 
gen des Vedneehens gestellt werden kaaiiw Man bedierkt 
aus der Vergleiehnng der reichhaltig -von W hart oft f% 
206 -^2 i 5. mitgelhieilten Entsdieidangen der annetlkan»' 
sehen Geriebteböfe und der Aossprüdie 4et |lM^t«r, dass 
eine: sehr veescfaieiene Anslegiing der Worte der Ver« 
4as9ungr Iwioe yut in )eopardy ot live and UiKi> herrscht 
And diese Worte verschieden |^enomn|en jurerden von dem 
Ausdrf&pk: twiee put on trtal. Manche Juristen behaapteo, 
dase dadurch, dass der Angefckgte zweimal • wegen des 
nämBchen Verbrechens vor Gericht gestellt wird, er 90ch 
iricht in jeoperity (in Gefahr des Lebens} war, sond^n 
dass 4ie3 «mt eintritt, wenn der Wahlspruch gegeben is^ 
Noch 1851 kam der Fall vor, in welA^m dnir Bericht 
mit atbeitiger Uebereinstifflmimg die Juryv ehe sie ihr ver«* 
dict gab, eotttess; der Gerichtshof höh das U^tbeil auf 
und wies den Angehlagtett 4m e^iie ßndere Jury. Maa 
findet es gefähi4icfa, wen» man dem fieriohle di^ Kdfttgnictf 
geben wollte, daduiK^,, 4ihes Bfh.dto Jury eatläsiSLt'f dbin An*^ 
gaUagten- eine Si^hutz-wehr gegen dii^ Mläftige ßttal«»:^ 
|blg«ng iageb^n. FMle^dieser Art können vorkondiefli 
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wena>z. B. der Angi^lagte plötzlich schwer krank wird, 
oder ein Geschworner erkrankt oder stirbt; dadurch» dass 
der Angeklagte vor Gericht gestellt ist, befinäet er sich 
noch nicht in Gefahr, sondern erst durch den Wahrspnich 
tritt dies ein, und so neigte sich die Ansicht dahin, dass 
der Fan der Entlassung der Jary kein Grund sei, dem 
Angei^Iagten ein Recht 2u geben, nicht mehr wegen des 
Veirbrecfaens vor Gericht gestellt 2u wei'den. Man übei^ 
zeugt sich bei der Priifung der Gründe der verschiede^ 
nai Aussprüche, dass sie oft Aiehr auf Spitzfindigkeiten 
beruhen, durch welche man den Grundsatz der Verfassung 
wegäiuräsonniren sucht. 

Eine sehr merkwürdige Abtheilüng ties vorliegenden 
Werkes ist die über den Beweis (evidence}, vorzüglich 
wegen der praktischen Auffassung der Lehre und der Masse 
vorgekommener neuer Strafrethtsfälie zur Erörterung. 

Hier steht an -der Spitze der Frage : was zu bewei- 
sen ist. Es entspricht dem Geiste des Anklageprinzipes, 
dass der Kläger Alles beweisen muss, was er in "der An^ 
kbge behauptet ; allein in der Anwendung enlstphen Schwie- 
rigkeiten. Es ist bepeiflich, dass in der Verhandlung oft 
die Sacte anders sich stellt, als sie in der Anklage an- 
gegebiBn wurde, z.-B. wegen der Bezeichnung des An- 
klägers, weg^ des Phtzes und der Zeit der Veröbung 
des Verbireohens, wegen der Art und des Werths der Ge- 
genstände, die durch das Verbrechen entzogen werden. 
Oft wird in der Anklage wegen Tödtung eiiie andere To- 
desursache angegeben als in der Verhandlung sich ergibt. 
Soll diese Abweichung (variance) die Aufrechthaltung der 
Anklage aufbeben? Der Verf. erörtert nun p. 2l8ff. um- 
standlicfa die einzelnen. Fragen; man bemerkt, dass der 
praktische Sinn bald dazu kömmt,^ möglictet Anklagen auf- 
recht erhalten zti lassen, so dass die variance nicht fatal 
wird* Vorzttgb'ch hilft man sidh durch das Prinzip der 
Theilung der Behauptungen (p. 226) und nimmt an, dass 
wenn auch nur eine der verschiedenen -Behauptungen be- 
wiesen ist, es genügt, sowie dass in der ^diwereren An- 

ffrit. Z»Utehr, f. Reehuw. XXY, Bd. Ih BfU J4 
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klage die geringere entlnlten ist, und wenn z. B. Jemand 
angeklagt iat, dass er durch Einbrach in ein Wohnhaus 
stahl^ so hindert nichts, ihn schuldig des eingehen Dieb- 
stahls zu finden, wenn dies erwiesen ist Sehr dastiscfa 
sind die Sätze über den Beweis der verbrecherischen Ab- 
sieht (p. 332}, wo man in Amer&a sich leteht mit zu 
viel Cbedenfclichen} Vemuithnngen hilft. Vorziglicie Be- 
achtüag verdient die Art, wie in England (besser noch in 
Amerika) der Charakter eines Menschen in einer Straf- 
verhahdlung zum Gegenstand der Verhandhing und des B^ 
weises gemacht werden kann, und während nach der fira»- 
zösischen und deutschen Rechtsübung die Staatsanwälte es 
lieben, das ganze vergangene Leben des Angeklagten zum 
Gegenstand der Beweisführung zu machen, um damit dfe 
Anklage aufrecht zu erhalten (man erinnere sich an die 
widerhehe Ausdehnung des Prozesses in der Anklage ge- 
gen Grafen Bocann^}, filhlt der richtige Sinn der Eng- 
länder und Amerikaner das Gefährliche emer solchen Ver«- 
handlung; man erkennt, dass die allgemeine Yerinuäiuiig 
der Unschuld für den Angeklagten sprechen muss, und 
nicht durch die Anführung von Beweisen des schlecfaten 
Charakters durch die Ankläg» umgestossen werden kann ; 
daher z. B. in einem Falle in Connecticut bei der Anklage 
eines Hannes wegen Hoinles seiner Ehefrau es. getaddt 
wurde, dass man den Beweis zuliess, dass der Angeklagte 
im Ehebruch mit einer Andern lebte; allein wenn äät An- 
geklagte seinen guten Charakter odar bes<mdern Charab- 
terzäge durch Thatsachen dairthim w31, um die Ankhge 
zu zerstören oder zu mildern, so ist diess erianbt, und 
dann erst muss es auch dem Ankläger gestattet sein, 
Thatsachen anzuführen, um diese Behauptung des guten 
Charakters zu vernichten; sehr richtig ist aber vom Prä- 
sidenten Shaw im Prozesse gegen Webster entwickelt wor- 
den, wie weit in der Anklage wegen Mordes die Nach- 
wdisung des guten Charakters dnen Einfluss haben kann. 
— Ein leitender Grundsatz des englischen Beweisrecbts 
ist (Wbarton p. 238), dass nur eine unmittelbar fitar die 
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Aidilage relevante Behauptung Oegl^nstaiid 4er B^vn^flkh^ 
ruog sei» ktnfi, utd dass kek Bbwois xugelafilseti iver«- 
den soll, wo nach der Nalor des Fafls aogeäomibea vrer^ 
-den muss, dass dn besserer Beweis im B^itse derßarUiAi 
-war (no secondary evideace}* U^ber die Snrchiahriing 
üesfr Sttze in eiozelneit Fällen Iteferi Herr \rhiarton 
p. 240 — 44 eine gute Erörterung; «lan vermulheti da» 
ivemi Jesiand, der einen bessern Beweis haben itTuss, z. B. 
«hriftliche Urkunde, wenn er nicbt davon ^ebraach joadtt 
und geriagern Bewds braudien will, Bedenken erw^ekende 
egoistisch Mofive hat, warum er den besscorn Bew€is mUl 
Torbriiigen wollte; aber auch hier erkennt der p^rakUsche 
-Sinn die aus der Natur der Sadie fliesi^eibden AusMhms*- 
fSlIe 9 «benso wie^ bei dem Satze , dass regelaiäsSAi; kein 
Zengniss von Härensag«a angenooinen werden soll (Whap- 
lon p. 244}. Die Beobchtudg des Verl dieser Anzdge 
-von dem Gange englischer Strafverhaddhidgen imd die 
Vergleichung tnü französischen und deutschen Prozessen 
hat ihm gezeigt, dass in diesem englisoh-aaieiikonischeD 
^umtotee, we{<Aer Zeugniss von Hörensagen adisschUesst, 
ein grösser Grurtd liegt, warum die Geschworne» in Eng- 
land vor manchem irrigen Wahrsprucik bewahr! igrtodeo. 

Die Lehre vom Geständnisse ist in dem W^irfee von 
Whiirton p. 252— 26« sehr gut erläutert Während man 
in England weS; naciisichtiger ist, auch auf Geständnisse 
der AngddbgteB.zn veruriheilen, ist man in AmerSca stren«- 
ger und prüft gewissenhafter, weil man inisstrauiscii gegen 
.die Art ijt, wie hänfig solche Gestäddaisse erzSdi werden. 
Die. bei Wharton angeftthrten Felle verdienet besondere 
•Beachtung, verzilglich wegen der Fitirthml, mit welch#r 
sman die Frage über Einfloss. von Zureden, Yef s^chun*- 
gen, Drohungen in Amerika zeigliederL Der Verf. fuhrt 
p. 2M anök Fälle aus Deutsehtaad •», in denen sieh die 
Geflbiiiehkeit der Geständnisse zRägte. 

AJQsflibrlicfa ist pw S64*--86 die Lehre von den Vor« 
.unitlMihgeii imd dmn circumstanftiellen Beweise erdrteil 
Ito «Mriknuac^ fleckt steUl den Grutodsalz anf: Jeder 

14* 
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liät die Vernrathung der Unschuld für sich, bis das Ge^ 
geatheil bewiesen wird, und wenn ein vernünftiger Zwei- 
fel an der Schuld übrigt, so gebührt die Wohlthat des 
Zwdfels dem Angeklagtenr In dieser Beziehung enthal- 
ten die nordamerikanischen charges der Richter vorzöge 
lieh praktische Anweisungen, die wir selbst denen der 
Engländer vorziehen, z. B. wie weit die Beweislast dem 
Angeklagten wegen seiner Vertheidigungs- Behauptungen 
(z. B. Provokation, Geisteskrankheit} obliegt. ' Leider fin- 
den wir nur eine Schattenseite in der nordamerikanischen 
Rechtsübniig, insoferne die Praktiker zuviel Vermuthungen 
annehmen, die eigentlich nur sogenannte praesumtiones 
hominis sind, die man aber, weil man das, was gewöhn- 
lich eintritt, zur absoluten Regel eirhebt, zu gesetzlichen 
Vermuthungen macht, z. B. dass bei Anklagen des Mordes 
die bdse Absicht vermuthet wird. Solche Vermuthungen 
sind ungerecht, weil sie auf den Angeklagten eine schwie^ 
rige Beweislast wülzen. Während wir in Deutschland nut 
Mühe die praesumtio verbannt haben, hält Amerika daran 
fest. Zum Glück sind häufig die Geschwörnen verständi- 
ger, woraus es sich erklärt, dass nicht selten die Jury 
bei Anklage des Mordes das Nichtschuldig wegen Mordes 
und Schuldig wegen Todtschlags ausspricht. In Bezug auf 
die Rücksichten, nach welchen xlie einzelnen Vermuthun- 
gen zu prüfen sind, folgt Hr. Wharton vielfach mit Recht 
dem trefflichen Buche von Best über Presumpttons. 

Eine gute Erörterung findet sich im vorliegenden Werke 
p. 279 — 284 über die sogenannte circumstantial evidence. 
Es ist merkwürdig, dass auch in Amerika im Volke diese 
Art des Beweises häufig als eine gefährliche und unge- 
nügende betrachtet wird, während die ausgezeichnetsten 
Juristen sich bemühen, als Richter z. B. in ihren charges 
an die Geschwörnen, das Vorurtheil zu zerstören und zu 
zeigen, dass sie vollkommen überzeugen kann« Der Verf. 
theilt manche dieser charges mit, in welchen der Beweis 
durch Umstände oft selbst überzeugender genannt wird, als 
der direkte Beweis, und die Verurtheibing Unsdiiddiger ab 
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hohe Seltenlieft bemerkt wird. Hr. Whtttoii fordert jedoch 
bei d^ Anwendung dieser Beweisart zur höchsten Vorsicht 
auf und findet eise Hauplbedingnng darin, dass der Be-i' 
weis des corpus delicti genögend hergestellt sein muss. 
Hier finden wir einen wesentlichen Vorzug der englischen 
und nordamerikanischen Rechtsfibung vor der französischen 
und leider auch vielfiich vor der in Deutschland nachge-^ 
ahmten (Wharton p. 184), indem in England und Ame- 
rika jeder Richter vorzüglich die Geschwomen darauf auf**- 
merksam macht, dass sie vorerst über den Beweis des 
Thatbestaudes einig sein müssten. Hier zeigt der Verf., 
wie bedeutend die gerichtsärzffiehe und chemische Unter-*- 
sochung wird, und wie. die Geschwomen jeden Umstand 
prüfen, und da wo Zweifel ist, lossprechen müssen, ob- 
wohl immer Fälle vorkommen werden, in welchen z. B. 
bei Ankhgen wegen Tödtung, die Auffindung der Leiche 
nicht möglich sein wird« 

In der Lehre vom Zeugenbeweise prüft der Ver£ von 
S. 288 an jeden einzehien Grund, welcher einen Zeugen 
als minder glaubwürdig darstellt. Die Entwicklung ist sehr 
gut und auch für jeden ausländischen Juristen bedeutend, 
weil die amerikanische Gesetzgebung und Rechtsübung so 
vielfach von der europäischen abweicht, und zwar inso- 
fern 1} die mfigUdist ausgedehnte Zulassung von Zeugen 
anerkannt ist, weU die Justiz nfcht der Mittel, möglicher- 
weise Wahrheit zu .entdecken, beraubt werden soll, und 
am besten der Jury überlassen werden muss , nach den 
Umständen des einzelnen Falles die Glaubwürdigkeit eines 
Zeugen abzuwägen^ daher auch ein Zeuge, der wegen 
eines Verbrechens verurtheilt wurde (wegen Infamie), nicht 
absofait vom Zeugniss ausgesdilossen ist (Whatt p. 290). 
Die neuesten Gesetze von Connecticut und Massachusets 
erkennen dies entschieden an. 2) Niemand, der nicht 
einen Eid leistet, kann Zeugniss ablegen; die schwerlich 
weise französische, auch in deutschen Gesetzgebungen 
nachgeahmte Einrichtung, nach, welcher auch Zeugen ver- 
nommen werden kSnnen (angeblich um renseignemens z« 
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gebtfn) Mme tieeidi|^ zu seiä, verdient keinen BrfMt An die' 
Wichtigkeit des Eides, fcnttjrft sich in Amerika: dier Sktt, das», 
man auöh Kander als Zeugen vemimmt^ soteld nur die sorg-*: 
ältige Prüfuilg ergiebt, diaa» das Kind die nlXbige Reife und' 
IMdniig hat, einen Eid za hristlsn (Wharton p. 286). Bine 
Folge des religiösen Sinnes, weldier i» Amerika lebt, ist 
es, (kss der Mangel der Religio« eines Zeugen ihn als 
Zeiageu in mdirenen Staaten unfäbigi maofat, und hach ei* 
nigen Gesetzen der Zeuge befragt wird, ob er an 60Ü? 
glaube» nach andern Gesi^zen, ob er auch an: (üiiaterb- 
liehkeit gfeube, wo dann die Erklärung, dass diess nicht 
der Fall sei, auf üe Zulassung des Zeugen zum Zeug-* 
üase eihett Eininss hal (eine inierossante Zusaaimenslet*- 
kng der yersehiedenen Gesetze, in Wharton p. 301 fil)L 
3} Ein fernerer Puidst der anMrikanischen .BeweiBlebre ist, 
dass nur Zeugen Terftoaioien werden, welche der Ankl^ 
ger oder Angeklagte vorladet (von der franztfsiscben Silte^ 
die ajtck den PfcisMiefiten enaäcbtigt, Zeugen beliebig vor- 
zuladen, weiss man niditsT), und d^ss jeder Zeuge hur: 
von der Parthei, jdie ihn vorruft, befragt, aber dfm stnen-^ 
gte Kreuzverhör des Gegners unterworfen ist. 4} Ein 
Hauptpunkt der englischen und amerikaniaehen Sechtsübunf 
i«t endlich der,, dass der Zeuge geg^n unaiemlicbe Fr»- 
gen, welche ihn nöthigen würden, sieh seibat anzuhlageiv 
gfsschülzi; werden raoas. lieber den^ Sinn dieser Beaobrdn«-^^ 
kttng ist freilich in England (wo Lord Brougha« inr 
jetziger ParlaoMsts^ttzung eine Bill eii^ebracht hat} und 
ia Amerika in. der Rechtstibusig (s* darüber gut Whar- 
ton p. 307 u. 312, wie weit der Cliarakter des Zeifgeti 
angegrifTen, und p. 313, wie weil gegen Zeugen Wider- 
spruche hervorgehoben werden dürfen} grosser Streit» 

Eine ausg'ezeicihnete. Arbeit enthält das^ vorliegende 
Werk p. 805 unter de^ Aufschrift Pr^ptaration of evidenee, 
in der der YerL. die Art sofaiidert, wie Beweismittel vor- 
bereitet werden sollen* Die Schilderung, welche der Verf. 
von der Rechtsübung Englands und Amerikas in i6eset 
Beziehung giebt, macht seiner praktisehen Beobacbtunfs*- 
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gäbe und seinir VfArheMUbe Bhror Nachd^ er; be^ 
merkt hat, ism^ m England, wo es an eitlem Öfifentücbeti 
Ankläger mangelt, dureh magistrateis verbandelt wird, 
whose intereat ^sagt Wbarten) requires üttle more, than 
a hurried oonsideration of tfae dffences and wkoi^e qua- 
lities are generrily not mndi abead of ifaefar daties (wir 
müssen bemericen, dass diese Sehildenmg nnr auf die SUktte 
passt^ in welcbes police magistrals ungeteilt sind}, aagfl 
er Yon Amerika, dass die Reohtsttbung niofat besser sei, 
the eommitting ms^istrate, wbo is generally professional 
men, baa conteHted himself with such övidence as amoun- 
ted la probaUe cause, and has let the r65t writ antil 
reqoired by the exigencies of the trial. — Der Verf. lobt 
die deutsehe Rechfsübung, und hftlt es für notwendig, 
$rdion sogleicb ^bei der ersten Anzeige von einem verüb- 
ten Verbrechen alle %uren, aUe Nebenumstände, welche 
Indicien gewähren können, mit Umsiebt, ra^M^b und vcSl- 
ständig zu sammeln und zu verfolgen. Der Verf. giebt 
nun die Richtung iin, welche-, die Sammlung annehmen 
muss, und zwar in Bezug auf den Charakter des Ver* 
dächtigen die Absicht, die Jtücht. oder Versnefae 4azu, 
die Verfüteohung der evidences oder Unterdrückung der- 
selben, Vorbereitung zum Verbrechen, Früchte desseiben 
und Entla^rtnogsbeweise. Es ist ein verdiensttiefaes Bemü- 
hen, bei dem schwierigsten Verbredien (Tödtuüg, insbe- 
sondere KindsaMrd, Vergiftung} alle Rücksichten anzuge- 
ben (^mit eriiutemden Reehtsfällen}, naeh welchen die Un- 
tersuduing hier geführt werden solI.'(p. 320 — 347.} 

Auch die Darstellung des amerikanischen Strafrechts 
und der einzelnen Verbrechen im IV. Buche (p. 348} 
verdient die Aufmerksamkeit ausIämKsoher Juristen, nicht 
btos "^egen der in dem Werke (wie in. keinem andern} 
gesammelten Texte aller Gesetze der amerikanischen Staa- 
ten über jedes einzelne Verbrechen, sondern auch wegen 
der Zer^iedemng des Tbatbestandes jedes Verbrechens 
und der Masse von vorgekommenen Fällen und ergange- 
nen Bntscbeidtogen, wo iiosser den in England vorban- 
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denen aueh die nordamerikiaibchen oft mit den interes- 
santen , belehrenden charg^es der Richter angeWiTi 'sind. 
Merkwürdig sind in der ameriJ&anischeqSlrafgesetsgebang 
theils die Bezeichungen der eiaeelnen Verbrechen, tfaeils die 
Abstufungen derselben in den Statutenw «^In den meisten Sta- 
tuten wird zwar der Tbatbestand nicht so wie in den deut- 
schen Gesetzen aufgestellt, sondern auf den im common law 
ausgebildeten Begriff verwiesen,; hi^ ist der Punkt, über den 
die Ansichten amerikanischer Juristen sehr getheilt sind, in- 
dem ein Theii (an ihrer Spitze Livingston) eine Codifikation 
des gemeinen Rechts für nöthwendig halten, (vor uns liegt 
ein in dieser Beziehung merkwürdiger Entwurf iür Massa- 
chussets}, während andere die Gefahren, einer solchen Ge- 
setzgebung hervorheben und eine Statutargesetzgebung, 
die nur bezeichnet, was unter Strafe v^boten ist, die 
Strafe droht, und hierzu einige Abstufungen aufst^en, für 
zweckmässiger halten. Es ist merkwürdig, dass ein Theil 
der neuesten Strafgesetzbücher Amerik^'s den Mittelweg 
wählt, zunächst den zweiten Weg vorzieht, aber aus dem 
common law immer mehr einzelne Sätze hereinzieht und 
theils verbessernd} theils ergänzend verfährt. 

Die Art, wie in den neueren Statuten die Bezeichnung 
der Verbrechen geschieht und Abstufungen aufgestellt wer- 
den,, verdient die Beachtung aller Derjenigen, welche die 
Bedeutung der Strafgesetzgebung würdigen, die auf Anwea* 
düng durch G^schworne berechnet ist* Dass unsre deutschen 
Strafgesetzbücher, die zu einer Zeit abgefasst wurden^ in der 
recbtsgelehrte Richter nach gesetzlichen Beweistheorien ur- 
theiUen, nicht für Geschhworne passen, wird in Deutschland 
immer klarer. Die nordamerikanisohe Strafgesetzgebung. 
hat einfache, aus dem Volksrechtsbewusstsein hervorge- 
gangene und diesem entsprechende und verständliche Be« 
Zeichnungen. Eine andere der Nachahmung würdige £i- 
genthUmlichkeit ist die Aufstellung von Abstufungen bei 
gewissen Verbrechen, bei welchen das Gesetz noch die 
Notbwendigkeit erkennt, Todesstrafe zu drohen, aber zu- 
gleich die Gefahr einsieht^ w«nn unter einem gewissen 
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Bechtsbegriff Fälle der verschiedeiiarligsfeii Yertel^ülduiig 
zusammengedröagt werden sollen. Dies isi Yorzttgiich bei 
dem Morde der Ftrll. Es ist richtig, dass aOe mit Vorbe* 
dacht und überlegtem Vorsatz zu tddten verebten Tödimi- 
gen Mord begründen; allein^ jeder Praktiker weiss, wie 
häufig hier Fälle vorkommen, bei weichen man doch er- 
kennt,, dfiss gerechterweise Todesstrafe nicht ausgesprochen 
werden soll. Hier hatte zuerst die Gesetzgebimg von Fes- 
sylvanien eine Unterscheidung des Mordes des ersten tni 
des zweUeo Grades aufgestBlIt und nur bei dem ersten 
Todesstrafe gedroht. Nur der durch Gift oder durch Auf- 
lauern, oder um ein anderes mit Todes- oder lebensläng- 
licher Freiheitsstrafe bedrohtes Verbrechen zu vollführen 
oder zu versuchen verübte tödtung. soll Mord des ersten 
Grades sein. Die Geschwornen können dann in ihrem 
Wahrspruch, wenn auch die Anklage auf Mord des ersten 
Grades ging, schuldig des Mordes des zweiten Grades 
fuiden, und begreiflicb ist dann die Todesstrafe beseitigt. 
Diese Ansicht bewährt sich in der Praxis sehr gut und 
findet sich in den Geseizen von Nen-Jersey, Maine, Neu- 
Hampshire, Alabama, Michian, Tenessee aufgezeichnet. Eine 
treffliche Ausführung (um so wichtiger, weil die nach- 
folgenden Gesetze, durch Erfahrung belehrt, verschiedene 
Bezeicbmingen des Unterschieds wählen} mit Angabe merk- 
wiirdiger Fälle findet der Leser in dem vorliegenden Werke 
PL 417—436. 

Auch in anderer Beziehung verdient die nordamerika- 
niscfae Strafgesetzgebung Beachtung, nämlich in Bezug auf 
die Abstufungen der Verbrechen. Die Rechtsübung lehrt, 
dass z. B. bei der Körperverletzung unsere deutsche Ge- 
setzgebung so viele und auf eine Art Abstufungen auf- 
stellt, dass bei der Fragestellung an die Geschwornen viel- 
fache Verlegenheiten entstehen und zugleich manche un- 
verhältnissmässig härte Strafe erkannt werden muss. Das 
englische und amerikaniscbe (das letztere noch klarer und 
bestimmter} Strafrecht, wählt einen einfachem Weg, in-^ 
dem es vorerst das Verbrechen (Blayh^ genannt} her-< 



Digitized by 



Google 



tm Bütt^rmäigr^ nofdtnerik« Sfrtfifteht a. Stfäfrerfkliftti.^ 

vorbebt,. da wo Jeniänd absichtlich, m einon Andern zu 
IftbiD«! oder zn verunstalten, Auge, Ohf, Nase, Zungfe ans« 
oder' absctoieidet (darüber Wharlon p. 44f3} und dann 
unter dem Ausdruck „assault^ Jede ftörperltehe, durch Ge- 
walt vertkbte Beschftdigung eines Andern begreift, und da- 
bei wieder drei Untersohiedo aufstellt: 1) conmron assault, 
2} assaalt witb fefoniens intent, 3) assaidt on officers 
Hfheti in excttution ef tbar duties. Unter dem zweiten 
sfaid die FäHe der Gewaltthätigkeit, um zu tödten oder zu^ 
nothzüchtigen , begriffen. Iti der Praxis macht sieb dies 
wieder sehr gut. Die Anklage (indictment} wird bfiufig 
sebott auf zwf» Verbrechen gerichtet, und die Gescbwor* 
nen, deren Wabrsprucfa durch die klare Richtung des Aus- 
drucks erleichtert ist, können, wenn sie z. B. das assault 
with fekmious intenr nicht als gewiss hergesletH finden, 
das Schuldig wegen common assault aussprechen. Jeder, 
der sich genauer mit der Slrafgesetzgebung bescbäfUft, 
findet nun im vorliegenden- Werke ein trefHich gesammel- 
tes, dbreh die Masse der vorgekonimenen Fälle v^deut- 
Itobtes reiches Material, z..B. über Fälschung (p. 473), 
über Hauseinbruch (p. 508), über Brandstiftung (p, 5 28), 
über Diebslabl (p. 542). Das Werk von Wbarton ist 
doppelt wepthvoU, wdl hier Jeder alle sonst nur mit gne^ser 
Mühe zu erlangenden Gesetze der einzelnen Staaten über 
jedes Veitrecben abgedruckt findet. 

Auch das IX. Buch des vorliegenden Werkes enthält 
viele bedeutende Erörterungen, und zwar über die An- 
ttiäge, wekhe auf Vornahme oder auf Aufschub dner Straf- 
verhandlung gestellt werden' können (Whart. p. 830 — 3^). 
Hier stdlt^ das amerikanische Rocht genau die Fälle auf, 
in. welchen der Angeklagte fordern kann, dass nicht lätfger 
sein Irial verschoben werde, oder, wo er (z. B. wegen 
Abwesenheit von Zeugen, die er noch nu^t stellen kann]) 
Aufschub verlangt. - 

Eigenthttmlich und Weit mehr ausgebildet als in Eng- 
land ist in Amerika die Lehre von den VefwerfiHigsgrtiir- 
den (diallenges) gegen Gesdiwome (vottständig erörtert im 
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Wfaarton p. 836— 8£2>. Wl^nfd in EiigtftMdf tüetma^ 
tionen nur sdten Yoriiommen^ werden (zum Thette wegea. 
der schroffen y in Amerika sleli gegentiberstehendiein Par«- 
tbeien}' in Amerika hHafig Gesehworne verworfen, und zwar- 
gellt das Bedit Ameräai» davon ao«, deas dies^mdgliGhst 
begünstigt .werden müsse, weil nur dann der WaAinfprucb' 
Yertrraen geniesaen und wirksaiyr sein kann, wenn ^e U&- 
beiwugung begründet ist, dass die Be<hetl%ten die ans- 
gedebnliste Beftignms haben, Gesehworne, denen «ie rniss-*' 
traoen^ m verweifen. Merkwürdig ist hiet, dass in Ame-^' 
rtka jeder Gesehworne rekusirt werden kann, wenn er 
irgend dadurch , dass er schon eine Meinung übelf den 
Fall gefasst, oder Yiel darüber gehört hatte, als befangen 
et«dieiirt; daher häufig die Geschwomen befragt werden 
(Wharton p. 844 ff.), ob sie über den vorliegenden Fall:- 
eine bestimmte Meinung gefasst litten (wobei freiüeh über 
den Umfang, in welchem die Verwerfung desswegen stalt-» 
fWiden darf, viel Strfeit entsteht). Bei deJ^ steigenden Ab- 
neigung; Vieler gegen^ die Todesstrafe in Amerika hat sich 
noch im dffentlichen Interesse eine Recbtsübung gebildet, 
nach welcher bei Anklage auf todeswürdijge Veri«*ecfaen 
jeder Gesehworne befragt . wird , ob er Gewissenskrupe^ 
über die Reehtmässigkeit der Todesstrafe habe^ wo er 
dann im Falle der/ Bejahung rekusirt wird., 

. Einer der bedeutendsten Theile des Werkes ist der 
von, den Slitteln, welche das^ Gesetz gegen ungereebte 
Wahrsprüche gibt, theils insoferne eine motion in arrest 
of judgment eingebracht werden kann (^Whart. p. 863), 
theiis ein Antrag auf new trial gestellt werden darf {Whart. 
p. 8693, während in England im Civilprozesse und bei 
Anklagen wegen misdemeanors ein new trial oft bewilligt, 
dagegen gegen ürCheile wegen felonies (also in den sehwer-. 
Sien Fillen) nicht asugelasseh wird, erkennt man in Ame- 
rika weit richtiger die Nothwendfgkeit der Gestattung von 
Rechtsmitteln mit Anerkennung, dass im Falle der Lös- 
sprechang kein new tria! zu bewilligen ist (Wharf. p; 870). 
VorifügBeb bedeutend ist die. lehre vom hew trial, wenn 



Digitized by 



Google 



aOO Biener, die CriminayiHy in ^ofkAd n. ihfe ZmknnH. 

es begehrt wird, wegen mtedirection by tbe coart (Wharl* 
p, 88}^ o^er weil das verdict gegen evklence gegeben 
ist C^ii^rt. p. 893), oder weil in dem Benehmen der 6e- 
sobwornen eine Unregehnüssigkeit vorlag (p« 895}, z. B. 
wenn die Jary mit der Aussenwelt in Verhindang kam, 
oder $i€h trenirte, ehe sie den Wahrspruch gab« — Man 
rühit, wie bedenklich diese Befugniss wird, Aew trial zu 
geben, weil dann leicht ein Wahrsprnch nmgestossen wer** 
den kann. Wir haben in nnserer Schrifl;; Dacr englische 
Straf terfahren S. 545 dargestellt, wie Livingston sich 
bemühte, in seinem Entwürfe genau die Fälle zu bezeich- 
nen, in denen new trial bewilligt werden darf; man be- 
merkt,, dass seine Vorschläge im Wesentlichen mit der 
Rechtsübung und den neuen Statuten ^erika*s überein- 
stimmen. 

Kein Werk enthält eine ^o vollständige, durch Rechts^ 
falle erläuterte klare Darstellung alier schwierigen Fragen 
des Strafrechts in Amerika als das vorliegende. — Wir 
hoffen, dass unser Auszug genügt, um- auf die Wich- 
tigkeit eines Werkes aufmerksam zu machen, das in dem 
Beichthum und der guten Anordnung des Materials alle 
ähnlichen Werke übertrifft, 

IX. 

Die Griminaljury in England und ihre Zukunft. 

Von 

Herrn Dr« Bieiier, 

Geheimen Justitrath in Dresden. 



Die englische Jury hat erst seit dem Ende des Mit- 
telalters tiach und nach die Formen des Verfahi^ens und 
den Charakter erhalten, welche zur Zeit bestehen und die- 
sem Institute hohe Achtung erworben haben* Das We- 
sentliche dieses Charakters besteht darin^ dass der Jury 
ein subjectives, auf Ueberzeugung gegi*ilndetes Urtheil über 
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die Thatsache und die Verschttldonf bei einer incriminiften 
Handlung zusteht, wdcbes sie '«us den objectiven, ihr vor- 
gelegten Beweismitteln zu schöpfen hat. Die historischen, 
in das Mittelalter zurückgehenden Untersuchungen über die 
erste Entstehung und ursprüngliche Bedeutung dieses In- 
stitutes können nur einzelne Streiflichter auf den moder- 
nen Character desselben werjfen, weil seit der alten Zeit 
wesentliche Veränderung^ durch die Praxis eingetreten 
sind. So z. R ist in meinen Beiträgen S. 229. 250. 
^&3« mit specieller Beziehung auf das angelsächsische 
Recht das Geschwornengericht als ein Zeugniss der Ge^ 
meinde dargestellt, was,' nach einer vorübergehenden Ver- 
drängung durch das Duell, sich in etwas veränderter An^ 
Wendung als recognitiones wieder herstellte. In dem eng- 
lischen Geschwornengeriehte S. 260 wird es als 
ein Zeugniss der Gemeinde überhaupt an das" gemeine Recht 
der alten germanischen Zeit, an das. Zeugniss der enge- 
ren Gemeinde, der Markgenossenschaft, der Nachbarschaft 
angeknüpft. Diese charakteristische Bezeichnung hat j^sdoch 
in der neuern Zeit ihre Wahrheit verlören. Die Geschwor- 
nen sind nicht mehr Zeugen aus selbsterworbenem Wis- 
sen, sondern Urtheiler aus gerichWch vorgelegten Bewei- 
ses; sie sind nicht mehr berufen aus der für die Sache 
competeiiten engern Gemeinde, depi Hundredum, sondern 
aus einem weitem Kreise. Geblieben ist nur die Verei- 
dung, die Verpflichtung, Wahrheit, also die gewissenhafte 
Ueberzeugung auszusprechen, ' und die Einstimmigkeit« Es 
ist daher, ndthig, dem, was sich seit diettr Ende des Mit- 
telalters in Bezug auf die Jury ereignet hat, besondere 
sorgiUtfge Aufmerksamkeit zuzuwendnn, und diess ist in 
meinem Buche: Das englische GeSchwornenge^ 
rieht, ingleichen in Forsyth^sGeschichte des Geschwor- 
nengerichts allerdings geschehen. Diese Fortbildung des 
aus dem MUteMter überlieferten Institutg ist jedoch noch 
immer in weiterem Vorschritt begriffen, und>esist dess- 
halb danken noch zu ber&cksiditigen) in welchen Stücken 
die nenere «Äglisidie Jorfopfudeu zu weftmren Forbichrit- 
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^ten sieh yorbarmtaU Die Eii^iltfng iu saldieii N^c^niiir 
^ea zeigt s;kh nicht nur is juri^tisclie« Siebriften, sondern 
auch in pwlamentanusieben Anträgen, welche ölleiss 8u Com- 
^mis^onen Slbren* Die A^sfübruDg sphetnt aber jetzt, weil 
.das common law mehr ^tionär geirordeii ist, lediglich 
4en Parlamentsstatnten vorbehalten iLn seisu Ueber ^se 
Regungen bat uns bisher MKtermaier durch seine Schrift 
ten und Aa&ätsse in fortdauernder Kemitniss erhalten, 
und ich babe nicht vcarfehlt , in dem vorher e^ivÜlMeii 
Buche an den betreffenden Stellen auf 4iese Nachrichten 
Jiinzuweisen. Was nunmehr folgt* in dem gegenwärtigen 
^ufeatse» il^ da£ft bestimmt, zuerst die Puncle, mittelst 
4velcber die Jury des Mittelalters zu ihrer jetzigen G^alt 
^oh «ausbildete., zusammenisusteUen , und dann diejenigen 
;Slüehe asa einer' Uebersiobt zu vereinigen, an wdbhe man 
jetzt in England die wettere FortiHldung des biskrärigen 
Verfahrens mit Jury anznktiiipfen gedenkt. ^ 

Die grosse Jury ist bereits im MHUitalter enlstanden, 
und iie w£n^en aus dieser Zeit erhabenen Kadiri^dilen 
zeigen uns bereits dieselbe, wie sie neben fiirem urspffdng*- 
Jicben Berufe, aus eigner Wissenschaft zu rügen, in enir 
jsebien Fällen schriffiiche Denundationen und mündiidie 
MittheUungen annimmt, um darauf ihre Rügen am grüniaa. 
Die jetzt, bestehende Farm^ zufolge deren ihr eütö bitlof 
Jndictmenl eingereiaht wird^ welche der Dennnoiant iCp«H- 
s^cttto} und dessen Zeugen ihr auf milndlicbe Befra^rong 
:zu bewahrheiten haben, seheint d^fä erst dnrdi Statuten 
JHUV der Zeit von Phtiipp und Katharina 1553. i552.:zu 
einer sicheren und regelfn^lssigen Form der Ausfuhnuig get- 
langt zu s^in. Der ursfMrüngiiciie Beruf dieter Jilry,^ » 
xügen, ist übrigens dabei nicht verloren gegangen^. MOf- 
d^n nur mehr in den Hintengrund getreten. & zeigt sich 
noch jetzt in der Form d-er einzureichcmden Bill, welche 
ihren Worten nach nicht als Anklage, senden wie cme 
.selbBtständige R^ge der Jury abge&sst ist, und nach einer 
leiufachen Genehmigung von Seiten der grossen Jnry wiik- 
i|cb fiir /«ioe sid<)hei {1%^ gilt/ .Aiisa^rdto iu^ 
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dem 17« und 48« Jabriimdert Seisptele von, Rügen, welche 
aus dein eignen Wissen der Jury bervorgcfangsen snd. 
Zuweilen bedienen sich die grossen Jurys der dienfaBs 
auf früheren Beruf gegründeten Freih»!, einzelne; den 
gemeinen Besten naeUiheilige Misssünde txi rügen* 

Die kleine Jury für Criminalsacfaen hat im 16. und 
17. Jahrhundert dne. wesentliche Yerändenmg erlitten, 
und ist dadurch erst zu d^n, was sie jetzt ist, ausgebti- 
det worden. Es beruht dies auf verschiedenen' Thalsa- 
chen, die unter sich nicht gleichzeitig sind, und an sicti 
selbst erst durch längeren Ablauf Ton Zeit zur Eeife g^ 
Itoigten. Das erste ist die Vorlegung von ^eweismit^ 
tefai, weiche mit dem 16. Jahrhmdert anfängt und erst 
nach Jahrhunderten zu der jetzt besiehenden Yollständig^ 
keä gdangt M. Die Uefoerzeuguttg , welche früher auf 
materidfeni Wissen, glaubwürdigen Privatnachrichten und 
Kennitiiss der dSentlicben Stimme beruhte, wurde nunmehr 
auf den vorgeiegtai Beweis gekündet, so dass in Folge 
diesesr gerichiEchen Verhandlungen die Gesdiwomen jetit 
als Biehter für die Thatsaehe erscheinen oder als Urthei^ 
ler. Em zweiter wichtiger Umstand ist die gänzliche 
Aufhebung der Zeugenqualität der Geschwornen, indem 
die nur Kllmählig sich bildende Vorlegung von Beweisen 
dem ursprünglichen, Beraf der ßeschwomeo, aus eignem 
Wissen zu enlsdieiden, nicht derogiren konnte. Erst seit 
i6&0 ist in der Praxis firatgeslellt , worden, dass (fie 6e^ 
•sohwomen ihr. eignes Wissen, ihre mitgebrachte, Uebefv- 
Zeugung nicht mehr bei ilurer Entscheidung zu Hülfe nel^ 
«en dürfen, sondern verpfliditet sind, das, wassieetwu 
von speciellen, relevanten Thetsachen wissen^ in offener 
. GencUssätzun^ ak Zeugen auszusprechen. D r i 1 1 e ns buf- 
ben wir £e> Unveraatwortlichheit der Jury seit 1670, in- 
dem eist m diesem Jahre die bis dahin bestellende Pra^ 
JOS, sie mit.Bttssen m belegen, aufgegeben worden ist 
Diese Emanaqiiatidn der Jury steht in richtigem Zusam- 
menhange mit der kari vorher erioIgleB Auflidwig. der 
sZeageiiqualititt^ auf welche die aU» atlaittle und di^^nrae»- 
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rea Bussen sich grfiiid^en. Daneben isl endlich vier- 
t^en s für die Stellung ier Jury von höchster Wichtigkeit 
die seit dem . 1 6. Jahrhundert besjtehende und noch am 
Ende des 18. Jafarhunderls zwar nicht entschiedene, doch 
lebhaft geführte Controverse über die Scheidung von Tbat- 
Sache und Recht zwischen den Sichlern und.den Geschwqr- 
nen. Diese Controverse entwickelte sich aus der. Vorle- 
gung von Beweisen in Gegenwart der Geschwornen und 
dem Ansprüche, dass die Geschwornen aus den vorge- 
legten Beweisen ihr Verdict schöpfen sollten. Diese Be- 
weise konnten sich, nur auf die factischen Thatsacfaen be- 
ziehen, und weil das Verdkt die Resultate des Beweises 
ergeben sollte, liess sich daran der ScUuss anieiUpfen, 
dass^ die Geschwornen ■ nur über, das Faktische der That 
zu sprechen haben, nicht über die mit dem Falle seihst 
zusammenhängende rechtliche Beürtheilung. In diesem Sinne 
finden wir bereits in der andern Hälfte des 1 6. Jdirhun- 
derts als anerkanelen und ausgesprochenen Satz des com- 
mon law, that m^tters in fact shall be tried by Jurors 
and inatters in law by the judges. Durch r diesen Salz, 
der bis in unsere neueste Zeit noch behauptet wird (z; B. 
Forsyth), werden zwar die Geschwornen den RicMern 
gleichgestellt, aber mit einer Trennung der CosEquetenz, 
so dass Jene über das. Factum, die Richter aber daA Recht 
entscheiden. Diesem Satze steht jedoch die von uralter 
Zeil her bestehende Formel entgegen, dass die Geschwor- 
nen zu entscheiden haben , ob der Gefangene eines ge- 
wissen benannten Verbrechens schuldig sei, worin dem- 
nach ihnen zum allermindesten die Qualification , ob die 
That die gesetzlichen Erfordernisse des in der Klage an- 
gegebenen Verbrechens erfülle, zugewiesen zu sein scheint. 
Für disen Collisionsfall haben die Richter von jeher die 
Behauptung aufgestellt,, dass die Geschwornen sowohl in 
.Hinsicht auf die Legalität der vorgebrachten Beweise, als 
in Bezug auf die Qualification der in Anklage gebrachten 
Handlung sich nach* der von. dem Richter gegebenen Be- 
lehrung zu richten haben. Da nun aber d|e;6esffa^onien 
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in Hifisicbt ihres Yerdicls mit Unverantwortlichlceil begfabt 
sind, findet sich hier ein Widerspruch zwischen zwei an- 
erkannten Sätzen des englisehen Rechts, und es kommt 
darauf hinaus, dass (wie Forsyth sagt} die Geschwomen 
die Macht haben, aber nicht das Recht, gegen die rechte 
liehe Belehrung des Richters ihr Verdict abzugeben. Der 
im Jahre 1792 durchgestrittene Kampf wegen der Libelle 
hat hierin nichts entschieden. 

Wenn man übrigens das englische Institut d^ Jury 
bemrtheiien will, besendera ' in Bezog auf dessen Anwend- 
barkeit für andere LUnder^ genügt es nicht, zu wissen, urfe 
es jetzt gehandhabt wird. Man muss daneben nodi be^ 
Tücksichtigen, was die Engländer, welche doch ohne Zwei- 
fel das Institut am besten kennen, daran auszusetzen ha- 
1)en, und in welchen Stücken ^ine Aenderung entweder 
gewünscht oder vorbereitet wird. Wirklich zeigen sidi 
die jetzt zu erwartenden weiteren Fortschritte in Bezug 
auf das Verfahren mit Jury in England in mancherlei 
Andeutungen, die bereits sowohl in ernsthaften Parlaments* 
Verhandlungen, als in wirklichen gesetzlichen Anordnung 
gen nns vorliegen. An die Spitze zu stellen ist hierbei 
die Einrichtung des summarischen Verfahrens vor Frie- 
densrichtern, welche alle Mitwirkung von Jury ausschUessl. 
Sie ist im Ganzen auf raschere und mehr einfache Erle- 
digung von Criminalsachen berechnet, welche ihrer Natur 
nach nicht zu den wichtigeren gehören. In früherer Zeit 
wurde durch einzelne Farlamentsakten ein dergleichen Ver- 
fahren für gewisse Classen von strafbaren Handlungen or- 
ganisnrt, und obgleich Blackstonezu seiner Zeit be- 
reits diese Beeinträchtigungen der Jury beklagt, sind d och 
iSeitdem noch viele dergleichen Parlamentsakten erlas^sen 
worden. Man hat auch das Verfahren dabei in neneret 
Zeit durch dn eigenes Statut geregelt, und hierin zeigen 
sich bereits die Vorboten zu noch grösserer Ausdehnung 
dieser Einrichtung. Daneben können Wir auf die neuen 
Grafschaftsgerichte hinweisen, welche für Civilansprüche 
bis 60 Pfund in der Regel die Jury ausschliessen, also 
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eine Parallel» za den sammaruBchen Verfdureo baden. Ein 
zweiter, sehr wichtiger nnd weitgreifender Punkt, in 
welchem Veränderungen sich vorbereiten, ist die Veicsetzmig 
in Anklagestand, welche bisher auf den Indictments der 
grossen Jivy beruhte« Es ward darauf hingearbeitet die 
Thfitigkeit dieser Jury, bis auf wenige Ausnahmen, gänz- 
lich aufzuheben, und jene Function theils den Fried^nsrichr 
lern, theils den Gerichtshöfen zuzuweif^en. Wenn dieser 
Plan durchgeht, werden hiermit mehrflre nus de«i Mittel- 
alter herstraunende und noch jetzt wirksame Prinoipiefl 
untergraben. Das Incüctmei^, obwohl toii^ dem KUa^r ab-t 
gefasst, hatte bisher die Form und Bedentang einer pflicUT 
missigen Rüge der vom König b^ufenen giirossen Jury* 
Eine dergleichen Rüge begründete von Alters her die seeta 
Regis, und desshalb gilt der Anwalt des KUgers, welcher 
in der Gerichtssitzung den Beweis zu fUfarei^ hat, für Kings 
serjeant Sobald^aber die von dorn Verfolger (prosecntor} 
eingermchte Klage ohne Concurrenz einer (gössen Jury 
durch Genebmigung des Friedennriclitersoder des Geridit^ 
hofes ihre Zulfisstgkeit erhält, ist sie kein Indictment, was 
eine secta regis begründet, sondern eine biU od^ deda* 
ration eines PrivatankKigeni, und der dafür fungicende Saoh- 
walter C^^ounael) kann nicht als KöugS Anwidt gelten, 
indem die Privalai&faige (appellum) der alten Zeit niemals 
für secta regis angesehen worden ist. Ansaerdem wiirde^ 
wenn man dieses Project über die Metropole hinai»l uns-* 
dehnen will, eine neue Organisation der Friedensrichter zn 
juristisch gebildeten Beamten notbw^ndig werden. Etn drit- 
ter Punkt ist die Einführung öffentlicher Ankläger, indem 
bisher, mit geringen Ausnalunen, die von den verfolgen* 
den Privatpersonen berufenen Advokaten die Fübrung der 
Anklage zu besorgen haben. Daneben ist bereits vorge* 
kommen, däss städtische Jurisdictionen einen Advokaten, 
die Friedensrichter einer Grafschaft ihre derks m\ Füh-» 
rung der Anklagen in ihren Sitzungen beauCtragt heben, 
und diess steht unbedenkklich in Einklang mit den beste« 
faenden Grundsätzen. Desgidcben haben mannhe Bebördea 
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(z. B. die Münze, die Bank} und Privatv^reiiie fttr gewisse 
Vei brechen, die ihre VerhäUoisne beeiatrilehtigeii , eigene 
juristische, zur Verfolgung beauftKCigte iaHi<Htors» Dass 
aber diescis Geschäft, in der Regel 9igtKM da»« bevufeneii 
Staatobeafuten übertragen wearde, ist bisher von eoisichts^ 
vollen Juristen gewünscht werden, oksfi jedoch mt Aus- 
flihrung w kommen, obwohl die zur Zeit übVchea, von 
dem Klüger berufenen Advokaten in dieser Funktion oSi- 
cieU für Anwälte de^ Königs gelten, und sowohl in Schott* 
laad ala in Nocdawerika das System der Staat^nwätte voll- 
ständig recipirt ist. Eine Einiichtupg sofoher Art, dasa 
Staatsanwälte dazu bestimmt würden, den Beruf zu vertre-^ 
ten, welchen bisher der counsel des iMrosecutor hat, näm- 
lioh die Bew^sfüturung der voa einem Privatmann einge- 
brachten KJage in der itfi^nUiebni Gefichlssitzung würde 
sogar den zur Zeit geltenden Gcundaätzw des englischen 
Verfahrens volMändig entsprechen. Es ist ddier zu ver- 
muthen, dass nur Nebenrücfcsichten der Einführung der 
Staatsanwälte im Wege stehen, etwa der Gedanke, ihnen 
mehr als das soeben bezeichnete Geschäft zu übertragen, 
z. B. eine bitiative der Yerfolgui^ oder einen Antheil an 
der Voruntersiichung» was aBerdwigs^ vau den bisher gel- 
tenden Gniufbätzen sich etwas mehr entfiwieii wttvde. Viel- 
leicht hegt man Bedenken gegen einen Schritt, welcher 
sich dem infoisitoriscben Verfahren autfallend annähert, wäh- 
rend jetzt, theils in Wirklichkeit, theils nur scheinbar, accu- 
satorischc Grundsätze gelten. Ein vierter Punkt ist die 
Aufstellung von Rechtsmitteln und Gestaltung eines new 
trial in eigentlichen Criminalsachen, nachdem bereits ein 
Yerdict der kleinen Jury erfolgt ist. In England ist bif 
jetzt nur eine Appellatioasbebörde im Jahre 1848 zu Stande 
gekommen, wdche allerdings unter gewissen Umsränden 
zu einer Qissation.4es bisherigen Verfohrens und Aufstel- 
lung einer anderweiten Jury führen kann. In Amerika 
dagegen ist das new ü:ial für Criminalsache«! bereits zu 
einem hohem Grade von Ausbildung gelangt, und da in 
England dasselbe schon seit längerer Zeit in Civilsachen 
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reeipirl ist^ sogar filr eine weseirtliclie Vollendung des Ja- 
ryverfabrens gilt, ist die' Aussicht vorhanden, dass mit der 
Zeil auch das Criminalverfahren dieser Verbesserung theil- 
hftftig werden wird. Endlil^h fünftens liegt es nicht ausser 
den Gränzen der Möglichkeit, dass man mit der Zeit die 
Forderung der Einstimmigkeit aufgibt. Allerdings sihd.die 
Stimmen, welche sich in England gegen dieselbe erhoben 
haben, bis jetzt nicht zahlreich, weil der Spruch der Jury 
dadurch den bisherigen Anschein von Zuverlässigkeit ver- 
lieren würde. Indess liegt das Beispiel von Schottland 
vor uns, und findet keinen Tadel; in Malta hat der eng- 
lische Oberrichter daselbst die Majorität eingeführt und ver- 
theidigt; endlieh werden die in Irland so häufig vorkom- 
menden FiHe, dass bei politischen und agrarischen Ver- 
brechen die Jury, trotz aller Vorsicht bei Zusammensetzung 
derselben, ohne Resultat auseinandergeht, eine Abhülfe nd- 
thig machen. Bereits hat eine grosse Jury in Irland auf 
jenen Uebelstand aufmerksam gemacht und /von diesem 
Standpunkte aus die schottische Verfiahrüngsweise empfoh- 
len. Das letzte, was hier erwähnt werden kann, ist die 
vorher angedeutete Unsicherheit des englischen Rechts in 
Bezug auf die Competenz der Jury zur Entscheidung der 
in ihr Verdict einschlagenden Rechtsfragen. Bis jetzt pfle- 
gen im Ganzen die Geschwomen die ihnen gegebene rich- 
terliche Belehrung zu befolgen, und wenn sie in einzel-^ 
nen seltenen Fällen davon abweichen, wird nicht viel Auf- 
hebens darüber gemacht. Es scheint daher, als ob eine 
Aenderung oder Feststellung des Rechts in diesem Stücke 
zur Zeit noch nicht zu den gangbaren Ansichten gehört. 
Was aber mit der Zeit in England Rechtens werden könnte, 
wenn Öftere Erfahrungen auf den erwähnten Uebelstand 
aufmerksam machen, lässt sich für jetzt noch nicht pro- 
gnosticiren, und wir können nur daran erinnern, dass in 
Schottland und Malta bereits speciellere factische Fragen 
üblich sind, und in dem neuesten Gesetz von Neuyork 1850 
ausgesprochen wird, dass die Geschwomen die rechtlioheD 
Belehrungen des Richters zu befolgen haben. 



Digitized by 



Google 



MobI, Ittliftnifche Selurifteii Aber Gemeindewegeiu 309> 

X. 

Ilaliänische Schriften über Gemeindewesen. 

Von 
B« IHoU« 



Ricci, Giuliano, Del Mumcipio, eonsideralo come unitä demmiare^ 
ddla CUtä e däh Ntuione Ilaliana. Itvofno, Hp, Meucci, 1847» 
XLVL und 436 Ä rcy, S. - ' 

Accame, Fabio^ Del diriUo comunäie. Geima, iip» däia-sicu, dgi 

' irib. 1852. 287 S. 8. 

In keinem Theile unseres öiFentlichen Lebens hat sich 
die Verkennung des Daseyns und des Begriffes der Ge- 
sellschaft so schwer gerächt, als bei der Kirche und 
der Gemeinde. Da keine weitere Kategorie anerkannt war, 
als die des Staatlichen und des Privaten, so sollte sich denn 
auch die Kirche und die Gemeinde unter dieselben brin*- 
gen lassen. Weil nun aber doch die logische Unmöglich-^ 
keit hiervon wo nicht eingesehen^ so doch gefühlt wurde, 
so half man sich durch Theilen und durch Annahme einer 
staatlichen und emer privaten Seite dieser Verbältnisse* 
Diess hatte nun aber nrcbtblos eine Erschwerung der 
Uebersicht zur Folge, und eine auf wissenschaftlichem Stand« 
punkte barbarische Zerreissung. eines Organismus; sondern 
auch eine Reihe ^von praktischen Nachtheilen höchster Be- 
deutung. Einmal war, wenn «lan diese grossen Gestal« 
tungen des menschlichen Lebens nicht in ibr^m eigent- 
lichen Wesen, als gesellschaftliche Kreise» begriff, eine 
naturgemässe innere Ordnung dersielben nicht mit Sicher- 
heit aufzufinden und zu begründen. Es war bioser Zufall, 
wenn man das Richtige traf; und nur allzuleicht und 
allzuoft kamen fremdartige Einmisi^ungen ^aus der staat- 
lichen oder persönlichen Sphäre hei'ein^ Namentlich waren 
die Beziehungen zu deii einzelnen Angehörigen auf solch 
unklarer uYid Ungewisser Grundlage nicht nach einem aus- 
reichenden Grundsatze zu bestimmen und zu entwickeln. 
Eip zweiter Uebelstand war» dass ^ie Verhältnisse za 
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anderen gesellscbaftlichen Kreisen gar keiner verständigen 
Regel unterworfen werden konnten. Der ganze Begriff 
eines solchen Kreises fehlte ja, und so war man weder 
im Stande aufzufinden, welche Verhältnisse dieser Art in 
der Wirklichkeit vorhanden seien, noch hatte man von 
der Eigenthümlichkeit ihres Verhältnisses gegen einander 
auch nur eine Ahnung. Drittens und hauptsädiUch aber 
zeigten sich^ grosse Missstände im VerhäUidsse zum Staate. 
Und zwar nach doppelter Seite bki. Einmal fehlte es an 
bewusster und fester Klarheit Über die Forderungen von 
Schutz und HQlfe, welche die Gemeinde oder die Kirche 
nach ihr^m innern Wesen an den Staat zu machen be- 
rechtigte sind. Da man, wie gesagt, nur die Kategorieen 
der etittelnen (physischen od^r mofÄüschen) Persönlichkeit 
und des Staates, als Einheit dieser einzelnen Persönlichkei- 
ten, hatte; hiev* aber thatsächlich, wenn schon nicht recht 
begriiTevi, ern von beiden wesehtlicfh verschiedenes Etwas 
vorlag : so tappte man umher in uneiiii^klichem {Schwanken 
zwischen dem Bedürfnisse einer logischen ENirchführung 
des einmal bestehenden, freilich falschen, Ausgangspunktes 
und den Forderungen des praktischen Instinktes. Man 
war also folgewidrig, und befriedigte doch nicht immer, 
weil man eben den fechten Punkt nicht kannte. - Auf der 
andern Seite aber würden die Rechte des Staates auf Ein- 
und Unterordnung unt^r seinen Einheitsbegriff und seinen 
Befehl auch keineswegs festgestellt. Dass sich eine Kirche 
öder eine Gemeinde zum Staate nicht verhielt wie ein Ein- 
zelner, war einleuchtend; und ein einfacher Theil des 
StaatsorgaViismus wliren sie doch auch nicht. Daher bald 
ein Uebergreifen der staatlichen Befehle in Fremdartiges, 
bald ein Zurücktreten, wo eine strenge Aufrechteriialtung 
der Einheit nölhig geworden wäre. 

Es ist hier nicht der Ort, im Einzelnen auseinander 
zu setzen, wie diese Unklarheiten im Verhältniss zur 
Kirche durch das hierarchische Element in derselben 
theils beseitigt, theils missbraucht worden ist. Was aber 
die Gemeinden betrifit, so ist lediglich in dem Ver- 
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kennen ihres geseHscbaf^hen Grundgedankens die Ursache 
des bis auf den heutigen Tag dauernden Streites über 
die richtige Stellung derselben im Staate» so wie der 
schiefen wissenschalHichen Auffossufog ihrer rechtlichen 
Natur zu suchen. — ]A erster Beziehung stehen sich be- 
kanntlich zwd Systeme schrei gegeiMber, das eine — es 
ist namentlich in der französischen Gesetzgebung festge- 
halten — betrachtet und behandelt die Gemeinden nur ab 
einen Theii des Verwaltnngsorganismus, ihre Harkung als 
die unterste geographische EinAeiläng deis Staatsgebietes, 
ihre Beamten als Staatsdiener. Das entgegengesetzte — 
in England befolgte — nimmt gar keine Rücksicht in den 
Staatseinrichtungen auf sie, betrachtet sie Us Zufälligkei- 
ten und pritilegjf te Ausnahmen, ihre Beamte als Organe 
einei' Privatgesellschaft. Ein drittes gemischtes System aber, 
wir können es das deutsche nennen, sucht mit offenbarer 
logischer Folgewidrigkeit allein mit richtigem praktischen 
Takte beides zu vereinigen, indem es die ursprüngliche 
private Eigenschaft der Gemeinden anerkennt, dagegen «ie 
und ihre Organe nach Zweckmässigkeitsgründen auch für 
Staatszwecke örtlich benützt. Unter diesen verschiedenen 
Auffassungen und über sie ist dann in Theorie und Leben 
fortdauernd Hader und Unklarheit. Je mehr ein Gesetz- 
geber das privatrechtliche Element vorwalten lässt, als desto 
liberaler gilt er; als ein um so gewitzigterer Staatsmann 
aber, je mehr er in die 'Verwaltungsmaschinerie hinein- 
zieht. — Eine nothwcndige Folge der Verkennung des 
eigentlichen Wesens der Gemeinde ist es aber, wenn die- 
selbe juristisch nicht als ein eigenthümliches (^gesellschaft- 
liches) Verhältniss, sondern als eine privatrecMliche Kor- 
poration anfgefasst wird, und nur darüber Meinungsver- 
schiedenheit ist, ob sie der römischen oder der deut- 
schen rechtüchen Art der Korporationen angehöre. Daraus 
gehen denn eine' Menge von privatrechtlichen Sätzen her- 
vor, weiche technisch völlig richtig abgeleitet seyn mögen, 
aber der Natur der] Gemeinde, d. h. der naturwüchsigen 
firuppirung der räumlich Zusammenlebenden um den Mit- 
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lelpunkt der au$ diesem Zusammenleben eatotebeoden la-* 
teressen, lediglich nicht entsprechen. 

Um hier zu einem gesunden Zustande zu gelangen, 
bleibt kein anderes Mittel, ds die ganze bishe|*ige Auf- 
fassung des Gemeindelebens, die politische sowohl als die 
rechtliche, zp verlassen, sich fest und mitten in den Begriff 
des gesellsch^af tlichen Lebenskreises zu stellen und 
nun , von diesem Punkte aus zuerst das eigenthümliche Wesen 
desselben zu bestimmen, dann die inneren Verhtltnissa 
zu den Mitgliedern und Organen zu begründen, ferner 
die Beziehungen zu andern gesellschaftlichen Kreisen recht- 
lich und politisch zu ordnen, endlich Rechte und Pflichten 
gegenüber vom Staate festzustellen. Diess Alles kann keine 
grosse Schwierigkeit haben , sobald man nur anerkennt, 
dass die Gemeinde eine gesellschaftliche Gestaltung ist, und 
dass diese Gestaltung ihr ganz eigenes, von dem der 
Persönlichkeit und dem des Staates gleich weit entferntes 
Leben, also auch ihr eigenes Recht hat, welches weder 
Privat' noch Staatsrecht ist. — Wenn die in der neue- 
sten Zeit so lebhaft erwachte Beschäftigung mit der Ge- 
sellschaft^ und ihrer Wissenschaft gar keinen andern Nutzen 
hätte, als die Möglichkeit, diese Ansicht von dem Wesen 
der Gemeinde zu fassen und zu »begründen, so würde sie 
sphon viel leisten« Die Gemeinden sind, in den meisten 
Staaten europäischer Gesittung wenigstens, ei^e so all- 
gemein verbreitete Anstalt; ihre richtige oder unrichtige 
Verfassung und daraus folgende . Handlungsweise hat für 
jeden Einzelnen so viele Annehmlichkeiten oder Wider- 
wärtigkeiten; endlich ist ein richtiges Einfügen derselben 
in die Staatseinheit für den Staat eine so grosse Fraga 
der Kraftordnung und Pflichterfüllung, dass eine endliche 
grundsätzlich richtige Bestimmung ihrer Rechte nicht hoch 
genug angeschlagen werden ketnn. Es ist bi$ auf die 
jüngste Zeit viel experimentirt worden mit denGemeindeord-» 
nungen, auch in deutschen Staaten, ohne dass man «in zu- 
friedenstellendes Ergebniss erzielt hätte. Ich bin nun aller- 
dings nic^t naiv genug zu glauben, dass die Störung bis* 
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beriger Zustände, welche dem Hookioiatbe and der Selbst- 
sucht schmeichelten, freudiger aufgenommen worden wäre, 
in Ständeversaihmlungen und Provinziallandtägen weniger 
Widerstand gefunden hätte, wenn nur der Gesetzgeber 
von dem richtigen Begriffe der Gemeinde als eines ge- 
sellschaftlichen Kreises ausgegangen wäre. Aber so viel 
ist doch auch gewiss, dass die neuen Ordnungen auf die 
Tbatsachen mehr Rücksicht genommen und an die Natur 
der Dinge nicht so unbarmherzig, die Sdiablone eines will- 
kürlich aufgestellten Begriffes gelegt hätten, wenn sie 
die Gemeinde als eine naturwüchsige Gestaltung, welche 
somit je nach den vorhandenen Elementen sehr verschie- 
den seyn kann, nicht aber als eine politische, nach dem 
Bedürfniss und nach dem Willen des Staates bestimmbare 
Anstalt aufgefasst hätten. Auch würde sich die freisinnige 
Widerspruchsparthei in mancher Kammer unnöthige Kämpfe 
haben ersparen können, wenn sie eingesehen hätte, ^ass 
die gesellschaftlichen Verhältnisse überhaupt in verschie- 
denen. TheUen eines grösseren Staates sehr abweichend 
seyn können; diess dann aber auch auf die natürliche 
Gestaltung des räumlichen Zusammenlebens grossen ;Ein- 
fluss ausüben darf, ja soU. Ist es doch , wenn ich mich 
nicht sehr irre, eine der nothwendigsten Folgen, wekhe 
die allmählige Verbreitung richtiger gesellschaftlicher Theo- 
rieen haben wird, dass Diejenigen, welchen es um Herrr 
Schaft des Rechtes und um verständigen Fortschritt zu 
thun ist, von manchen falschen Auffassungen und hohlen 
Abstraktionen werden befreit werden, ohne dass sie dess- 
halb irgend ihre Gesinnung , und ihr Streben im Ganzen 
zu ändern toauchen. - . . . 

So weit sind wir denn freilich noch lange nicht, weder 
in. der Gesetzgebung und in den Ständeversapamlungen, 
noch auch nur in der Wissepschaft und Literatur. Der 
Begriff der Gesellschaft hat nach innerer Ausbildung und 
nach äusserer Anerkennung zu ringen ; und die Anwen- 
dungen der neuen Lehre auf die einzelnen Lebensver- 
hältnisse, 2. B. auf die einzelnen Recbtstheile , ist noch 
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weit zurück, ja kaum beg^onnen. So denn natnentlich auch 
in AHem, vras das Gemeindelebcn belrHft. Wenn wir auch 
bereits einzelne Anfönge einer Umgestaltung der Begriffe 
und der FolgesSlze in diesem Theiie des Rechtes besitzen, 
so ist doch von einer allgemeinen Anerkennung des Stand- 
punktes der Gesellschaftswissenschaft noch keineswegs die 
Rede. Und namentlich schb'esst srch noch unsere ganze 
Literatur über positives Gemeinderecht an die früheren 
Grundsätze an, erkennt die getheilte Natur der Gemeinden 
als theils privatliche, ' theils staatliche Anstalt, und^falsst sie 
in erster Beziehung lediglich als Korporationen, je nach 
den Bestimmungen des Landesrechtes, auf. Es wird also 
noch lange dauern , lehe die beiden grundverschiedenen 
Richtungen zu einer in sich einheitlichen Literatur zu- 
sammenwachsen. ' 

Dieser innere Zwiespalt zeigt sich denn nun auch 
grell genug in den beiden italiänischen Werken, deren 
Titel Eingangs angegeben sind. Während ftr. Accame 
sich einfach auf die bisherige Grundlage stellt, hat Hr. 
Ricci einen wichtigen Beitrag zXir Ausbildung der ge- 
sellschaftlichen Lehre gegeben. Es besteht also , wohl 
bemerkt, der Unterschied nicht etwa nur darin, dass der 
Erslere ein positives (das sardinische) Gemeinderecht giebt, 
der zweite aber allgemein theoretische Erörterungen an- 
stellt; sondern darin, dass Hr. Ricci, wenn auch nicht 
unter dieser Wortbezeichnung so doch der Sache nach, 
die gesellschaftliche Auffassung vom Wesen der Gemeinde 
hat, Hr. Accame dagegen einfach die staatliche Theorie sei- 
ner Darstellung der positiven Gesetze zu Grunde legt. — Eine 
kurze Besprechung der beiden Werke wird aber, so hoffte 
ich, manchem unserer Leser nicht unangenehm seyn, da 
unsere Kenntniss itahanischer Werke so lückenhaft und 
verspätet zu seyn^ pflegt, und sicherlich nicht Mos der 
Schreiber dieser Zeilen bis kürzlich, sondern auch der Eine 
und der Andere, der sie liest, noch jetzt mit dem Werke 
von Ricci unbekannt blieb, trotz dem, dass es nicht ganz 
neu mehr ist, und trotz seiner hoheif inneren Bedeutung. 
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' Nur noch eine knhEe Zivischenbanei^ting, welche ziu^ 
genauen Zurechtfindung über die'wissenschaÄliche Stellung 
der beiden Bücher beitragen wird. Das italifMiscbe Ge^ 
xndndeleben hat in staatlicher Beziehung eine dreifache 
Bedeutung. Einmal finden sieh hier, durch das ganze 
Mittelalter hindurch, viele Beispiele der merkwürdigen 
Staalsform, dass eine Gemeinde zu gleicher Zelt regie- 
rende GewäK ist ober unterworfene oder sonst zuge- 
wendete Landstriche. Zweitens sind auch die Pflie nicht 
selten, in welchen die Getneinde, als solche, die Beschrän- 
kung der regierenden forstlichen Gewalt übernahm. End- 
lich drittens ist, freilich erst in der' neueren Zeit, die 
Gemeinde zum überall nöthwendig bestehenden letzten 
Gliede^ des staatlichen Organismus gemacht worden. Alle 
drei Beziehungen finden sich auch einzeln anderwärts. 
So z. B. die regierende Gemeinde in der Schweffi und 
im deut-schen Reiche ; die beschränkende Gemeinde in den 
Niederlanden des Mittelalters ; die verwaltete und regierte 
Gemeinde jetzt - überall. Allein vereinigt sind alle drei 
Beziehungen nur in Italien« Somit wäre denn "ein Werk, 
welches das italiänische Gemeindeleben nicht nur grund- 
sätzlich richtig, d. h, als gesellschaftliche Gestaltung, son- 
dern auch in aüen seinen Beziehungen vollständig dar- 
stellte, ein Beitrag von der höchsten Wichtigkeit flir die 
in jeder B^iehtmg vollkommene Einsicht in das Gemeinde«- 
leben als aligemeines menschliches, als weltgeschichtliches 
Yerhältniss. — In diesrem umfassenden Sinne behandelt 
nun allerdings keiner unserer beiden Schriftsteller seinen 
Gegenstand, wenigstens so weit ihre Arbeiten bis jetz^ 
vorliegen. Hr. Accame beabsichtigt ganz einfach nur eine 
Darstellung des modernen Gemeindelebehs eines bestimm- 
ten Staates, somit nur eines Falles der Verwendung zu 
untergeordneten Verwritungszwecken. Hr. Ricci dagegen 
hat sich zwar eine umfassende Aufgabe gestellt, allein in 
dem bis jetzt nur den kleineren Theil derselben wirklich 
gelöst. Wenn er nämlich, wie es scheint, beabsichtigt, 
tim Geschichte der Einwirkung der Gemeinden auf die 
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gesammteii italittnischen Zastände sdt dem Untorgange des 
weströmischen Reiches za schreiben: so hiit er bis jetzt 
in dem oben genannten .Werke nur eine theoretische Vor- 
arbeit geliefert, upd auch diese beschttftigt sich nur mit 
Einer Seite des Gegenstandes. Er fasst nMlich wesent- 
lich die gesellschaftliche Natur der Gemeinde ins Auge, 
und bespricht das Verhältniss zum Staate nur ,wie jede 
andere äussere Beziehung der Gemeinde ; diess aber auch 
wieder nur hinsichtlich der Theilnahme an den Freiheils* 
rechten^ nicht in der Unterstellung einer regierenden Ge- 
meinde. Es ist sonnt, selbst wenn man beide Werke mit 
einander verbindet, keine Umfassung des gesammten ita- 
liänischen (Semeindelebens durch sie gegeben. 

Betrachten wir nun aber näher, wie und was diese 
Schriften positiv sind. 

Hi% Accame (Advocat und Professor des Verwal- 
tungsrechtes an der Universität Genua) giebt eine syste- 
matisch geordnete Darstellung des gültigen Gemeinderechtes 
im Königreiche Sardinien, so wie dasselbe zuletzt durch 
das Gesetz vom 7. Okt. 1848 geordnet worden ist. Er 
eröffnet seine Arbeit mit einer kurzen geschichtiichen 
Uebersicht über die früheren piemontesischen Gemeinde- 
ordnungen, S. 7—24. Hierauf folgen, S. 26— 33, all- 
gemeine Begriffe über Gemeinderecht« Endlich wird in 
drei grossen Abtheilungen die Lehre von der Bildung 
und Auflösung der Gemeinden, S. 34 — 45; von den öffent- 
lichen und privatrechtlichen Forderungen und Pflichten der- 
selben, S. 45 — 142; und von dem Organismus der Ge- 
meinden und ihren Behörden, S. 143 — 282, gegeben. — 
Es wäre sehr ungerecht, der Schrift das Verdienst gros- 
ser Klarheit und verständiger Ordnung der Gegen- 
stände bestreiten zu wollen. Ebenso muss dein Verfasser 
nachgerühmt werden, dass er keineswegs sich mit einer 
trockenen Aufzählung der gesetzlichen Bestimmungen be- 
gnügt , sondern sich ein dreifaches wissenschaftliehes Ver« 
dienst um seinen Gegenstand erwirbt. JEinmal giebt er 
fortlaufend eine sehr genaue, scharfsinnige und aus dea 
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richtigen Quellen geschöpfte Erklärung der gesetzlichen 
Bestimmungen. Zweitens entwickelt er die rechtlichen Fol- 
gerungen des Gesetzes nach allen Seiten hin; und zwar 
sowohl dann, wenn bereiti? im Leben einschlagende FftUe 
vorgekommen sind , als auch wenn zunächst noch nur 
theoretischen Scharfsinn einen zweifelhaften oder schwie- 
rigen Punkt auffindet. Endlich bringt er die nöthigen 
literarischen Nachweisungen bei^ wo dann ausser den 
embeimisehen Schriftstellern namentlich die französischeii 
Autoren über Verwaltungsrecht benutzt werden. Es bik 
det also' das Buch seinen unmittelbaren Gegenstand 
wissenschaftlieh durch, und ist ttberdie^s ein Beispiel 
Ton guter Behandlung eines staatsrechtlichen Gegensten-^ 
des. Vorlesüngen^ über Yerwaltungsrecht in diesem Geiste 
können Hrn. Accame mir zu grosser Ehre gereichen 
und sehr belehrend seyn für die künftigen Verwal- 
tungsbeamten und Bichter. — • Wenn ich irgend eine Aus-^ 
Stellung an der Arbeit machen dürfte Qhren- beschränk- 
ten Zweck einmal zugegeben), so wäre es blös die, dass 
der Begriff der Gemeinde lediglich als ein staatsrechtlicher 
aufgefasst. ist. Der Verf. erklärt die Gemeinde, S. 26, für 
„eine politische Gesellschaft, welche im Schoosse einer 
grossem politischen Gesdlschaft, Staat genannt, lebt und 
einen Bestandtbeil derselben bildet.^ Ist nun auch richtig, 
dass das sardinische Gesetz, wenn es auch nicht völlig 
so weit geht als das französische, die Gemeinden wesent- 
lich aus dem Gesichtspunkte einer Staatsanstalt betrachtet; 
so zeigt doch schon die Aufführung der den Gemeinden 
obliegenden Verpfliditungen, dass dieselben ein über die 
Gränzen der staatlichen Thätigkeit hinausreichendes Leben 
haben. Jeden Falles, meine ich, wäre es sehr an der 
Stelle gewesen, in den allgemeinen Erörterungen die verr* 
schiedenen möglichen Systeme zu bezeichnen und zu wür- 
digen. Vielleicht hätte dann der Verfasser selbst schon 
eine weniger aussehliessende Ansicht gefasst; unter allen 
Umständen aber wäre das von der sardinischen Gesetz- 
gebung gewählte System um sodeuSieher in seinem Wesen 
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hervorgetreten. So wie die Dinge jetst liegen, ist die, in 
anderen Beziehungen sehr gelungene und' verdienstliche, 
Arbeit des Verfassers eine Verstärkung und Bekffiftigung 
einer £ehandlungsweise, deren Umsinderung zu wünschen 
isl^ selbst auf dem rein rechtlichen Gebiete, 

In hohem Grade und sehr freudig überrascht ward 
ich bei näherer Bekanntschaft mit dem Werke des Hm, 
Ricci, eines jungen Advokaten in Livorno. Nich^f 
vorbereitet durch den mir unklaren Titel, und mtfUng-» 
Üch etwas irre gemacht durch eine fremdartige Ter^ 
minologie, war ich bald eri^aunt, hier ein vortareffliches 
und sehr umfiasaendes Werk aus dem so wichtigen und 
doch noch so wenig bebauten Gebiete der Gesell- 
Schaftswissenschaft zu inden. Der Inhalt des 
Buches gebt weit über den Titel hinaus. Es besehränkl 
sich nämlich dasselbe keineswegs auf eine Erörterung der 
Gemeinde, als eines gesellschaftlichen Kreises; sondern eg 
behandelt die sämmtlichen vom Verf» als bestehend und 
berechtigt anerkannten Lebenskreise dieser Art, und zwar 
nicht blos in ihrem Verhalten zum Staate, ^sondern über- 
haupt zu allen menschlichen Verhältnissen. Diess Alles, 
aber ganz. frei und allgemein, und nicht etwa, wie der 
Titel auch hier irre führen könnte,, nur in ausscbliessender 
Beziehung auf italiänische Zustände, wenn allerdings auch,, 
(wie nicht mehr als billig ist}, mit sehr häufiger Berück- 
sichtigung derselben. 

Es ist äusserst merkwürdig, dass der Verfasser, ohn& 
irgend eine . Eenntiuss zu haben von den deutschen Ar- 
beiten, über die Gesellschaftswissenschaft, (z. & von Stein, 
AhrenSi Widmann, Biehl, dem Verf. dieser Zeilen) und 
denselben sogar zum Theile vorangehend, sich ^mz die- 
selbe Aufgabe gesetzt hat, und dass er dabei zu sehr 
übereinstimmenden Ergebnissen gelangt ist. Namentlich 
darf ich mich darüber freuen, in meinem Versuche, den 
Begriff der Gesellschaft wissenschaftlich festzustellen, einen, 
so tüchtigen Bundesgenossen gefunden zu hAen. Da 
nun offenbar auch von uns Deutschen bei im Arbeiten. 
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. über. Gesellschaft Keiner irgend eine Kenntaiss von dein 
Daseyn des italiäiusohen Werkes hatte» so ist die Zusam- 
menstimmung um so überraschender uad haben gleiche 
Ergebnisse eine sein* grosse Vermuthung der Richtigkeit 
für sich. 

Einer Aaseinandeisetzung de$ Inhaltes des Buches mass 
vor All^m eine Verständigung über den Spracl^ehrauch 
des Verfassers vorangehen, welcher nicht nm* wesentlicli 
verschieden ist von den in Deutschland üblichen Bezeich- 
nungen, sondern auch, wenn ich.diess recht beurtheile, 
von den gefvöbnlichen itaU|iniscbeq. Es spielt i^mlich daf 
Wort unitä ed^ unitä elementare b^i. dem Ver- 
fasser eine sa grosse BoUe> ujod wird in so verschie- 
denen Beziehungen gebraucht, dass eine genaue Festslel-« 
lung des Sinais unentbehrlich ist — Vor Allem ist denn 
zu bemerken, dass das Wort nicht in dem Sinne von 
Einheit, sondern nur in dem von Ve r e i n i g u n g, (als Ge- 
gensatz von aiomistiscbem Nebeneinanderliegen}, gebraucht 
wird. Hieraus erklärt sich denn, wie der Verfasser un- 
terscheiden kann zwischen unitä elementari generali 
und u. e. pacticolari, wo er dann, unter den erstem 
diejenigen Vereinigungen versteht^ welche eine Gesammt- 
heit umfassen, unter diesen aber solche, wo irgend ein 
Theil .eines grösseren Ganzen doch innerhtdb dickes Ganzen 
besonders verbunden ist. Von solchen unita elementari 
generali bespricht er nun zwei, nämlich die u. e. poli- 
tica und die u. e. naziopale. Jene ist der Staat; 
wobei aber wieder die merkwürdige Unterscheidung von 
stato und cittä gemacht wird, je nachdem nämlich bei 
der politischen Vereinigung die Regierungsgewalt oder dici 
Gehorchenden ins Auge gefasst werden; ([etwa in der 
Art also, wie wir den Staatstheihehmer als Unterthanen und 
als Bürger betrachten). Die u. nazionale aber ist dem 
Verft die Vereinigung gleichartig Lebender, also die Na- 
tionalität, welche mit dem Staate keineswegs nothwendig 
zusammenfällt, grösser und kleiner seyn kann, als er« 
Was nun aber die unita elementari particolari betrURi 
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SO unterscheidet der Verfasser zunächst wieder paisisive 
undatti ve. Jene sind solche, welche lediglich zum Behufe 
des Gehorchens gebildet sind, z. B. die sämmtliehen einer 
Behörde Untergeordneten. Die u. attive dagegen sind 
solche Vereinigungen , deren Leben zur Hervorbringung 
tind Erhaltung des gesammten Staatslebens erförderlich ist 
und auch wirklich beiträgt. Von der ersteren Art giebt 
der Verfasser kein Verzeichniss, beschäftigt sich auch wenig 
damit; dagegen zählt er die, seiner Meinung nach, be- 
stehenden sieben u. attive auf. Es sind aber : die patriziscfae 
Familie; der Stamm (tribü); die Kaste; die Korporation; 
das Lehen ; der Verwaltungsbezirk Cdistritto) ; die Gemeinde 
(munizipalitji). Weitere erkennt er, wenigstens (Ür Italien, 
flicht an , bekämpft namentlich ausführlich die Annahme 
einer Einheit der Provinz. — Es ergiebt sich also, dass 
dem Verfasser das, was wir im Deutschen einzehie ge- 
sellschaftliche Kreise, Gestaltungen oder Vereine 
nennen, ^unita elementari attive'' sind; und dass er für die 
G^sammtheit dieser einzelnen gesellschaftlichen Kreise 
bei demselben Volke und in demselben Staate, also für 
die Geisellschaft, keinen Ausdruck hat, indem sowohl citti 
als unitft nazionale wesentlich verschiedene Begriffe be- 
zeichnen. 

Was nun aber den Inhalt des Werkes betrifft, so 
muss zwischen der Einleitung und der Abband- 
Inngselbst wohl unterschieden werden. Beide hängen 
kaum zusammen. 

Die Einleitung enthält nämlich eine Reihe von 
kttrzern Ausfährungen verschiedener un(^ verschiedenar- 
tiger politischer Sätze, welche keinen andern gemein- 
schaftfichen Mittelpunkt haben, als dass sie sich alle auf 
Italien beziehen oder darauf angewendet werden. Sodann 
einen, mehr geistreichen als wahr geführten, Beweis» 
dass Italien eine ununterbrochene innere Einheit der Na- 
tionalität behauptet habe, von den ältesten Zeiten bis 
heute* Femer Betrachtungen über die physischea Grund- 
hgen eines Staates; namentlich eine gegen Montesquieu ge« 



Digitized by 



Google 



tf ohli llBliiiii0c]M Schriften fib#r €!eneiiid«Weieii» Ml 

richtete AQSlbhnuig, da&s das Klima wohl ittr ilie £in« 
Keinen, nicht aber für die slaallichen Zustände von Be- 
deutung sei. Erörterungen über Entstehung und Arten 
der Staaten ; über das Verhältniss ton Religion und Staat 
ü. s. w. Der einzige Theil dieser Einleitung, welcher in 
ndberer Besiebung zur' Hauptabhandlung steht, »st eine 
Erörterung über die kleineren Vereinigungen, welche 
aich im Schöosse der grossen Staatsgenossenschaft bilden. 
Allein auch diess greift nicht tief ein. Zwar setzt der 
Verf. kurz auseinander, dass und warum er- die oben 
bereits genannten sieben gesellschaftlichen Kreise in Ita*- 
Hen annehme; allein er geht bald wieder zu anderen 66-> 
daidcen über. — Es ist somit diese Einleitung zwar viel- 
üxHk anbrechend durch Geist, schöne Darstellung und 
lebendige Vaterlandsliebe; es mag seyn, dass sie in Ita- 
lien mit besonderer Theilnahme gelesen wird; es werden 
sieh endlich^ vielleicht, bei späteren Werken des Verfassers 
die unmittelbaren Anwendungen ergeben: allein so wie 
jetzt die Sache liegt kommt, die Einleitung theils für den 
Hanptgegenstand des Werkes , theils für uns Niohtilaliänep 
nicht viel in Betracht. 

Desto mehr muss denn aber die Hauptabhand- 
lung selbst die Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Ich 
stehe nicht an, die Behauptung aufzustellen, dass wir in 
keiner Sprache eine Schrift über Gesellschaftswissenschaft 
besitzen, welche auch nur ^tfernt die Vielseitigkeit deir 
Betrachtung, die Menge von neuen Gedanken und die 
Kraft und den Geist der Aufftissung hätte, wie dieses Werk 
von ftkci. Von unseren deutsehenSchriftsteUem namentüoh 
fassen, wie bekannt, Stein nnd Widmann die Gesellschaft 
überhaupt nur an der wirthchaftlichen Seite; Ahmis hat 
erst die Anflitige seiner Entwicklung geliefert; und Rtehl 
bat sich mehr eine geistreiche Schilderung des gegen- 
wärtigen Zustandes einiger gesellschaftlichen Kreise zum 
Gegenstande gewählt, als eine allgemeine Erörterung des 
ganzen reichen Verhältnisses. Keiner derselben hat die 
Gemeinde auch nur genannt als einen gesellscbaftUcben 

iOrU, ZtüstUf. f. Msekm. XZF. £4. U, Bfl |g 
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lürds. Un«wei{elb»ft haben diese USnaer ü^r bßdenteod« 
Vei di9ii9te ttm die Gesellficbaftswisse^ch^ft, und zum Tbeil^ 
solcbe, von welchen . der ItaliAner, wie e$ scheint, keine 
Ahnung bat Abef sie werden bei unpartbtöseher Fr^fqng 
selbst einräumen, d(is$ unter; den bi» jetzt vorbandenen 
Sohriften in die^m neu^n Fache die erste Stelle denFrem^ 
den gebührt 

Einen ricUigen Begrif.von dem Inhalte de$ .Rachel 
m geben, ist freiUch fiebr jEK^hwer, oder vietaftehriganv 
unmöglich, wenn nicht ein öbermäsmger Raum dia^t i« 
Anspruch :geiiomoien werden kau» uitd witt. Mögen un** 
sere Leser i^ daher mit folgenden Andeutun^gen her* 
gnilgeu, die freiUch am Ende nicht viel tauglicher sind 
zw Erveichung jenes Zieles, ab der bekannte Ziegel dMI 
dienen konnte, einen BegprifF von Hause m geben. 

Vor Allem denn die Bemerkung, dass di^ Verl. zwar 
altordinga xunäobat die 6 em e i n d e in aUen Uirea ScH 
idehungen zum Übrigen menschlidien Leben zu beiipvecheu 
be^bsiditigt, und auch diese Aufgabe verständig und. mit 
hesQUdäier Ausführlichkeit durchführt; dass er fd»er'Aena$ 
Yerhältniss nfeht allein erörtert, sondern auch die sämmtrr 
liOben übrigea von ihm akigenoHimenen geseUsobaflQchen 
^eise, Er ist näinNch, und zwar gewiss sehr mit Recht| 
der Ansidit das» er jenen seinen Haupt^egensfeand niokt 
richtig darstetlen könne, w^nn er nicht alle Fragen, wefa^ht 
sich in Beziehung auf dieaen aufwerfen, gleichmässig bei 
den verwandten yeriiäitnissett erörtere« Auf diese Weiftt 
ilt es gekoimnen> dasisf uns statt einer Abhandlung mMtf 
daii Gemeintdeweseot eine aUgemteiiie GeseUschaftswftseor 
Sidiftft zu Theil geworden isi ' 

Den.lUhall sdner Abbandlmig Uieia derVerfusM^ iai 
vjer AkH}hniUe. Ber eilst« enthält 4» Begf if fabelst im^t 



1) Wenn die ganae Abhandhnig oder Tielwchc da« faisw seMr 
ftlndige WerJ( nar ali ein „erster Theil'' übeiichrieben ist: so besi^ 
sich diess auf den oben bereits angedeuteten grossem Fiaa des Ver- 
fassers, die Geschichte der italiänischen Gemeinden und ihres Einflusses 
atif die Geschicke und Zustfinde des Landes zu ichrefben. f>iue Ge^ 
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mungeii vni das Wesen der venKdkMen^Qv 8fi9ßiBr^ 
schaftUobM Krfise/ Er begr^ Binhveba, Kupitejl» v^ü 
welchen wenigstens Kaes jedem der. sieben vom ¥erf<isseic 
angenomineiien Kreist /gawÜiiiet i^ der Geneinde eber eäi 
besonders grosser Raunw Es. wird a^er iM^^tms dai 
We^en dieser Geslaltwgen, ihre Bedeutung fitar mevsch- 
li^^ Zweokebi ibreLebe9%sIa*^Ugkei|ii.s.w^bef|^oeheih so»:^ 
dem nan^entlicb «ubcb U|r f^^Een^itips*! Verhüi(||i«ry ihre 
9iowirkiiuo(g fMtf fmndw^.«fdtt€hibr U«terg:a9g e4et, ridh* 
^gei- gasj^ooben^ ihr UebergaMT ^ andete Lob^msoicht 
imgen. In ^inew ^gemtk Ks^if^Ht dm 17tejR| erhülUMH 
wir die An&idit des Yerfasseis^ über diii beste fieiMiiidcN 
ordgu^ig. -* J^ zweüieft Absobnitte (K^ 18— »7) wH 
dMS YerhäUn^ der ^Yer^inigiiiigen^ w dev Gesdi»»tr 
beit der ^nt^rthan^en (z^ dev t<^Hta^} besprecheoA 
Ei» sind diess aber andefe Seziehaagieii , eis WioM, did 
Hehr:f^ deir Leser erwertet, oümlieb di^ gegensei^gM 
Yerhäjftnisse der sieben Ge^ellsoheftskreifi^ ^n def ^StttiielH 
keity mi Gesittung, apmr Wirtbsebaft, mm hwm Onßfi 
^Bjnien^}, «iHllicb w flen Ky^t©». --* Per djitw ib^ 
sdioMt bespj^i^ht in ^cht J^epitel» . (2$ ^ 35} des Yetff« 
IfäMss^ der GeselhfPb^ mr Nation alit»(. Die bavfdf? 
säehHcbsten der hier ab^;irtiindet|en Fri^en sinijb: dae Vet^ 
bait^' der ejnzelnen Kreiae an| jp^liiMiatenKriegenf wd AM«^ 
pdtUeee; jhi der natienalen Sp'eehefQd Literatn«; sen 
Geschichte und jgr^nernflg desi YoDies. -;- Der vjerta 
Al)S$ihnUt endUfib ejf^m die BesiebtiiiBeii ißi GesetticfaafI 
zsm Staate ala R^g^e^rEngsgeweU Cstato> In 
zwölf Kapiteln wird IMas;^ 9nw Theil« lebr i^iMMilkb^ebf 
l^etracbtetp ; wie sich die amzelneii fes^lscbnfltipbe» Kreise 
teKhattan 4u dw FrejheitSirecbten« dar fitOnpei^ zp 4m ^mh 



tiißlM^ie^ $o\] ^ s^ weite Jhäk ueyi?) fa|]» cff a« 9taMe hHkaw^ kit^ 
Bossen ist dj? tbeoTe(i9ch.e Arbeit, welehe den vorliegeiubA Band filll^ 
ganz abgescbloflsea imd ein fär sic)i bestehendes Ganze. Es sind Priir 
legomena, die aber aach ihren Werth an und &r sich haben, und nt^r 
itwtttlidi hr den Ificbtifalffiiier tefeht vott grösserer Bedentäng seyä 
hfiw %1$ im, m^m^^ak, : .« 

16» 
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säiieden^n Verwaltungssrystehien, endlich zu deii Yerfas« 
j^ongen, namenHich den Verfassungen mH VoAtsTertretung. 
Auch ist, bezeichnend genug, ertrogen, ob und was «Ke 
Gl^ellschaft von polttiscfaen <jQtem zu rett^fi vermöge, 
wenn ^er Staat zu Grunde gehe. 

Von nicht geringerer Bedeutung, als der weile Um- 
fang d^r Untersuchung ist aber auch die Behandlungsweise 
des Verfassers. Seine Methode ist liämKch im Allgemei- 
nen folgende : In jedem Kapifel wird zunUchst "^der BegriflF 
und die Bedeutung des Gegenstandes, dessen Beziehungen 
xa dein gesellschaftlichen Kreisen erörtert werden sollen, 
festgestellt Also z. B. das Wesen der Gesittung, das 
Bigenthümliche und Nothwehdige nationaler Kriege u. s. w. 
Nun wird , zweitens , jeder der sieben gesellschafUichen 
Kreise in seinem, guten oder schlimmen, Verhalten zu 
dieser Seite des menschlichen Lebens drizeln untersucht, 
wo es zutrifft ülit Berücksichtigung der gegenseitigen Un- 
lersttttzungen, DurchHreutzungen , Neutralisationen dersel- 
ben. D^ Gemeinde ist dabei in der Hegel grösserer Raum 
gewidmet, als den sechs ihrigen Kreisen. Endlich werden 
ftügemeine Schüsse gezogen. Die einzelüeh Sätze 
aber sind nidit blos dogmatisch erörtert; sondern auch 
durchweg mft geschichtlichen Beispielen belegt« Auf die 
Meinungen anderer Schriftsteller ist gewöhnlich keiue aus- 
dfückliche Rücksicht genommen; gelehrter Apparat, An- 
Oierkungeii u. dgl. sind nicht vorhanden. 

Unverkennbar sind hier grosse Verdienste, und zwar 
l^woM was den Gegenstand der Arbeit, als was die Ins- 
werksetzung^ betrifft. -^ In erst^^er Beziehung ist anzu- 
erkennen, theils der richtige Grundgedanke, neben der 
ekizelnen Persönlichkeit einer Seits und dem Staate an- 
derer Seits naturwüchsige Gruppirungen um den Mittel- 
pmkt gemeinschaftlicher Interessen zuzugeben und den- 
selben Einfluss auf das poUtische Leben einzuräumen ; theil$ 
die Durchführung dieses Gedankens auf dem geisammten 
Gebiete des menschlichen Zusammenlebens. Mit Einem 
Worte, die Erkenntniss der Gesellschaft und der Venmch, 
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die Wissenscbafk derselben in ihrer WiArheit und Be-r 
deutsamk^U nachzuweisen. — In der literiirischai Behandr 
lung des reichen Stoffes aber tritt ebenfalls zweierlei al$ 
besonders beachtenswertb entgegen. Einmal die Kraft and 
Geduld, mit welcher durch das ganze Werk das Wesen 
jeder der aufgefundenen sieben Gestaltungen gleiohmfissig 
festgehalten wird^ und d^tr Scharfsipun, mit welchem ans 
diesem Wesen hecana die verschiedenen Beziehungen eines 
jeden der Kr^'se zu der gerade vorliegenden Frage enh 
wickelt werden. Man ist vielleicht nicht immer einver- 
standen mit der Ansicht des Verfassers, (wie w8re diesa 
auch anders möglich bei einem so schwierigen, vielge<- 
staltigen und kaum bearbeiteten Gegenstande?} allein, die 
Achtung vor seiner Gedankenflille und seinem Geiste steigt 
nüt jedem neuen Kapitel. . Zweitens ist bezeichnend der 
Reichthum an geschichtlichen und statistischen Anschau- 
ungen. Derselbe ist an sich gross; doppelt bemerkens-» 
werth bei einem Italäiner, da man sich im Allgemeinen 
jenseits der Berge eben nicht viel kümmert um das, was 
in weniger glüeklich ausgestatteten Undern vorML Der 
V«rf. fasst, natürlich, italiänische Beispiele und Beziehun- 
gen jnit blonderer Vorliebe^ ins Auge. Allein seine Ab^ 
sieht ist keineswegs, seine Theorie ausschliesslich auf 
vaterländische Thatsachen zu gründen ; vielmehr will 
er diese seine Prolegoo^ena für ein ädit nationales -Werk 
auf eine möglichst breite geschichtliche Grundlage steUeai 
Er will zeigen, dass die Veriiältnisse der Gesellschafl welt- 
geschichtlicher Art sind, dadurch aber einen. Slandpui^kt 
gewinnen für das richtige Yerständniss seiner späteren 
rein italiänischen Geschichte. Diess aber kömmt dann auch 
uns Anderen zu Gute, Tür welche die nationale Seite der 
Lehre entfernter liegt und nur den . Werth eines Beispien 
les hat. , 

Hiermit soU freüich nicht gesagt seyn, dass das Werfc 
^in nach allen Seiten hin tadelloses Meisterwerk sei. JNicjbt' 
nur ist -eine solche Vollendung in einer kaum erst zdoi, 
Bewusstseyn gekommenen Lehre an ^ch kaum möglifshi. 
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sondmt e§ iMsen sfoh ^M inich Mtht Wk^l anffth^ 
den, welche jetel schon Mtten vermieden werden könnend 
SfyinenlKch schdinr inir Dreierfei ab eritscltiedeii iinricftlig 
04eT tnntur^iehetfd bezeichnet wei'den zu kennen* *^ Vor^^ 
«Ml feit des ^em Yeifaüser aufgeteilte Schema der ^ 
gellSdhafttiebeii Kreise, der uniti elementari, tved'er voll** 
iBVttKHg:, noeh ün aHeit Bezic^huhgett richtl|f. Hier hat et 
üieh aiNi Tiel besliimnen lassen durch concrete italienische 
Ztit^äitde, vielleicKI Airdi äussere litickiiieliten.' Unlän^bar. 
f^ nSoilieh doch wohl, dass das religiöse Bekenntniss, 
üuch in gesetfe»ebafttichen Kreisen, eine naturwüchsige Ver« 
clnlgung ist; und »war von der hdchsten Bedeutung. So- 
dann^ würdd es eine weit igrossarligere und praktisch be^ 
AeufeniiBte AttflRftSi^ngf geworden seyn , wenn der Verf; 
a& ^ohtlfiigungs- und Vermögens verhtUnisse als Mit*^ 
tälßunlite grosser und vielfcch unterabgetheiller Kreise er^ 
kanttlhüte. Unter diese" wfiren dann einer Seits. seine 
Kaf^te tmi s6lne Kor{^oraftieii, anderer Seits sein Lehen* 
terhätniss g^failen; legiseh ridhiiger, als in ihrer jetzigen 
Vereinaelntong j und zu gfeicfaer Eeit mit Kotbwehi^keit 
hinlenkend auf die tibrigen coordinirten Unterabthettungen, 
welche jetzt ganz übergangen sind. Endlich scheint sich die 
Auffassung des Bezirkes als gesellschaftlrcbe Efnheit kaum 
zu rechtfertigen.- Theils ist diess doch wohl einfach nur 
eine Staatseinriehtung; Iheils sind kaum genugende ge«^ 
meinsefiaftlicbe rnteressen zur natürlichen BHdünfg eines 
eigenen gesällchaftliohen Kreises.' Ich gebe sehr gerne zuj 
dass noch manchei* geschichtliche und. logische Veri^uch 
wird gemacht werden müssen, ehe wir zu einem richtigea 
.»nd al^emeln anerkannten Verzeichnisse der gesellschaft- 
Kehefl Kreise gekommen seyn werden; mir, für meine 
Person, war die Auffassung des Verfassers sehr belehrend, 
weil zum Theile neu, aber stehen bleiben können wir 
nimmermehr bei Hr. Ricci's sieben Vereinigungen; —'Eine 
as weite Ausstellung dürfte dagegen zu machen sefyn, d^ss 
der Verf. den Begriff der Gesellschaft nicht genüg zu*^ 
Siammenfassl. ts treten bei iiim die einzefaienf Krdse fdl« 
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xmebr Bis Eimsdnheit^keirvor, wie^ich si^bDii ddraras ergleb^ 
dass 6r für die Gesammlhelt seioer ttiiitä elementitri keine 
gemdnschafUiche Bezeichnung hat. Allerdings erkennt er^ 
wie oben bereits anferühmt ist, das Wesen der gesell-^ 
scbaftlichen Gestaltungen vollkommen; aber die ZusaiXH 
menfassnng derselbeki zu einer Einheit und ihre Bereich'» 
ming murinem technischen Worte ist nicht nur der Be-^ 
({iiemliehkeit iiiid Verständlichkeit wegen ivünsohenswerth^ 
sondern, was natürlich noch weit tvichtiger ist, das Za-' 
sammenhalten dieser Einheit mit der Einheit des StaatefiT 
und der Persönlichkeit führt zu Einsichten und Sätzen, 
welche aus der Betrachtung einzelnem Kreise niemals heN* 
Torgehen können. Die Ausbildung einer Gesellschaftswis^ 
Sehschaft ist nur unter dieser Bedingung möglich. Dieser 
Fehler des Verfassers ist übrigens sehr bezeichnend für 
die Verschiedenheit der Nationalitäten, und ist ein Beweit» 
mehr, dass erst durch ein Zusammenwirken verschiedeneir 
Vdlker dte reine und die gan2e Wahrheit zu eiteichen 
ist. Während nämlich die deutschen Bearbeiter der Ge- 
seHschaftswissenschaft sich viel zu sehr in Abstractionen 
Umtrieben, und darüber das Richtige nicht fanden, verfiel 
der Südländer in das entgegengesetzte Extrem und hielt^ 
sich nur an die einzelne cocnrete Erscheinung. — End- 
lich drittens kann ich mit der Art nicht einverstanden seyn, 
wie der Verf. die Begriffe Staat und Volk behandelt uiid' 
bezeichnet» Die Spialtun^g öderDöppelauffassung des Staates 
nach cittä und stato wäre ganz richtig, wenn mit dem 
ersten Worte das Subjekt des Staates, mit dem zweiten 
die einheitliche Lebensordnung bezeichnet wäre; allein dem 
ist nicht ganz so. Sodann bringt die von der cittä ge- 
sonderte nazionalitä eine weitere Unklarheit ia die Sache. 
Es ist allerdings schwer, sich mit Terminologieen voll- 
ständig in einer fremden Sprache alsbald zu befreunden; 
allein die ihnen zu Grunde liegende Logik sollte doch 
Allen verständlich und gemeinsam seyn. 

Auch dieses geistreiche und gebhrte Werk aus dem 
Gebiete der Gesellschaftswissenschaft trägt somit die un- 
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y^meidlichen Spuren des noch in der Gäbituig be^frifibnen 
Bildungsprozess^s, und es schlägt der Verfasser desselben 
in dem noch unerforschten Kreise eines neuen grossen 
Gedankens zu weite Wege ein , welche zu keinem ge- 
deihlichen Ziele führen kennen, auf welchem wir ihm nicht 
folgen werden ; allein dessbalb ist es doch eine sehr merk- 
würdige Erscheinung, und es ist nicht löblich, ja kaum 
})egrei{lich, dass dieselbe bis jetzt ausserhalb Italiens so 
wenig bekannt geworden ist. Es sollte mich sehr freuen, 
>irenn die vorstehenden Bemerkungen etwas dazu beitragen 
l^önnten, die Schrift unter uns mehr zu verbreiten. Nicht 
nur werden Diejenigen, welche in der weiteren Ausbil- 
dung der Gesellschaftslehre eine wissenschaftliche Nothwen- 
digkeit und, wenigstens mit der Zeit, einen grossen prak- 
tischen Nutzen sehen, sich durch die Zusammenhaltung ihrer 
Auffassungen mit denen des eigenthUmlichen und scharf- 
sinnigen Ausländers sehr viel lernen und selür entschieden 
angeregt werden ; sondern es dürfte auch die Lesung 4es 
Buches bei Denen, welche sich noch zweifelnd und un- 
tbätig gegen die Bearbeitung dieser bisher vernachlässigten 
Seite des menschlichen Üebens verhalten, mehr zur Ueber- 
zeugung von dem wirklichen Daseyn einer Gesellschafl; 
und einer Gesellschaftswissenschaft beitragen, als noch so 
viele kritische und polemische Abhandlungen. Darin hatte 
doch die alte formale Logik jeden Falles Recht, dass das 
wirklich Vorhandene möglich sei. 
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XL 

Ueber die neueren Leistungen der Italiener auf 
dem Felde der Rechtsfilosofie überhaupt, und zu- 
nächst über Giampaolo Tolomei's Gorso 
elementare di diritto naturale o razionale. UI Voll. 
Padova. 1848. 

Von 

Herrn JDr« R5der^ 

Professor de? Rechts in Heidelberg. 

i 
(Fortsetzung des im vorigen Heft abgebrocfaenen Aufsatzes.) 



Ehe wir die Ordnung unserer bisherigen Darstellung 
weiter verfolgen , wollen wir zuvor noch Einiges nach- 
tragen aus mehren uns inzwischen erst näher bekannt ge- 
wordenen Schriften von Aless. de Giorgi, Benedetto 
Castiglia und Luigi Taparelli. 

Wir beginnen am Besten mit einer soeben erst er- 
schienenen, sehr ausführlichen Untersuchung der Grundlagen 
der Rechtsfilosofie, zumal der K a n t ' sehen, von i o r g i, 
den wir schön früher als Herausgeber der Werke Bo- 
rn a g n ö s i * s erwähnt haben. Wenigstens ihren Hauptin- 
halt hier mitzutheilen scheint uns sehr der Mühe werth, 
da bei uns, wie in^ Italien, Kant's Auffassung noch immer 
die vorherrschende ist. Inv Uebrigen ist die Abhandlung 
keineswegs frei von vielen Wiederholungen und verräth 
mehrfach noch eine grosse Unklarheit über das'Verhältniss 



1) Diese Abhandlung „SuH'idea e sulla scienza del diritto e del 
dovere^ findet sich in dem „Giornole per le scienze politico-legali, 
compilato dfti gforeconsulti Luigi (Graf) Po — Feiice Belione,* 
Milano, 1852. T. III und lauit, so weit sie uns bis jetxt bekannt ge- 
worden ist, durch Nr. 15 (p. 427 ff.); 17; 20; 22 (im Septemberheft) 
dieser Zeitschrift, die sowohl theoretische als praktische Rechtsfragen 
behandelt. Es ist ein deutliches Zeichen einer richtigeren WerihschSt- 
znng der Rechtsfilosofie als wir sie dermalen bei uns lu finden ge- 
Vok»4 sind, dass man AoünUzen solehea Inhalts in italienisphen {eit-^ 
Khriften far Rechts- rvmd Staatswjssenscbaft bege((net. 
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von Recht, Gerechtigkeit und Sittlichkeit. Giorgi will 
fiämlich ^) VOQ diesen drei, nach ihm überhaupt einzig 
möglichen Arten der freien menschlichen Thätigkeit jede 
früher jeder später genannten untergeordnet wissen und 
macht den güm misslungenen Verl»ucb, das Recht im ri^ 
lativen Sinn (ds Recbtsbeftagniss} tqu der (it^n!ß\i^iß&^ 
(als Rechtsverbindlichk^t^O dadurch m unterscheiden, dass 
er diese entspringen lässt aus der Uebereinstimmung mit 
dem Rechtszweek und -fiechtsgesetz / j^nes aber . aus 
dem Recht im absoluten Sinn, d, h. aus der vernünftig 
möglichen (facoltativa). Ausübung der freien Thätig- 
keit des Menschen in Bezug auf seines Gleichen, — deren 
Richtung und Grunzen jedoch die sittlichen und Rechts- 
gesetze bestimmen sollen; es dürfe nämlich Niemandes Per- 
sönlichkeit durch unser äusseres Handeln verletzt, oder 
deutlicher: nichteine ähnliche (keineswegs gl ei che^ 
Handlungsweise der Andern dadurch unmöglich gemacht 
werden«, bringen wir von dieser Begriffbestimmung des 
Rechts an sich die hier gefederte Begränzung des- 
i^elben durch die .Sitten gesetze in Abzug, so. sehen 
wir nicht ab» worin sie von derEant's sich unterschei- 
den soll, die doch Giorgi, wie wir bald sehen werden, 
gewissermasfiren des Materialismus zeiht. Wir werden wil- 
len Gelegenheit findeui sdne eben berührte eigenthümliche. 
Auffassung des Verhältnisses von Recht und Sittlichkeit 
der heute noch gewöhnlichen gegenüberzustellen und wollen 
hier vorerst noch die Hauptsätze ausheben, ^uf die seine 
Ansicht vom Yerhältniss der Nützlichkeit zur 
Sittlichkeit und zuni Rächt ^} sich zurückführen 
lässt, und wora\^s zugleich erhellt , wiefern er in dieser 
Frage mit RomagBOsi übereinstioml oder »cht. 

Solle, sagt Giorgi, das Recht ni^sht, auf K^slen 
seines sittlichen Gehaltsj mit der MachtXStärke} und dem' 
Nutzen verwechselt^ sondern mit beiden wahrhaft . ver-, 



1^) Am eben «Df^ffibHeh Ort, $.(ed^ tfelliiebt' Ab^aiu) i vmi9: 
3) S. darüber haoptoächlich a. a. 0. §. i and' dl ' " 
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«Obnt weiHleiiv ismn mitose'die Bfacht als chs MÜt^Ij der 
Nutzen ab die Wirkung seiner Bofiohlilzung tttld 6^*^ 
tendmächiDig' auigefassl werden. All« Gesetze def 
«Htlichen Ordnung der Dinge — auch die Rechtsordnung '-^ 
fiiettcn n n sich, wie auch Romagnosi anerkenne, holiH 
Yvendig tind bleibend auf das absolut Gute «— des wahre 
Wohl oder Beste — fttr den Manschen, Ah. *Wf setnM 
frernünftigen Endzweck, der asngteich wesentlich die tUch- 
Inng biet der Wahl seiner Mittet im Einzelen bestimmen, 
in. a. W. die Triebfeder seines ganzen Thuns sein nvüsse. 
Nutzen in einem weitem Sinn bringe daher jedes HaU'^ 
dein, des, auch wenn es an mittel bar nur ailf Befrie^ 
^ung leiblicher oder geistiger, ja vielleicht nur zvfiAHget 
und änderücher Bedürfnisse gehen sollte, Wie es die wirdn- 
ecfaitliclien seien , dennoch dem höcbsten wesentlitben 
2weck% (oder sittlichen Bedttrfniss) Sinserer Natur sieb 
H.nt er ordne. Damit entgi^e man denn dem BpikurllfiB«^ 
hiUia^ ohne doch die entgegengesetzte Uebertreibung K a n t*s 
gutheissen au müssen, der, viel zu streng, nur da Tugend 
finden woUe, wo bei der Pflichterfüllung nur an diese al$ 
solche gedacht werde, nicht aber auch an das darauiS 
ms erwachsende Glück. 

Ei habe nun zwar Romagnosi die obige Grund^ 
wahüheit durchaus festigehalten, doch ischekie sie ihn zu 
seinem Gmndirrthnm verleitet zu haben: dass man nuii 
au^h 9ks den' Handtungen , die den Mensehen bestindlg<, 
mithin «Ugemain, nützen« oder schaden, auf demWeg^ 
der Ihdüktion mit Sieherheil rttckwörts erschliessen 
könne, worin ihr Reaht und ihre Pflicht bestehe oder deren 
Gegentheil. Giorgi zeigt nun fast ebenso Wie Poli)^} 
warum dieser Weg in alleii andern ali^ den Naturwi^sen-^ 
Schäften ein Irrweg sei und hebt hervor, dass ein Rück^ 
seUnss ans cten Wirkungen des Handelns •**- selbst abge- 
sehen von der nolhwendigen Un Vollständigkeit wegen sein«« 

4) Vgl. fluch ebenda ?. 1. S. 432 f. ^ 

5) Ebenda $.2. 

6)*Sieh« oben S. 84f. " * ' ; ; 
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Beschtinkmg auf den Kreis des Erdeoleben« — uhAiög- 
Itch einen Grunddatz ergeben könne von allgemeiner 
Gdtung — .a«ch für jene neuen Fälle, deren Nützlichkeit 
man aus bisherigen Erfahrungen noch nicht kennt — mit*? 
Jbdn niemals einen zureichenden Gnind für die V e r b i n d- 
liefakeit des menschlichen Thuns undLassens« Diess aber 
Meibe der Grondmangd jeder NtttzlichkeiUehre. 

Gesetze für die sHlliche und folglich auch für die 
Bechts-Ordnung könne man , bei völligem Absehen vom 
Innren, nicht finden und würdige <tte letztere zu einer 
bloss äusseren Ordnung herab, wenn man sie nach einem 
bloss von äusseren Handlungen und Thatsachen abge- 
nommenem Massstab des überwiegend Gemein- 
Aützigen bem^sen wollte. Aber nicht nur der-Einzele 
werde seine Handlungsweise mir dann für allgemein mög- 
lich und nützlich halten, wenn sie ihin auch selbst Vor- 
4hßil bringe^ sondeni übei^aupt werde man bei dem Up- 
tbeil hierüber nur zu leicht auf die Heiligung der Mittel 
durch den. Zweck oder auf ein Zerhauen des Knotens 
verfallen, wie wir gesehen haben, D dass Dies9 aud schon 
von Andern bemerkt' worden ist. Giorgi verdeutUcht 
es noch am Beispiel der Frage: ob etwa die Handeis- 
freiheit gemeiniIHtziiger sei oder das Nichtvergiften eines 
Volkes durch frei eingeführte Waareil? — worüber vielleicht 
zwei Völker streiten; (Offenbar schwebt ihm hier der 
englisch-chinesische Opiumkrieg vor!) ob ferner die Er- 
haltung des Eigenthums dem Ganzen vorlheilhafter sei 
ocfer, wie es scheine, dessen Verth eilung in der Art^ 
dass durch seinen Gebrauch (worin ja sein Nutzen bestehe 
und nicht in seinen Gegenständen} möglichst viele Be- 
dürfnisse befriedigt. :^erden könnten, also — die Abgabe 
des Ueberflüssigen an Bedürftige? 

Giorgi konnte, von seinem unzulänglichen Rechts- 
begriff aus freilich. nicht klar einsehen, wie wesentlich ge- 
rade in dieser letzteren Hinsicht die Rechtsmassregeln des 



7) Siehe oben S. 93. - ^ 
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Staats, wie Abgaben «. s. f., in die Ordnung der SaeW- 
guterwirthsehatt jedes Vollies eingreifen müssen ; nnd wie 
desshalb in einer wahren Rechtsordnung^ wie der 
Staat es sein soll, so wenig ein strenges Recht auf 
das uns Ueberflttssigste , Andern aber Unentbehrlichste, 
behauptet werden kanif (z. B. auf das Branntweinbrennen 
aus «nsern Kartoffeln in einem Hungerjabr}, als ein stren- 
ges Recht auf das Unterlassen eines allgemein nütss- 
Uoben Tbuns (2. B. des Anbaus unserer Aecker u. s.w.} 
oder auf die Vornahme eines allgemein schädlichen Thuns 
(z. B. des Verwandeins von fruchtbarem Bodeli in eine 
Wüste zu Hetzjagden). Es würde ihm sonst der e^ge 
Zusammenhang aller wirtbschaf fliehen Massregeln und 
Ordnimgen init der Rechtsordnung, und zugleich die noth'« 
wendige Mässigung jener durch diese — was Bei- 
des er richtig behauptet und Jn einem uns unbekannt ge- 
bUebenen Aufsatz ^} näher ausgeführt hat -— gewiss noch 
deutlicher geworden sein. Er würde dann woh) 9tadk 
BiBdenken gelragen haben, aUgemem zu behaupten :0 
das Recht, ab Rechtsanspruch, entspringe gar nioht aus 
eiiem Gesetz, sei nicht geknüpft an eine Verbindlichkeil, 
Sei nur im Allgemeinen für den Vortheil des Be- 
rechtigten da, dürfe aber im einzelen Fall auch unge- 
nützt bleiben oder gar zum eigenen Sehaden gebraucht, 
d. h. m issbrau cht werden. Er selbst behauptet fa. 
Wie sich zeigen wird, dass wahre Rechte auf Unsittliches 
widersprecbead sind; aber nicht mfaider einleuchtend ist 
es» dass ein solches^Verfaatten des Berechtigten in IBn«* 



8) Ebenfalls im „Gfoniale per Te scienze politico legali" etc. toq 
1850. Fase. 10 und 11 : ^SuU* ordinamento aiQ^^idico-economico della 
proprieUi.*^ ~ Uehrigetif «ibt er aelbat la im S* 8 ^Sttll' idea ete."*' 
S. 725: da»Recht der ara pran^lichen Aneignun|tfa0to da attf, 
WO ea fflr Andere Terderblieh werde dadarcb, daas ea aie aiisaehHeaie 
▼OD irfend welchem Erwerb, dad sogar das noch ao rechtmfis- 
aig^ erworbene Eigentbum höre auf in Anaehong ona gana flbief^ 
flfkaaig«r. Andern aber 10 ihrer Erhaltung uamtbehrlieber Dfnge. 

0) »Suli* idea e anUa acienia dal drilto'e del tfofaio'' f. i n. ?#' 
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siebt sfiiaes Sto^M, t^a der, ebenUb vOn ihm Bdbsl 
fiiogeiiMiintoii, allgameiBea Absicht alles Reohlst zii nt^ 
tiaeii —9 ?»iwiderlättft, sehon darttm nmnöglidi wahrhaft 
reoht^emäs^ sein kan«» daas es vielioehr i^wiss irgendwie 
aueh Rechte Andef er» nttthw die Reddsordnung^ irerletzeo 
vrird, <rf»woM Di^s nicht immer sogleich und gleich stark ' 
ins Auge fallt; daher d^ia von dieaer Seite dar Kreis der 
sUtlisb^ Selbstbestimmung^ j« nach dem Mass jener Ein-' 
$ioH| bald engeir bald weiter vom Staat gex^g^ wer*« 
den wkd.. 

Wie flurt at)^ dfa» bidr m ziehende Liüe dei, eeigt 
beseoderfi Ro^smini/^} da wo er die, znr Venneidmg 
«ines Zusetnnenatosses der EinselrecUe m\i der iimen ge^ 
genüb^rstehend^n Regisrungsgewelt» uneilüssliofae Gränabe^ 
sliiiwnimg für beide bespiri^hl. Er betont dabei tehur^ 
wie häufig die Staatscegierwg, iadep sie den Mensche» 
pir. in abstracto aMffflsse, weaentUofae Rechte der EiMieieiii 
^»m VeiraUgemeinerft i9» Gtselzts aufopfere; wie nitthig» 
es namentlich fwr jene sei, die meascUlidie Freiheit- niä 
ia .abfltK%ctQ^ als, unbedingt, au belstchten ^ . sgiideai 
stets eingedenk «u sein^ dass dienelhe in der Wirb^ 
Lijßh]fceit bei aUenMenschen meho octer, minder besehoKnii^ 
und sqbwaoh) also beding! sei und .^aas daher auch solche 
feieren Mittel^ dfe den Menaohen zw Erreidmug^ ihies 
Lebeozwecks. nicht zw^r sohlcKMerdikiga, wdU äher;b&^ 
^^^ngsweia^ notbig» vielteicht nur nützlifib sind, niekt 
9ebofn darum als yeriiusserlioh gdten nsd der Rew 
9W9^ günatieb mv VerSigung stehen hönntn« Dem 
diese habe zwar zu entscheiden, welche Mittel dem Ein- 
zelen nützlich seien und zu wachen, dass jiie nipht. auf 
Koisten der Ändern gebraucht würden, di^rfe diesi^l^ 
b^n aber nie verkümmern, sondern mttsse. dotf* Staate^ 



10> Im cap. 12 seiae»Biich0^U ftoeieti ed il taa ine** Milaa^ 18397 
TT v^q d^w. dAgsea YerfaMer. S, llift kq E. selbst aa|(^ data mluny 
naawfgs eine DaEftelhiag das Otffienlliokeft Rjsckka geben, aoadean not 
das Was«» d«r GeseUaaMl. und die wioktige Lehaa y» ÜKam Ziredt 

i|9 .W*t ae^wiv m^ikt * ,.\ . * r 
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jahig) Vorschub gewäkrea 

. Ueberhaupt halten liie Italiener eins^iininjg daran feaH 
am Beatiinmtesteo Yielleicht R o s m i ti, i ^0 uod T a p a«? 
F.elH,"} dass d^ Staat — den sie lüdest ^ämmüich 
vniQ der Gesctischaft noch gar Hiebt oder dooh nicht scharf 
ttiid richtig : unteischeiden — MiUßl^ ni<^M.ab^r Tf^f^ck 
ßeinet Angehdiigen sei* Undisrchon Piess bewidiil f ie vpr 
detn. varderhlichen imieliaJiKPiehen Irrlhum, die Peni«^ehfr 
teitund das guize Reobt der KiMoIen in «iper grossen 
QemetDScbaß des Erweilia und der Yc»'waUung wterfehen 
an lassen^ 

fast AHe behaopten, besondere nachdrückUohGi er gi, ^^) 
dass Niehts in der geselligen Ordnting der WStkür sn 
überlasseo 'Sei» dass auch der Staat' sieh 4em eint&igen 
uiid darcbgreifenden GrundsaU . de» Itothta. notenordnen» 
mitUn die EinaelreiGhte nicht zerst&feni Isondernibe^cbtt** 
tzen, augteich aber» je nacbdea^geselLsehaftUeli^^n 
BeAlrfiiisB,^ die Art und Gr&nBaa ihrer ^«snbuag» beM 
erweiternd bald eifisehränkend, näbeirbeifltlniiiien 
(aiodifiziren) mlbssa,^ a. B. durch Beschränkung der Kh 
genmadiit a«f die Notbwehr, 4arck aertitaites tegdea» durdi 
das* Erfoderniss: rom actes aothenüfnea, Aarth 4^$ BypOft 
Uiekeawesen» durch Enteigmng '^ hei der er sehr eich-* 
tig dafttr bidt, dass, ohne \orgäiigige EntsoMdigmiii^ dii? 
nuNvarendige UebereinsliBiiBiing des öfifenllieheft und des 
üinzelpeehAs fehlen wikde -r^ ferner durch Festaetaung 
gewisser Arten des- Btntaies^ des Verhehl» u. s. f« 

Ebensa Mkrt 6ier gi^O «os,. daisa; das gesellige Ziuh 
aammesleben £e Oaette. sahlreioh^r neuottiSeeht^ 



ilt) FUoMfi» M dirilta L bei« S: 664 & 688 f. S. tack B mn 9onh 
pft.0ni nlnli»di|ii9iir »Ha 9cim^9k M 4irift|o'' z,. B, S. 441^. 

n) Siff alP Iforaliea dt dtltlo. ni»t«i«le, he#0Bd^r& I & ^3« ^ eipf 
»br fute Stella! Vgl., aoph U $, 9 ehe» opd aein^ «^logo ragio-' 
faato'' S. 44, coroU. 5. 

IS) Am a. 0. S. 4. . 
^ ' ' t4J Ebenda f . 4f un* fe • 
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m R5det, die nebered hi6km$fen der Italiener 

und Recbtsabliegenheiten i^erde, und 2wttr be- 
jahtgeii Inhalts, indem die 6eseflsd>afl sich zwar nicht 
ohne ' Nolh in das Wirken der Einzelen einmischen , sie 
nfchf (cammufiistischy zum Nichtsthun verürtheilen , ibire 
ThMtigkeit überflüssig machen dürfe, wohl aber deren Hin* 
dernisse beseitigen, durch Beihttlfe sie -ergänzen müsse, 
sofern die Einzelen zur Erreichung ihrer Zwecke sich 
nicht selbst genügen, ^<^ ^as Alles übrigens schon R o^ 
m a g n 1$ i darg^egt und sehr wahr auf den obersten 
gesellschaftlichen Grundsatz des gegenseitigen Bei*- 
Btandes (rajuto o soccorso redproco, la cooperazione) 
zurückgeführt habe m. a. W. auf den ebenso natürlichen 
als alten Gedanken der „ergänzenden Gemeinschaft,^ die 
noch kürzlich für eine nagelneue Entdeckung des jünge- 
ren Fichte ausgegeben worden ist. Schon darum, be-- 
merkt Giorgi richtig, dürfe denn auch nicht als Herk^ 
mal des Rechts die Verneinigkeit geltend gemacht 
werden; er führt namentlich an, der Staat könne sitt- 
lich erlaubte Handlimgen, z. B. das Tragen gefittr-* 
lldhet Waflbn, mn so mehr uns itt liebe Handlungen, 
söfem sie die gemeine Sicherheit gefährden oder bö8e$ 
Beispiel geben, verbieten und bestrafen, sogar Hiindr 
lungen gebieten, worauf die Einzelen als solche io 
ihren Wechselverhältdssen gewiUinlich nur sittliche 
Ansprüche haben, z, B. auf Unt^stützung bei Ua-^ 
glücksfifllen je nach dem Vermögen und Bedarf. In. der 
Tliat folgt diess Alles ganz eiiifach aus einem nchtigeift 
Begriff. d€S Rechts und insbesondere des Rechis ii| 
Hinsicht der Sittlichkeit; denn sobald diese Be- 
griffe gehörig angewandt werden auf die yerbättüiise. des 
geselligen Lebens, so erscheint sehr Vieles für diese als 
Redingung d. h» als Recht (Romegnosi's jw da- 
tivum}, was noch gar nkht oder doch nicht in gleicliem 
Umfang würde als Bedingung gelten können fü^ die.Ver^ 
hgltnisse der Einzelen als solcher (wo Ro magno si, 
mitEinschluss auch der erworbenen Rechte, von jus naüvüm 
spricht). Dass abery Wer eigentUehe wirkliche Rechte 
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«tf unsiirliübe Haadluiigen fttr denkbar eridlrt, im Ter- 
bieteE und Bestrafen dieser durch den Staat einen Wider* 
Spruch finden mttsste, wird Niemand Giorgi absär^ten 
könoen. 

. Als Bej^iele neuer Rechte gesellsehaftlicheB 
Ursprungs führt Derselbe ^0 zunächst solche an, & das 
Staatsganse eriange, wie die Hoheitrechte und 
aamentlidi das Strafrecht^ — wovon er aber ver* 
f isstj dass e& mcM Uoss dem Staat zustehe, sondern auch, 
obwohl in anderer Weise und engerem Umfang, dem Vater 
und Vormund, ja Überhaupt jedem rechtliohidn Gesammt* 
wesen bezüglich seifiar Glieder; nächstdem nennt er, als 
solche die die Staatsbürger erhmgen: das Erbreph!^ 
das Recht der Verjihning und Ersifzung, das* Recht der 
Aniteung eines Vertrags wegen Verletasung über die HUfla^ 
das Recht oder vielmehr die Pflicht der Vormundschaft, 
die Rfiditswohlthaten für Scbuklner, die durch Ung^k 
jsafalungsunKhig sind u. s* f. -^ Diess ist indess für das 
FamMiea- oder Intestateri)recht nicht richtig und selbst Ar 
das Recht letztwilliger. Verfügung wohl nur insoweit ab 
diese sich nicht auf den Kreis der Familie einschränkt^ 
da deren ganaes Recht so wenig wie das des Einzel** 
«ensehen erst ualw Voraussetzung des Staats entsteht. 
Auch fUr die Pflicht ier Vormundschaft im engem Sinn 
liest sich nur behaupten, dass ihre Erweiteliung , sowie 
die umfassende, g^egelte Uebertragung und Ueberwachung 
ihrer Ausübung das Werk des Staats ist. 

Das, wie wir oben gesehen haben, von mehren 
Italienern, zuletzt von Giorgi, bekämpfte Verfahren der 
Induktion, um aus der Erfahrung die Wesenheit des 
Rechts kennen zu lernen, bat neuerlich einen lebhaften 
Fürsprecher gefunden in dem Sizilianer Benedetto 
Castiglia, dessen Ansichten wir hier noch kurz be- 
rühren müssen. Ob die von ihm angekündigten Schriften 

^Scienza del dritto universale e speciale, romano e pre- 



is) Ebenda f. 6. 
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«fftTe,^ „Stik'istanriiioile della gfiurifpinEideitisii^ («lite tm 
ihni gehaltene Rede}, endlich: ^Sutta fliösofia italiana e 
MigmetB^^ wmu er uns auch eine Kritik von Leibnitz 
und Kant verspricht, im Druck erschienen sind, vrkBM 
virrnicki Da er iadess VorMge üker äteftsmiatiB ,^Seienza 
dd ilritto.ete.^ m Neapel gehalten bat,^ so ' wollen . wU' 
hnevsuellefa;/ did filoswische Grundlage, vm der er «^agpBli^ 
ffu keoiiBeiobnen>, sewett sich dieselbe auf zwei floderü 
lÄMT behahnten Schriften von ihm abnehinefi tiasl^ In dere« 
eiüe^ im die Bede wiederfibden, mit der er jen^ Vor»- 
»ige eit^eleitet hat ^^>« 

r . hu geraden Gegensata zu den Neapolitaner 6 a 1^ 
Jtippi (t 1846\ — der eenien . Landsleuten ihre Un-*- 
kännUiad dm BHoseÖe des Auafamdes^ zumal seit De^ 
jeiii^ie^ wrwarf und sie in Leln^ und Schrift davmt- ate 
heiteu ' Mwhte, ^^) -— macht C a s t i g 1 1 a ihnen daraus eiii 
^uiAegreifliches} Verdienst und möchte sie^ verblendet 
ddrch ene glühende aber- fehlgenicbteie TateriandiEdiUw, 
na deHi Wahn verleiten, iäss ihnen aus der Freiiide nur 
Afteli^eieheit zufliessen kdnne^ vor Altem aus Des^oai*tres 
itild' seineii Nachfolgern in Frankreich, England und Deulsob« 
IdndL: ^) Diese Verachtuog alles Prinndeii war v^enigetens 
iti: Bezug tsai diefiloaofiscben Leistingp^ii Aev Deulsebeii 
m» so voreiliger, als Cästiglia davon sicMllch «ilr 
^efrade soviel wusstc als ^eh aus einigen «latekiiseh «ge^ 
liobriehenen llteren Schrtften und ein Paar Uebersetzongein 
Kant 'scher Werke schöpfen lä^et. Vem „Piicbe^ und 
^SfceHiüg^ ken«i er niobt einmal die Namevi richtig, 



16) Sie handelt ^SQllawUurazioDe deU* aciensa lellei eo4e weene* 
IVtyoli, 1847, Die ^Os^ere Arbeit ha^ den Titel ^Proemio al ai^Vf 
orgiiio delle Bcienze dell' umanita'^ Palermo, 1841. 

17) Z. B. in. seinem »Saggio filosofico suUa critica della (;onp- 
scenzä.'' 

18) Siehe nur z. B. das Vorwort und den Schluss seines „Proe^ 
mio al nuovo argano delle scienze ddP umanitä'* und „Sulla istaart- 

'sione nelle cose umane^ S. 24. 56. 
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tind Von Krause, de^seti tiefeinnig^ Fof schtrfigei» *}• Ihft 
V<yn afRen' i^tteft torurtheileit und Eihiseüigkeiletf h^fKfi 
kdfintefn, scheint er nie aucli nur gehört zu habe«. W^ 
%^en dÄfUm dass, ehe er foriföhrl; auf dem €?rurid fitt^ 
ItiAbarer Vcräussetzungen und nichts ^»renigef als scAarf 
bestimmter Gedanken- einen irermeittlen Hettbatlf der Wis-i- 
jil^cfcaft tn tintemehtnen , er steh vor Allem mit Dero, 
Wö vor ihm darin bereits geleistet ist, besser bekannt 
wache. * ^ 

. Schon Vi e 0, sagl er, ^ habe den Kartesfanischen Wog 
JefBAenntniss' als Irrweg- aufgezeigt; endlich sei es ZeM, 
^en von Oalifeo für die Naturwissenschaft angebahnt 
-len Weg* der Beobachtung', der Erfahrung und des Versuche, 
& h« der fedtaktron, auch auf die Wissenschaft der ntensöli^ 
Ifchen Dfaige anzuwenden. Dass und waruni aber MA 
nicht in gleichem Masse wie dort die „esperienza'' und 
„evütenza di fälto* ausrefche, hmte er schon von Pofi 
tod-Mamlant lernen können.**) Er schreibt, ausser 
sein^' besondefn Vorbild V i c o, nur R o A a g n öf &i teftie 
der semigen ähnliche Richtung zu , deren Beleuclif ung 
dmrch ßtdrgi wir vorangeschickt haben; und diese Rrch- 
tnng ist', wenigstens gegenttber der Richtung des soge- 
nahnfen subjektiven Rationairsmus, vollkommen berechtigl^ 
köt:« aB^ Einseiligkeit nnd Üebertreibung , mit der sie 
^töh hiter geltend macht; denn Rechte und Gesetze, Sitteh 
und Gesellschaflwissenschaftett Pferden frier getnäem selbst 
mrr Thatsachen genannt, die auf andere entsprechende 
Thalsachen, — wie sie in der Lebensgemeioschaft (der 



19) Wir wollen hier our auf Min .Hauptwerk verweisen; »Vor- 
lesungen über das System der Philosophie," Göttingen, 1828, sowie aal 
itüfith „Geist der Geschichte der Menschheit,'' GöftiAgeit, 1943. tfi 
iJteaem Teictere» W^rk «ber di« Pilosöfi« dl^ CescbloMe «w{#d «üb m 
ciemlich Das finden, wasCaatig'lia vergebens in seinem „Noovo or- 
gano" sacht, in keinem von beiden aber ein Ausgehen von anbpwie- 
senen Voraussetzungen. 

20) ^Sulla istaurazione nelle cose omanei* S. Id tfl 

21) Siehe oben S* 84f., 94f. • - < - 
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MO Roder, die Moerea Leiftufen der Ittliener 

Einzelen, der Völker, der Jahrhunderte) entstünden und 
sich umgestalteten — sich stützten und nur daraus ab- 
zuleiten seien, wenn eine wahre Wissenschaft, d. h. eine 
Erkenntniss des Ursprungs der Dinge, herauskomineB 
solle; ^0 daher ganz recht factum und vermn bei den 
alten Lateinern Dasselbe bedeutet habe. 

Man muss dieser Betrachtungsweise soviel zugeben, 
dass die Menschenwelt weder bloss von Seiten des Inne- 
ren — bloss geistig, noch bloss von Seiten des Aeos- 
seren — bloss sinnlich, aber auch nicht bloss vom Stand- 
punkt Jdes Einzelen aus aufgefasst werden dürfe, sondern 
vom Standpunkt „seines Zusammenwirkens mit der Ni^ur, 
den Ueberlieferuogen,' den Jahrhunderten,^ kurz: dass man 
.die wirkliche, bestehende Gesellschaft jederzeit im Auge 
zu behalten habe ; dass die Rechtswissenschaft sich nichl 
j^s in den luftigen Höhen unbestimmter (^abstrakter) 
A%emeinheiten und geträumter Urbilder herumtreiben und 
das Recht bloss an sictv und über seiner Erscheinung 
zu ergründen suchen dürfe; dass vielmehr auch sie her- 
abstrigen müsse zu allen den reichen Einzelheiten der 
Gestaltung des Lebens , um in diesen iosgesammt die 
Wesenheit des Rechts und die jedem besondern Recbts- 
gegenstand eigenthümlichen Grenzen und Grundsätze her- 
auszufinden, die selbst unsichtbar sei^n,. aber nothwendig 
sich und ihre Macht kund geben müssten in den sicht- 
baren menschlichen Begebenheiten. 

Wenn wir die sehr unbestimmten Ausdrücke, in die 
C e s t i g 1 i a seine Gedanken hüllt, richtig gedeutet haben, ^0 
so ist ihm das Recht ein Werk der Grundkräfte (oder . 
Gesetze), die in der menschlichen Gesellschaft und in 
ihren Gestaltungen ? X^^^^re) sich wirksam erweisen, sowie 
das Mittel und die Macht ihrer Erhaltung. Die Wissen- 
schaft des allgemeinen Rechts hat naeh ihm '0 den 



22) „Snlla istaarazione nelle dose umane/ S. 18. 

23) Ebenda S. 44. 

24) Ebenda S. 50. 
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auf ^«n Felde der Reehtffiloiofie. 34f 

Ursprung und dalier die GnindsStze und Gesetze der ur- 
sprünglichen und unünderiichen Gestaltungen der Staaten- 
weit (mondo civile) zu enthüllen; die Wissenschaft des 
besondern Rechts aber hat die, je* nach Zeit und Volk, 
sehr verschiedenartigen Erscheinuhgeii , ihrer Entstehung 
und Nothwendigkeit nach, zu sohildern, in denen jene 
Wesenheiten (essenzialitA), je nach den gerade hier und 
jetzt vorhandenen Kräften, sich entfalten. Obgleich sich 
Diess nun auch iso verstehen liesse, dass es einen rich«^ 
tigeii Sinn hfitte, i^o sieht man doch deutlich^ dass der 
Verfasser damit in der That nur die fatalistische Auffassung 
der historischen Schule gutheisst; denn er macht die Be-* 
merkung, *') R o m ä g n o s i , der sonst der Wahrheit auf 
der Spur gewesen sei, habe doch den Grundgedanken 
von Vico^s ;;scienza nuova^ nicht begriffen, der dahin 
gehe: dass jeder Zustand der Gesellschaft kraft natür- 
lichen und göttlichen Rechts bestehe, weil er die Folge 
eines vorhergehenden und die Vorbereitung und Grund- 
lage eines nachfolgenden Zustandes sei. 

In der That warRomagnosi sehr weit von der 
Billigung dieses Gedankens entfernt! Diess erhellt schon 
daraus, ^.^) dass auch er in Hugo's Behauptung: das 
Verschiedenartigste könne Recht sein, je nach Bildung, 
Lage, Reiigionsansicht, besonderm Bedürfniss — nur „die 
alte abgedroschene Lehre des K a r n e a d e s^ wiederfindet, 
^\n der das Recht verwechselt werde mit der That^ache, 
die freilich irgend eine, vielleicht aber höchst ungerechte, 
Ursache gehabt habe.'' Noch klarer wird Diess, wenn er 
hinzufügt, der Satz: das positive Recht einer Zeit sei nur 
der mehr oder minder wahre Ausdruck der herrschenden 
Bedürfnisse^ — könnte richtig sein, falls die Mehrheit nach 
dem wirklichen Bedürfniss regiert würde und nicht nach 
dem Mass der Macht der Wenigen, und wenn er fragt: 
ob es etwa Recht , und für Indien nöthig sei, dass seit 



25) Ebenda S. 30« 

ee) Siehe leine „Opere"" ed. Giorgi, T. HI, 1. S. 549« 
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MirllttfiderteB vOllige Unbeineglichbeft iind StiUslaAd M 
den 4iir^h trostlose reHgiitoe YoruFibeile gef^selten KustaNil 
JwrrsiAt? 

. ^Keb (dem Titel von Laigi TapiarellTs Werk 
^K$9gigfio teore^m di driUo naturale appoggialo sul faito^ 
kdontq €^ zwar ^keinen, als ober, äbiUicIi wie Gast i*- 
If.lia^ Alles aus 4er ^evidenea di faito^ ableiten wollte; 
nW^n d^ ^poggiato jsul fatto^ sali bd ihm nter isqviet 
s^en, dass er «ich nidit in müssigen Erdiohttingen, gk,f^ 
40» Natdirstaods, herumtreibefi, sondern ao die wärhliehen 
^b^iieverb&Unifise luflten will ; ^ '} »ur dam er I>ies$ i« 
el^aa nigenihumlicJier Weise' unter dem EivfinsiS «der HeffA 
Kren JBonaid, Heller, Hurier etc. zu thun fiegt^ 
Mir bekemi skh vielmehr ofiba zu der von CatittgUn 
flO 3)iHer getadeben spirituaiis&isehenBiclituiig, wie «e^^ 
z^mal dnrch Cousin's VeriDiUluBg, im Süden von Eu** 
wepfk wieder Eingang gefunden habe. Dessen „gottloser^ 
Vorwurf^ dass die iialienische Filosofie opefa in den Banden 
der Theologie liegey dünkt ihm aber natiirlioh das frösste 
h0b «u enthalten und er weiss ktnun Worte zu finden, 
um den ^^unendliclien Dank^ auszudrücben, den die^ka^ 
tbblische Filosofie^ der Offenbarung schuldig sei, die ihr 
• von Vielem die unbedingte Gewissheil; g^eben habe, neck 
<the. die Beweise 4afür aufgefunden sind; wie denn auch 
das ntifirliehe Recht mit der blossen Vernunft sich zwar 
JsieweJsen, aber nicht erkennen lasse. ^^} Der ganz scbo-r 
hfitische Standpunkt Taparelli's ist schon hiermit, wie 
WS scheint, zur Genüge bezeichnet und unsere \chriat.-i 
liehe fiechtsfilesofie^ kann von dieser Seite unstreitig mdi 
viel von ihm lernen. Gerade desshalb dürft» wir uns: in 
Bezug auf sein Werk; so umfangreich es auch ist, sehr 
kfirz fassen, um so mehr als in oiner bekannten uUra- 
iiontanefi Verlagfaandlung von einer früheren Ai/sgabe 
flesselbcm eine, deutsche Uebersetzung erschienen ist ^0 



27) Siebe z. B. Tomo I, $. 5S1 u. 582. 

28) Unter dem Titel: L. Ta|>arelli, Versodi eines «af Erftihrang 
begrttndel«tltfi8lurj^cJito,.nher«etat von 0r. P. SoiiAtil imd fir. C. 
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Si^b^fi; flsU der Wolff«, «&umal io dem v611i9«Q Zvi^to^Pi 
i»enwer£eii ^66 JKat^recht^ mit dia^r ^ittenlefar^, «^n,tfafQ 

vjele i^in^r .^ä(zf3 4]Qiitlich ßmn^m Auch hai. fr ^1^^ 
läi^ei:^ ^ß^ n^cti eiiHPi &«cb 49r Wi)lff>;ch6n Bßhvlf^ 
yo% BuTU«t«pfai (i^ie di^ Italiener ^n Npflien sohraitr 
t^a)t gi^lf'Ju^t*: Wjr .l^esichrSit^Keo mvs damvf ..nur. e^o^viel» 
f^ l^^lg DptjNg, iiotiei^ um uriiser Ur(Mi\übe)r ihn tsu.b^^ 
Iflgi^fi» :$^uß_ Sanier Sqbrift «ttfPtthQbqn» <li$ \mi^ev)m iVa$M 
ek^ (Jute enthält, so «ohif verfehlt si^ jamck M OmMi hU 
In der Einleitung jseiAe^ ^Epilogo ragioqalojd^ cjrilto 
iHdijuralfi^ sagt er mit dürren Worten: «»er I)Qgrjßi6ei.wt0r 
Naturrecht die Moral, dje aus natürlichea Grundfiützen 
dßrthue^ wie der Ueusch seiQ WilleusvermOgiBa sm^nw^it? 
d^n ^habe.^ Welcher geschmeidigen Art diese Moral d)er 
,j*3 ergeben .seine Lehren über das YerbWtniss dör Ajtr 
iorität zur frßien Willensbestimmung und der nur Vfi 
^eutlich^ Sat^:.^^) Die MiUel sind an sich gleichgültig ttni 
erbingen erst vomZwqcI^ jNütjriichkeit und 3ittliohktit I^ ^ 



]|iniJf.er, nf^cp^biir^r i845, bei Maas« in Kwei Band«!]. Da w^ 
dieselbe nicht o«ber kennen, so wissen wir auch nicht, o() «i^ tm 
Ueberseizung der ersten oder zweiten Ausgabe iist. Vor uns liegt die 
dritte vermehrte und verbesserte Ausgabe^ die zu Neapel 1850 in zwei 
^tken Bfliiden hereosgefbemteen ist, und die wir durch Selbstsfcbt 
erit kenaen gelernt faaken, als diüeftle Ahtheikog djpsee AufMttwB 
>0U)O fast gi|na ^redro^lLt war. S'i^ befMshji «^ 1685 $$., neb^t 14( 
Vjreitlattligen Anmerkungen^ die sehr unlogisch in verschiedenen sich 
durchkreuzendefi Eintheilungen untergebracht sind. Nach der voran* 
geschiekfen Uebersicht, die mit dem Inhalt freilich nicht genau fiber- 
ekisltnnni, zerfMlt das Ganze in 5 Voll, nnd so hat Tdlomed, dem 
mit oben (& 64) gefolgi sind, es aagageben. In ejtoem «tiigehfiiigttfft 
i^püogo ngionMo dtA diriuo naturale'* v^n 212$$ wird mit iUeni 
altfränkischen logischen Gepränge und Demonstratjonsformalisoius^ WO 
möglich schlimmer als beim heil. Thomas oder bei Wolff, noch- 
mals das Ganze in nuce zusammengefässt. 

, . 29),yerg1. z, B. die «hea oft er^ähpjtjen ,^et|ere into^f^ alla 
lilosofia del dritte etc.": lett. 1 von Mamiani, S. 20--23. 
30J „Epilogo ragionato,« §. 58 (T. H, $. 5250. 
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S44 Röder» die neaerai Leiilimg^tf 4tt Itilieiier 

Der Gedanke des Rechle.n oder des Rechts ent- 
springt nach ihm '0 aus dem „senso morale^ einer sol- 
chen Ordnung des Wirkens, die auf den wesentlicheri 
Zweck der Menschennatur gerichtet und die Grundlage 
der Gesellschaft ist. Pflicht und Recht beruhen beide 
Eugleich auf demselben Zusammenhang mit dieser ewigen, 
durch unsere Vernunft erkennbaren sittlichen Ordnung, 
aus dem passiv jene , aktiv dieses fliesst* (Ebenso 
M a m i a n i I). Wenn ich, zufolge dieser Ordnung Jemand 
Gehorsam^ Liebe, Sachen schuldig bin, so kann er nach 
der Vernunft diess Alles von mir fodern, aber jene Pflicht 
entspringt so wenig aus diesem Recht, wie umgekehrt. 
Recht (an sich) nennt er den Inbegriff der Gesetze, 
die uns gerades Wegs zum natürlichen Zweck der bttr- 
gerlichen Gesellschaft, der Religionsgesellschaft u. s. w. 
führen; Gerechtigkeit die gewohnte Neigung so zu 
handeln, dass die Rechte den Pflichten entsprechen, d. h. 
wie es der aus der Naturordnung hervorgehenden sitt- 
lichen Ordnung gemäss ist. Der Ausdruck: Rechte 
haben (d. b. diritto giuridico oder besser sociale} — * be- 
zeichnet nach ihm ein siltliches Vermögen (potere}, das 
srch grüivdet (titulus} auf das Wahre und Gute, nümlich 
auf den Zusammenhang des von uns in Anspruch ge- 
nommenen Handelns mit unserm Lebenszweck oder Besten. 
Die Wahrheit dieses Zusammenhangs können freilich nur 
vernünftige Wesen wahrnehmen, daher man nur gegen 
Solche Rechte geltend machen kann, nicht auf sie, wohl 
aber auf Sachen oder auf ein Unterlassen qder Thun 
ihrerseits zu unsern Gunsten. Es bedarf keiner Ausfuhr 
rung, dass die meisten dieser Sätze viel Richtiges ent^ 
halten, obwohl darin auch nicht eine Spur der gmnd«^ 
wichtigen Unterscheidung des Rechts und der Sittlichkeit 
zu entdecken ist 

Taparelli^') tadelt, dass Ahrens sagt: die Be- 

31) »Sassio teoretico di driUo nal.** I, $. 120 und besoiiderf 
S. 335. 

32) Ebenda, Anm. HO, 
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auf dem Feidu diBr Rechtofilösofie. iiS 

sHmnungf de^ Menscben bestehe in der giiizlicheh 
(integrale) Entwickelung seiner FShigkeiten und in ihrer 
Anwehdung aof alle Ordnungen der Dinge. Sie bestehe 
vielmehr nur in der dem einzigen Zweck, zu dem er 
geboren- weTde , entsf^rech enden Etitwrckelung und 
den für dessen Erreichung nothwendigei) Mitteln. 
Sehen wir bei diesem Verbesserungsversuch davon ab, 
dass er sich im Kreise dreht,, so scheint seinem Urheber 
dabei fast derselbe Gedanke vorgeschwebt zu haben, den 
wir oben *0 von Maneini angeführt habei); und er 
K^ hinzu: Ähren 8 und auch wohlMamiani wtlrdeii 
feigöreeht Alles, was möglich und ehrbar sei, auch für 
pflichtgeboten erklären müssen, gleich Damiron. Die- 
selbe VeriienAling einer unerlässltchen Unterordnung, mii 
diese aus dem verschiedenen Grade des Werths der Rechte 
folge, zeigi^ sich bei Ahrens* Ansicht von den ver- 
schiedenen Bestandtheilen der Gesellschaft-, woraus er irrig 
ebensoviele verschiedene Gesellschaften mache. Ohne Grund 
wolle er nUmKch die von ihm richtig gefederte einheit- 
liche Oberleitung keiner von diesen zugestebeti, 
da sie doch offenbar nur der Gesellschaft zukommen 
ktone, die den hohen Beruf habe , die religiös - sittliche 
Lebensordnung zu übierwachen. Unser Ziel kann hiernach^ 
wenn wir ihn recht' verstehen,, kein anderes sein, als die 
TheokrMiel •*- Bei dieser Gelegenheit wollen wir hur 
noch erwähnen, dass ihm das Wesen der Monarchie in 
dem „Eigenthum der autorit^ commune^ besteht; ^0 dass 
er von dem Repräsentativsystem nichts wissen w81, ge- 
stützt auf Romagnost's und Ahrens' Lehren von 
der UeberschStzung der Staatsformen überhaupt; und dass 
er den Beweis der Möglichkeit einer echtereh Volksver- 
tretung als die bisherige (wie Letzterer sie aus den ver- 
schiedenen Hauptkreisen der gesellschaftlichen Thätigkeit 
hervorgehen lassen izu können glaube} erst gelten lassen 



33) S. 78. 

34) Bd. l, 8. 304. 
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wiU, WQW ihQ di» Wirklichkeit gefiibrt bak Die Kalbo^ 
Ijk^ fund i)im gleichbe^eulaad mit Abßoiutjsliei^ die irr-* 
gUlttbiffen Cfniscradenti} -^ zm des?n er also Yermutblich 
4i|cb die Franzosen rechnet *— - mit Republikanern« ^0 Ob 
for sich 4)ßfisa ^terk ei^ifern würde über „die tyranmspbe 
Badingui\g der S^taatsrebgion, die den efigli^cben FiirsteQ 
aufgelegt sei^, ^^3 wenn die^e die kutbc^iscb^ wÄve, bleibt 
de^, Les^ m errathen. Sein^ Au^la«$MW^i) 9^8/^^ 
ffuitasti^eben Patrioten, unter seinen Xandsleut^n^ ji^e sich 
das ' unvernünftige Ziel der JSJnheit ttalif^nf; in 4w K^ 
genetzt hätten und darauf hin a\;$ Empprec und; Y^rwü^tiffl 
aufträte«^ ^^3 sind ßo gehalten, das$i man sebr zweifeln n^Hi^q 
Qb ßie Viei^, vollends unter Den^n die für MAiszini^s 
tolle Plane schwärmen, zu grösserer politisebea Besomienr« 
heü bringen werden. Ganz begreiflich hebt er die Weis«' 
beit d.es V eibots gemiscbterEhen (sehr seltene Fäjld 
aasgenommen Q, sowie der S c h e i d u n g e n^ in den Auge^. 
aller wahren Katholiken hervor ; ein Gebot.der Ehea 
v4»n Rißsen. mit Riesinnen, etwa um die Potsdan^er Gardi^ 
fortzupflana^en, scheint ihm aber doch £u weit w geben. ^^}- 
I<^icht Abel iseigt er, inwiefern allein es ^en Sinn hgbw 
kann m si^en; Dieses oder Jenes sei riecht -^ oder:^ 
das Viereok des Kreises sei ein Unding «~ «auch itb-< 
gesehen vom Dasein Gottes»^ — wie die bekannt^ St^U^ 
bei GrotluiS lautot. ^^3 £r lobt Diesen sogar gel^^at*«' 
lieh, ^^} weil er die Barbarei enlscbietden iAissbU%e, iniili 
der das römische R^t m dem Unglück nocb Krömkung^ 
hinzufüge, indem es die Schiflbruchtrümmer d^m Fiskuci 
zuschreibe^ Nur bat er Übersehen, dass 6 rot ins DieflS 
mehren andern alten Völkern , picht aber den Aöieeriv 



35) Ann. 145. (DieZtl^teD der Aamerkk. ub4 der ff« Jaa&al^r^ 
dareh da« i^apj^e W«rkO 

36) Bd. I, S. 322. 

37) I, S. 201. 

38) II, $. 1527 ff., 1544 u. 1546. 

39) I, Anm. 27. 

40) I, S. 335. 
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mtimn MAi 4$r Reeiilifiloiofi(». ' Hf 

Scktttd gibt, ja 80g[«r Geietzstelleii «nfüfaii, worii sie «ioM 
sdbiurt dagregeA erkllü'en und äem ScHlSbrilebigten äUM 
möglicbMi Recbtsschntz gewähren. Ueberh^upk bieg^gmn 
wir wA ift Tapar&lli's Buch, voraftglioH, aber niobt 
bloss in Betreff des FamiKeRrechts, Erbreclils imd Stfof«* 
racfats, bisweiten gaten Bemerkinigeo , dei^n einige wir 
noch wMtcrkin nilier angeben werden. 

KeUren wir naob dieser etwas langen VvMb pMitimg 
wieder zurftck zu Toloihei, um seine Ansichten^ ni*VMw 
l^eiob mit denen «einer Landsleute, und Ewiar zunljiihsk 
hinsidhüich der Hauptfrage ntfch dem Unterschied \iii4l 
Weeh'selverhältniss der Rechtslebre an^d 
B i t.t e n 1 e b 1^ e^ noch weiter im Einzelen zu veraiischatt« 
liehen. 

Er hat ohne Frage darin Recht, ^0 dMs wir btosflia 
iJnsittUehkeiten nicht mit Gewalt hindern dürfen, wohl abier 
eohdie, die zugleich das Reeht verletzen, -^' wenn lind 
Msoftvn »sie nämlich Aergemiss und böses Beispiel g^en, 
eine Stöning der öffenUtehen Ordnong und &>herheit oder 
einen Bruch übernemmener^ Verbtndliehkeitto enttiätteni 
Aas dem letztgenannten Grunde will er dem Staat soger 
gestelten *?eni Selbstmord zwangweise «bEnhatten» 
hierin gleicher Aneicht mitAbrens^O md Baroll^^ 
LetBiMier sucht nttmlich diesen Abbattungezwang nicM 
Bnr beim 6 e i s t e s k r a n k e n zu rechtfertigen •^ und zwar 
aus seinem Kant' sehen Heditsgnmdsalz ' herfias : de 
Jenem dadurch eine Freiheit des Handdns nicht genom« 
men werden könne , die er ja doch (freilich in ganz 
anderm Sinn! Ref.) nicht habe —y sondern ausdrachlich 
noch bei dem geistig Gesunden, nnd hier in der 
über Kant hinausgehenden Ahnung, dass von eikiem 
Rjedit der Zerstörung der „nc^hwendigen Mittel des Le- 
benszwecks — auch des eignen — * nicht die Rede sein 

41) CoMO eleBMOtiure |I. «» 29^. 

42) Die Recbtsfilosofie od«r dfif IfMrredit 4le (deqlf «ha) Ant^ 
gäbe, Wien, 1852. S. 297. 

43) Diritto naturale privato e pabblico. J, $. ei, naia 9. 
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f48 Rode Fl die BMeraii Leiitangeii der Miener 

könne« Dennock müssen wir, wenigstens in Bezog tnf 
Solehe die nicht geisteskrank sfind, der Ansicht Dal iu« 
scheck's *0 beipflichten, **) der die gewaltsame Verei- 
telang des Selbstmords für ebenso unstatthaft hält, wie 
die des Geschl^chtsumgangs za nahe Verwandter. 

Zu dem Besten, was neaerdings gesagt worden ist 
gegen die herrschende Thomasisch-Kantische Lehre Tön 
aogwannten Rechten auf Unsittliches, der, wie 
wir oben sahen, ^0 auch T o I o m e i zustimmt , gehören 
einige Ausführungen 6iorgi's,^0 die in der Haupt- 
aache sieh eng an die schon von uns besprochene kleine 
Schrift von Dalluscheck anschliessen, von der 6 i o r g i 
bemerkt, dass sie lange nicht so bekannt geworden sei 
als sie verdiene. Als Quelle jener Irrlehre bezeichnet er 
die ungegrttndete Besorgniss, dass man uns sonst könnte 
zwingen wollen Unsittlichkeiten zu unterlassen, — eine 
Besorgniss, die sich nur erklären lasse aus tiem Versäu- 
men der unwlässlichen Unterscheidung zwischen eigent- 
lichem Recht (Rechtsanspruch) und dem bloss Er- 
laubten, d. h. demjenigen Handeln, in Hinsicht dessen 
wir bloss vom Zwang Anderer befreit sind. Ein Anderes 
aber sei es: behaupten, dass man nicht zum sitttieben 
Handeln gezwui^n werden dürfe, ein Anderes : ein w a h- 
r e s Recht auf unsittliche Handlungen für denkbar erklären. 
Gäbe es ein solches, fährt er fort, dann würde daraus 
unwidersprechlich die doppelte schreckliche Folgerung flies- 
sen: 1} dass man auch nicht auf andere Weise als mit 
Zwangmitteln unsittliches Handeln hindern dürfte, -^ eine 
Folgerung, der begreiflich Viele sich zu entziehen such- 
ten , so dass es dann, in Widerspruch mit ihrem eignen 
obersten Grundsatz, auch halbe Rechte geben würde ; — 
2} dasi» sogar Andere, auf Verlangen, Beistand zu Ver- 



44) Alcone vedute fondamentali etc. S. 103 f. 

45) Die Gründe hierfür finden sich in ansem „Grandcflgen det 
Netorrechto,'' Heidelber|r> 1^46. $. 29. 

46) S. 101. 

47) Am a. 0. f. 2. 
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■Qf ^m ¥Mb der ÜMiriiiydioH M» 

4lbung unsittlicher Handlangen, 2. B. des Selb^ords, 
Idisten dürften. Allein so weil treibe Keiner die Be* 
bimptangl 

Nicht minder folgewidrig müssten femer .AU9 die Un- 
verÄusserlichkeit gewisser Rechte zugeben, — weil 
Pflichten BHt ihnen verbanden seien -^ abo hier wenig- 
stens, die Unterordnong des Reehts unter die Sittlichkeit 
einrflonen; aber ebenso in der Lehre von der Niditig«» 
keit der Vertrüge und Bedingung^, die aof sittlich nn«^ 
mögliche Leistungen gehen. ^^3 Diess gelte namentlich 
von der Kant'schen Schule, die, da sie im Redit nicht 
eine, bloss naturgesetzliche, sondern, wenn nach nur im 
weiteren Sinn, moralische Möglichkeit sehe. Überhaupt 
nur durch einen Widerspruch ein unsittliches Thun dar- 
unter begreifen könne. Er will darum zwar nicht gerade 
mit Hugo ihre Rechtslehre eine Gurgelriischneidermoral 
C^una murale per gente pronta a scaniiarsi vicendevol«^ 
mente^) genannt wissen, glaubt aber (^ohne €rund), dass 
sie sogar, trotz ihrer Angriffe auf die Nützlichkeitlehre, 
ganz wie diese von einem materialen Grandsalz aus- 
gehe, nicht von eiqem formalen, indem auch sie das 
jUnterscbeidungsmerkmal der Gerechttgkeil hernehme von 
der Mög^icUieit des gleichen Handelns Aller, nXmlicb von 
SeibHi seiner Wirkung hkisichtlicb des ruUgen Zusam^ 
aenlebens, mit andern Worten: des Gemeinnutzens. "^0 



48) Bodcompagni, inirodnzione alla scienza d^ diritto, & 
442 f., 448 führt als Beispiele solche Vertrfige an, worin im Ganzen 
und für immer anf die Freiheit verzichtet wird oder auf jiden mög- 
IkJieD kfioftigen Erwerb von Sachen oder Huf die Uaverletalichkail 
der PenoD, die Lehenalinglicbkeit der Ehe, die ebdiche Treue et& 

49) Am a. 0. S. 440; 656. Einen nihern Nachweie dieser Be- 
baapiung versprich! G^orgi in einem hefondeni, bereils dreckferti- 
gen, An&ats „über die Beziehungen xwischeii M«r8l,. Gereobtigkeit, 
Recht und Ifaulichkeit*" zu föbren. Es wird sich Seifen, ob er auch 
dort abersehen hat, daia material nnr jener Grondiate geaannl wer- 
den darf, bei dem nicht, wie bei der Kant' ichen SHten« nad Rschla« 
lehre, am su baninimeiit Was Rachl «ad Uorechl «ei, vOUig •bgasehen 
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Aftf Toloinei pai^st keinelirib dvr mehr 'Tadel Oi 
Lqk enthaltende Ausaprucb' A m b ro s-o 1 i ' 8 : ^0 d«^ ita* 
lienische Schule suche die reebtUcbe mit der sitlliciieii 
Pfiidhl 2u V^rsduBdawii (unificäre} — ; denn eivUsst sehr 
itiebtif dieR-ecbts^Yerhindticheil nicht ans «lersUt^ 
McbenPSiobt abstammen, vtei&c aus 4er eignen nöcV 
üua der Anderer^ sondern ans dem It^cM^ ^0 -^.andb 
ans dem Uirecht eine Urrecbtsverbbidlichkmt; -^ intkim^ 
lieb itbev btiiauplet er, obmihi von setneni Standpunkt 
äuä fed^recbt ^ * dass erstere durch bl o s » e « (Tn te r*«- 
laiTse» voUatäMUg* er£dDbar sei,^^} während wir anders^ 
wo bei Hm der Ahnung begegnen ^ dass sie ^dopck 
Initotiißr auch verletzt werden könne"; . - 

Ebensowenigf ist von ihm wahr^ was Ambro^oli^O 
tiMi den Vertbeidigem auch eines vernein ig eh €b»- 
bakters 4er Reofataverbbidlichkert behauptet: sie gtben vm«- 
nigstens zn, duas es ganz gleichviel (?} sei) einen Men-^ 
acbea. m tödten ulnd , wenn man ea ohne eigne Gefahr 
kann^ das todtliche Eisen nicht von ihnt abzulenken^ IBrand 
ZH! stiften «nd nthig znizusehen, wie ein Emiice im Naeh^ 
babbause znr vermehrenden Flamme werde; dassibraer das 
S^taaiageisiett zwar iHcbe zwingen köMie zur BrfliUbng 
aittlioher Pflichteb O^i W^blMnihs) die uns 0^€ir kosteil^ 
woU über solobeV) die Andern nttteen ebne uns zu edba^ 
den. Denn^ dass es' in keinem Fall selfoj^tvet a4ü»4k 
lieh Rechte Anderer, namentlich auf einen für uns un- 
schädlichen Gebrauch unserer Sachen, gebe, wie schon 
ßaröli®*? ausführlich auseinandersetzt, ist wenigstens die 



^ri^d v^ iknn weseuilidien kbah (der Materl») Aes iA«ii#cblielfea 
HinidiflBi^ alfo iwi der mjBfiurchtiohett ^nimmtmg^ worans alMh dieair 
I^bal^MGb ergfbea kaoi». 

-:■ <S0> ktrodiijgfeM «llti 0iiri»pr«de«z» fikm^ficiT, S. ISa. 
<: 51) CoFio el^enlare I, S^ 175 f« 
9SÜ) Bb«adB % i 184. 
• 99) Am a. 0\ m. B, c^. 5: »jC^iliwIliij« iwiMhea damGrda^« 
iitt dAr mnMdkktfiit and dei il«ebM.'' 
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Auf dein PiAdil^derfMWiiMöfi«. '-' ' Ui 

Hieimng der Ifehrsahl^ beider jedoeh Rosmini^} trl&- 
t^d Bedcfnketi hat. 

In der Segel liinsi^ Tc^loinei auch alle $ttenfm 
Pot^erongen seiner vemeinfgen RecMisaAMchC gm^ m Aiif* 
M^dslen da wo er die Unreofite In Bezrng aaf Mwh 
dleioheti anfeahlt. ^> Denn er ^]\ dettv Dürftigen cMtef 
sonst HülflQsen keinen andern ab einen blodis iSiittlic^heil 
:Aiu;prtteh dm*atif gäben, dasi$ wir ihn niobt leifaüch oder 
igelstig m Grande geheii lassen,' da Derselbe dbch- bffea^ 
bar zugleich einen Rechti^attapracfa liieranF hal, der imtit 
in der Reg^el^ z. B. von Seiten einea Waisenkinder, 
nnr gegen die gant^ Be^htsgesellschaft tiberbaxrpt gehl, 
znweilen aber doch^ -^ anch ohne daäs dewn Ver-^ 
mittlung oder ein te^handendr Verfrag dte nah^e Wk* 
Weisung gegeben halte — sogai* gegen bestimmte ESih- 
!zele, und zwar nicht ^wa bloss gegen die nächsfen M^ 
Ifeh^rigen, sondern anch.gcfgen Andere, z.B: gegen Den 
tler alleiil iii der Lage ist einen and dem Kahn 6e^ 
fallenen darch einfache Reichung der Sand Toni ErMflkea 
izn 'retten, oder der in einer Einöde ein ausgesetztes Kind 
fiftdet, das ohn^ seine Rütfe so gof wie gewisa des Tedeä 
«ein würde. ' ' 

Tolotnei aber erkMrt es geradezu fttr ein „Zei^ 
'atören jedes Grundsatzes dea Rechts und der SItWchkeif,* 
trenn^ man annehme, dtrss da5 Bedttrfniss' allein t»is 
jemals zum Handeln errnftobtlgen könne; und 'er gäht 
ilemgemSss Sbweit, dass er uns sogar bei Kmderh und 
Vfeisteskranken ein Recht, ifineti Gutes zu erwdirew, nur 
unter eben der Einschränkung^ zugestehen will, die be! 
JMdetn allerdings sich ron selbst versteht? das^ und 
»ofe^Ä ^e unsre Wohlthatcn annehmen WoHen^ D** 
Mit stimmt es freilich sehr schlecht, wenn er einrfinmt 
tfass, bei ErfBIIung der sittlichen Pflicht txns ihrer an« 

.^•: . . ' ' 

- i 55) FfldMfl» M AMh, I< f 490-^^07. 

56) Corso elementare. II, $. 287—394; t^M iVob betfottdeniil 
der Lehre toü t^ckUfprvM 4m Stiafa^ IH^ % 99» u.vMi. 
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V»i R5d er, i^ B0M0t Mflimf«! d» ImlieDer 



snmelimeii» (deren Uoiwandlung in eine RacIit^pSieht erjrt 
besondere Handlungen unsrerseits voraussetze} Gewalt- 
nitiel (0 nötbig und statthaft sein können — z. B. 
liei dem QeilverfahreQ gegen Geisteskranke — , wenn er 
aber diese Mittel dennoch wieder nicht Rechts zwang 
nennen will, weil sie — nur aufs Beste Dessen abasieleil, 
bei dem sie angewandt werden. 

In ganz ähnlichen Widersprüchen bewegt sich R o sh 
mini, ^^) indem er den Aeltern zwar em Recht zu- 
iKpricht ihre Kinder zu erziehen, aber ein Recht das auf 
das Beste d^ Kinder abzweckt, während doch sonst nach 
jiim alle Rechte nur auf das eigne Beste der Berech-» 
tigten zielen; indem er ferner zwar die Unmöglichkeit 
einsiebt, aus dem von Kant angeführten Grund, dea auch 
Zeiller, Tolomei^^) ü.A. geltend machen, eine 
Rechts Verbindlichkeit der Aeltem abzuleiten , und ihnen 
daher nur eine sittliche Verpflichtung zuerkennt, den- 
noch 9ber dem Staat ein Recht gibt, sie zu deren Er- 
füllung zu zwingen. 

Aus dem Allen erhellt ^ dass Tolomei und Ros-- 
mini wenigstens fühlen, daas aus ihrem yerneiniigea 
Rechtsbegriff ein Recht der Erziehung, der Str^fe^ 
ü)>erhaupt der Bevormundung in einem weitern Sinn 
des Worts sich nicht ableiten lasse; daher denn dieg^ 
Lehren und überhaupt das Familienrecht bei ihnen, gerade 
so wie bei Barpli und der ganzen Schule Kant 's, 
sehr zu kurz kommen und hier überall, namentlich b^ 
Rosmini, wie schon bei Fichte und Rotteck, di^ 
Sittenlehre aus der Noth helfen muss. 

Barpli zwar ^^) müht sich vergeblich mit jener Ab«-, 
leilung, wenigstens des natürlichen Erziehujigs- und 
Vormundschaftrechts, ab, weil er ganz richtig 
jdaran festhült, dass es ein solches geben mHsse, und d^ss 

57) S. Sf. 817 f., 788; 795-798 seiner Füofofia del driUo. L 

58) Corso elementare. II, f. 613 f. »-> Vgl. darOber uiifeie „Oraod- 
xöfd des rfatorarecbtf,^ S. 375. 

59) DjriUo naliirala pri?i^to e puMUe^. J, $• 89 Uk 91* 
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a«! teB Felde der E«diti«lN9fi«. »3 

desasea Ckii&d weder in dner Art v«n Vertrag- «ad Ge- 
seUschafkverhiltniss m suchen sei, noch. in Termntbeter 
Einwilligung der Geistesschwachen oder Minderjährige«; 
dass derselbe vieloiehr sich nur ergeben könne einerseits 
aus der LeitungskedürTtigkeilder Einen(auch der 
Staatsbürger), um ihren Lebenszweck zn erreichen, un- 
beschadet ihrer sonstigen Rechte «— , so dass man darum 
keinesw^s sagen dSrfe, dass sie zur Sklaverei ge- 
boren seien — und andrerseits aus . der hohem Einsicht 
und Fähigkeit Anderer (die Plato Httter nenne} zu 
solcher Leitung; für deren Richtung und Hittd je- 
doch stets nur der Zweck der zu Leitenden massgebend 
sein dürfen ^ Der Sache nach hat er — und ähnlieh ' 
Boncompagni ^0 — hiermit ganz das^ jus sapienUoris 
des Gravina gntgeheissen , Tür das auch Hamiaai 
ist, "^) während Poli ^0 nnd Maneini ^^J sich dagegen 
erklären, Jener, weil er darin, gewiss ohne . Grund , n^r 
eine Erneuerung deß Hobbes' sehen Recht des Stärkeren, 
wenigstens in moralischem Sinn, sieht,: Dieser, .ifireil er 
irrig meint: dann müsse man auch ein nalürtkhes Recht 
der Sklaverei annehmen."^) 



60) kuM ebeadjefem Grande findei er es abenleaerticb ($. 91), 
wenn Zacharii (vierzig Bücher vom Staal, erale Aiug* I, S. 59) 
SU Begründung des Rechts auf Thiere seine Zuflucht zu einer 
Vormündschafi nehme, die ^^ das Recht in sich fasse, den MQndel za 
tödten! 

61) Introdttziotte alla seianza de! diritto, S. 449; 45^ elc. 

62) LeUere intorno alla filosofia del dritte etc., S. 2d f . . 

63) Saggi di sciensa fK>litico-legale. S. 135 f. 

64) In den eben erwAhate^ LeUere, S. 96 f. 

65) Dasa diese Anaabme sich bei Aristo tclea ande, besHtttet 
Baroli mericw&rdiger Weise darcbaos (a. a. 0. S. 178&). . Dass 
€ r a V i n a ihr das Wort rede, ist jedenfalls nnr Schein; denn, obgleich 
er in seinen „Origines jnris civilis" ausser lib. n, cm^ü „de jnre 
ai^ieiitis" , noch lib. III. cap. 3 „de natura servis et natura dommis" 
spricht und nicht ohne Grund auch das Recht zur Herrschaft 
auf den inneren Berof zum Herrschen sttttzt, so besteht er 
doch darauf, dass es von den Herrschern „non quidem proptejr pro- 

Kriu Zcitichr. f. Buktne. XXV, Bd. IL Hef$, |g 
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SS4 ROder, ^!e nMcfdii i<^titiigf«ii der Italiener 



'NacM^m l^ol^mei die ^Mögilichkeit amsh iintMbarer 
Recbtsterletenngen^ z. 6. durch unsere Tbiere oder doreh 
VOR uns AngesUftefe, erwKhnt hat,^0 hebt et gut her- 
Ycrr, ^^ dass nur der äussere Seh&de ein Rechtscbade 
sei, woför dem Handefaiden VeranMirortnng obliege, i^eil 
ei^ aus einer RechtsverletKQng im engem Sinn, d. b. einer 
bewusslen, entsprungen sei, nicht atso das durch -Kinder 
oder Wahnsinnige gestiftete Unheil. Auch geg^en Seiche 
aber linde Rechts^wang wenigstens zur Veytheidigong 
oder l^ertiütung statt; Diess aber iv^rde unmöglich sein^ 
ffigt er sehr überBeugend hinzu, wenn «das ReCbl nfur ms 
4er PfH'cht Anderer flösse, da auch den noch Unver- 
if&fiftigen zwar Persdnliehkeit, und damit Re eh (sbefMii- 
'gung nicht fehle, w^l aber die Ver-pf lichtungs- 
fiSiigk^il. Obgleich sie daher zur 6i!tiadliMAaltung nicht 
Verbunden seien, so könne diese doofh der Staat ihnen 
Mflegen, z. B. flills sie sehr reich «eien, der Beschädigte 
i5<&hr arm. Es bleibt indess zweifeüiaft, ob er deutUch 
den Becblsgmnd hiervon •eingesehen faabe^ der aus dem 
Cresummtbedörfniss lliesst, die -Erreichung desLeiienszwIdCks 
überhaupt, auch in Hinsicht des Ervreilui und Vertusls 
äusserer Mittel oder Güter des Lebens, möglichst unab- 
hängig zu machen TOmH^tossen glttokitchen oder unglück- 
lichen Zufall. ^) 

Spbwach und gßnz Kantisch ist sein Versuch, aus der 
inneiien Unverletzlichkeit des Rechts auch die Notib^ep- 
digkeitaSersai^ienlichimiZwaiigmittel ziurBe-ohts- 
verWiir:kUcfauiiig. abeuleiton, in ideiten Anwendung, 



priam sed propter iml^ecillioiiim potkafittain uHlUtitein'* auflgfeüktNverde. 

Oieif UeMabw imCimodfi nur sovial als: «i:aaldai miiafli^he Vor- 

si li d seh • ftr ec bt sliilaeB, dat freilioli immer h'^^ingi Ui imd.^Jiae 

« das duip mnuds das Regieffniif stecht ^eaügead Wird begrüaideii höa- 

»an, üvenn mfa nidit tif'ig in RechudichtiiBi^eo sich herwnlrettioil will* 

€6) Corso alementare. I, cap. ii, $. 104 tf. Vgl. tvch llosmi»!, 

' t^il del dirHto I, $• ^624, not« 1. 

67) Corso elem. !, «. 189; 2Ä*f , 124. ... 

^8) Siehe unsere «Grnndcttge des Katurrechis/ i. 47 n. BS» 
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^B. 'düVch Vertfaeläigbhjr, bf Mdht el«iMovieIe 
teisondei^^ Redhte sieht, »onderrt niit tlie äüösertn Wfrt- 
samefn tündg^bungeh ^s Rechtis; ^elbi^t bei GAegehMi 
eiiites Hindöi-ififeg^, *•) eb^so wie es jetit atibfi ßitffgi^ 
thi«. fiel AulrtHtoÄg de^ StüWnfoi^e -d^r fctranginilttl 
Hl^d Hat gütlithbii Mittel (die ^ niehl, Wfe B ä ir o Ti, 
-schaff önterscheidet) schlfeiSIsfl iei* sichtKch ah Äe Wdff- 
tettterj %uinäl »Ä Valt^i, ah. Doch eftct^ftt w ah/'O 
'Aaäs fclte j^ne itittel ifhM hfhzokommetide i^Htlidib -Kt^t 
-— oh^eVa)6ttm^n^ — nidhl aifilrticfcfen, tittd bteriifeÄt 
H^äQüg, dftBH; itfah ni^ l3t#a Zweikatnpf tind Gbttesuf- 
tbeä d^th Loojseh gleicfa achten dUrfö, — \fai ihah tmc^ 
bei uns 6(jhoii oft ttbers^hen hat. ''*) Er Mit dafbr^ tfäss 
IflUel deft List btisweiffefn det* (]fe#att Vöiitatieheh Mfeh, 
und sttM di& jodenfaite nicht folgerechte Behbuptün^ lauf, 
dass dör Bel«^iger zwar das R e c* t ia ii if W ä h f h ä f t i ^ 
^eil Von leiten des Beleidi^teh vierlören habe, "^ ziiihal Aa 
*ltil8 Mge JöAeih oft Öh Wirft grös^ütes VtW eVspär», 
^bWi^l si6 uhsiHlich sei, — dennoch aböt bitt flim 
(also Wohl aüöh i. B. dem Strässehrätiftfeir ?1 gcfgefeehÄs 
WoH *icht soll gebrochen w^d^n dörfe*. '^^ 

fis ibt beitierkenswerfh, dä^s jätzt anch Rüi»i¥ri'ai 
Um &fSl^ti dienet Saiz^ betirtiaHnt, 'MmTich die Ifi'ge Ms 
Vertheidigungsmittel gegen ungerechte Gewalt zulässt, z. 6« 
auch gegen unstatthafte DröhungBn eines ilnterisuchnngs- 
riehter s, oder wenn die Strafe, die dem Gestindniss folgen 
würde^ ein^ an iiioh liiiferedite ist (u^d, w4e er Mirau- 
Befü, der T^iftrechei- tvahfe »eüfe fühlt).'*) WiV sihtt 
Tom Standpunkt zbnSöhst des thdiYiduäUtätsrechts zu 9lin- 
n(5hen llrgebnissen golangU'^O 



69) Corio elemenUre I, %, 198; 204s. 

70) Sair idea e snHa scieoEa d^l dilttor e del doi^n^ & 443L 

71) Corso elementare I, |. 200. 

72) Ebenda, §. 217. 

^3) Ebenda, $. 222; 229 f. 

74) t^ilosofia del dirrtto. I. S. 237 f. 

75) S. unsere »GrandzAge des .NaturrecBts,^ $.55. 

18» 
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796 ROdeXy die Moeren LeiMooftti der ftaliener 

Aach Tolomei leugnet das sidi selbst widerspre- 
chende Recht, in der äussersten Noth Böses 
und Unrecht zu tfaun und zählt hierhin die.Erhaltung 
unsers Lebens auf Kosten eines Unschuldigen, nicht aber 
eines Schuldigen. Für folgewidrig erklärt er es aber,. nach 
B a r 1 i ' s Vorgang, wenn fast allgemein die Tödtung das 
ungerechten Angreifers gebilligt werde, jedoch nur so- 
fern der Angriff unsere wichtigsten Rechte, und nidit 
etwa unwichtigere, z. B. Sachrechte, bedrohe. ^^ Sein 
Grund: dass dann das Unrecht eines Andern uns im letz- 
teren Fall, anstatt einer unleugbaren religiösen und sitt- 
lichen Pflicht , ^0 vielmehr eine Rechts Verbindlichkeit 
auflegen würde, unser Recht fahren zu lassen --r be- 
weist indess nur gegen die erwähnte Unterscheidung, nicht 
aber für die Zulässigkeit der Tödtung des Angreifers. 
Abrenif hat übrigens seine frühere Behauptung: dass 
dieselbe, sofern sie beabsichtigt sei, nicht bloss gegen 
die Sittlichkeit, sondern auch gegen das Recht Verstösse 
— die auch M a n c i n i angefochten hatte ^^), neaerlioh, 
wohl ohne hinreichenden Grund , zurückgenommen. ^^} 
6iorgi^^3 hält die Tödtung hier auch nur dann für 
unsittlich, wenn wirklich sie selbst, und nicht Abwehr, 
bezweckt war, wenn z. B, der Angriff nur den erwünsch- 



76) Corso elemenUre) I, $. 231 ff.> 15B. 

77) Mancini, iettere etc., S. 144 f. fahrt gans richtig einen 
Aiigriif apf uns tHß Beiipiel an, da» auch jein Unrecht Anderaf Ar 
Dttfl ein Mittel zor Ausübung der Sittlichkeit werden, kOnne, und glpiabt 
irrigerweise damit Jene widerlegt an haben, die, meBouterwek, 
im Recht nur ein Mittel für die Sittlichkeit sehen; die ohnehin ganz 
unabhängig von allem Recht bestehe und ihre Foderungen geltend 
mache. 

78) Lottere, S. 152 f., aber auch P. Duprat in der „Revue 
ind^pendante^ von 1846, T.III, p. 450-452. Vergl. unsere „Grund- 
züge des Nat. R.,^ f. 30. 

79) In der vierten von ihm selbst bearbeiteten deutschen Ausgabe 
•einer „Rechtsphilosophie," Wien, bei Gerold, 1852. S. 367. 

80) Am a. 0. (. 2. 
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auf dem Felde der Rechtsfilosofie. 257 

t^i Vorwand abgab um eine längst gehegte Rachlast zu 
befriedigen. 

Besonders merkwürdig ist die ganze Behandlang des 
Vertheidigungsrechts bei R o s m i ri i, ®0 deren Ausführlich- 
keit und endlose kasuistische Probabilitätsmoral wohl kaum 
ihres Gleichen hat. Er will zwar z. B. dem Vater ein 
Recht geben, gewaltsame oder sonst verbrecherische An- 
schläge auf den religiösen Glauben der Kinder ( — wozu 
er hoffentlich den Versuch, ihnen ihren Irrglauben zu be- 
nehmen, nicht zählt), sogar mit Tödtung des Angreifers 
abzuwehren; er leugnet aber durchaus die Statthaftigkeit 
solcher Tödtung wegen eines drohenden RechtschadenSi 
dessen Yolle Vergütung wir allen Grund haben zu er^ 
warten oder gar wegen eines Guts , was nu^ auf Vor- 
urtheilen ruhe, wie jede andere Ehre als die in der sitt- 
lichen Güte besteht, und er unterschreibt hieriri ganz „die 
weisen Worte eines Protestanten, Hugo Grotius, die 
eines Katholiken wahrhaft würdig seien.* Sein Versuch 
zu zeigen, dass der einem Angreifer zuzufügende Schade 
den doppelten Werth des Schadens Dessen nicht über- 
s'chreit^n dürfe, der lins durch ihn droht, ausser wenn 
er ein Gewohnheitübelthäter z. B. ein Seeräuber sei, 
entbehrt allen Halts. 

Geradezu unbegreiflich, und schon von Baroli schlagend 
widerlegt,®^) ist die Meinung, zu der sich unsers Wissens 
nur noch Tolomei bekennt, dass, wenn um Lohn eine 
Schlechtigkeit zugesagt, also ein nichtiger Vertrag ge« 



81) Filosofia del diritto I, §. 1704 bis 1907. Die angeführten 
Sätze, finden sich $* 1807;^ 1810 (F., die reiche Kasuistik besonder! 
$. 1820—1899. — Sowohl von Seiten der theologischen Richtung de« 
Verfassers und seiner seltnen Frachtbarkeit (30 tneist dicke Bände, 
die wir in den Verzeichnissen seiner Werke angeführt finden, sollen 
noch nicht Alles sein!) als auch nach der Art seiner Darstellung, so- 
viel gelfinterter dteise aöch ist, lässt sieb eine- gewisse Verwandtschaft 
Desselben mit dem heil. Thomas kaum verkennen« Aocft «r lieb«' 
sein: Rispondo — in prima — in secondo logo! — ^ 

8;^) DirH(Q private e pubblico ](, S. 316. 
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der Sündenlobn gefodert werden könne, weil — die MichUr. 
ivüf^dig;^, dei; C9fi^, irqpumya eii^ ^1f, sich, nipht ver* 
werltkhft Hp^dlu^ v^efs^r^ich. iqa^cl?^ -rr. das, Zfi|den. 

ejjij^^ IfOhnpS: ^ber Bjpbl^ SxjhäjidlicbeSi seil, ttt®^. 

>^ij^. scbaa, Baroli richlig, nui? eii^ Zu$^i)[|eotre&9 
dgt^ephtjßzuifibtsi nicht ^inen. viratiren Z|ULsa,in ii^ßn &t otfisS] 
sft ecikläre? aiJffh R o.s raJ n i ®^D . ur4 T o I q.m ei ®0 lelar 
tej:§n.beij %cbtp;if: (keifen kemes^ j>. ojiebi: od^r ^i^eniger 
I\Pjq)|( sqin i^A"^ s|Is, a^d^i^}, w^q bpi; PQichl^ iüi: c|ia 
Uadjngiy, reicht, so bßj, dei^ I^echtsg^ei^^pden,. iii^Qm md«. 
z.^. 90, um eiifft §a%, odq^r Kennjriis^; zu. eil^pgeij,^ 9^. 
d^r^ <^|[ibiifisf jQi n^ü^^p. ü^j^ran hniigfl, ]^eteterei; die l^ebrQ. 
vjpro Au|h^,r;en. der ^ecbie. YerM.iT^l.k'pnp^n. 
HßGli ijuq ajuch Urrechte werden, z.B^ dujjrch upg^rechlen; 
Angriff, V ei;zi c h t, au£ sij^, m9ge pflichtwidfijg seiip, ^l^er - 
nicht r^pht^wj^rig; Efpides.. ^bt^j: sßi^ ilu*e; V er ä^us s e i^u n g^ 
Bfxs^GV, et\y:a in de^). Sinn, d^s& die Urrech(e^ auii^tfr^ ZiVk^ 
G^uosjLe^ And^r^^i;, engjerei Sk^hraj^i]^ beko^li^jsn KöptfUen. 
U^».: könnp; siqh als? sa ^lenig verpflicjiht^o sic^ a|s Th^X; 
2^ v^rhaJtj^^. (Sl^lq\^ecdyep,trii|g), als sieh ü^ ^in, i;qlche& 
verwa^(^^; wolji; aber könne, npan, für. hpbere^ s^ÜicbOj 
Zwecke sein Leben opfern oder wag^n,, j^, siph biearEU» 
Y{eibiJ^dli()h. i^acbeft, :?, B.^ dßr. Awt, Soldat,, gute, ^aler 
und, ^ürggr., v^onnit man. weder den eig^pn, Toji woHe^j 
npcb aü9h; seipa if^rsör^iqbkeil, yeräjussere.. G t o rgi, der: 
dieselben, S4tee aufstellt, hqbl, bi^i ib^er n^lierq. Entyyicker 
lung besonders heraus, ^^3 wie hier das rechtlich Mög- 
liche durchaus abhänge vom sitUich Möglichen und da- 
ruiif bisyveilen auch die Veräqsserung vop an sich Ver- 
«insserlicbem un5tfl,t,tbaft sei, z.B. die VerschivenduBg nnsi^r^ 
Yer.mögens. wenn wir SchuhleD haben. 



83^Gor»o eUmenkare II, §. 441 u. 483. 

84) FUoa0fi& moral«L Wir.findea saeben die eJnacMcijQBclfi Stelle- 
nkhi wiedef * 

85) Corso elemeotare, I« $1. 151—106. 

86)Suir idea e6ullasciei^a,deljdiji% ;e,(i||DLdqv^lp^,S.2|E€|f^qj6^ 
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Die Verjährungsfrfigre will ToIomei^O mit 
Recht nicht bloss beim Sacheigenthum abgehandelt wissen 
und betont äre Bedeuiung für das Staats- Qi|d Völk^r-^ 
recht. Der blosse Nichtgebrauch kann . nach ihm dem Be- 
dürfniss der Ge^issheit * des Verzichts nicht Genüge 
leisten; erst der Staat tcönnft uiidr. solle dessen Merkmale 
feststellen, d. h. die Rechtsvermuthung zur Rechtsdichtung 
erbeben. Mit ihm. ia dttr ifauptsatha ' übereinstimmend, 
führt Giorgi gut aus:^) dass der Zweck der Ges^sll- 
scbaft und die BesikrtMUng dar Sachet^ als Mittel für dsn-* 
selben, nicht bloss Bieschränkung in deren Gebrauch^ gon- 
dern noch mehr in deren Nichtgebrauch verlangten, so- 
weit nicht, durch diese das Sondereigenthum. in der Wurzel 
angegrifien oder offene Ungerechtigkeit und UnsitUichkeit 
gutgeheissen würde. Daher lasse auch- die Verjährung 
sich nur rechtferägen als ein Versagen des Scbutees in 
Ausübung des Rechts, nicht aber als wahre Art des Er- 
werbs oderVerlust^ von Rechten, wie Dies^ daraus erhelle, 
dass sj$ nirgends von Amtswegen angeflommeii werde oder 
das nach ihrem Ablauf Gezahlte als Niebtischuld zurück^ 
gefedert werden könne; und ebendaher sollte ' folgerecht 
bei. jeder Art der Verjährung und Ersitzung bona fides 
— auf die sich eigentlich sämmtljche Bedingungen der 
Verjährung zurückführen liessen — als unerlässlich gelten, 
»isser etwa bei ^sokfaen Dieiistbarkeiten, die auf ein pati 
gehen, wo mithia vio» einer malae fidei possessio d0s Ver- 
pffiditeten nicht woil die Rede' sein kann; 



87) Com elemettlarfr l, $. 167—174. 

88) Am aagef..Or(, im Septemberbeft dei GiQrnale von Po und 
Bell 06 für 1852 Nr. 22, p, 721 ff. . 

(SeKlin«- im nächsten. Hefl.) 
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xn. 

Neneste Literatur Vlber die französische Staats- 
und Kechtsgeschichte. 

von 



i. Ouirard^ de la fomuOion de ftlai tuhui pelkigue ti admwiUra^ 
de Tu France in der Bibl. de V Ecole des Chaiiee, Serie IIJ^ <t ^ 
9. Sept. i85U 

2. C. Dareste de la Chavanne^ hisleire de V Administration en 

France t depuis le regne de Philippe Avgusle jusqu*ä la tnort de 
Louis XIV, Outrage couronnS par VAcademe des Sciences tnorales 
el pdiHques. Paris 1S48. 2 Y. 8. 

3. Pierre Clement^ rhistdre de la tie et de t Administration de 

Ctdbtrt. 

4. Derselbe L, Gouvernement de Louis XIV ^ la Cour, V Administration 

les finances et le Commerce de 1683 a 1689. Paris 1848. 1 V. 8. 

5. Cheruel, de VAdminUtratiön de Louis XIV de 1663— -1672 ^apris 
les Memoires inedits d^OUvier d^Ormesson, 

6. Henri Martin, la Monarchie ian dixseptihne Siecle. 

7. E. Moret, QiHnze ans du Regne de Louis XIV. ^ t. L lS5i. 

8. Correspondence administrative sous le regne de Louis XIV, publiie 
par M. Depping. 2 F. 4. 

Einer der interessantesten aber zugleich schwierigsien 
Theile der französischen Staatsgeschichte ist die der Ver- 
waltung und des Yerwaltungsreühts im alten Frankreich, 
Zwar ist die Literatur aus den Zeiten vor der Revolution 
von 1789 sehr reich an Werkenf über dieselbe , allein 
sie sind grössentheils zu umfassend, mehr praktisch als 
geschichtlich und , obgleich den Zeitgenossen, welche die 
alten Zustände noch sahen, vollständig begreiflich, für die 
Leser der Gegenwart doch oft unendlich räthselhaft und 
unverständlich. Längst fühlte man das Bedürfniss einer 
klaren übersichtlichen und doch ausreichenden Darstellung 
jener Verwaltungsgeschichte, und einzelne Versuche wur- 
den schon vor einer Reihe von Jahren gemacht, insbe- 
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sondere von dem fruchtbaren Historiker Capefigue, 
z. R in seiner JERstoire de Philippe Auguste, seiner Hisfoire 
cansiUutiffnelle et admimstraiive de le France von 1223 
bis 1483, vom J. i831 , io wie in seiner Hisfoire 
de Löuis XIV, und Louis XV. u. s. w. Die Pinanzge« 
schichte Frankreichs war 1889 von Bailly und 1840 
von Fressen in verschiedener Richtung dargesteHt wor- 
den. Ueber die Geschichte der Politeigesetsgebung, deren 
Hauptquelle immer der TraM de la PoHce vothDe la Mare 
bleiben wird, inden sich belehrende Schilderungen in 
MonieiFs hisfoire des divers Sfäfs de la France: aber eigentlich 
kritische, durchaus befriedigende Darstellungen waren aH<- 
gemein gewünscht; als 1843 Referent in Paris tiber die 
Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte des alten Prank- 
reichs Studien mächte, deren Ergebnisse 1846, freilich 
in gedrängtester Kürze im B. I seiner französischen Staats- 
und Bechtsgeschichte nach Perioden (v. d* Anfang der 
Monarchie bis Hugo Capet, dann von in bis 1270 
und 1482, endlich in einen letzten Zeitraum bis 1789} 
übersichtlich mit Verweisungen auf die ihm bekannt ge- 
wesene Literatur zusammengestellt sind. In noch kürze- 
rer Weise ist derselbe Gegenstand von Hrn. Schaffner, 
und zwar nicht nach Perioden, sondern synchronistiseh/ 
aber mit grosser Klarheit und Schtrfe im B. H seiner 
Rechtsverfassung Prankreichs von Hugo Capet behan- 
deKCS. 318—340, 451—492 u. 494— 509> Inzwi-s 
sehen war man in Prankreick mgemein thätig fül- diesen 
Theil der Staatsgeschichte. Preisaufgaben wurden darüber 
ausgeschrieben, ungedruckte Oöellen zu Tag gefördert, 
gründlieh gearbeitete Monographien geschrieben und so hat 
sich seit. 1848 eine Anzahl Werke gehäuR, von welchen 
die berühmtesten an der Spitze dieser Artzeige verzeich- 
net stehen. Wir wollen, fn wie weit sie uns nöher be- 
kannt sind, eine Cbarakterii^ik derselben mittheilen. 

Als Einleitung zu allen kann die Abhandlung des be- 
rühmten Herausgebers und Comnventators des Polyptichon 
Irmmonis dienen, der von einem gleichen Gedanken aus- 
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geM w^. KefiQrei^ nennlich dem^ di^ TraocifoirmjitioA üet 
Sia^teverwaltupgsweis«^ \¥ie, sie unter den. CapoIiiigeFQ be- 
stand , geschicbtlicb nacbzuwoisea und am zeigen , in 
wiiQ w^t auf der Basis der uralten: gaHofränkisehen Ordnung. 
dßt Dinge die neue sich erhob , aber durck das Königr' 
tk\m und. die Staal5teclinik<er sio allmi^hlig vsm aller- 
klHistlicJMSieUr freilich^ nicht gerade glU/E^kUcbstea Yerwal-^ 
tungsi^ysteme ausbildete ^ das so uneadlicb viele Miss^ 
br^iwri)^ ^fiz^igßxjk, miisste, dess in Folge* desselben der 
Staat ^Ibst zu Grunde ging, Herru Go^rard's AJ»- 
handlung de la Formation^ d^V Etat sGciai fteMMqne ei ad-' 
mimstratiif de la Frunee im B. 11 der Serie HI der Bibl. 
de FEuole der Charte» Sv 1 — 38 ist nur eine das ganze 
Genkälde in den ^ Unirissen zeichnende historische Skijtn^j 
welcher indes» die ndtbigß Scharfe fehlt* 

Als Hauptw>erk ist zu nennen das« unter Nrw 2 ein- 
geführte von Da res te de' Chavannes, welchem voa 
der Akademie der moralischen und politischen Wissen- 
sicbaft der Preis, zuerkannt wurde. Bei der BeuHheilung 
desselben batterR^fer. das frühere Werk von C a pe f i g u e^. 
seine eigene« Darstellung und die von Schaffner zugleich 
ZM berück<li<;htigea Von dem ersten iat das historische 
Q^fflüld^ D=a.reste*s tbeil» daduruh unterschieden^ dass,. 
ef^ Ws Ludwig XIV. folgefiihrt twird,:.während:Gapef.igue. 
nut IkKiwiig XI. endete und daas es keine ehroftologisohej. 
sotidern eine synobronistisehie^Dai^tellung ist, dar eiae 
kurze cturonologische Notiz in der Introduction (y^ S. 1 
bis 6.1) verbergeht. Von den beiden deutschen Werken 
unterscheidet es sich- theils. durch den Standpunkt, tbeils. 
durch de0 geringoren Umfang; der in jenen festgiehaUene 
is4 der eigentlich rechtshisitorische, der des Hrm Dareste 
mehr der politischie, und: aus diesem Grunde* sind verschie- 
dene Materien von ihm entweder übergangen oder doch- kürzer- 
behandelt Mit beiden hlt er die Jmiisohe Richtung.gemein, . 
welche^ jedoch hei: Sothäffii:er am schärfstem hervortritt. 

Dagi. in' jedem Werite dieser Art zu läa^def Problem. 
ist< gewisa: (tes> zui sseigcu , wie^ auf den < Trümmera dea : 
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dMch die FeudaMtät md die kircblteh«« Immwitittfft »f- 
sAörten. cacolingifiolieii EinheitsalafUs sich aul mitäriftCh^ und; 
organischem Wei^e ei% oeujeF bilden kiwntQ und blfdete^ 
wie er die histons^h gegi^beneii QruBdhgeu dos» Staat*« 
lebeas in Fraiita*ekh sa iHogestaheto^ dass eiae gesellige 
Ordeimg, wie sie* untev^ Liidw^ XVf. w«(r, daraus. her^ 
vergitig« Referw war es bei der in set^' fremösifiohen: 
Rechtsgescbichh» verauobtea EfarßteUung'mebrdariiin4itU; thje% 
(ten. Gang nndi die Ursei^hen dieser UmgestaUung naokzu- 
weisen. Srchäffner gieng weiter und- unterwarf diese - 
selbst einer planmässig angestelUeo kritischen foleuei^. 
tung; Herr Dareste ist mehr beschretfoendep, oftr nicM 
tief eingehender HisjkNrik^. Sein Werk kann nicbt als 
das letakd; angesak»; werden, welchie die Franflsotseei über 
diesen Theiü ihicer Staalsgeaoiycbte bedürfen. 

Wir woUen dieses Urib^H. näher begründen. Im Aa^r 
fang des zwölften. Jahrhnnderte, wo^ der neue fiian»)iSiS(die 
Bmheitasiaat beginnt (denn biS: dahin war das Regnum, 
ftwicomm, wie Ben^hland Jahrhunderte lang noi>h «püer/ 
ein feudaKslisch gegliederter Slaalenstiiat), standen fiieh ak 
sooialn SSohweFpunkie' und Inhaber politischer' NneMr ge« 
geaüber) das< Königtihum, die Hierarchie utid.die 
unter dem Name;» der Srngneurs gewöhnlich zusammen^, 
gefaasten L and e Sf- und G r n nd he r-r n. Frankreich ge^ 
hdfte dem: Kcknitg und jenen zwei Ständloin; dia^ 
6räB2ien ihter Berechtigungen waren nicht scharf geschief?- 
den^ doch bestand ein gewisser Organismus der Vevhättr 
nisse. Unter Ludwig VI. nnd VIL ermannte sibh das 
Königthum, um sich die Stände untenzuordnen und die 
Einheit des« Staates, heraustedlen« Mit grosser Kraftenl^ 
Wicklung und Canseqnenz führte es den^ historischen Pror- 
cesa und zwar allzu^lttcklich. duroh^ der ganze Staat- 
gieng im König aut Die berühmte AeusserdungLudwigsXI Vir 
FMiai o'^t* nwi, war nmht bloss ein peliiisohes ßegma. 
dieses Königs, sondern eine- gesckiohliiche Wahrheit Diev 
vom KdnigUmm. vollzogene UmgestaRung des StaatSL, war 
theils das Werk des Kriegs^ und: d^p» StaaMrtreibbe^ 
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theib aber auch das des organisirenden Oeistes, lind auf 
diese Weise bildet die Geschichte der Staatsverwaltungr fast 
den Mittelpunkt der französischen Rechtsgeschiehte/ Es 
ist diese: i. Entwicklungsgeschichte des Königtharas, 2. 
Geschichte der socialen Stellung und Action der Stände 
und 3. eigentliche Verwaltungsgeschichte , und zwar 6e^ 
schichte der Justiz-, der Polizei-, der Finanzverwaltung, 
dann des Hilitärwesens, der Marine u. s. w. 
' Herr Dareste hat auch diese Gegensätze erfasst 
und bei seiner Darstellung festgehalten, ohne freilich sich 
ihrer kritisch bewusst zu sein, oder genaue Rechnung ihren 
inneren Beziehungen zu tragen. 

In wie weit ein Staat im Anfang des 12. Jahrhun- 
derts in Frankreich als Begriff gedacht werden kann, be- 
ruht er, auf der Einigung des Königs und der Grossen, 
die formell in der Curia regig sichtbar war: der König 
und sein Hof, d. h. mit den Kronbeamten, stand den Grossen, 
deren Versammlung sich als Parlament, als Consilium regis 
Conseil du Roi, später euch als Versammlung der Etats 
generaux gestaltete, gegenüber. Daher eben so viele po- 
litische Instidutionen, die sich zum Theil organisch weiter 
entwickelten, in dem nach allen Richtungen hin sich aus- 
bildenden Beamten*-Organismus, z. B die Spaltung des Con** 
silium regis in das Conseil d*Etat, das Grand Conseil, 
der Chambre des Comptes u. s. w. Andere Elemente, der 
socialen Ordnung waren - die altgermanische Hof- und Oe^ 
richtsverwaltnng durch Vögte und Schultheissen, die vor 
allem als Königliche Bailli*s und Pr^vöts erscheinen neben 
unendlich vielen* andern zum Theil Beamten der welt- 
lichen und geistlichen Seigneurs oder der Städte, nachdem 
diese gleichfalls politisch berechtigt geworden waren. Wie 
sich diess alles organisch entwickelte und seinem inne- 
ren Pnncip gemäss ausbildete , war* vom Verfasser der 
Hiskrire de PAebnnUsiraUon e» France nachzuweisen und ist bis 
zu einem gewissen Grade von ihm auch nachgewiesen worden. 
Er beginnt im Chap. I mit dem Königthum und bespricht 
das Cougml d^EUü, die Grat^d» Offieiers de la Couroime 
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und die Minister (p- 62—71), in Ch. II die EMiCüni^ 
raux el FrofAndmx Cp-?!'^^?}, in Ch. HI He Nobleue 
(p. 88 — 107), in Ch. IV die Kirche (p. 107—154), 
in Ch. V die UnieersiUs nni FEnseignemeta als ursprünglich 
kirchliche Jnstitute (p. 154 — 174), in Chap. VI die 
• Admini$ir€akm Mmicipaie (p. 174-r219), worauf er zu 
den eigentlichen Zweigen (der höheren) Staatsverwaltung 
übergeht Xl^oUzei<-, Jvstiz-, Finanzen u. s. w.). Werfen wir 
.einen- Blick, auf des Verfassers Behandhing aller dieser 
Materien. 

Wir. kennen den Ideengang dessseUien In seinem 
ersten Gapitel keinen glücklichen nennen; statt mit dem 
.Hof und den königlichen Hofbeamten zu begiimen und 
mit der Gesicbichte des Comeil SEkU zu schliessen, be- 
ginnt er mit diesem, muss daher aus der der Hofbeamten 
anlicipiren , und so später scbon Gesagtes . wiederholen, 
während es. der Geschichte des Staatsrechts an der Basis 
gebricht. Was die Entwickkmgsgeschkibte des, letzten be- 
trifft, so verweilt der Verf. überaus kurz bei den früheren 
Zuständen und den Uefoergängen, um (S. 61 — 63) eine 
aus der Nouvelle Encyclop^die von Labine und Cärieret 
enihaltene Schilderung desselben unter Ludwig XIV, wieder- 
zugeben. Ref., der in seinem Werke die Geschichte des 
Staatsrechts voMständiger giebt (S. 208, 395, 515), hat 
S. 69 des Urkundenbochs zu diesem Bande aus Gnillon 
•MMioir^ du CameU du Roi von 1728 eine genauere Neliz 
der Einrichtung desselben roitgetheüL Die Attributionen 
des Conseil, so wie der verschieden^ Hofbeamlen sind 
vom Verf* genau und klar angegeben. Die Geschichte 
der Eiai$ gin^aux und praeindaux ist von S. 76 bis 8-7 
etwas mf^r ausgefallen und entbehrt gldcfafaQs ihner 
natürUchen Basis, indem sie der Gesdiichte der Stände 
und ständisohen Verhältnisse vorkergeht, statt auf sie zu 
folgen. Auch findet man beim Verf. nur das allgemeinste 
.^nd bekannteste wieder, so liass man durch seine Dar- 
stellung dieser Verhältnisse wenig befriedigt wird, sie 
stejit.hii^er: der Scbäffner'schen (B. U^ S. 276-^304) 
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kei^toiiiiMd mr^tk. Dage^ön fliüston ^ir die kHtfte ifie- 
sciiicbte ües A«te]s m Ch. UI, p. 8S'^ t06 lär rtne f^e- 
kingeiie erklären , die frdtich dem Kenher der Materie 
yerstündlicher ist als dem Unein^ireiht^. Die Umge- 
staltung der Adebveriifiltnisse durck das Kdniglhutti , die 
diesen sonst so enaMiIngigeii, demseiben feledtfeh 'gegcln- 
Hberstetonden Stand, in eine freilic^h mleM Oberaes S4Jbw&ohe 
StUtee des Thrones ät vem Verfasser sehr Ida^ iMd ifeisl- 
rrieh dargel^ D^ vierle Cai^Hel iK>n der Kincbe be- 
ginnt mit einem Paragraphen, der die Ueberschrtft ; CM^ 
wüMion iemparelte du ekrg&^u möjfdn %e Ittbrh ilandell 
aber durchweg von der SliE^Iung der Mirdhe. im BlMtj 
d. h. TW aUern; gegenüber dem KSnig^bem, dessen Aötidn 
Hseit Pbüipf dem jSc^hdnan die UAterWerfttng derselbte«! ^oan 
«Ztredie hitta Der Verf^ gefai Mer, "wie anch beS der 
.Darstellmig der Addsverbiainisse von der unrichtigen A»» 
ttcht ans, dass die byirgerliche GenditsbtfrfceÜ der Kircbe 
«ihe Usui^paHön war; welche imdk die Sdnige wiedw 
ae^ehoben werden seyt denn umgekehrt war des Um- 
sichgreifefi der kÖnigKchen Gewalt auf SoslM 4tekr geis^ 
lieheo. und weltttcben Grossherrn, vom teohtliöhen StaiMt- 
pwikt der, trüberen Zeit a»s belra(^eC, eine UsufpeUen, 
die nur durch Zweekmttssigkeitsgründe und die neueren 
politischen Theorieen g^reohtfortigt w^den kilnnenv Bb 
fehlt dm* Darstellung der htrchfiehen VerhäRntsito Fmnk- 
iieidis bei unsem VeiL m AHdeiligfceit, so dass abei^ 
mals die ^on Scha&er, Ell, & J&ld'-^eTI s(€h el^ die 
Yollständ^tie und tiefer eingehende erweist, ividesseii Ist 
von Hrn. Dareste auf das Klarste ausgeftthttt^ wie- die 
kathidische Kirche in Frenkremfa, ^wobl was die g^^ 
kohe <«eweit und ihre Immunimsredite beUfifil^ j^elbs^- 
Btändig^ doch als Staetskircfae d^ kdm'g)ich«)i Gewrit 
untergeordnet und ihre Verfass»ng ein Theil des Statits- 
organisoMif war« Dasselbe fand rücksiobtUeb der Uni^ 
versitiüen slatty die anfangs kffchliche Anstalfen, sich aK- 
mählig im StaiAsaiMitdlteii ittMgesiiilet«in und ihne Pritftagien 
nett fiaöb und nach so besdiribAeii liisiiea musst^n, dass 



Digitized by 



Google 



Mch bIb TCin der künigliehen fiewiilli gmt -aUitfftgij^ wur- 
de«. Diese bemäehtifte irieH aiidi 1538 äes «nftm^^er 
Kirche, dann der UmversitftI zustehenden Rechts der Bftchep^ 
censar, gab aber dem Aufschwung der Wisseviscfa&flen 
einen leräftigen Impuls durch die Errichtung des College 
de France (1530) und Seit 1635 der verschiedenen 
Aoademieen, S. 154 — 174. 

Bie sehr verwickelte Geschidite des -SlH dtewesens 
in FraHikreich, ist seit Ren^uftrd, Guizot, Thierry, 
Leber sie aufhellen, mit besonderer Vorliebe bearbeitet 
und auch durüh die VeröiTeRtlkhmig früher unzugäng- 
licher iQnellen S. 1 der Archives de Rheins von Varin, 
dor Ten Amieris durch Thierry sehr gefördert worden. 
Bef. unterwarf die Älteste (Gresehichte der französischen 
Städte, was 4hre reobtlidhe Entwicklung betrifft, in seinem 
Werke einer allgemeinen Betision (B.I, S. 119 f.), und 
Schaffner erleicMerte durch eine scharfe Sichtung des 
Stoffes, das Herrorheben der wichtigsten Momente und 
ekle klare überisichtliche Darlegung des Entwieklungi^- 
ganges der städtischen Verbfiltnisse die Kenntniss dieses 
wichtigen Tbeils der frannösischen StaatS'^ und Bechts- 
geschichte (B. IH). Herr Dareste setiite sieh wieder 
zur Aufgabe die Hebtti>g des drittevi Standes gegeniftber 
der Fendalitüt um der in dessen vollständige Beherrschung 
durdi das KdnigUium zu zeigen. E^ befasste daher sieh 
weniger «dt neuen Quellenslodien , sondern tMl^uchtete 
das gei^ckichlKch feststehende von dem darch Ihn ge- 
wählten Standpunkt aus. Er nimmt mit Guizot, gleich 
wie Schäfftaer, drei Hauptarien von Sladtcn im 12. 
Jahrhundert au; die ursprünglich römiscbeA^ diu Frövo- 
talstädte (vdn Schaff nernBdi-Be^aaoittn.oir in^einigeB 
andern Sohriilstetlem des 13. Jahrhunderts VUhs btäeUs 
nennt}, und die StSdte mit Communalverfassungen. Dass 
diese freilich sehr bequeme Gruppirung der französischen 
Städte im Mittelalter zur genauen Kenntniss der städti- 
schen E*nriohtungen nkht ausrachend «ay, ist vom Ref. 
zu zeigen versucht worden , doch kann mm unter ge- 
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, wissen fic^pjhränkungen dieselbe mer .D9rs(ellttng des 
französischep Städtewesens beibehalten. Darosle tfaeilt 
(p. 175) die städtische Verwaltungsgeschichle in s&wei 
PeriodeB, die unter dem Regime des Charies de Pricilige 
von Xudwig VI. bis Franz L und die unter der Herr- 
schaft allgemeiner Verordnungen, Anfangs waren alle 
Städte Frankreichs einzeln priyilegirteLCorporationen, unter 
weichen die Communalstädte die freiesten, die Prevetal- 
städte die abhängigsten waren. Die römische Civilver- 
fassung verschwand überall , im Norden ersetzte sie dfis 

. .Schöffenthum, im Süden die oft auf eine ähnliche wie in 
den nördlichen Communalslädten entstandene Consularre- 
■gierungy die nicht als Fortsetzung römischer Einrichtungen 
anzusehen ist. ^) Die Geschichte aller dieser Arten, von 
Städten im 12. und 13. Jahrhundert ist zu bekannt, um 
hier näher besprochen zu werden. Der Verf. giebt dayon 
eine übersichtliche Darstellung und eine Inhaltsangabe der 

; städtischen. Privilegien und Freiheiten in dieser frUhen Zeit 
(S. 1^5—185). Er führt dann ihre Geschichte im 14. 
und, 15. Jiihrhundert aus und zeigt, wie die Städte be- 
sonders in Folge ihrer Innern -Stürme von der königlichen 
Gewalt mehr und mehr abhängig wurden, ihre Freiheiten 
theils verloren, theils so beschränkt zurückerhielten, dass 
ihre corporative Selbständigkeit vom Belieben des Königs 
abhieng, Ueber allen standen die königlichen Baillis und 
selbst unabhängige Communalstädte, wie S o i s s o n s, L a o.n 
und andere erhielten im vier;Eehnten Jahrhundert als iiber 

1) Diese Ansicht sprach Ref. zuerst gegen Savigny aus im 
*Bd. I des frah^si. St.*R.-G., S. 260; ohne sie jedoch näher auszu- 
filhren. Ifacbher hat Hegel, Geschichte der StSdteverfas- 
.«niig Yon Italien, B. II, S. 345 ff. die Richtigkeit denelben aof d»s 
vollständigste J)e wiesen. Wenii ReF. das Consularregiment des sMIi- 
eben Frankreichs für aus Italien stammend erklärte^ so wollte er an- 
deuten die schon im elften Jahrhundert begonnenen Communalbewe- 
gungen Italiens , welche nach Leo schon Be l h m a n n-H o I w e g (gegen 
Savigny) so trefflich beleuchteten, seyen im Söden Frankreichs nach- 
. geahmt and die UrsachoD der Umgestakuig der Stfidteordmiagen des- 
•elben geworden. 
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ihren Beamten stehende königliche Pr^vöts Cp« 158). Viele 
Communalverfassungen wurden geradezu aufgehoben, und 
überhaupt der Charakter dieser Verfassung so geändert, 
dass eine solche Stadt nichts weiter war, als eine köni- 
gliche mit etwas grösserer Autonomie als die sonstigen 
Städte. Das Kriegsrecht ging für alle verloren. Von 
jetzt an ist die Hauptbezeicbnung für die Stadtgeroein- 
den das Wort Bourgeoisie, ihre Verfassung- lind 
Regierungsweise wurde in allen eine der Gleichförmig- 
keit sich nähernde. Man findet jede im Besitze eines 
tnaison commune, eines tr^sor^ Scean cmthmiique, eines 
registre und eines etendart,^ Das Verwaltungsrecht und 
die Gerichtsbarkeit theilten die städtischen Behörden mit 
den königlichen Bean>ten (p. 187). Der König allein 
kann einem Orte das Recht der Bourgeoisie erthei- 
len, schrieb Carl V. Durch diess Privilegium erhielten 
indessen die Stadtgemeinden eine gesicherte Selbststän- 
digkeit, gegenüber ihrer Grundherrn (^Seigneurs) die in- 
dividuelle Freiheit ihrer Bewohner und die Immunität 
rücksichtlich aller Lasten der Leibeigenschaft oder der 
Freizügigkeit, das Marktrecht, das der städtischen Zölle, der 
Selbstbesteuerung und Selbstverfügung über ihr Vermögen, 
auch die Localpolizei , gerielhen aber in eine politische,' 
ja selbst, der von ihnen so oft geforderten iltcfe^ wegen, 
in eine finanzielle Abhängigkeit vom König. Diese «hatte 
am Ende des 15. Jahrhunderts schon so grosse Fort- 
schritte gemacht, dass nun der Regulirung aller städtischen 
Verhältnisse durdh allgemeine königliche Verordnungen 
kein Hinderniss mehr im Wege stand (p. 207). Das 
monarchische Centralisationssystem entzog den Stadtge- 
meinden nach und nach die Civil- und die Criminalge- 
richtsbarkeit, dann die Polizei und selbst die Finanzgewalt; 
die Wahlen der städtischen Regierungsbehörden wurden 
zuerst beschränkt und endlich ganz aufgehoben. Sie wur- 
den unter Ludwig XIV. sogar käufliche Stellen und die 
städtische Verwaltung war zuletzt nur noch ein Glied des 
allgemeinen Staatsverwaltungsorganismus. Diese Umgestal- 

Krü, Mtsehr. f, Reehttw, XXV. B4. IL ßfi. jQ 
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long durch die berühmten Ordonnanz^ von Crem! eax, 
Houlins, Bleis n. s. w., ist vom Verf. auf eioe ebenso 
klare als anziehende Weise geschildert (p. 202 — 219.) 
Hit dem VlI. Capitel beginnt die Beleuchtung einer an- 
deren Reihe der Institutionen des Verwaltungsorganisteiis 
im alten Frankreich, nemlich derjenigen, die auf den von 
uns sogenannten Hoheitsrechten oder Hoheiten 
beruhen, und zwar wird zuerst die Geschichte der Poli- 
zeiverwaltung und PoHzeigesetzgebung vom S. 219 bis 
252 mitgetheilt auf eine Weise, die nichts Wesentliches 
zu wünschen übrig lässt und mehr ins Einzelne geht ab 
die Darstellung in des Refen und in H. Schaffners 
französischer Staats- und Rechtsgeschichte. Noch aus- 
führlicher ist von S. 252 bis 331 die Geschichte der 
Justizverwaltung, gegeben in einer für ein Geschichtswerk 
der Art wie das vorliegende, sehr geeigneten, den eigent- 
lichen Rechtsgelehrten aber weniger zusagenden Weise, 
bei welcher nach einem Citat S. 256 die franzdsisehe 
Rechtsgeschichte des Ref. benutzt wurde, ferner Beug- 
not s Einleitung zu seiner Ausgabe der Olim Floquets 
histon*e de Parlament de Normandie, Meyers histoire des 
Institutions judiciaires, jedoch ohne Vernachlässigung des 
Studiums der Quellen.' Es ist eine populäre und zweck- 
mässige Entwicklungsgeschichte des französischen Gerichts- 
wesens mit einem Hinblick auf die sogenannte Redaction 
des Coutumes, seit dem 16. Jahrhundert, in welcher sich 
nichts Neues findet. 

Den grössten Umfang musste die Geschichte des Finanz- 
wesens vnd der Pinanzverwaltung haben ; im Werke des 
Refer. findet sie sich von S. 352 bis 365, 452—475. 
602 — 635 bei Schaffner S. 451—483, und so 
begreift man, da^s Herr Dareste im B. I von Seite 
332 bis 384 und B. II, S. 1 bis 170 von derselben 
handelt. Die durch die Bestimmung unsrer Zeitschrift uns 
gesetzten Gränzen gestatten dem Ref. keine Inhaltsangabe 
der einschlagenden Capitel; er kann nur bemerken, dass 
der Verf. mit der Geschichte des Organismus der Finanz- 



Digitized by 



Google 



verwattung begwnt, besondejrs die dar Chambre dUs Cfimp- 
ißSf der Cour des A^ideä, der Cbambre du (rigor und der 
bureaux des Finances hervorbebt; dann von den ver^^ 
schiedenen Finanzquellen des alten Frankreichs und ihrer 
Ausbeutung durch den immer in Geldnölhen sich bilden- 
den Hof bandelt , als vpn den Stftatsdomaineii und den 
Domainalgefällen, von den Aufflagen und Steuern, und den 
ausserordentlichen Hülfsquellen, namentlich von den An- 
lehen. Die Darstellung aller dieser pfl sehr verwickel- 
ten Verhähnisse ist übersichUich klar und sogar aiizii^hend. 
Die letzten K«^pUel des ganzen Werkes von S.^423 b'm 
369 bandeln von den StaMsbauten, insbesondere vos 4ej| 
Ffi^uogen, dem Poßtwesep, vom Ackerbau, ^l(Qdß^ i^ 
Indqstri^CHeer und Zunftwesen}, endlich von der Hfilitär- 
verwalti^ig und der Mtiriiie. 

Im Ganzen kann das Werk von Herrn Darpste f^v 
befriedigend wenigstens in soweit erklärt werden, ^Is.es 
den Mittelpunkt der neuen Literatur der französischen 
Staatsverwaltungsgeschichte bildet, an welchen sich ge* 
schichlliche Darstellungen einzelner Zweige oder, einzelner 
Perioden derselben anreihen können und schon wirklich 
angereiht haben. Hierher geholfen als Werke der letzten 
Art die übrigen in der Ueberschrift gegenwärtiger Ajh 
zeige aufgeführten Schriften von Clement, Cheruej, 
Martin, Moret und Depping, die sich alle auf die 
Geschichte der «Staatsverwaltung Frankreichs unter Lud- 
wig XIY. beziehen. Wenn man die grossen Umgei^lal- 
tungeo, welche dieselbe unter diesem grossen König, be- 
sonders durch seinen grossen Minister Colbert, ^rluelt, 
mit den früheren Zuständen vergleicht, so überzeugt man 
sich sofort, dass mit Colbert eine ganz neue Periode 
beginnt, die man die der Staatsverwaltung nach ratio- 
nellen Principien nennen kann, und die, indem sie zngleich 
die Wissenschaft förderte, Frankreich früh auf eine bedeu- 
tende Höhe- der Prosperität würde erhoben haben, wenn nicht 
die Eroberungspolitik und die Verderblheit des Hofes und der 
Grossen die Herrschaft derselben immerwieder zerstört hatte. 

19* 
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Es ist eine eigene Erscheinung, dass eine grössere 
Anzahl Schriftsteller sich za gleicher Zeit mit der Be- 
leuchtung dieses Zeitraums der französischen Staatsge- 
schichte beschäftigt haben. ^) 

Zwei derselben, Depp in g und Cheruel, stellten 
stellten sich die Veröffentlichung der bisher unbenutzten 
Quellen dieser Geschichte zur Aufgabe, der erste die 
wörtliche Publication administrativer Depeschen und Briefe, 
der letzte eine Darlegung der in den nngedruckten Me- 
moiren von d'OliYier d*Oor massau aus den Jahren 
1662 — 1672 enthaltenen, auf die Staatsverwaltung dieser 
Zeit sich beziehenden Notizen. Das erste Werk gehört zu der 
auf Staatskosten erscheinenden CoUecHon des docutnens 
inidits sur VMstoire de France; der erste Theil enthält auf 
1007 Ouartseiten Documente über die Etats provmciaux 
und die affaires municipales etcommunales, der zweite auf 
1025 über die Administration de la Justice^ Police et 
Galkres. Die Veröffentlichung von zwei Bänden, Acten- 
Stücke über die Finanzverwaltung, Handel, öffentliche Ar- 
beiten etc., in wieweit eine solche ausführbar ist, steht 
noch in Aussicht, Einleitungen zu jedem Bande und ein 
zweckmässiges Register (Table des Pieces) erleichtern das 
Studium dieser wichtigen Sammlung. Die Documente in 
derselben sind grösstentheils officiellen Copialbüchern ent- 
nommen , die C 1 b e r t • und andere Minister sei^ 
ner Zeit, über ihre ganze Administrativcorrespondenz 
ianlegten zur Aufbewahrung aller Abschriften ihrer Depe- 
schen, Herr Depping führt zehn Sammlungen sol- 
cher Copialbücher auf, unter welchen eine von 500 
Bänden sich befindet , bekannt als Collection des 500 
Volumes du Cabinet de Colberi , eine andere dessel- 
ben Ministers besteht aus 52 Bänden, eine andere aus 
100 Bänden Briefe an ihn. Schon die Sichtung der vielen 



2) Von den schon vor 1845 erschienen Schriften über diese Pe- 
riode, gehören hierher vor nllem: Thoraas, une province sous 
Louis XIV. (1844) und Raudot, la France avanl la revolution (1842); 
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taasend Actenstücke dieser Recaeils musste für den Heraus- 
geber eine schwierige Arbeit sein, zu deren Ausführung Hrn. 
Depping seine deutsche Natur vor Allem geeignet machte« 

Die Veröffentlichung dieser Documentc setzt den Ge- 
schichtsschreiber erst in den Stand , die ganze Staatsver- 
waltung unter Ludwig XIV., die Motive und die Fassung 
seiner Verordnungen zu verstehen. Man wird hinter die 
Coulissen des grossen Dramas geführt und überzeugt sich, 
wie schwierig die neuen Reformen waren, und welcher 
Mittel, insbesondere der Gewalt und der List es bedurfte, 
sie zu bewerkstelligen^ ja überhaupt zu regieren. Die auf 
^B Etats proviuQiaux sich beziehenden Aktenstücke enthalten 
die geheime Geschichte der landständischen Versannnlungen 
der sogenannten Paya cTEtat^ d. h. voi) Languedoc, Bur- 
gund, Artois, der Provence und der Bretagne. 

Man sieht einerseits, auf welche Weise die königlichen 
Commissäre durch Intimidation , Gewaltstreiche oder Be- 
stechung der Stände, namentlich den schwer zugänglichen 
dritten Stand, in welchem sich immer j^gens honteux et de 
peu de raison^ befanden, zu bestimmen, die vom König als 
^don gratui^ (I) anbefohlenen . Gelder zu bewilligen, wie 
aber andrerseits die Stände den nützlichsten Einrichtungen 
zur Hebung des^ Ackerbaues, des Handeis und der Industrie 
sich widersetzten, weil die Uebelstände der Provinzen und 
die Missbräuche eine unerschöpfliche Geldquelle für die ein- 
flussreichen Mitglieder derselben waren. Ueberhaupt tritt die 
Nachtseite der ständischen Verfassungen im 17. und 18. 
Jahrhundert aus dem neuen Geschichtsspiegel derselben so 
grell hervor, dass selbst die feurigsten Freunde derselben 
sich wohl hüten werden, sie als eine Musterverfassung der 
Mitwelt zu empfehlen. 

Die auf die Gemeindeverwaltung bezüglichen Documente 
zeigen uns die Verfassung der französischen Städte im 17. 
Jahrhundert, wie sie sich geschichtlich gestaltet hatte, und 
zwar ebenfalls wieder mehr die Kehrseite durch die mit 
derselben nothwendig zusammenhängenden Missbräucbe, so 
das» man sich leicht überzeugt, dass die Staatsstreiche Lud- 
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Wijs XtT., wödüfrch ep z. B. 1692 das «rolle AedW <*er 
diädte , nantentlieh was die Ernenming fhrer Hagii^frate be-^ 
trilK , aiifhbb , Sehr häufig för das Wohl der städti^eti 
BeVöIiöiung nolbwetldige Maassi-egcfft wai-en. 

Auöfi biet' stand die Regierung anf einer höheren Cul^ 
ftirstdfe als die Locsribehörden, und der Absolirfismus w^t^fe 
als Macht des Foflschrills, obwohl auf Kosten det Freiheit. 
Die Docümenie des ersten Bandes folgen in chro^alogischer 
Ördridhg aufeinander, in der angehängten Table des Piices 
sittd sie nach den Gegenständen mit einer kurzen Angabe 
ihres Inhalts wieder aufgeführt. 

Die im zweiten Bande enthaltenen Docnmente über die 
,JiistiiterwaUiing liefern für dfe Gesetzgebungs- ond Reehts- 
geschiebte nur eine geringe^ dagegen für die Kunde des 
Rechtslebens und des Zostandes der Rechtspraxi^ eine uik- 
fe'riiilidhe Ausbeute. 

In der Einleitung hat Herr Depping die wichtigsten 
Ergeibnisse dieser Publicaliön züsämthengestellt , welche mit 
itn aas dfer die Polizeiverwaltung betreffenden Docuitl(?htetl 
Jed^tt) Ute U^befzeogung aufdrängen ^ dass einerseits die 
silUichöri Zustände Frankreichs von 1670 bis 1714 die 
Iräiirlgsleri 5 ja die empörendsten waren , insbesondere we- 
gen der so oft stt-afios bleibenden Gewaltthätigkeiten der 
Ad^lrchen, derän Insolvenz ans Unglaubliche streift, und 
däjss äridefi^er Beits der ganz orientalisch gewordene Des-* 
poli^mus Ludwigs XIV., obwohl in manchen Beziehungen 
beilsam, ja nolhwendlg, doch eine Menge unschuldige Opfer 
9iixA Tbd6, der schauderhaftesten Gefangenhaltung nnd Mär-» 
letn preisgab. Mit Stolz dürfen wir, die Gegenwart mit 
&et Vergahgenheit vergleichend, auf jene barbarischijh Zeiten 
zurückblicken, obwohl grossei Staatsmänner den Grond zu 
einef spätt^reh glücklichen Umgesteltung des Staates damals 
I(^|ten. Man sieht mit Erstaunen , dass einer der gr^ssten 
und edelsten Mfinrter jener Periode, Pension, vom Hofe tml 
die perfideste Weise, vorzüglich wegen seines TSUmaque^ 
den man für feine Satyre des Hofes nahm, verfolgt wurde, 
md lä'digli^h deir Reinheit und Mui^erhaftigki^it seineis Le- 
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bens, 80 wie der äussersten Klugheit and Vorsieh! es ver-r 
dankte, dass ihn keine Letire de Cachet auf immer in den 
Kerker warf (Introd. p. XXXV— XXXVL), während man- 
cher freche hohe Verbreeher sogar den ihn zum Tode ver- 
urlheilenden Rtcbterspruch ungeslraß trotzen konnte* Sehr 
interessant sind die aus dem Briefwechsel sich ergebendep 
Tbatsachen über die Wirksamkeit zweier grossen Staats^ 
männer jener Zeit, nämlich des Reichskanzlers Pontchar-^ 
traint, f 1727, und des Präsidenten von.Harlay, f 171& 
Depping hat ihnen einige sehr lesenswerthe Seiten seiner 
Einleitung gewidmet, (pp. XVIII— XXXIII.) 

Interessaiit sind auch die vom Herausgeber zusammen- 
gestellten Tbatsachen über die Entstehnng des ZeitungSr 
Wesens und die Verfolgung , welcher die Verbreiter der 
Ga^Ues ä la main ausgesetzt waren, (p. XXXVI — XLIV.} 
Die Polizeiverwaltung Frankreichs, insbesondere die der Si- 
cherheitspolizei , wurde in dieser Periode erst begründet 
durch die Errichtung d^r Stelle des Lieutenani geniral de 
PoHce nnd durch deren zweckliche Besetzung; die zwei 
ersten Lieutenants waren de la Reynie und Voyer 
d'Argenson, Depping schildert ihre grossartige Thätig- 
keit. CS. XLIV-r-XLIX.) Das Ende seiner Introduction ist 
der Beleuchtung des Galeerenwesens gewidmet (von p. 
XLIX bis LVI3. Zur Bildung der Marine bedurfte man 
tüchtiger Matrosen und nahm nicht nur dazu die zur 
Galeere Verurtkeilten oder Begnadigten! — sondern 
auck im Ausland von den Türken gekauften Sklaven, die 
nicht immer Mohamedaner waren, sondern auch orientalische 
Christen; Colbert selbst preist diess als ein Glück dieser 
Unglücklichen, „deni^n jetzt doch vergönnt sei,^ im Zustande 
der Gnade zu sterben^ I ! 

Von ganz anderer Art ist das Werkchen von Cheruel, 
de r Administration de Louis XIV. (1661—1672) d' apres 
les memoires inSdiis d*Olivier d^Ormesson. Eu 
enthält in grösstmöglicher Kürze die von d'Ormesson in 
einem forthxufenden Tagebuch von 1661 bis 1672 aufge- 
zetchneten Thatsachen , die sich auf die Staatsregieiung 
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Ludwigs XIV. und Colberts bezieben. D'Ormesson, geboren 
4610,' gestorben 1686, war ein hochstehender Rech4sge- 
lehrter und Staatsmann, der aber in Ungnade fiel und darin 
blieb, weil er als Referent in dem berühmten Prozess des 
Finanzministers Fouqaet (1661 — 65) nicht auf die Todes- 
Strafe, sondern nur auf dessen Verbannung und Vermögens- 
€onfiscation angetragen und dazu die Zustimmung der Majorität 
des mit dieser Sache beauftragten Gerichts erhalten hatte. 
Colbert hatte vergebens Alles, Bestechungen und Drohun- 
gen, versucht, um den gewissenhaften Mann umzustimmen 
und blieb daher sein Gegner, während die öflentliche Mei- 
nung und die allerhöchstehenden Personen, z. B. die Frau 
von Sevignö, d'Ormesson in Schulz nahmen und verehr- 
ten. Er wurde nicht nur nicht befördert, sondern verlor 
noch einige seiner Stellen, so, dass er es nicht weiter 
brachte als zum Maiire des RequSfes. Seiner Stellung nach 
gehörte er also zur Opposition, schrieb jedoch über die 
Staatsereignisse seiner Zeit und die handelnden Personen 
mit einer bewunderungswürdigen Unparteilichkeit, so das^ er 
selbst Colbert meistens in Schutz nahm. Die von ihm auf- 
gezeichneten Thatsachen sind freilich oft sehr minutiös und 
für die eigentliche Geschichte nicht von grossem Werlh 
{wie z. B. die Angabe des Tags, des Orts der Sitzungen 
der Commissionen , die Namen ihrer Mitglieder und einzel- 
ner Aeusserungen derselben); indessen ersieht man doch 
aus seinen Angaben den Hergang der Dinge und wird mil- 
ten in das Staatsleben jener merkwürdigen Zeit eingeführt. 
Auch dienen diese Mittheilungen zur Berichtigung mancher 
historischen Irrthümmer, insbesondere in Lemonieys Essai 
sur la Monarchie de Louis XIV. (Paris 1829J und selbst 
des alsbald von uns zu nennenden Clement. 

Auch {\er Plan Cheruels ist sehr zweckmässig, indem 
er nicht die Aeusserungen aus d'Ormessons Tagebuch in 
chronologischer Ordnung wiedergibt, sondern nach den Ge- 
genständen geordnet; nach der Angabe des Planes des 
Werkchens und einer kilrzen Biographie seines Helden ver- 
theilt er dessen Notizen mit den nölhigen historischen Dar- 
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steilangen verwebt unter folgenden Rubriken : OrganisoHon 
du Pouvoir central ei local (p. 41) , Administration de$ 
Finances (p. 71), Industrie^ Conrnerce^ Cotanies, Märine 
(p. 91), Reform des Lois (p. 111), PoUce, lettres; Arts 
et Sciences, Affaires ecclesiastiques (p. 133)^ AAninistra* 
tion miliiaire (p. 153) und Abus de TAdmniaraUon d$ 
Louis XIV. (p. 171). Im Appendix gibt er Auszüge aus 
d'Ormessons Tagebuch, die sich auf dessen Studien be- 
ziehen, seine Ungnade, sein Verhäitniss zu Frau von Se- 
vign^ und den berühmten Abbei Fleury. Durch diese Grup- 
pirung des Stoffs wird die Darstellung und Uebersicht der 
einschlagenden staatsgeschichth'chen Thatsachen sehr erleich- 
tert. Mit grossem Interesse las Kefer. die Mtttheilungen 
über Colberts Pläne, die Reformen die Justizverwaltung 
betrelTend, welche so grossartig waren wie die später unter 
Napoleon ausgeführten, aber nicht bewerkstelligt werden 
konnten, weil der seiner Zeit in diesen Beziehungen weit 
vorangeeilte Colbert auf Hindernisse von Seiten der Be- 
amten und Advokaten stiess, die er zu überwinden nicbl 
im Stande war. 

Die beiden Werke, Deppings und Cheruels, schliessen 
sich enge an die zwei höchst wichtigen Schriften Clements 
an; histoire de la vie et de F Administration de Colbert, 
Paris 1846, und Le Gouvernement de Louis XIV. la cour 
et Fadministration, les finances et le Commerce de 1683 ä 
i689. Paris 1848. Beide sind mit Hülfe ungedruekter 
Geschichtsquellen oder Documente, die in den Büchern 
selbst zum erstenmal erscheinen, geschrieben. Zwar fehlt 
ea nicht an Monographien über die zwei Hauptperioden 
Ludwigs XIV., die Colbertinische des Fortschritts (von 
1661-^1683) und die des Rückschritts der Monarchie seit 
dem Tode des grossen Ministers. Aber die vollständige 
Aufhellung aller Zeitverhältnisse von Belang, des wahren 
Characlers und der unglücklichen Thätigkeit jenes über sei- 
ner Zeit stehenden Mannes, der mit den grössten Hinder- 
nissen, die sich Frankreichs Prosperität entgegensetzten, zu 
kämpfen hatte, so wie endlich der Verkehrtheiten. Louvois 
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und selbst Ludwigfs XIV. mackt es mögUeh, mit vott« 
slilfidifer Ssobkunde den Enlwkkluogsgang der franlösi- 
lokeR S&aaisgeschichte seiner Zeit 20 begreifen. 

Die Bestrebongeo Cofteri's waren iekannilich gerich- 
Hi auf die Ordnung des Finanzwesens und die Aiifhebong 
der unzfihlichen in denaselben vorkommenden Missbräuobe, 
auf die Hebung des industriellen Wohlstandes Frankreiebs, 
auf die seines Handels, seiner inieliecluellen Foriscbrilta 
und auf die Vervollkommnung des Staatsorganismus und 
der Gesetzgebung in allen Zweigen. Mit der Förderung 
des Handels war die der Marine und der Transösischen Co- 
lonieen in West- und Ostindien verbunden, daher auch die 
grosse Sorge des Hinisters für die Marine und Colonialan- 
gelegenheiten. Herr Clement führt uns in die ge,beiw6te 
Denkungs weise Colberl's über alle diese Gegenstände der 
Staatsverwaltung ein, macht uns selbst mit seineu theore- 
tischen Irrthümern rücksichllich derselben bekannt und setzt 
uns in den Stand, seine ganze Regierungsweise und die von 
Ihm. unternommenen Neuerungen richtig eu beurtheilen; 
so wie schliesslich den Privatcharakter des vielfach verkenn^ 
ten Hannes. 

Hit sUis steigendem Interesse . wird man die 20 Ca* 
pitel der Histoire de Colbert lesen, welchen eine hdohst an- 
ziehende Geschichte des Sturzes von Colbert's Vorgänger, 
Fouquet, vorhergeht. Besonders wichtig ist Clements Buch 
für die Geschichte des Finanzwesens und der Nationalöeo*' 
nomie als ein reicher Schatz von Belehrungen über dieses 
Fach. — fiamentlich was die Licht- und Schattenseite des 
von Colborl eigentlich erfundenen Prohibitiv- und Regler 
mentativsystems betrifft, das daher auch der Colberlianismus 
genannt j der Frankreich so sehr zur Natur geworden ist, 
dass noch in der allerneaesten Zeit die unermüdlichen Be->- 
strebungen der vielen tüchtigen Freunde der Handelsfrei- 
heit, die dieses Land besitzt, noch keine wesentliche Ver-^ 
Änderungen in dem Tür dasselbe so nachtheiligen DomäneB-» 
Systeme keinen Erfolg hatten. Sehr kl«* ist vom Verf. im 
VilL Cepitel das System indusiriü de Colberi auseuuuideff 
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gfiseM und teuräteilt, und gezeigt, wie dieser Staelsmaim 
durch sein beständiges Eingreifien in die EnlwiekelUiig der 
Industrie j namentlicb die strenge Aufireeblhaltuiig und gou- 
Vememenfate LeHling des ZtmftwesenS) den Fortsohritt der 
Gewerbe beftitnti^. Im 13. €api(et werden Colberi's ver« 
kehrtj» Ansiebten und Anordaangen über den Geireidehaih* 
del dffl^gelegt und beleuchtet zagleicb nachgewiesea, wie in 
Folge derselben Frankreich zu eiaei* allgenaeinen Yerar-^ 
mung herabsank. Der grosse Staatsmann ist sowohl, waa 
diesen Zweig der Staatsverwaltung als was die Industrie 
betrifft, nur dadurch zu entschuldigen, dass er in beiden 
Beziehungen sich über die Vorurtheile seines ZeitaUers m 
erheben nicht im Stande war. Eben so hat Colbert, ob<« 
wohl er durch die gute Organisation der Handelskammern, 
die Anlegung von Freihäfen, einer Chambre des ^surances 
durch die Einfilhrung gleichen Hasses und Gewichts, sowie 
tfurch die Verordnung, dass der Handel den Adelständ nicht 
n^hr anfbeben solle , den Handel förderte, doch dadurch 
Hän wieder gehemmt, dass er die Ausfuhr des Geldes und 
der edeln Metalle verbot und die gleichfaiis irrige, flreilicb 
fiooh jetzt verbreitete Meinung seiner- Zeit theilte, mm 
könne nur durch Verkauf mit Erfolg Handel mit dem Aus-^ 
iand treiben, ohne von diesem wieder zu kaufen. (p. 983 
T-292). Doch wir wollen nicht weiter auf diese und ver*» 
wandte Punkte eingehen^ die weniger Interesse für die 
Staats« und Rechtsgeschichte haben, als Tür die der Volks-^ 
wirthschaft; auf ähnliche Weise behandelt Ciement die aus-» 
seren Handelsverhältnisse Frankreichs, insbesondere zu Hol- 
land (Cap. ly. und XVI.) und die zu England (Cb. XV.) 
und zeigt auf das klarste , wie Frankreich in Folge seiner 
verkehrten Auffa^ungen. derselben , die übrigens von wei-^ 
terblickenden Zeitgenossen schon getadelt wurden, immer 
den Kürzeren zog. Weniger glücklich ist seine Darstel- 
lung der Reformen in der Rechtspflege im Ch. X., unter 
Anderm hält er die Processordnüng .v. J. 1667 für ein Ge«* 
setzbuch , welches die Uniformkät des Civilreehts in ganz 
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Frankreich festgesetzt habe (p. 241), während sie mir die 
des gerichtlichen Verrahrens einrührte.^) 

Dag zweite Werk des Verf. ist mehr eine politische 
Geschichte Frankreichs und des Hofes als eine Geschichte 
des Staats und der Verwaltung, doch gehören mehrere Ca- 
pitel derselben der Staats- und Rechtsgeschichte an; wir 
zählen hierzu das zweite, weiches die neue Organisation 
der Staatssecretariat , d. h. ihre Umgestaltungen in zweck- 
mässig geordneten Ministerien enthält. 3) 

Die Geschichte der RevocaHon de tEdict de Nantes 
Ch. 6. 7. und die des Code noir (Ch. 8.) Das ganze Werk 
ist in demselben Geiste, mit derselben Gründlichkeil, Ue- 
bersichllichkeit und Klarheit geschrieben, wie das erste, 
beide geben ihrem Verfasser einen ausgezeichneten Rang 
unter Frankreichs Historikern unserer Zeit , zu. dessen Be- 
sitz man seinem Vaterlande GlQck wünschen darf. 

Wir schliessen diese unsere Gesammtanzeige der in der 
Aufschrift derselben aufgeführten Werke mit einigen Wor- 
ten über die Schriften von L. Moret. In seinem Qums$e 
ans du Regne de Löuis XIV. T. I. gibt der erste Schrift- 
steller eine quellen massige Staatsgeschichte der letzten Re- 
gieruDgsjahre jenes Königs. Der Hauptgegenstand des er- 
sten Bandes ist der spanische Successionskrieg , den Lud- 
wig XIV., welchen Mpret durchaus frei spricht von dem 
Vorwurf, dass seine Intriguen den letzten König des Hau- 
ses Oesterreich in Spanien veranlasst hätten, seinen Sohn 
Philipp zum Nachfolger für seine Gesammtmonarchie zu er- 
nennen, gezwungen durch die Stellung Prankreichs gegen- 
über dem österreichischen Kaiserhause habe unternehmen 
müssen und der besonders auch desshalb ein für Frank- 
reich so wenig befriedigendes Ende nahm, weil nach Lou- 



2) Der Verf. sagt S. 241 sehr mit Unrecht: Tordonnance de la 
reforme de la justice civile (v. 1661) ^tait le Code civil de h France 
pendani plos de trente ans! 

3) S. hierüber des Ref. französ. Staats- und Rechtsgeachichte. 
Band I. S. 520. 
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vois Tode das Militärvvesen Frankreichs eben so schnell 
zerfiel, wie nach Colberl's Tode die Finanzen. Pör die Ge- 
schichte des Militärwesens ist Herrn Morets Werk vor AI« 
lern beiehrend. Eine gute Ausführung in demselben ist 
ferner die Geschichte des neuern Krieges in den Cevennen 
und der Behandlung der Protestanten. Er bestrebt sich 
die Ereignisse unter ihrem wahren Lichte darzustellen, und 
manchen Vorwurf der Grausamkeit und. der Barbarei von 
Ludwig XIV. in dieser Beziehung wo nicht abzuwenden, 
doch zu mildem. 

Was das Werk des berühmten Historikers Henri Mar* 
tin, la Monarchie au seizieme sieden betrifft ^ so müssen 
wir dessen Anzeige mit späteren verbinden, da es Ref. 
nicht möglich war, ein Exemplar dieses Werkebens zu 
erhalten. 



xin. 

Die Ergebnisse der englischen Criminalslatistik 

aus den Jahren 1850. 1851. mit Bemerkungen 

über den Stand der Verbrecher und den Gang 

der StraQustiz in England. 

Von 
rntterniaier* 

(Schluts des Aufsatzes PTr. VII. im vorigen Heft.) 



Wir glauben unsere Au^abe der Darstellung der eng- 
lischen Criminaljustiz nicht besser lösen zu können, als 
wenn wir bei den einzelnen Verbrechen verweilen und 
prüfen, welche Nachrichten uns die Tabellea liefern, um 
Schlüsse auf die Moralität Englands ableiten zu können. 

In Bezug auf das Verbrechen des Mordes bemerken 
wir, dass im Jahr 1850 52 Angeklagte wegen dieses Ver- 
brechens nach geschlossener Voruntersuchung von den 
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Ricbtern an die Assimu gewiesen wurden. Wir finde» 
riele Grafschaflen (z. B. Bedford^ Berks, Dornet, Durhanii 
Kent, Lincoln, in welchen im ganzen Jalu*e kein FaUi eines 
Mordes vorkam und in Middiessex (mit Einschluss eine^s Ttieil^ 
Toa LofldoR^ sind nur 3 Anklagen wegen Mordes erhoben. — 
Von den 52 vor den Assii^en Gewiesenen wurden nur 4 
von der grossen Jury entlassen, indem man keine Anklagte 
annahm. Von den Geschworenen wurden 25 aU nicbl schul- 
dig erkannt, 11 schuldig iiefunden und zum Tode veimr- 
theilt, 12 als wahnsinnig erklärt, und zwar 7 schon^ als sie 
vor Gericht . gestellt wurden, indem man (was oft selbst 
der Ankläger zugab), die Angeklagten als unfähig zq plä-r 
diren erkannte und daher eine Verhandlung für unpassend 
hielt. Die Wirkung des Ausspruchs der Geschwornen übejr 
das Dasein der Geisteskrankheit ist, dass der An^ddagta 
in die criminal division der Irrenanstalt kömmt , so dass 
er dann nicht wie andere Geisteskranke entlassen wird, wenn 
die Aerzte ihn als hergestellt erkennen, sondern dass er so 
lange in der Anstalt verwahrt wird, als es der Regierung für 
nölhig scheint,!) von den zum Tode Verurfheirt^n wurden 
hvlt 6 hing^riohtei; einer ^ weil er mit seiner Schwägerin^ 
mit der er in i^lutschändwscltem Verhältnisse l&bte, «eine 
Ehefrau durch Gift tödtele; ein Andei-er wegen Vergiftung 
seiner Ehefrau, unter empörenden Umständen; zwei wegen 
Raubmords. Unter den Anklagen des Mordes finden sich 
viele Fälle des Kindsmordes, welcher nicht besonders in 
den englischen Gesetzen hervorgehoben wird. Die Losspre- 
chungen durch die Geschwornen kommen hier ziemlich häufig 
vor, nicht aus einer tadelnswerthen Sentimentalität, sondern 
waU die englischen Geschwornen eine ganz andere Stellung 
als die französischen und deutschen haben , und von den 
Richtern selbst angewiesen werden^ vorerst strenge den 
Thatbesiand zu prüfen, insbesondere ob angenommen wor-* 



1) Gegen diese Anordnung der Criminaldivision haben sich 
(wohl mit Recht) schon vielfocfa in de» ParUmeBte und in der Presse 
StimmeD erhoben. 
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den kflnn^ dasd 4&t Tod der Person die Folge der verüb- 
ten GewalUhat war, und weil sie tiberall, wo sich ein ver- 
nünftiger Zweifei an der Schuld ergibt, lossprechen sollem 
Eine grosse Schattenseite der englischen Strafjustiz ist die 
Art der Abfassung der Anklageschrift, weil nicht sorgfältig 
genug geprüft und zu leicht überall , wo nicht entschieden 
der blosse Charakter des Todschlags sich ergibt, nach einer 
ladeinswerthen Yermuthung die Anklage auf Uord gestellt 
wird. Die Eile, mit weicher besonders in Grafschaften auf 
dem Lande die Voruntersuchung geschlossen wird, das oft 
mangelhafte Gutachten der Aerzte, die Neigung der inciuest of 
tlte corMer, oft übereilt das Dasein vom murder ausauspre- 
cben, erklären, dass häufig erst in den Verhandlungen sich 
entweder Mangel am Tbatbestand oder eine ungenügende 
Nacfaweisung des Daseins des VorJ>edacbts ergibt, so dass 
die Geschwomen mit aller Grewissenbaftigkcit zur Losspre* 
cbnng oder häufig dazu, kommen, den Angeklagten nur des 
Todtschlags schuldig zu finden. Vergleicht man genauer 
die Verhandlungen, so bemerkt man, dass viele Anklagen 
wegen Mordes sich auf Tddtungen beziehen, welche von 
einem Eh^atten am andern verübt werden und zwar in 
Folge fortdauernder häuslicher Zwistigkeiten, wo jeder Tag 
wieder neu die Gemüther ennpört und Gewaltthätigkeit leicht 
verübt werden, vorzüglich aber, dass eine grosse Zahl von 
Tödtungeti auf Rechnung der furchtbaren, die Menschen zur 
Wuth steigernden Trunkenheit gesetzt werden muss, in 
welcher mit empörender Rofaheit der betrunken nach Hause 
Kehrende seine Wuih gegen diejenigen kehrt (Ehegatten 
oder Kinder), mit denen er am nächsten in Verbindung 
kömmt. 2) Nicht unbemerkt darf noch tleiben, dass der 
schlimmste Zuistand in Bezug auf die Zahl der Verbrecher 
bei der ländlichen Bevölkerung sich zeigt und namentlich 



2) Höchst merkwürdige und niederschlagende Nachweisungen 
über die Wirkungen der Trunkenheit als Hauptursache der Verbre- 
chen liefert Clay in dem angeführteji Report vom Jahr 1851 » pag. 
60-62. 



Digitized by 



Google 



284 Mlttermaier, die Ergebnisie der engl. Criroiaalaltlistik. ' 

auch Mord und Todtschlag am häufigsten dort vorkom-* 
men.^) Es erklärt sich dies daraus, dasls in manchen 
Gegenden auf dem Lande Noth und Unwissenheit sehr 
gross sind, dass die Trunkenheit dort sehr zunimmt, dass 
das Zusammenvvohnen von oft 6 und 8 Personen in elen- 
den Räumen die Moralität vernichtet, beständige Reibungen 
herbeiführt und der Mangel einer in den Städten wohlthätig 
wirkenden, energischen Polizei es erklärt, dass leichter auf 
dem Lande Verbrechen verübt werden können. In mehreren 
Fällen des Kindsmords erklärt sich die Losspreohung daraus, 
dass die Identität der vorgefundenen Kindesleiche nicht her- 
gestellt weren konnte (Times v: 30. Juli 1852}, in andern 
Fällen, weil sich durch die Verhandlung ergab, dass der 
Constable seine Gewalt missbraucht hatte, um das Mädchen 
zu einem Geständnisse zu bringen (Times 14. Juli 1852), 
in mehreren Fällen konnte der Arzt nicht mit Restimmt-» 
heit angeben, dass die Todesursache in einer Handlung 
des Angeklagten lag (Times 30. Juli 1852. und 2. Aug. 
1852). In mehreren Fällen lag der Grund der Lossprechung 
in der Unzurechnungsfähigkeit der Angeklagten (Times vom 
25. Dec. 1852). In einem Falle hatte die grosse Jury 
die Rill auf Mord ignored, aber Anklage auf manslaughter 
zugelassen; die evidence führte nicht auf den Reweis ei- 
ner Todesursache und des Lebens des Kindes, wo dann 
der Richter den Geschwornen bemerkte, dass sie wohl los- 
sprechen müsslen und nicht wegen Verheimlichung der 
Niederkunft schuldig finden dürften, da die Anklage nur 
auf Todtschlag gehe (Times vom 25. Nov. 1852). 

Im Jahr 1851 wurden 74 Personen wegen Mords 
vor die grosse Jury gewiesen (nur in 8 Fällen wurde 
keine Anklage zugelassen); 44 wurden von den Geschwor- 
nen losgesprochen, 6 als wahnsinnig erklärt, 16 als schul- 
dig des Mords zum Tode veurlheilt, von denen 10 hin- 



3) Eline ergreifende Schilderung der wachsenden Zahl von 
Mordtjiaten auf dem flachen Lande sieh in Householdwords von 
Dickens Vol. VII. p. 294. in der Leipziger Aasgabe (Coliection of 
british autbors Vol. :216.). 
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gerichtet wurden, und zwar eine Frau wegen Giflmords- 
versttchs an dem Ehegatten. (^Es war <ler erste Fall, dass 
seit 1841 wegen Mords Versuchs eine Hinrichtung erfolgte; 
allein es ergab sich, dass die Frau lungere Zeit durch 
kleine Dosen Gifts den Mann zu morden suchte, -dar fAer 
nach äratUcheui Ausspruch eigentlich an Lungenlcrankheit 
dtarb; die Augeklagte war aber schon 1847 w^gen Ver«- 
giftung ihrer zwei Kinder angeklagt, jedoch damals frei- 
g^prochen.) Eide an<tere Hinrichtung erfolgte wegen 
Gattenmords durch Gift, 1 wegen Raubmords, 1 wegen 
Mords mit Versuch des Raubs, 1 wegen Mords mit Haus- 
einbrach, 2 wegen Mords aus Rache und aus Eifersucht. 

Merkwürdig ist, dieiss in manchen Grafschaften seit 1842 
nur eme, in manchen keibe Hinrichtung vorkam, ohne dass 
sich nachweisen lässt, dass in diesen Bezirken die Zahl 
der todes würdigen Verbrechen zugenommen hat» 

Nach den englischen Gesetzen sind noch besonders 
hervorzuheben: 1} Mordversuch mit dem Erfolg lebens« 
gefKhrlicher Verletzungen. 2} Mordversuch ohne sofehen 
Erfolg. 3} Schiessen, Stechen auf eine Person mit der 
Absicht, sie zu verunstalten oder zu verstttmmebi« Unter 
der wsten Kategprie wurden 1850 vor Gericht gesteBl 
19 (tosgesprochen 10), 1851 14 (4 losgesprochen}. 
Unter der zweiten Kategorie 1850 vor Gericht Gestellten 
30 (11 not guilty erklärt), 1751 von 18 vor Gericht 
Gestellten 10 losgesprochen. Unter der dritten Kategorie 

1850 von 251 vor die Assisen Gewiesenen wurden 75, 
und 1851 von 258 Comitted 99 losgesprochen. 

Eine sehr häufig vorkommende Anklage ist die des 
Todschlags (Manslaughter}. Im Jahr 1850 waren wegen 
dieses Vergehens 122, 1851 275 vor die Assisenge- 
wiesen. Von den Ersten wurden 92, von den Zweiten 
124 nicht schuldig erkannt. Wir finden, dass unter den 
wegen Tod^chlägs Verurtheilten 1850 17 und 1851 33 
zur Transportation (1850 8 und 1851 14^, die An- 
deren dagegen zur Einsperrung, und zwar 1850 9 und 

1851 23 zur Strafe von 6 Monaten bis 1 Jahr, die 

Krit, Mttthr, f. iUehU», XXF. M. U* B«fu 20 
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Meisten aar Emspeming voi 6 Honaten oder wönigfcr 
(1850 $9 und 1851 80) vertnrtheilt worden. 

Un dieae BrsdieiDiiiig, dass so geringe Strrfen we« 
gen Todfl^lags erkannt werden, in verstehen, rovss man 
temetkon, dliss in England der Richter bisi dem Tadschla^ 
durcih kein gesetzliohes Minimum gehörnten ist, daher er v<Mi 
4 Tage bis l^hsünglkher TransporMwn StralMi,: möh 
E^Sgüng der Vitoslände, kennen kann. Unter dem Ge*^ 
aicbtspuriitt T^dscUag, wird nur (nach einer ^ ssü kor-* 
nen VomntelrsuchUBg} wegen jeder gewaltthätigen Hasd-^ 
Iwg oder hÖs willigen iJnterhissnng, se oft »der Tod «r* 
folgt, die Anklage gestellt, indem man es der Verbandlong^) 
ttbwUsnt, wie sich die Besoaderiieit des Falleis ergeben 
wird, ob dah»r der Tod als Wirkung der Gewallthatigkeit 
tiadkzoweiaen ist, ob Absieht zu tödten, ob vermvaderte 
Zurechnung, ob Dasein sdiwerer Provokation anzunehiiien 
ist. Daher komnt es, dass sehr Mlnflg die Gesdiwomen, 
an welche- bekannüidk keine besondere Fragen gfesldlt 
wenfett, entwedier <len Angekkgten des Todschlags schuldig 
finden, ihn aber der Milde des Gerichts wegen vcniian-^ 
dener Provokation empfehlen, oder den Angeklagten zwbit 
nehl des Tadscfaiags, aber der durch FahrKssrgkeft be-* 
wnUen TdAuhg oder des gewsdtlhätfgen Angriffs tür 
sdiuldig erkennen, 'wo dann begreiflich der Richter eine 
EinsperroDg, oad in nienohen Fällen oft nur von eSnlenofi 
Moaat^ «rkennt, z. Bj^ wenn sieh ergibt', dass der Ange^ 
klagte schwer gereizt wurde^ z* ß. in einem Falte, wi> er die 
Ehre seines alten Vater« vertheidigt. Zuweflen warnt 



4) Oft bekömmt die Verhandlonj^ eine eigenthämliche Richtong. 
In eineifi l^ftlle, wo der Scfanhmacfaet Levris einen Lehijungen, der 
ibtt noMr Otockte and feizte, sÜ ein^m Hesser eritircli, batH» dfe 
^IHTV d^ iQ^oaar manfiHigbter nogensoiBieav dia.Gmnd Jarf die An*- 
kl^e auf morder g eatelU. la der Verlii»ndlai« (27. Q<;(. iSfi^i Time« 
vom 28. Oct.) erklarte der Ad?okat der Anklage, »elbst^ dass er nicht 
di'e nOthige eVidence finde fär Mord. Die Ge$chwornen erkannten den 
Aiigekhigttn adiuldfg ^ea Todsckiäg^ mit Arftig6b^er t^ispltehlang we- 
ftn g«ieft Ch*aktci« iM Anraizuig.' 
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me mmt iamme'Ciiaf^e 'die (kabmör^^tf^ %elbkt WAt 

a-terhmmnmm.mv, IÖ*8>j Wb-efli igjjähri^r ÜnMfcte 
Mft >«{hetti beitH'EsJ9<^ gefbftCtch«^« Sr^ssef^iten^Htferjiifelr 

m sim %ym. in w\m Ftiie {irittiäs <r. t9. Jttti. i>8«3) 

et^b sitik M tiim VSAMdHin^, Wo <^ AhHag« 'M JM 
ißhj^, Sm ^StAii^t^k^ uttd lief Y(^#«nd£(ö ^l^h^Vä^ 
ti^Aleett '«^reVi «nd fo^eh, dsi^ä 'd^ Stiifb^dde'- W«s§ 
sdlStt «iä»^te. Di»)-BfcM6r iTiieif^te d^ AMäiigf^j ^^ 'dÜ 
Heb ^Wm kein Öii^e!$ 'dds ^ordt^s «(«gieW, er hi^ «i«F 
Tt>d»(%Ibg «dks Kl«^ kälten vrölle, itia itk 'AdVdkät >B«^ 
jöhM, wormF 'die liii-y iHi' Steltu)^ ^ TwMäliltig^ fiuir^ 
spriidll. Aeg<»Iniä9d^ %^döu Ir^e^e Mde STä^rlMId, «0 
nur eine ernste Missbilligung aussprechen, im Volke <^osä(i 
BllNgW%/ Die Trahltötfiieit ist Mdär iHi&i Aikr ^ft eine 
ICl«^lM«ii«che dei^ Tödtangeh. -^ Dlie ArMe^e Mf\m^Hii^ 
HeMing: d^ Ttled^uflh 'kbmiM i^fcfit ^ Müig'V&t m 

am oit i^kmin äme (ih MaMi^ü •QMkmm'i ^. ibv 

NttHhltfiMiiti^lei' 4(«M gHt I^ht-Pall Vdf>.' ^e^ kitbla'j^ 
#»d m isa Vtiti^lsachMr, mkh 'Sich äö^htUf^mk 

m ikmm d«s i^oH«» ^iöm '^emiifr^ wdcd^ift ^aoM , -^i^ 

smr Ms i^t^ {«tehtil^Ite) AWkl^, '#Mä^iid die <^ill» 
Mf |R»d ^s Kiitde« lifel^dllt ^st-, ^e^Hl, tiÄd dfb 4ä«^ 
scHifotfieif, Vrei<(i ie ^JHAftMlc^M Zweifel afo 19asdh 4^4^ 
Kfntlesn^ydä baftfM, MfanwW g^rA« die zW^e ÜnMä^ 
ftis begfüiWfet fah. Im.JiÜi- 18^0 wu*dfen Vdh Ö» ««*• 
^ TeMtMn^iclHriig '^ ItiääerktHtft Vot die iAääß'Mf ««u^ 

smmi 44, vbto den i85i i7 Atfgekiägieti i^b loige«" 

s^Wöhiftfe ■ ■ -' • ; ' • ••••• ' •■■••••■' 

Elfte üeMi^ hüdlt^-ktmiig^^^ m^ MimM 
(fm^J. ' Vfk ^b ^«»Ori^rt 'Ae gVöSsW Äft«y v^fr 
KtttiäW6Ilt dder iiiäsbi«ü(lR'^tlA Mäd»MW 'flii«e»^0'>&hV«fl 
Ztff UflÜi^ tST ^e#Mef)6n f>et««h6n ItWäeii ^cMA^ 
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von der grossen Jury 35 von der Anklage efitiassen und 
55 von den Geschwornen losgesprochen (verurtheilt wnr^ 
den 39 zur Transportation und 10 zur Einsperrung}» Im 
Jahr 1852 wurden wegen Rape 148 vor die gi^QSse 
Jury gewiesen, von diesen 30 von der Anklage entbun- 
den und 67 von den Geschwornen freigesprochen. Die 
auffallende Erscheinung so vieler Lossprechungen bd 
diesem Verbrechen erklärt sich daraus, dass leider sehr 
häufig von gemeinen oder schlauen Dirnen diese An- 
klage benutzt wurd, um z. B. von ihren Dienstherren oder 
andern reichen Personen Geld zu erpressen, wo dann in 
der Verhandlung durch das Kreuzverhör oder Entlastungs*- 
zeiogen der schlechte Charakter der Anklägerin oder der 
Verdacht sich h^ausstellt, dass die Ankhige grundlos oder 
doch übertrieben ist und die Jury dann losspricht oder 
häufig nur wegen gewaltthätigen Anfalls (assault} schul- 
dig findet.. 

Eines der häufigsten Verbrechen ist das des gewalt-* 
thätigen Anfalls (assault}, unter welchem theils diejenigen 
Vergehen begrififen werden, die in den deutschen Ge- 
setzgebungen als Körperverletzungen bedroht werden, theils 
die, welche ab Versuche anderer Verbrechen vorkommen; 
daher kennt Englands Gesetzgebung 1} assaults mit der 
Absicht, felonies oder andere unnatürliche Unzucht zu 
verüben, 2} assault mit Absicht zu nothzücbtigen, 3} as- 
sault mit Zufügung von Körperverletzung, 4} gemein^ 
assaults, 5} assault gegen Friedensbeamte bei Ausführung 
ihres Dienstes. In der ersten Kategorie kamen 1850 
35 und 1851 41 als Committed vor (davon 14, 13 
bsge£q[)rochen. Die grosse Jury hatte 1851 gegen 10 
keine Bill angenommen. Unter der zweiten Kategorie 
waren Committed 1850 122 (davon 29 losgesprochen, 
gegen 12 keine Anklage zugelassen}, 1851 134 com- 
mitted (losgesprochen 36, gegen 24 no bill}. Vergleicht 
man die Verhandlungen, so erklärt sich ^er Umstand, 
dass bei diesem Vergehen sp viel Lossprechungen vor* 
kommeni theils daraus^ dass auch hier von schlauen Dirnen 
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solche Angfriffe oft vorgespiegelt werden, thefls dass die 
Geschwomen oft nicht die behauptete Absicht hergestellt 
finden, und dann nur wegen gemeinen assaults schuldig 
finden. Unter der oben genannten dritten Kategorie ka- 
men 99 im Jahr 1851 vor (11 losgesprochen}. Am 
häufigsten ist die vierte Kategorie (wegen gemeinem as- 
sault); im Jahr 1850 607 vor die Assisen gewiesen 
(62 freigesprochen), 1851 661 Committed (91 freige- 
sprochen). Hier zeigt sich wieder der nachtheilige Ein- 
flass der Trunkenheit auf verderbliche Weise. Von den 
wegen assault gegen Beamte während des Dienstes 1850 
218 vor Gericht Gesteliten wurden nur 26 und von den 
1851 an die Assisen Verwiesenen 277 nur 50 losge- 
sprochen. Die Verhandlungen zeigen, dass die Geschwornen, 
um die Energie der Beamten zu schätzen, sehr strenge sind, 
und dass nur selten nachgewiesen werden kann, dass die Po- 
lizeibeamten ihr Amt missbrauchen oder sich unartig betragen. 
Auffallend hfiufig ist in England das Verbrechen jäer 
Bigamie. Im Jahr 1850 kamen wegen dieses Verbre- 
chens 82 und 1851 77 Committments vor. Die Ur- 
sache liegt in dem Leichtsinn, mit welchem Ehen einge- 
gangen werden und in der geringen Strenge von Seiten 
der betheiligten Beamten, vor denen Ehen geschlossen wer- 
den können, ohne dass genaue Erkundigung vorherging. 
Die Zahl der Lossprechungen betrug 1850 11 und 1851 
8; aber auffallend ist, dass die vom Richter erkannte 
Strafe dieses Verbrechens oft so gering ist, z. B. 1850 
wurden 51 und 1851 49 nur zu 6 Monaten und dar- 
unter, und im Jahr 1850 nur 2 zur Transportation ver- 
urtheilt. Die Verhandlungen lehren, dass diess Verbre- 
chen oft unter sehr mildernden Umstanden vorkömmt und 
während wieder Fälle schwererer Verschuldung vorkom- 
men. In den Assisen ([im Central Court in London) am 
4. Januar 1853 kam ein Fall vor, wo ein gewisser Reed 
die erste Frau schändlich verliess, die zweite täuschte, 
sie um ihr ganzes Vermögen brachte, während in einem 
andern Falle eines gewissen Reeve durch die erste Frau 
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li)^ i|fi4 49fs^ dies^i; selbst ps^oh, ihre«) WüRSOhi^. 2^^ \ßn^ 
diger 1^9«% iß Dieonte Uiafc,, si^h, <)4N;t in seifig) 2, Fy^ 
y^flieblp, a^iwr,. wiß« die?^ s^IM ^uk^örlfj,. m}>; ihr njpbt: 

Sk^fQ vQi^ 7 J^te Ti>ansppFtati9j[|r außSj^aqK a^i^Qte. er 
inh T|Wj^a FbU^ 4. Won»^ Gqf^fjgws, wjeft, weiin 9^^». 
I^jf^ l^^qhtheil cii^getc^ten, die Efte eiae w, i^üigßSmbß. 
itk^i gQ 4a,$A «mQhi 4arjfef|]g4^ ftl^f^: b^ekovmm n*^t^ 

dfi^, J^hnei^ jenfolgt^ kmn§t Ifpfii?i)fj^liwng)* A/iktag^a ve-; 
gm BesitA^ vop, W^^k^^i^en: ^w ^ctrierligung. fAl^cher 
M4nf;6nr w^^^ 4 850/ 16 miidt 1851 17 (mit kflweit 
L9*P«)e«hungv), W;egqn ^Hßgcbqivs p^ Berm^ipe?. faUobc^ii 
SliuEusjsp w«.i^(v.. A^kJ^goE 1^50 4^ qndi 18i51 60». mi^, 
qi^mßi 2S4» d^« afl!cjei;e«ö«l 31 Loisspreabi^ngem BieR ZQig<, 
si(^l^), das& d«^ Mü»?(i(ipt ^mn s^lur g^wandtefi AdiVokptjßo, 
(der wi^d^ St^lveFtreter bai) zur. Verfolgung de?: lUtiijft'^ 
\)ei:l>rac))en aosti^Ht; dieeier prliU gen£|u, ob dj^ ßeweisq 
3^?|)r Gründung; d^ Anklage hinreipben,. miA Yfmm ^^ 
orbebiichea Z\yei{^L bM, so unteri^si^t ^r Kebei^ <j^e Ari* 
U?g^ p4^r stpUk siQ nw a^f Aiusgabe *fetachqr, Sfün^i^ 
\ya er wqi£f&^ d^^s d|e G^Si^hYvo^vnen sebr gezeigt sin^ 
aui. v^nirtMMv # di^ B^Wfeisi^ gewöbi>Uch> laehr scUe^ 
g^/j SriiHlj E^ie, s^hr b|e]«e^eB.da Forscbprig. üJ^^r dii^ 
ürs^^flb^n der Zunabn^ i^ Wif^yorbr^chen (w^ gm[>ff 
F^it|eQ 4arnijt bescbäftigl sindn ufid di^ h^ui^ es ga|^ 
I^i?b);! ^c gro^seg Ui^recb( hajtefi}. verdiftffkeQ wir d.em.oft 
angeßiMe^ trcffliphißn IJep^^rt deß 8, Cliay. fOc l:&5:l/> 

5) Cb0plain'0 Bsport 16&1 p. 55—59. 
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In Bcaittg tuf die Verbrechet^ gegen: flas Eigenthiml 
mufiis: man die nu( Gewalt vernbien v)on den ohiie eine 
solche bQimgfiMi unteirscbeiden. Während die Ersten in 
England avffallend abmehmen, wächst: (jedoch, nur in mmh* 
eben Be2HrkeQ> die Zahl disr Zweiten. Die statistieGfam 
Tabelteti: macbeit bei den mtt Gewidt vierübtew Bigen*« 
ftuBttveübrechea folgende Ahetn&ngen: 1) Hanaeinbriich 
(flut d^ MeriunaieA yont burglmry) 1850 mit 583, IBdi 
mit &60 eommittments. 2) Hauaeinbruoh mit Gewalt an 
Per;$Qnei^ 1850 5, 185i IS. 3) Hauiseinbraoh liher-^ 
haupt, 1850 630 und 1851 635. 4) Einbruch ib Ae 
Hofiräwtte eimed Wohnhauses mit K^bsteU, 1850 59, 
1851 83 oomroUtooents« 5} Einbruch hi Seheoero, Waa-^ 
renhfiüser mit Diebst^ 1850 16^, 185i 167. 6) Veiw 
ssch. ein^s, der obengenannienf Vergehen« zu verüben, 1850' 
32, 1851 28. 7) Raub überhaupt, 18S0 i20, 1851 
146.. 8) Raub darctt bewäffiieCe odteii in: Banden verei-^ 
nigiie Personen, 1850 319, 1851 350. 9) Raub mit 
Verwundung einer Person, 1850 12, 1851 46. 10) Ver- 
brechen gegen Eigenthtim mit Drohung der Anklage we^ 
gen SodoDdie, 1850 14, 1851 3. 11> Gewaltthät^- 
keiten^ in der Absiebt zn rauben oder Abforderung von 
Eigenthuffl mü Drohungen, 185038, 1851 37. 12) Dieb- 
stahl im Wohnhause mit Einsefattohterung von Personen, 
1850 1, 1851 keinen. Ili Bezug auf Lo^sprechungen^ 
ergibt stdi eine weit grössere Strenge der Geschwornen, 
obwohl noch immer Viefe losgesprochen werden; so sind* 
2. B. von 630 wegen Hanseinbmchs Angeklagten nur 77, 
von 12£^ wegen Raubs 48, voni 319 wegen Versm;hs 
des Raubs, verübt von. bewaffiietea oder* mehreren ver- 
einigten Personen^ Angeklagten 82 losgesprochen. Ver- 
gleicht man die VerhamHungen, so findet man wieder 
grosse Verschiedenheit nach den einzelnen Grafsckaften ; 
während 1850 in NordhiAaster 9 burglaries, 2 Haus^ 
einbruch, 1 Raub vorkamen, bemerken wir im benach- 
barten Südlankasler 53 burglaries, 78 BauseiiAruch, 46 
Baub und 12 von bewaffiaeten Personen verüble Räu*^ 
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bereieiL In den Grafschaften Bedford, Dorset, Herford, 
Kent, Leicester ist im ganzen Jahre 1850 keine Anklage 
wegen Raubes yorgekommen. In den bloss ackerbauen- 
den 'Grafschaften zeigen sich am. meisten schwere Eigen- 
thumsverbrechen, weil dort die Polizeieinrichtung, welche 
in London und einigen grossen Städten so wohlthdtig 
wirkty gar nicht oder mangelhaft vorkommt. Damit hüngt 
auch das Schicksal der Anklagen zusammen. Wo die 
defective poIice gut organisirt ist, werden die Beweise 
schnell und gut gesammelt, so dass die Ueberweisung 
leicht ist. 

Von den ohne Gewalt verübten Eigenthumsverbrechen 
sind hervorzuheben die committments wegen Diebstahl in 
Wohnhäusern im Betrag von 5 Pfund, 1850 216, 1851 
231, Diebstahl an der Person 1850 2032, 1851 2323, 
Diebstahl von Dienstboten verübt, 1850 1550, 1851 
1646, einfacher Diebstahl 1850 14834, 1851 14914, 
Unterschlagung 1850 363, 1851 308, Betrug und 
falsche Vorspiegelungen 1850 585, 1851 640. In 
Bezug auf die Kraft der Repression ergibt sich, dass die 
Geschwornen von den wegen Diebstahls an der Person 
Angeklagten 1850 404, 1851 406, von den wegen 
HausdiebstahU Angeklagten 1850 212, 1851 205, von 
den wegen einfachen Diebstahls Angeklagten 1850 2248 
und 1851 2184 losgesprochen haben. 

Eine häufige Anschuldigung ist die wegen Verhehlung 
gestohlenen Guts. Im Jähr 1850 wurden 706 ange- 
klagt, davon 183 losgesprochen. In den verschiedenen 
Gerichten ist das Verhältniss der Lossprechung zur Ver- 
urtheilung wieder sehr verschieden. Da, wo z. B. in den 
grossen Städten die Poli^eieinrichtung zweckmässig wirkt, 
z. B. in London, ist die Lossprechung weit seltener; 
z. B. 1851 wurden wegen einfachen Diebstahls 1674 
vor Gericht gestellt und 190 freigesprochen, und von den 
wegen Diebstahls an der Person Angeklagten 580 nur 
84 losgesprochen. Nicht selten geht, wenn der Beweis des 
Diebstahls selbst zweifelhaft ist, der Wahrspruch darauf, 
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dass der Angeklagte der Verfaehlang des gestohlenen Guts 
schuldig sei., 

Bei Anklagen wegen Brandstiftung ist die Zahl der 
Lossprechungen gross. Z. B. 1851 wurden von '204 
wegen Anzöndung eines Gebäudes, Scheuer, Waarenhau- 
ses vor Gericht Gestellten 66 freigesprochen, nachdem 
bereits gegen 38 die grosse Jury keine Anklage zuge- 
lassen hatte. Dagegen ist grosde Strenge in Bezug snt 
Anklagen wegen Fälschung; z. B. 1851 wurden wegen 
Fälschung von Banknoten 1 1 vor Gericht gestellt und nur 
2 losgesprochen, und von 161 wegen Fälschung und Ans- 
gebens falscher Urkunden vor Gericht Gestellten 56 los- 
gesprochen ; gegen 9 war keine Anklage zugelassen. Der 
Grund der Strenge in den Verbrechen der letzten Art 
liegt darin, dass die Bank und die Kattfleute sehr ge- 
wandte Advokaten haben, welche mit Klugheit alle Be- 
weise sammeln und die Anklage durchrühren^ während bei 
der Brandstinung die Schwierigkeit der Herstellung des 
Beweises es begreiflich macht, dass die Geschwornen 'im 
Zweifelszustand lieber freisprechen. 

Sammelt man die Stimmen erfahrener Männer in Eng- 
land darüber, ob die Geschworenen auch oft Unschuldige 
verurtheilen, so kann man, wenn man z. B. mit Gefllng- 
nissgeistlichen spritzt, behaupten, dass solche Verurthei- 
lungen nicht vorkommen^}, ausgenommen da,, wo die Ge- 
schworenen durch Aussagen über die Identität des An- 
geklagten getäuscht werden (^weil bekanntlich hier so leicht 
Zeugen in Selbsttäuschung sich befinden), oder wo sie 
bei Diebstahlsanklagen auf das Indicium , dass bei dem 
Angeklagten die gestohlene Sache gefunden wurde, ofk 
einen zu grossen Werth legen. 

Wir wollen noch unsern Lesern die Punkte andeu- 
ten, in welchen die c^entUche Stimme in Engbnd zu- 

6) Merkwürdig ist, daM regelmifisig da, wo Todesorthoite voll- 
streckt werden, der Verurtheilte kurz Yor der Hinrichtung ein Ge- 
ständniss seiner Schuld »biegt. 
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aftctet: An VMi0S8elmi|gi der Sb'afgteete irjjprtsfat:. Diesfe 
Funkte sind neuerlich in einem trefflichen Anfsatse in 
£fdinkiurg fievhw^)!, und! in einem nericwikdiifen Briefe 
TOR Lord Brongham^) ao^edlßutet. Die gewnnsohten Ver- 
bessenmgea beaiefaett skh 1} auf die bessere« CoAcenw 
Ivitangr der FolMiei; ki Ldndbii nnd ite der Ntebbaischaft, 
2^ aaf fiie EiAführttHg eiaer gteicbfämigen Polizeieinridi>*^ 
Img durch das ganze Königreich^ 3} auf die Attsdehnimgi 
deir aiimMirisohen Strafgewalt, die den Poliaseiriohteni/ in 
BMOg aufl Diebslabl und assaulfc gegeben werden soU, 
iffifibite6iideiej wann ifee AngeschuMigle sogleiohi v«f der 
FaHzev gujhy plädi^t, 4} auf die Aiistelhing einei^ Sffen^ 
Hohlen .^klägers ^ 5)[ auf die Abschaffung der grossen! 
Jv^Yr tO ^^^ weitere Veirbessevungi des Gesetzes über 
die evidenee. 

Wir Verden in nachfolgenden Aufsdtsen diese ein-* 
zehen Puidcte näher besprechen. Hier genüge nur div 
Bemerhuiig, dass in Bezog auf den fetzten Pünkl bereits* 
eine merkwürdige Bill voa Lord Brougham d«m Ober^ 
hause 1852 vorgelegt wurde, worin vorzüglich das Yer^^ 
hällniss genan geregelt ist, in wieferne eine Fartei Fragen 
im Kreuzverhör an Zeugeii stetten darf, «m die Glaube 
Würdigkeit derselbe« zu schwächen. Iii Ansehung des' 
drillen Punkts darf nicht mbf merkt Ueibeii, dass die Aus^ 
dehnnitg der summarischen Gerichtsbarkeit ihre grossen^ 
Bedenken hat and ein am 15. Nov. 18*52 (Times i& Nov. 
1852} vorgekomnieiier Fall in Loiidoii beweist^ wie leicht: 
die summarische Jurisdiktion (ohne Geschwovne}^ von 
sehhuen Angeschuldigten missbraucht werden kann*, um' 
durch das' plea guilty sohneH loszukommen und genauere 
Untersuchungen seiner Verbreche» zu vermeiden. Jener 
AngieUagte war seit 1850^ schon> 7 Mal summarisch ge- 
stDaft werden, und zwar wegen Handlungen, welche^ wemif 
sie genauer untersucht worden wären, eine weit schwe- 



7') EdinbouFgir Review 1852; July p. 2d. 

8) Abgedruckt in law Review. November 185{& p« 1:38^ 
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i^n^lallu^ 4^^ öil^ntUqbefk Anklägers W^Si, so. i^eV^« 
sich zwar die Stimmen sehr dafüi:^ »Ueip ]^aimi4 HMifl «irf 
die Einzelnhciten der Durchführung, so bemerkt man die 
grösste Verschiedenheit der Ansichten. Ein Fall (Nov. 
1852 in London}, wo der Anwalt des Münzamts sich 
weigerte, eine Person wegen Ausgebens falscher Münzen 
2^]^ xerlojgea,: zeigte,, wie, hedfiPWich es ist, djeoÄ 'öSejah 
lieben Ankläger Alles zu überlassen. In jenem Falle hatte 
dann der Anwalt des Vereins der Käufleule zur Verfol- 
gung des Ausgebens fe^$|[fh^i' At^Rzen die Anklage über- 
nommen und durchgeführt. Die Aufhebung der grossen 
Jury hat zwar viele Stimmen für sich; allein wie sehr 
noch erfahrene Praktiker die Massregeln für bedenklich 
halten, lehrt eine in den öffentlichen Blättern mit Beifall 
aufgenommene merkwürdige Charge des Recorder von HuU 
(Hrn. Warrens) ajn 14, Okt. 1*852 an die Grand Jury^},. 
worin er mit Sachkenntniss auch die I^ichtseite der Anstalt 
bßrvarbelit. Wir werden übor die weiteren Schicksale der 
Reuen Vorschläge in dieser Zeitschrift Naohricht gebM 
Ufl* bemerken rtur, dass noch neuerlich (Times v. 1 2. Jan. 
1852)^ als die grosse Jury in ihrem presentment in 
Ljondoa AytiDSc^le-,. dass mm so viele Weinje Fällp nicU 
vor die Jury wme^ Si^nißxu d^^ Md^i^mi SHmoiiacisdi 
entscheide, der Riehlär sieh dahin ausspfach, dass et nidil 
tbereiristimmen könne, w^ii oft ein anfongs unbedeutend' 
scheinender Fall bei genauerer Verhandlung aK ei^ schwerer 
sjch ?;eige, der wohl vor die A^si^eiv gehöre, während 
er gapz n^ der Jfury übc;rei«»t|mm^ dass das Institut der 
grossen Jory keine Bedeutung habe. N»oh den neuesten 
Nachrichten ist die Regierung nicht geneigt, die BilT wegen 
Aufhebunjg der groi^sen Jury in der jetzigen Sitzung wieder 
ei.nzubringejri, Wir ^eiiden (durch reichhaltiges . uns zuger 
koo)ipenes Material in^ den Stood gesetzt, au& den zut-. 
verläsüiigsten Quellen treue Nachricht zu geben} in dem 



9), S, in.Iegiil ol)ser.Yejf. 1$52. Oclobqr. p. 517.. 
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M6 Moh!^ yen«ieliniM spaniieber reehtswiss. Werke. 

nSchsten Hefte die Ergebnisse der Criminabfatislik in Schott- 
hnd und vorzüglich mit Scbfldenrag der Wirksamkeit der 
Staatsbehörde mittheilen. 



XIV. 

Verzeichniss neuerer spanischer Werke aus dem 
Gebiete der Rechtswissenschaft. 

MitgetheiU 
von 



In Bd. XVn. dieser Zeitecbrift, S. 464 ff., sind bereits von Mil- 
ler mal er Mittheilun^^en über den Zasland der Rechtswissenschaft in 
Spanien gemacht, und bei dieser G41e)i^enheit auch einige bedeutende 
Schriften genannt worden. Aus Veranlassung einer anderweitigen 
Arbeit habe ich eine grössere Anzahl von spanischen juristischen Wer- 
ken aus den letzten beiden Jahrzehnten wenigstens dem Titel- naeh 
kennen gelernt. Ich theile ^ie nicht bereits in jenem obigen Auf- 
sätze genannten in Fächer geordnet untenstehend mit« so wenig 
vollständig das Verzeichniss auch sein mag, und so gering das Ver* 
dienst des Zusammenschreibens jeden Falles ist. Die Gelegenheit, 
spanische Bucher auch nur dem Namen nach kennen zu lernen, ist 
in Deutschland so selten, dass doch wohl dem einen oder andern 
unserer Leser damit ein Gefallen geschieht. Auch wenn man die Schrif- 
ten nicht selbst zu Gesichte bekommt, ist schon die blose Tbatsache, 
dass über eine ganze Wissenschaft, oder über einzelne Fragen mehr 
oder weniger in einem Lande geschrieben wird, belehrend. Aus dem 
Grunde habe ich denn auch die Uebersetzungen ausländischer recfals- 
wissenschaftlicher Werke so weit sie mir bekannt geworden 
sind, nicht ausgeschlossen. Die Auswahl von Uebersetzungen gibt 
manches zu denken. Wie mag es z. B. um den Stand der Rechts- 
philosophie in Spanien bestellt sein, wenn Uebersetzungen von Bur- 
lamaqui und Ahrens neben einander vorkommen können? — Beur- 
theilungen füge ich keine bei. Ich könnte es nur bei einem kleinen 
und einem bestimmt begränzten Theile der aufzuführenden Bücher 
aus eigner Einsicht thun, und würde somit hier nur Stückwerk 
liefern. Was von dieser spanischen Literatur in das staatswissen- 
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MrhaJUiche Fach einfelilägt, wird in einem grösseren Ganten seine 
Stelle finden and mit diesem seiner Zeit mitgetheilt werden. 

Vielleicht ist die Nachricht Manchem nicht unangenehm, dass 
spanische Bücher durch die Buchhandlung Ton Hidalgo n. Comp. 
Jn Paris, me Pavöe St. Andr^, nr. 3, nngeUhr so den Madrider Prei- 
sen beaOgen werden ktaien. 



Encyklopädieen. 

Verlanga Huerta, D. Fern«, Corsa de logica jadiciaL 

1840. 8. 
Carrillo y Sancbez, D. Rd., Prontuario alfabeftica de 

legislacion y practica. 1840. 4. 
Darnasca, D. Cef., Manual dal estodiante de jorispru- 

dencia, 6 sea estudios preparatorios etc. 1847. 4. 
Saplemeoto al diccionario razonado de legislazion y juris- 

prudencia de D. Joaq. Escriche, per un abogado. 

1847. foL 
Miguel, D. Carn., Prolegomenos del derecho, ö introdu- 

cion general . . Ed. 2. 1847. 8. 
Febrero, ö libreria de joeces, ebogados y escribanos, 

compr. de los codigos civil, criminal y administrativo, 

tanto en le parte teorica como en la practica. . • Ed. 4, 

por D. Flor. Gare. Goyena y D. Joaq. Aquirre, D. Juan 

Aquirre y D. Juao M. Montalban. 1854. L II. 4. X^as 

ganze Werk wird 6 Bde. haben.} 



Dupin, Lecciones elementares sobre la justicia, el derecho 
y las leyes, trad. por D. Perm. Verlanga Huerta. 1842. 8. 

Falck, N., Prolegomenos del derecho ö Enciclopedia juri- 
dica, acc. al studio del derecho espafiol por D. Rup. 
Navarro Zamorano y D. Jo. Alv. de Zafra. 1845. 8. 

RechtsphilosophicL 

Campoamör, D. Ram. de, Filosofia de las leyes. 1846. 8. 
Verlanga Huerta, D. Fem., El derecho civil univer- 
sal. 1843. 8. 
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BarllBttia'qlil, f^hi^ioi^ 0el d^redbö m\üTä\. i83^. ^. 
Burlamaqui, 'ISIi^mentos del derechb liäluräl, (räd. pör. 

P. E. B* Gurci^ SucHck Nuev/ed,, 1838. LH. 12. 
AhTeiiB^ H.^ ;Ciwse dd{ dercebo naliral ä .de ilosofia ^del 

derecho, trad. por D. Rup. Navwm Zantoitmo. J. <I. #• 

Gesetzbücher. 

hos Codigos Espanoles concortados y anotados. Coleccioq 
de todos los cuerpos de deredha de ta iSionarquiä 
espanola. Vol. I— Xll. in foL (180 frs.) 
T. j. liber Judicium; ei Fuefo jüzgo; ei fuero yiejö 
de Castilla; Fucro real; tas Leye^ de esl^o; el 
Ordeniamento de Alcalä. 
T. II— V. Las Siele Pdrlidas de Älfonso el Öafeio. 
t. VI. Especulo; Leyes para los atelantados mayorös; 
Leyes iluevas; Ordenamiento de tos llTafurerias; 
Ordenanzas reales de Castilla; Leyes de tbro. 
T. VlI — i Novissima ftecoplilacloVi äe las leyes Je 
Espalta. ", ' \ ' ' '. .. 

t. ^I. u. )^I. Leyes de la nueva Hecopilaciön hö com- 
' prcndidaä on la novissima; Autos acor^dadbs»; Öirde- 
rianzas de Bilbao* ..... 

li|8 Siet^ k^ariidaf del sßbio rey D. AIooso, exträtadas por 

t). tgn. Velasco Peros. 1043. 4. 
Goleccion de fucros municipäles y Carlas pueblas ä& los 
reinos de Castilla, Leon^ Corona de Aragon y Navarra^ 
coord. por D. "förn. ^unbz y Roihero. 184'?. tbl. 
Coleccion de cedülas, carf asrpatehtes , provisioAes .. bon- 
dementes ä Tas provincias Vascongadas. 1829-^1833. 
I-VL4 
CoÜigo penal reformadb , cöh nota^ y bbserväciVnes sobre 
las reformas y;^ iqptivioS}' pmr D. Man. Ortis de 
. Zuniga y. D.Jos. de Castro y Orozco, Marq. de. 

;Öeryna. '16S0. ,4.V' '| '• ^' /; - , ' *' •'. -• V- * v 
Codigo penal re^ormadö, ilfastradb cod eltestb li^.iös arlli- 
culos suprimidos, emendados .. por 0. Ant.'Cöfzo, 
1850. 4. 
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iU*ay«olQ Ide aid%o ^il, presentaib «1 Gobiemo porJH 
Ckmraiitai dift Oodigos. I8&i. 4 

* . Codificiition, 

( " .. . , . " '^ i • ' ■ ' 

Castro, D. Juan Franc, da^ «sctafsoF >cHliG08 aobre 
- bs leyte y. sb^ itateqmteai^ <än . <^ . se . demklttatni^ Hi 

necessidad de un nuevo y nkMtScoMciifa^o de!depecho. 
•• mn. LH 4. .. • .•.•.'''.: 

Resamen historico de U cödiBca^ioii lesfütfAki^ fwAa in 

forma de dialogo por un abogado. 1847. 8. 



Be'fi^tkaiii^ J.^ Organizacion judicial y ^odi&cacion^ 
Geschichte des spanischen Rechtes. 

La Aadridj D. 1%. GtffcMi de, Hfsloriii de los der&chos, 

toMano, ^anonSco y e^^affol-, '6 iiirbla» erohulog^icas .. 

c^dritas in latin Y ^stellanö. i831. 4. 
l*ai»li4id*^MfrriniivB. FVirirc., Etüü^ö hWöWbo'-öriÜco 

sobre la legislacton y ]^indpffles ^etpoi Ibgßts de 
'' ^9 tOtiös 'de> LeMi 'y Caälill», ^sp^c. ^obk^e fojs Siele 

Fartidas de b. AkAisö ^I "l^abio. Bd: 9. 4845. 4: 
^eifipBtej D. Juaft, 'Hi£toi^iä dd dereieho espüSol, ei^btltt; 

hasta nuestros dias. Ed. 3. 1846. 4. 
S^iüt)«te y edatrHois, £>. Jdäh, Bi^oVia ^e tdä Vin- 
•* cätos y mayoi^gtris. Ed. 2. 1847. 4. 
Antequerra, Dott J. MM*., Histtoria d^ }ä le^acion 

e«panolft hÄSla la epoca pfeSenle. 1^9. 4. 
Liannas y Molina, D. Sanch. de, GoMcHtario i las t^dienta 

y Ires leyes de Toro. 1852. fol. 

. «iianisckea Privatutciitv 

Alvarez, D.. J. Mar., Institucfdnes del derechö ^reat de 
tespaina. Ed. % 1839. I. IL, 4. • » 

Itahaäl del legista, q cömp'enAb de W derecboi romano, 

; cspanöl V cänoriico.;i84Ö— 1841 1— in: 8. 

iSby^to'd, t>. VioT.'Gkrb.y Coücbr^anciäs, moUvos y cöinen- 
tarios del codigo civil '6»]fiS6l. t&Si.* i-^IV. 4. 
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Gar de na 8, D. Franc, de., De los Yieioa y defefcfos de 
la legislacion civil de Espanal, y de las reformas qae 
se proponen en el proyecto de <;odigo civil. 1852. 4. 

Sogravo y Craibe, D. Dam. de, Elementes del derecbo 
raercantil eqianol. 1846. 4. 

Ave Ol IIa, D. FahL, Diccionario de la legislacion mer- 
cantil de Espaifa. 1849. 8. 

Pacheco, D. Joa. Franc, Commentario a las leyes de 
desvincttlacion. Ed. 3. 1847. 4. 

Römisches Recht. 

Antequerra, D. Jos. Mar., Lecciones de bistoria de la 
legislacion romana. 1845. 8. 

Navarro Zamorano, D. Rup., Lara, D. Raf. Jos., y 

' Zafra» D. Jos. Alv., Corso completo elemental de| de-* 
recho romano, que comprende la bistoria externa, ia 
bistoria interna y las instituciones. Tornado de las 
doctrinas de Hugo, Niebubr, Savigny, Warnkönig, Hau** 
bold y Mackeldey. 1842. I— IV. 8. 

Compendio del derecbo romano, comp, en vista de las obras 
de Vinnio, Heineccio, Sala etc. 1846 8. 

La institata de Gayo, trad. por primera vez al castiUano^ 



Gibbon, E., Compendio historico critico de la jurispru-* 

dencia romana basta los tiempos del emp. Jusüniano. 

Trac. por D. Nie. Pastor Diaz. 1842. 8. 
Hoineccius, Historia del derecbo romano, trad. por. D. 

Juan Munoz Miranda y D. R. Gonzalez Andres, con- 

notas. 1845. 8. 
Perreau, J. A., Examen sobre los elementos del derecbo 

romano segun el orden de las institodones , trad. por 

D. Joa. Escricbe. 1837. 16. 
Vinnio. Arn., Commentario i las instituciones de Justi- 

niano, anotado por J. 6. Heineccip. Traduccion al ca- 

stellano adic. con las variantes del derecbo espaiiol y 

las dififerencias mas notables del dereciio inunicipal de 

CataUna, L IL 1846—47. 4. 
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Elementos del derecho romano, trad. del alaman. Ed. 4.» 
1845. 4. 

Hugo, G., Historia del derecho romano, trad. por D. M. 
Casado Tello. 1850. 4. 

Ortolan, Explicacion historicä de las insiitotiones del emp. 
Justiniano, con el testo de ellas. Traduc. por D. Franc. 
Perez Anaya. I. II. 1847. 4. 

Ortola.n, Explicacion bistorica de la insiituta der emp. 
Justiniano con testo, traducion y aclavaciones. Tra- 
duc. al castellano por D. Jo$. Gimenez Serrano. 1847. 
I— III. 8. 

Civilprozess, Administrativ-Verfahren und 
freiwillige Gerichtsbarkeit. 

Lopez, D. Raf. Ed. Gare, Sinopsis de todos los juzgados 
y tribunaies ordinarios, exentos, eclesiasticos , militares, 
de hacienda y de la administracion; del origen de las 
jurisdiciones . . 1852. Tab. in Fol. 

Janraar y Carrera, D. Joaq., Practica forense. 1840. 
I. II. 4. 

Verlange Huerta, D. Firm., Del procedemiento en 
negocios civiles de mayor cuantia, con los formularios. 
I. II. 1841. 4. 

Verlanga Huerta, D. Firm., Tratado, qae continuändo la 
jurisprudencia populär sobre pleitos de menor euaatia 
comprende el procedimiento corresp. a los demas negocios 
civiles de la jurisprudencia ordinaria. 184 Vs* I- H. 4. 

Zuniga, D. Man. Ortis de, Elementos de practica fo- 
rense, ö teoria de ios procedimientos. Ed. 3. I. IL 4. 

Ruiz y Pradas, D. Jul, Instuccion practica y ley del 
injtticiamiento. 1841. 4. 

La Serna, D. Rd. Gom. de, y Montalvan, D. Juan. 
Man; de, Tratado academico forense de procedimentos 
judiciales. 1848, 1— III. 8. 

Colmenares, D. Ed. AI., Manual del promotor fiscal, 6 
sea resumen de cuantas disposiciones arreglan el ejer- 
cicio del ministro publico. 1847. 8. 

Krik Z«Usekr, f» RtchU», XXV, Bd, IL BfU 21 
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Rivera, D. Domingo, BibUotheca de procaradores y agea- 

tes de negocios judiciales ö instuccion teorko- practica 

de dichos filncionarios. 1849. 4. 
Verlanga Haerta, D. Perm., Pensamientos sobre la 

justicia forenae, admioislrativa y politica. 1843. fol. 
Verlanga Huerta, D. Perm., Practica admuiistrativa 

espanola. 1845. 8. 
Gardenas, Ü. Franc, de, Teoria de la jurisprudencia 

administrativa en materia de competencia y atribuciones. 

1852. 8. 
Ximena, D. Juan Mig., y Salomon, D. Jid., El No- 

tariato in Espana desde su creacion. 1848. 
Zun ig a, D. Man. Ortis de, Bibliotbeca de escribanos, 6 

tratado teorico practico . . Ed. 5. 1851. 



Beniham, J., Tratado de las praebas jodiciales, estrac- 
(ado de aus manuscritos por E. Dumont, trad. por D. 
Diego Bravo y Deatuet 1847. 3. 

Strafreeht und Strafverfahren. 

Gutierrez, D. Jos. Marc, Practica criminal de Esfana. 

Ed. 5. 182a I-m. 4 
Page, D. Eug. Ram., Tratado elemental sobre las penas 

y delitos. 1846. 8. 
Castro y Orozgo, D. Jos. de, Zufiiga, D. Jos., Or- 
tis de Codigo penal esplicado. 1848. I — UI. 4. 
Corzo, D. Anten, Aplicacion pratica del codigo penal en 

cnadros sinopticos. 1848. 4. 
Aurroles Montero, D. lldef., Instituciones del derecho 

penal de Espana. 1849. 4. 
Examen de los defitos de infidelidad ä la patria. 1842. 

I. n. 4. 
Mir et e, D. Jos! Ant., Tratado general sobre fdtas. 1848. 4. 
Dramas judiciales. Caosas celebres criminales y correcio- 

nales de todas las naciones« 1849/50. I. IL 4 
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PoUy D* Frtne* de^ Formolario de las prinöeras diiigeBoiai 
quo deben practicar los alcaldea en loa juicioa crinina- 
les. 1640. 8. 



Rossi, Tratado de derccho penal. Trad. pdr Ü. Caycl 

Cortös. 183». I. n. 8. 
Dupin, De 1a libre defensa de los dcasados, tr. por D. 

F. Vclanga Huerla. 1842. 8. 
Guizot, De la pcna de muerte por delttos politicos. 
Ortolan, Curso de legislacion penal comparada. 1845. 4» 
Cotlo, De la administracion de lajQsticia criminal enlrig- 
laterra, trad. por D. Jose. Mar. Blanco. Ed. 2. 1949. 4. 
Dtt Boys, AR)., Htstoria del derecho eriminal delospue- 

bios antiguos hasta el establecimiento del^ cristianisma 

Trad. al casteüaflo. 1850. t. Ü. 4. 
Mitter maier, C. J. A., Tratado de la praebä en maie- 

ria criminat, 6 esposicion de los princlpios en materia 

criminal . . 1851. 4. 

Staatsrecht. 

Allgemeines. 

Galiano, D. Ant^ Alacala, Leocioaes dal derecho po^ 

litico constitucional. 1843. 4. 
Jttariana^ D. Juan de, Del Rey y de la lostitacion d^ 

la dignidad real, tradacido etc. 1845. 4. . 
ValdeapioD» D. Garn. AI., La eiencia constitucional y 

pölüica- 1845, L IL 8. 
Cavalles, D. Juan B., Origen y espiritu de la politica 

y de la legislacion universal de los imperios. 1846. 

Positives. 

Carillo y Sancbcz,. D. Rd., Deiaiciones dal dor««kQ 
publice constitucional , y especiabnejsto del d» Bspaiia. 
1842. t 

Campoanior^ D. Ram. de, Historie ditica de las Gurtes 

reformadoras. 1845. 4. ^ 

21* 
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Yangoas Hiranda, D. Jos», Diccionario de loa foeros 

dcl Reino de Navarra. 1828. 4. 
Miraflores, Marq. de, Juicio imparcial de la caestion 

de succession ä la Corona de Espana, suscüada por la 

Inglaterra y la Francia. 1847. 4. 
Verlanga Huerla, D. Perm., Novisima legislacion de 

la imprenta espanola. 1844. 8. 
Zun ig a, D. Man. Ortis de, Elementes del dereoho ad- 

ministrativo. 1843. I— lÜ. 8. 
Rico y Amat, D. Juan, Jurisprudencia administrativa. 

CoUeccion de las competencias informadas por el con- 

sejo real, con varios discursos. 1847. 4. 
Colmeiro, D. Man., Derecho adminislrativo espanol. 

1850. I. ü. 4. 
Alonso, D. Mar., Relrato de an gefe politico, ö sea 

pronlttario 1846. 8. 

Verlanga Huerta, D. Perm. , Prontaario de dipatacio- 

nes provinciales y ayuntamientos conslitucionales, ö 

compilacion de leyes etc. 1841. 8. 
Codigo municipal. Leyes, decretos conc. i la for- 

macion y renovacion de los ayuntamientos constitucio- 

nales y gobierno interne de los pueblos. 1841. 8. 
Zuiiiga, D. Man. Ortis de, EI libro de los alcaldes y 

ayuntamientos. Ed. 3. 1843. 4. 
Luna, D. Tom. Garcia, Boletin oficial recopilado, o co-* 

leccion de las leyes relatives a la organizacion 

y atribuciones de las municipalidades. 1847. I— HL 4. 
Tor res, D. Tr. J., Guia de alcaldes y ayuntamientos, 6 

sea recopilacion metodica etc. I. II. 1847. 4. 

Militärrecht. 

Prontuario de quintas. Ordenanza para el remplazo , del 

ejercito. 1847. 4. 
Recopilacion de los reglamentos -^ — para el cuerpo de 

carabineros del reino. 1851. I— -III. 4. 
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Kirchenrecht. 
CoIIeccion de canones de la iglesia espan ola, publ. en lalin 

por Fr. A. Gonzalez, trad. en castellano con notas por 

D. Juan Tejada y Ramiro, con el testo ialino. 1849/50. 

1. n. Fol. (Das Werk wird 4 Bde. erhallen.) 
Coleccion de los Concortados y demas convenios celebra- 

dos despues del Concih'o Tridentino entre )as Beyes de 

Espana y la Santa Sede. Hadr., 1848. 
Diccionarlo general de los concilios, recop. por el Sr. Perez 

Pastor. 1849. 4. 
Lopez, Fr. Hig., Disertaclon canonico-juridica del origen 

de la potestad de la iglesia catolica. 1846. Ö. 
Mayans y Siscar, D. Greg., Observaciones legales, 

bistoricas y criticas sobre el concordato de 1753. 

1847.. 4. ' 

Lackis, 6. S.> Lecciones del derecho publico eclesiastico, 
trad. del. lat. por D. Plac. Mar. Orodea. 1838. 8. 

Walter, F., Manual del derecho ecle^iastico universal, 
1844. 4. 

Diccionario del derecho canonico trad. del que ha escrito 
en frances el ab. Andres, arreglado a la jurispru- 
dencia eclesiastica espanola por D. Is. de la Pastora y 
Nielo. 1847/48. I— IV. fol. 

Völkerrecht. 

Del CBntillo, A. Traiados de paz y de comercio de la 

' Espana desde el anno de 1790 hasta el dia. 1843. 4. 

Ferrater, D. Est. de, Codigo de derecho internacional. 
1846/47. I. IL 8. 

Goni, D. Fac, Tratado de las relaciones internacionales 
de Espana. 1848. 4. 

Riquelme, D. Ant., Elementes de derecho publice in- 
ternacional. 1852. I. II. 4. 



Vattel, Derecho de gentes, con nna introducion por Sir 
J. Macintosh, y una bibliotheca selecta. Nuer. ed. 1836. 
I-^IV, 16. 
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Zeitschriften. 

Et deredio moderno. Revista de jarisprudencia y admi« 
nislracion. Por D. Franc, de Garden as. 4. (Mo- 
nathefte.) 

_ — 

Die Besitzklagen nach französischem Rechte. 

Angezeigt 

vpn 

Herrp Dr. li^naM«!^ 

ProfeMPr der Rechle in Heidelberg. 



Eiudes historigues ei critiques $ur les actious posjeisot- 
res par M, Esquirou de Prtricti, docleur en droit, represen^ 
tani du peuple, nUnistre de VmstrucHon publiq^te et det cultet. P<tr 
ns 1850, 8. p. iSi. . 

Die Vorliegende Schrift ist, wie ans deren Vorrede 
ersichtlich, aus der Zusammenstellung einer Reihe von Ab- 
handlungen entstanden^ welche der Verfasser, damals Ad- 
vocat, später Minister des Cultus und gegenwärtig Mitglied 
des französischen Staalsratbs, in den Jahren 1849 und 
1850 in der reoue du droit frangäis et etranger halle er- 
scheinen lassen. Nicht allein die ViTichtigkeit des Gegen- 
standes jener Arbeit, sondern auch die mit Gründlichkeit 
und Kürze verbundene lichtvolle Darstellung haben in Frank- 
Veich wiederholt die Aufnverksamkeit des gelehrten Publi- 
cums auf Herrn de Parieu's Schrift gelenkt und ihm na- 
mentlich in der Gß^eiie des Tribunaux vom 2. Januar 1853 
verdientes Lob zugezogen. Für Deutschland aber hat über- 
diess^ das Werk dessbalb ein besonderes Interesse, weil es 
einen sprechenden Beweis dafür gibt, d9is das Studium des 
germanischen Rechts in Frankreich überhand nimmt, und 
dass die zwar verhältnissmässig noch geringe Zahl der fran- 
zöai^chen Juristen, welche die bei uns längst gewonnene ^ 
Ueberzeugung theilen, dass die Grundlage des heutigen 
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französischen Civilrechts eide wesentlich germanische is^ 
in der Person des Herrn Verfassers um einen begabten 
Mitarbeiter vermehrt worden ist. — In der Tbat hat Herr 
de Farieu auf das schlagendste gezeigt, wie auch in der 
Lehre von den Besitzesrechtsmitteln an alten Frankreich 
römische und germanische Rechtsansichten sich begegneteni 
und wie aus der Verschmelzung derselben durch Theorie 
und Praxis neue Gestaltungen hervorgiengen, die unverän«^ 
dert in der Ausbildung, welche sie bis zur Zeit der ersten 
französischen Revolution erhalten hatten, die Grundlage 
des heutigen Rechts wurden. Es ist sonach auch in die- 
ser Lehre der Beweis ftir erbracht zu erachten, dass der 
Code civil und der Code de proced. dpile nicht allein aus 
den Discussionen dieser Gesetzbücher und dem römischen 
Rechte, wie diess die ältere grossentheils noch herrschende 
Methode, annimmt, zu erläutern und zu ergänzen sind, son- 
dern dass vielmehr noch die Coutumes und die zu deren 
Verständniss erforderliche Wissenschaft des germanischen 
Rechts hierbei zu Hülfe gezogen werden müssen. 

Die zu besprechende Schrift zerfällt in 11 Kapitel mit 
folgenden Ueberschrlften : Kap. L Vom Eigenthum, 
Besitze und deren wechselseitigem Verhält- 
nisse; Kap. II. Die logische Begründung der 
possessorischen Klagen; Kap. III. Von den pos- 
sessorischen Klagen in den Gesetzgebungen 
Athens und Roms; Kap.IV. Ueber Ursprung und 
Gestaltung des gesetzlichen Grundsatzes des 
jährigen Besitzes iader französischen Gesetz- 
gebung; Kap. V. Ueber die saisina; Kap. VI. Ue- 
ber die possessorischen Klagen in Frankreich 
seit dem Ende der römischen Herrschaft bis 
zu den Stabilimenta Ludwig's des H^eiligen; 
Kap. VII. Ueber den durch das canoni sehe Recht 
dem Besitze gewährten Schutz; Kap. VIII. Die 
Gestaltung des Systems der possessorischen 
Rechtsmittel in Frankreich am Ende des 13# 
Jahrhunderts; Kap. IX. Geschichte der posses- 
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8orischen Klagen seit dem 14. Jahrhundert bis 
zur Ordonnanz v. J. 1667; Kap. X. Von den pos- 
sessorischen Klagen seit 1667 bis auf den heu- 
tigen Tag; K^p. XI. Von der Be deutung der pos- 
sessorischen Klagen für den Schutz des Ei- 
genthums. 

Der Verf. beginnt seine Darstellung damit, dass er in 
blühender Rede das Eigenthum philosophisch zu begründen 
versucht und dann auf das Wesen des Besitzes und dessen 
Verhältniss zum Eigenthum eingeht. Wir wollen ihm hier 
jedoch nicht folgen und übergehen ebenfalls dasjenige, was 
er zur philosophischen Begründung der Besitzesrcchtsmittel, 
so wie über die Gestaltung derselben nach Atheniensischem 
und römischem Rechte sagt. Herr de Parieu hat insoweit 
nichts beigebracht, was für die deutsche Wissenschaft neu 
wäre, — und wenn ein französischer Recensent sich be- 
züglich des dem römischen Rechte gewidmeten Kapitels 
des vorliegenden Werks dahin geäussert, er verdanke dem 
Verfasser nunmehr zu wissen, was ein römisches inierdic- 
tum gewesen und wie sich das inlerdicium unde m und das 
inierdicium uti possidetis u. s. w. von einander unterschie- 
den, so ist diess ~ gelinde gesagt — ein sehr übertrie- 
benes Lob. Der Verfasser bedarf aber solcher Ueberlrei- 
bungen nicht, indem er wirkliche Ansprüche auf Aner- 
kennung sich erworben, — wenn auch nicht gerade durch 
seine Erörterungen in den besagten Kapiteln, und ebenso- 
wenig durch seine Schlussbetrachtungen über die Bedeu- 
tung der possessorischen Klagen für den Schutz des Ei- 
genthums. 

Den Glanzpunkt in der Schrift des Herrn de Parieu 
bilden vielmehr unsers Erachtens die Kap. VI., VIII., IX. 
und X, welche eine ebenso bündige wie klare und im We- 
sentlichen richtige Darstellung der possessorischen Kla- 
gen in ihrer geschichtlichen Entwicklung geben, während- 
dem die Kapitel IV, V und VII, Excurse über possessio 
annalis, saisina und den Schutz des Besitzes nach cano-r 
nischem Rechte enthaltend, von untergeordneterer Bedeu- 
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tung sind. Wir glauben nun, dass es für die Leser die- 
ser Zeitschrift nicht ohne Interesse sein dürfte, ein ge- 
drängtes Bild des geschichtlichen Entwicklungsganges der 
possessorischen Klagen, wie der Verf. es entworfen, za 
erhalten; — und diess um so mehr, als eine derartige 
übersichtliche Darstellung nicht in dem Plane Warnkö- 
nig 's lag, als er die in der revue du droit francais ei 
itranger erschienenen Abhandlungen, aus denen die vor- 
liegende Schrift zusammengestellt worden, indieserZeit- 
schrift (Bd. XXIV. S. Iff.) zugleich mit andern Werken 
über das französische Besitzes -Recht besprach. Im Ver- 
laufe unserer Relation aber werden wir die Veranlassung 
finden, die wesentlicheren Punkte, in denen wir mit Herrn 
de Parieu nicht tibereinstimmen können, zu besprechen. 

Währenddem nach dem Untergange der römischen 
Herrschaft in Gallien im Süden dieses Landes die römi- 
schen Inlerdicte, insbesondere das interdicium unde vi, wie- 
wohl mit mannigfachen Modificationen, in Geltung sich er- 
hielten, begegnet man im Norden, namenilich in der Nor- 
mandie, seit dem 12. Jahrhundert einer einzigen Besitzes** 
klage, der action de nouvelle dessaisine, welche, 
zugleich ein remedium recuperandae und retinendae posses^ 
sioniSy nicht allein zum Schutze der possessio rei, sondern 
auch zu demjenigen der quasi possessio von Renten und 
andern Immobiliarrechten gegeben war. Als eine beson- 
dere Anwendung dieses Rechtsmit|els wurde jedoch de^ 
Fall hervorgehoben, da es wegen gewaltsamer Besitzes- 
entsetzung gebraucht wurde, daher z.B. Pierre d e. Fon- 
taine s in seinem conseil (gegen 1253} QMii. de Mar-- 
nies p. 375 j sagte: y^Par nostre usage puet- en plaidier 
, ... de force et de dessaisine^ (p. 81 sqq.). 

Mit Beaumanoir tritt uns aber die Lehre vom Be- 
sitzesscbulze in grösserer und eigenthümlicherer Ausbil- 
dung entgegen. 

Der berühmte Verfasser der coutumes de Beauvoisis 
(geschrieben 1283) unterscheidet drei Fälle der Besitzes- 
störung im weitesten Sinne des Worts: yforce, novelle 
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dessaisine nnd nouv et tourble^ und demgemäss auch 
drei verschiedene BesitzesrechlsmiUel, nämlich die aciion 
de force^ de novelle dessaisine und de nouvel 
iourble^y wobei er jedoch anerkennt, dass in Wirklichkeit 
die action de force nur eine besondere Anwendung der 
acHon de nouvelle desaaisine sei: ^ Fo« poe's savoir que 
ttule iex force riest sans noeele dessaisine, mais novele 
dessaisine e4t bien sans force. (Beaumanoir cap. XXXII« 
1. und 2., eüit. de Beug not I. p. 465sqq.) Das Neue, 
was in diesem Systeme hervortrat, war ein Doppeltes : ein- 
mal die Unterscheidung zwischen blosser Besitzesstörung 
und zwischen Besitzesenlsetzung, resp. zwischen der action 
de nouvel tourble und der action de force et de novelle 
dessaisine, — und dann das Erforderniss eines jährigen 
Besitzes für die Begründung der einen und der andern 
Klage (Beaumanoir XXXII. 2. 3. 4.)9 — eine Bedin- 
gung, von der zwar schon früher einzehie Spuren vorkom- 
men 9» die Aber zuerst bei Beaumanoir mit Bestimmt- 
heit als allgemeiner Grundsatz aufgestellt wird. Doch war 
die Regel der possessio annalis keine ausnahmslose. Beau- 
manoir selbst erklärt (Kap. XXXII. 15): „£n ancun cas 
y^me puis-je bien plaindre de novele dessaizine, taut soit 
„ce que je n'aie pas esi6 en saisine de le coze dontje me 
jfplains^ an es jor: si comme se je sui en saizine (Fun 
y^queval ou d*une autre beste ou de denier ou de meuble 
^quel quHl soit.»,^; — eine Ausnahme, welche offenbar, 
wie der Verf. mit Alauzet, histoire de la possession et 
des actions possessoires , pag. 154 sqq. sehr richtig gegen 
Troplong prescript. nr. 296 ausgeführt, ihren Grund 
nicht in der Gewaltsamkeit der Besitzesentselzung, son- 
dern vielmehr in der Beweglichkeit des Besitzes -Objects 
hatte. Hiermit erklärt sich auch das Kap. XXXII. 23 der 
cout. de Beauvoisi's, zu dessen Auslegung übrigens Herr 
de Parieu sich überdies auf Kap. XXIII. 4, wonach Ge- 

1) Der Verf. hätte den von ihm (p. 108 sqq.) angefahrten Stei- 
len die Olim I. 98 nr. 4 (v. J. 1259) beifügen können. 
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treide regelmässig sdiOD von der Aassaaf an als beweg- 
lich galt, hätte bezieben können. — Wenn aber der Verf. 
(S. 1 24) weiter behauptet , zq Beaumanoir's Zeit hät- 
ten die Besilzklagen gleichmässig auf Mobilien wie auf Im- 
mobilien Anwendung gefanden, so ist diess offenbar zu viel 
gesagt, indem die Coutum. de Beauvoisis rücksichtlich der 
FiArmss lediglich der acUon de nouoeUe degitrisine erwäh- 
nen, — die aiich schon nach den Etablissem. de St Louis 
IL 6, als reHndegranda gestattet war, andere gleichzeitige 
Quellen aber der laciian de noueel iourble in der Anwen- 
dung auf einzelne Mobilien ebensowenig gedenken. 

Seine weitere Entwicklung erhielt nun das System der 
possessorischen Rechtsmittel, — so fährt der Verf. S. 127 ff. 
fort, '- nicht durch die Gesetzgebung, sondern durch Praxis 
und Theorie. — Letztere hielt an der Dreitheilung Beau- 
manoir's fest, nach welcher es jedoch in Wirklic^hkeit, — 
wie oben bereits angedeutet worden, nur zwei verschie- 
dene Besitzesklagen, ein remedium retinendae und ein re- 
tnedium remperandße possessionis, — gab. Dieselben wur- 
den* mit den römischen inierdicia uii posstdeOs und unde 
vi zusammengestellt, und daher die comptainte de nouveau 
irovble (nun auch Casus nomioHs genannt) als bei Mobi- 
lien ausgeschlossen betrachtet. — Doch erhielt sich auch 
bei dieser romanisirenden Auffassung die Ansicht, dass zur 
Begründung possessorischer Klagen eine possessio antudis 
erforderlich sei, — eine Ansicht, die freilich noch im An- 
fang des 14. Jahrhunderts im Süden keineswegs überall 
durchgedrungen war. Diese Unterscheidung einer zweifa- 
chen Besitzklage findet sich z. B. bei Joh. Faber (14. 
Jahrh.) in dessen Commei»<ar. in InsiiiuL; sie kömmt 
aber auch noch bei den Schriflstellern des 15. Jahrhunderts 
vor, wie denn n. a. Guido Papa (f 1487) in seinem 
Commeni. in siai. Delphin, den cas de nouvelle dessaisine 
und den cas de nouvette unterscheidet. Den Namen „ac/tot» 
de nwvelle de dessaisine^ vertrat übrigens, namentlich seit 
dem 16. Jahrb., der aus dem canonischen Rechte in der 
Theorie üblich gewordene Ausdruck ^rediniegranda^ ; wo** 
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ruber Gregorias Tolosanas in seinem syrUagma juris 
sagte : 

^Jn locum interdicH recuperandae possessionis uümur 
yylitieris seu codicillis regiis td senarchi, si is privUe-' 
9,gium habet, quod siahitum dicunt querelae de n^o-- 
,yVis dessaisinis, in quo spoliaim didi se possedisse 
,,et spoliatum fiiisse; vocant eiiam restiMionem la r6^ 
,ytniigrande^ sicut ei summi pontifices.^^ 
. Währenddem so die Theorie im Anschlüsse an Beau- 
manoir und an das römische Recht zwischen einem re- 
medium reünendae und einem remedium remperandae poS" 
sessionis unterschied, behandelte die Praxis die dessaisine 
als blossen irouble, und gab für beide Fälle die acHon de 
nouveau trouble^ welche, allein in Uebung bleibend, nun- 
^mehr complainte en saisine et nouveUeti genannt wurde. 
— So referirt schon der obenerwähnte Job. Faber: ,yScto 
y^quod advocati curiae Franciae semper formant in turba-* 
j^tiea^, indem er als Grund hiervon anrührt : ,ypro eo, quod 
y^res contentiosa ponitur ad manum regis de consueiudine 
yfiüius curiae^ , d. b. weil die action de nouveau trouble 
leichter zur Sequestration der Streitsache , und resp. , falls 
der Beklagte nicht Caution (contre'-appUgement) stellte, 
zum Siege des Klägers führte (pa?- 124 sqq.). Und diese 
Praxis wurde vielfach durch die einzelnen Coutumes sanc- 
tionirt, welche nur von der complainte en cos de saisine 
ei de nouvelletS sprachen. (S. Troplong prescript. no. 
300 not. 1.) Wenn aber die Verschmelzung der action 
de dessaisine und der complainte de nouveau trouble nach 
dem Verfasser des Grand-Couium» (Klimratb II. 
p. 366.) und dem Zeugnisse Delauriere's (Troplong 
prescript. n. 299) gewöhnlich Simon de Bucy (f 1358) 
beigelegt wird, sa vermuthet Herr de Parieu wohl mit 
Recht Cp. 131 u. E. u. p. 132), dessen Betheiligung hier- 
bei habe sich darauf beschränkt, dass er in seiner Eigen- 
schaft als erster Präsident des Parlaments in Paris dia dem 
Besitzesschutze durch die Praxis gegebene neue Gestaltung 
sanctionirt habe. — Jene Tendenz der Praxis, die acHon 
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de nouveUe dessaitine in der action de nouveau trovble 
aufgehen zu lassen, halte übrigens ihre innere Rechlferti- 
gong darin, dass so lange der Zustand der Entsetzung nicht 
Jahr und Tag gedauert, also eine andere possessio annalis 
sich nicht gebildet hatte, eine disseisma im rechtlichen 
ijinne des Worts nicht vorlag; — eine Bemerkung, die 
schon im trefflichen Werke Schäffner's III., S. 303, 
welches unser Verfasser nicht benutzt zu haben scheint, 
sich vorfindet. 

Doch erhielt sich in der Gesetzgebung, wie der Arti« 
kel 63. der Ordonn. v. ViUers -- Coiereis wom J. 1539 zeigt, 
der Name y^redmiegrandn^ zur Bezeichnung eines von der 
compbrnte verschiedenen Rechtsmittels, und es scheint ein 
solches, welches durch possessio annalis nicht bedingt war 
und auch auf Mobilien Anwendung fand, selbst in Praxi 
vorgekommen zu sein (p. 133). Aus diesen Thatsachen, 
sagt Herr de Parieu (p. 135), muss der Scliluss gezogen 
werden, dass die angeblich durch Simon de Bucy be- 
wirkte Verschmelzung des cas de nouveUM und des cas 
de dessaisine keine vollständige gewesen, indem viel- 
mehr die alte acHon de dessaisine unter dem Schutze rö- 
mischer und canonischer Traditionen eine beschränkte An- 
wendbarkeit behalten hatte. Wie aber in der That das 
Verhältniss zwischen dieser beschränkten rediniegranda und 
der complainte sich gestaltet, sagt der Verf. nicht. — Die 
Sache scheint uns folgendermassen sich verhalten zu haben. 
Bei Immobilien und Immobiliarrechten war die com^ 
pkmie m saieine ei nouvelleU das allein übliche Rechts- 
mittel geblieben, welches sowohl im Falle des irottble als 
der cfessaiiifie Statt hatte. Auf einzelne Mobiliarstücke fand 
dasselbe keine Anwendung, wiewohl einige Schriftsteller, 
yne z. B. B o u t e i 1 1 e r (f in den ersten Jahren des 1 5. Jahrb.) 
sonune rurale edp. XXXI. das Gegentheil behaupteten: 
,)(0n) peui asseair complainte denouvdhU soiisur chose 
yflnobiliirey personndle^ rielle, spiriUteUe, corporeUe^ 
yfiuis qtfon en auraü possession acquise par iemps suf-- 
^flsank^ 
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Ihigegfen hatte lich die ödia» de noueeüe deisaisiiu Beau* 
mcmoir's — in den EtabHssement de St. Louis ond in der 
Ordoim. tf« Villers -Coterets rediniegranda geimmnt^ 
zum Schutze des in fornieU rechlswidrigfer Weise aCiB dem 
Besitze einer bewegUcfaen Ssche Entsetzten in Geltoog er-^ 
halten, ohne dass hier natürlicber Weise von dem Erfor-« 
dernissa eines jährigen Besitzes die Rede gewesen wäre. 
— Wenn aber F^ber von den französischen Advokat6« 
Sdigie : y^quod semper formani in iurbativa^ — wenn fer- 
ner eine Reihe von Couiumes nur die complairUe erwähn- 
ten und der redintegrcmda nicht gedachten, so ei^klärt sich 
diess tbeUs daraus, dass allerdings naeh einzelnen Partieu-* 
iarrechten jedes possessorische Rechtsmittel bei Mobilien 
aosgeschiossen sein mochte^, theüs ans dem geringem juri- 
stischen Gewidite der Pahniiss, theiis endlich ans «fer tin- 
tergeordneteren praktischen Bedeutu!^, welche hiiar de» 
posjMssorvum zukam. 

Neben dar oompkiiniA and der redintep^auda ^x^iii^ 
sieh aber seit der Mitto des 14. Jiahrhu&deris eiao angeb* 
tich durch Simon de Bucy eingeführte dritte Klag^ dea 
aciion dt simple saisine, welche jedoch bereits, mit 
d«m 16u Jahrhundert ausser Gebrauch g^komaae« zu sein 
scheint. Das Wesen .und die Bedeutung dieses Reehlswt* 
leb sind zwar keineswegs, wie Herr Alauzet hisioire de 
la possessio» p. 106 be^ptet hat, vollkommen klar, — 
was die von unserm Verfasser S. 141 ff. angezogenen Quel-* 
>en beweisen. Doch scheint die Klage, welche, nicht an 
<£e Frist von Jahr und Tag gebunden, einen zehnjährigem 
oder doch togeren Besitz voraus^lzte, in ihrer Ursprung 
Heben Gestaltung demjenigen zugestanden zu fadb<tn, der m 
der compbHnte durchgef^en war oder doch durckfaliejQ 
nrasi^e. Unter wdchen nfibern Bedingungen sie aber be- 
gründet war, — darüber drücken sich die einzelnem 
Reebtsmonumente in verschiedener Weise ans. Der Grand- 
Com um. Üb. //, c. 21 bestimmte: J}ui sttfKQffAe m la 
yfMwMM, il peui inieiUer UbMe swr simple stfisim; car 
„t/ ria pas perdu la saisine simplement^ mais.il sn est 
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^reculi et debouU e» iant que iauche c^ie qwxkU de noth' 
^veUeU seukmenU^ In ähnlicher Weise sagte Cb^aron das 
zu Kap. 22. der Somtne rurale: y,B sembk que la 
y^nrnple saisine sait comme iolidaire de la compUmte de nof^ 
yjoeUeti pöur y avoir recours par celui fut auraii laissS 
jfpasser tan et jour depuis le trouble ä luy donni en sa 
jfpossession,^ —'Dagegen erklärte Loy sei 4nst. coutmn. 
rig. 762 (b. Dupin ^ Labgulaye): y^Qui chet en la 
y^nouvelletS pour n'avoir joui an et jour avant le trouble^ 
yfpeiü intenter le cos de simple saisine^; and reg, 764: 
yf Celui qui verifie sa jomssance par dix ans, ou la plus 
y^grande partie d'iceux^ avant le^ treubk, recouvre par le 
jiCas de simple saisine la possession qu'il avait perdue.^ 

Der Grand-Coutumier und Charondas geben 
also die action de simple saisine für den Fall, dass die 
cotnp^atf}^ versäumt, währenddem Loysei dieselbe für den 
Paii gewährt, dass die complainte wegen mangelnder pos- 
sessio annaUs yor der Störung nicht begründet. 

Auf diese verschiedene Fassung der Rechtsmonu- 
mente, auf die Art und Weise, wie diese Angaben zu ver- 
einigen, ist nun nnser Verfasser nicht eingegangen. Unser's 
Erachtens verhielt sich die Sache in folgender Weise» ^— 
Die complainte beruhte auf einem doppelten Fundamente, 
nämlich possessio annalis und nouvelleU, d. b. St<)rung, 
welche binnen Jahr und Tag von der Anstellung der Klage 
zurückgerechnet Statt gefunden. Fehlte nun die eine oder 
die andere Vorausetzung, so war jedenfalls nur die action 
de simple saisine begründet, bei welcher der Kläger 10- 
jäbfigen Besitz beweisen musste, die also den älteren Be- 
sitz schützte, der längere Zeit gedauert hatte. Die oben 
erwähnte verschiedene Fassung der Rechtsmonumente er* 
klärt sich aber in folgender Weise. Der entsetzte fährige 
Besitzer galt erst nach Ablauf von Jahr und Tag als ent- 
wert; klagte er nunmehr aber, so hatte er die possessio 
annalis unmittelbar von dem Momente, in welchem er als 
entwert betrachtet wurde, zurikckgerecbnet, nicht gehabt 
Halle umgekehrt Jemand vor seiner wirklichen Entsetzung 
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nicht Jahr und Tag besessen, wohl aber in früherer Zeit, 
was für das Dorchdringen mit der aciion de Single saime 
vorausgesetzt worde, so konnte man von ihm sagen, er 
falle mit der complainle durch, weil er diese von der Stö- 
rung seines frühern Besitzstandes an gerechnet versäumt. 
Sehen wir jedoch von dieser bald ausser Uebung ge- 
kommenen Klage, sowie von der operis novi ntstUiatio, 
welche als eine Anwendung der complainie betrachtet wurde 
(p. 147), ab, so finden wir in der Ordonnan»y. 1667 
wieder die Unterscheidung der complainie und der redtn- 
reganda in folgenden Worten: 

Art. 1. „St aucun est troubU ou empech^ en la pos- 
j^sessum etjomssance dun lUrüage ou droit riet r^mte 
jjimmeubU ou universalM de meuble^ qu'il possMaU pu-- 
„bliquemeni eans violence et sans tenir la possemon 
yfPricairement de sa partie, il doil dans Fannie du trou^ 
• jfble inienter complainie en ca» de saisine et de noued- 
jyleti contre cebn qui lui a fait le irouble ou empiiAe" 
^ment.^ 

Art. 2, yfielui^qui aura eU d^po$*id6 par forceetpar 
^violence pourra demander la remUgrande, laquelle il 
yjpoursuiwa par actum dvUe et ordmaire^ si bon lui 
y,semble, ou extraordinairement ei par äction crimmeUe.^ 
Die Fassung dieses Gesetzes veranlasste mehrere Con* 
troversen. Es wurde darüber gestritten, ob die RedifUe- 
granda auf Mobilien Anwendung finde, oder ob sie wie 
das interdictum unde vi auf Immobilien zu beschränken sei; 
— ferner darüber, wie es sich mit dem Erfordernisse der 
possessio annalis verhalte, ob dasselbe als weggefallen za 
betrachten oder ob es für beide Klagen gelte (p. 159 ff.). 
Zur Lösung dieser Streitfragen trug das Dekret v. 24. Au- 
gust 1790 nichts bei , indem es bei Bestimmung der (Kom- 
petenz der Friedensrichter in Besitzesstreitigkeiten ohne Un- 
terscheidung von actions possessoires sprach. Dtf 
nämliche that der Code de proc. civ. Art. 23, — - i^ 
welchen nach dem Plane der altetf Ordonnanzen die Be- 
stimmungen über Besitzesklagen verwiesen worden wareo^ 
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— wShrcnddem der Code civ. (Art. 2060) nur beiläufig 
der r&ntigrande erwälinte. 

Bei dieser Sachlage erhebt sich für das heutige Recht 
die Streitfrage, ob die rediniegranda noch als eine von 
der complainte verschiedene possessorische Klage besteht. 
Der Verfasser verneint diess, ^eil nach der allgemeinern 
Ansicht der Schriftsteller des 18. Jahrhunderts die redm- 
iegranda als nicht mehr praktisch betrachtet worden, und 
aus dieser nächsten Quelle der Gesetzbücher die Absicht der 
Redaktoren derselben zu entnehmen sei (p. 162 seq.). 

Wir gestehen jedoch, dass wir Herrn de Parieu hier 
nicht beistimmen können, indem wir vielmehr glauben, dass 
durch die neuen Gesetzbücher rüchsichtlich der Besitzeskia- 
gen lediglich das atte Recht, wie es sich vor der Ordon- 
nanz V. 1667 entwickelt hatte und durch dieselbe implicite 
bestätigt worden war, als noch bestehend anerkannt wurde. 

In der That erklärte Treilhard, indem er die Mo- 
tive des Titels des Cod. de proc. von den possessori-^ 
sehen Klagen auseinandersetzte, 

^Les dispoHüons de ce titre n'ont rien de cofUraire ä 
yjcelles de Pordonnance de i667 ^ ei n'offreni rien qui 
jfpuisse itre suscepiible du douie le plus liger. *^ 

Die Ordonnanz v. J. 1667 unterschied aber die cam^ 
pkmle und die ritniigrande^ ohne dass sie rücksichliich 
der Voraussetzungen und der praktischen Anwendbarkeit 
beider Klagen irgend Etwas an dem frühern Rechte abge- 
ändert hätte. — Es blieb also nach unserer obigen Aus- 
führung die durch possessio annolis bedingte Complainie 
die einzige Besitzesklage bei Immobilien, welche sowohl in 
dem Falle, blosser Störung wie in demjenigen einer Ent- 
setzung anzuwenden war; daneben bestand ohne das Er- 
forderniss jährigen Besitzes die rediniegranda, welche ge- 
gen formelle rechtswidrige Entsetzungen bei Hobilien schützte. 

— Dafür nun, dass diese Theorie auch dem heutigen fran- 
zösischen Rechte zu Grunde liege, scheint, abgesehen von 
dem oben erwähnten Umstände, dass Treilhard ausdrück- 
lich auf die Ordonnanz v. J. 1667 Bezug genommen, die 

Krit, Z9itsckr, f. Bechtne» XXV. Bd, IL Heft. 22 
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Fttsong dar beides Codis selbsi ra 6precbfiii. --r^ Der Coife 
<^e proc. c«r. Art. 23 berücksicbtigi iwar aug^osfiheinKdi 
tinr den ScbuUs des Inifnobik'ar-*Besitzes, die otmqflamle en 
saisine et nouveUetS; diess ergibt sich aas dein daselbst 
aufgestelUeo Erfordernisse des jährigen Besitzes » welches 
von jeher nur bei Immobilien Anwendung gefunden. ^ 
Dass aber hiermit die rediniegranda niqht ausgescUosseo 
sein soHte, beweist der Art. 2060 des Code cioUj der die- 
ses Rechtsmittels zwar nur beiläufig, aber doch ausdrück- 
lich gedenkt Unter so bewandten Umständen ist nun woU 
der Schluss gerechtfertigt, dass, da die caa^^laMe und die 
ri^ntegnmde theils der Sache nach, theil ausdrücklich in 
den Gesetzbüchern erwähnt sind, da ferner daselbst nirgends 
eine beabsichtigte Aenderung des altera Rechts angedeutet, 
es bei diesem sein Verbl^en haben sdlta War nun in 
der altern Gesetzgebung und zwar auch nach der Orden* 
nanz von 1667, — was wir als erwiesen annehmen, die 
rediniegranda bei Mobilien zulässig, so muss deren Statt** 
haftigkeit auch für das heutige Recht behauptet werden, 
und dafür scheint überdiess der Code dml Art. 1293 zu 
sprechen. Fiel ferner in dem altern Rechte die redinte- 
granda in ihrer Anwendung auf Immobilien mit der complamie 
zusammen, so ist das Nämliche auch für das heutige Recht 
anzunehmen. Dass aber der CiviNProzcss-Cadex 
zunächst nur auf die Klagen zum Schutze des Immobiliar- 
Besitzes reflectirte, entspricht durchaus der Auffassung»* 
weise der ContumeSj und erklärt sich aus der untergeord- 
neten Bedeutung, wekhe auch nach heutiger französischer 
Rechtsansicht der Fahrniss zukömmt (meine Abbandl. in 
dieser Zeitschr. Bd. XXHI. S. 83ff. und S. 229ff.> 
80 wie aus der geringem praktischen Anwendbarkeil der 
possessorischen Klage bei Mobilien. 

Zwar behauptet der Verfasser, namentlich gegen un- 
sere Ausföhrungen in dieser Zeitschrift Bd. XVB, 
8. 164 ff., dass, abgesehen davon, dass die Redaktoren der 
Codes in dieser Lehre Pothier, der jede Besitzklage bei 
Mobilien für unzulässig erachtet, gefolgt, das in Art. 2279 
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des Code eivU sanctioniile Prtflcip, wekbe« in der Periode 
des altern RechU aar von eiaigen SchrifUtollern unerkannl 
worden, genügt haben würde, um die pofisessorhrchen Kla- 
gen wegen Fahmias in der neuen Legislation auazuschlies- 
aen. Denn in der Tbat ergebe sich aus jenem Artikel, dass 
diär zur Begründung einer Besitzesklage qualifieirte Mobiliar- 
Besitz beinahe immer zur Fundirung der petitorischen Klage 
genüge, ^— was die possessorische Instanz überflüssig mache 
Cp. 1670. 

Allein e» liegt in dieseir. Argumentation eine zwiefache 
UnrichtigkeU. — Einmal ist es unrichtig, dass das in Art. 
2279 des Code oivü ausgesprochene Princtp im fruhern 
Rechte nur von eioigea Si;hrifltstellern anerkannt gewesen, 
kidiem dasselbe sich vieknehr der Sache nach schon in sehr 
aber Zeit als fUß commune Frandae vorfindet. So war es 
offenbar der Grundsatz: en fait de meubles possemon vaui 
lär«, und die daraus sich ergebende Beschränkung der Ei-* 
gentbumsklage wegen Fahrniss, welche den Worten P. de 
Fontaines (Cons. pag. 68. III.) zu Grunde lagen: ^Se 
y^aucun requiert tme chose come sive et m dii plus, no^ 
yfSire usctge ne regoU mie tei claim, se le partie ne le re- 
jf^il par sa volenti.^ (S. auch ii^^t^es de Jirusa^ 
Um (baisse Court, idii. Kausler) CCXXVI. — War 
aber jener Grundsatz bereits im iiltern gemeinen Rechte 
anerkannt, so beweist der Umstand, dass neben ihm die 
riM^grande wegen Fabrniss vorkam, für sich allein sc^n, 
dua aus^ dem Art. 2279 des Code citU kein Argument 
gegen die beutige SiatihaCtigkeit eines remedium recuperandae 
possesiionü bei MobiUen hergenommen werden kann. Ja 
ea hat der Verf. überseken, dass schon Beaumanoir oap. 
XXXn, 15 die aetion de noueeUe dessaisiue (die spätere 
reünies^aiula) und die petitorische Klage, welche letztere 
bei ihm bereits ähnlichen Beschränkungen wie nach des» 
Code cioil unterworfen war, neben einander bespricht, in- 
dem er sagt : „se comme se je sui en sakine dun quevcU 
y^o» d^une aufre beste ou de demer ou de meuble quel 
yytpiil sott . , . . , SS on m'oste ancune des ces €0»es et je k 

22* 
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„reguierj je dais esire resaisis^ et quiei eil en amende; 
yytnes, tnoi ressaisij se eil qui h m'csta pru^e le co^ ä 
yfSaie, U le r'aura. Et par ce poi on eniendre c'on pot 
„bien estre resaisis de iel co&e par cousiume c'on en por-- 
yfierait apres le hart, st comme s^on at>aii le coze dont 
y,on serait resaisis , mal tolue ou pmbUe^ et ü est provi 
yyCkremeni.^ 

Beaumanoir unterslelU hier also den Fall, dass 
der Eigenlhümer, dem eine Sache wider seinen Willen weg- 
genommen worden ist, dieselbe eigenmächtig wieder er- 
greift; er unterliegt gegenüber dem von ihm Spoiii'rten, der 
die action de nouvelle dessaisine anstellt, kann aber die 
iiache im petiiorium wieder gewinnen. — Dass ein sol- 
ches Verhältniss auch nach heutigem Re.chte juristisch mög- 
lich, kann kaum bezweifelt werden, wenn man nur den 
Fall dabin modificirt, dass der bestohlene Eigenthttmer z. B. 
die Sache nicht dem Diebe, sondern einem dritten Besitzer 
eigenmächtig abnimmt. Und gerade hier zeigt sich der 
Unterschied zwischen der redintegranda und der tindicaUo 
in ihrer Anwendung auf Mobilien. Gesetzt der dritte Be- 
sitzer der gestohlenen Sache würde gestützt auf seinen wi- 
der seinen Willen ihm entzogenen Besitz mit der revendi- 
cation des Art. 2279 klagen, so würde der Beklagte exci- 
piendo und resp. recorweniendo ausführen können, dass ihm 
die Sache gestohlen worden, und somit siegen; während- 
dem er mit derartigen Einwendungen nicht zugelassen wer- 
den wird, wenn der von ihm spolii'rte mit der redmtegranda 
gegen ihn aufgetreten (Code de proc. civ. a. 24). 

Wenn aber der Verf. weiter behauptet, der zur Be- 
gründung einer Besitzesklage qualificirte Mobiliarbesitz ge- 
nüge beinahe immer zur Fundirung der petitorischen Klage, 
und es sei hier demnach die possessorische Instanz über- 
flüssig, so verliert diese Argumentation ihre Schlüsstgkeit 
durch das „beinahe immer. ^ In der That würde es 
aber Herrn de Parle u schwer gefallen sein, das absolute 
Zusammenfallen des Fundaments der possessorischen und 
der petitorischen Klage bei Mobilien, — wenn er es auch 
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behauplet hätte, — zu beweisen. Wir führen Beüfpiels- 
weise den Faaslpfandgläubiger an, welcher, in formell rechts- 
widriger Weise aus dem Besitze der Pfandsacbe entsetzt, 
einer petitorischen Klage unzweifelhaft entbehrt, während- 
dem ihm mit der redintegranda geholfen werden kann. 
(Mein Aufs, in dies. Zeitschr. Bd. XXI. S. 230.) 

Wir haben im Vorhergehenden den geschichtlichen 
Entwicklungsgang der possessorischen Rechtsmittel in Frank- 
reich nach der klaren und gedrängten Darstellung des Hm* 
de Parieu skizzirt, — einer Darstellung, die wir in den 
wesentlichen Punkten für vollkommen richtig halten. Doch 
können wir einen Mangel derselben hier nicht mit Still- 
schweigen übergeben, dass nämlich der Verfasser in keiner 
Weise auf die Anwendung der Besitzesklagen auf Erbschaf- 
ten eingegangen. Man vermisst eine solche Erörterung um 
so mehr, als es sich hier um eine der intressantesten Xeh- 
ren des germanisch-französischen Rechts handelte, und als 
die Quellen und Schriftsteller aus der Periode des altern 
Rechts gerade über diese Anwendung der possessorischen 
Rechtsmittel ein höchst reichhaliges Material darbieten. 

Der Umfang, zu welchem diese Anzeige bereits ange- 
wachsen, verhindert uns genauer auf die Erörterungen ein- 
zugehen, welche der Verfasser über den Besitzesschutas 
nach canonischem Rechte, über possessio annalis und über 
saisine gleichsam als Excursc in seine Darstellung einge- 
schaltet ; wir begnügen uns daher mit folgenden Bemerkun- 
gen. — Was Herr de Parieu über das canonische Recht 
gesagt, steht, wie schon von Warnkönig bemerkt wor- 
den, weit hinter den Ausführungen Brun's das Recht des 
Besitzes im Hittelalter, S. 127 ff., — welches Werk ihm 
unbekannt geblieben zu sein scheint, zurück; namentlich 
ungegründet aber ist die Polemik des Verfassers gegen die 
Behauptung Mittermaier*s (der gemeine deutsche bür- 
gerlich. Prozess, 4. Buch, 2. Aufl. S. 290 ff.) vom Einflüsse 
germanischer Rechtsansichten auf die canonische Lehre vom 
SpoHum (p. 98). — Dagegen hebt er richtig gegen La- 
ferriere hervor, dass die possessio annalis nicht celtischen, 



Digitized by 



Google 



322 Rena ad, die BeiitEklcgen Mch franiös. Rechte. 

sondern germantechen Ur^rnngs sei. Doch erscheint die 
Art und Weise, wie er die Aafsteflnng des Erfordernisses 
eines jährigen Besilzes fUr die Begründong der possessori« 
sehen Klcrgen erklärt, als nicht sotreffend, insofeili nämlich 
als er meint, die possessio annati$ sei ursprün^ich nur in 
den fränkischen Villen vorgekommen, woselbst sie zur Er- 
werbung des Rechts an den gemeinheitlichen Nutzangen 
geführt habe (^Lex Saliea iit XLV b. MerkeOy dann 
aber habe sie in Folge einer unrichtigen Auslegung des 
Cap. 111. 819. eine praescriptio der Immobilien begründet, 
bis sie endlich bei Rcceplion^ der Bestimmungen des römi- 
schen Rechts über Eigenthumsersilzung sich nur auf dem 
Gebiete des Besilzesrechts , gleichsam als eine erwerbende 
Verjährung des Rechts auf Besitzesschntz , erhalten habe 
(p. 38 ff. u. p. 55). — Herr de Parieu ist offenbar fehl- 
gegangen, wenn er das Erforderniss der possessio annalis 
für die Begründung possessorischer Rechtsmittel durch histo- 
rische Zufälligkeiten, wie das Missverständniss eines Capit., 
erklärt; er hat übersehen, dass im mUtelalterlieh^gemMni* 
sehen Rechte die Dauer eines Zastandes während Jahr and 
Tag in den verschiedensten Verhältnissen eine mehr oder 
weniger starke Vermuthnng der Legitimität df^rselben be-^ 
gründete, und zwar in Folge der sehr natürlichen Ansicht, 
dass dasjenige, was während eines ganzen Gerichtsjahrs 
unangefochten gedauert, einen rechtlichen Grund für sich 
habe. — So war nach der Lex Saliea derjenige, der 
während eines Jahrs in einer villa unangefochten gelebt, 
wie ein Anderer vicinus anzusehen; so war der Leibeig-- 
ner, der binnen Jahr und Tag in einer Stadt ohne Nach- 
folge des Herrn niedergelassen gewesen, frei; — so war 
derjenige, der während Jahr und Tag die hebbende und 
die juristische Gewere vereinigt halte, regelmässig gegen 
jede Ansprache gesichert (Olim IL p, 840); so war es 
denn auch der germanischen Rechtsansicht entsprechend, 
dass, wie ein possessorisches Verfahren sich entwickelt 
hatte, man nur den Besitz, der Jahr und Tag gedauert, als 
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einen präsumtiv rechtlichen betrachtete und somit durch 
Rechtsmittel schützte. 

Sehr unvollständig endlidi sind die Erörterungen des 
Herrn de Parieu über die saisina (p. 70 ff.)» woselbst 
u. Ik die zunächst gegen KlimraVh und dann auch gegen 
den Verfasser dieser Anzeige — gerichtete, aber mit un^ 
erheblichen Gründen belegte Ausführung sich findet, dass 
die saisina des franzds. Rechts und die deutsche Gewere 
zwei verschiedene Institute seien. Doch wollen wir uns 
eine. Widerlegung dieser Ansicht für einen spätem Aufsatz 
vorbehalten, in welchem wir die auf die Lehre von der 
^am^ näher eingehende Schrift Alauzet's zu besprechen 
gedenken. Wir finden uns hierzu um so mehr veranlasst, 
als der letztgenannte Schriftsteller die von uns ausgespro* 
chenen Ansichten über saisina einer ausführlichen Kritik 
unterworfen, welche freilich vielfach auf Mtssverständniss 
unserer dem genannten Gelehrten nur aus einer Ueber- 
setzung bekannten Arbeiten beruht. 



XVI. 

Kürzere Anzeigen neuer rechtewissenschaftlicher 

französischer Werke (von Vatel, Bertauld, Genty, 

Bertin, Bacqua), 

Angezeigt 

von 

AiiScKütz und Jflltternialer« 



Code p^al du Royaume de Bavi^re traduii de Vallenumd ävtc des Expit* 
caiions Itrees du Commentaire ofßciel et un appendice par C%: 
Vatel, Avocaf. Paris 1852, 

Es war ein gUtckltcher Gedanke des Hrn. Vatel ^eine 
Landslmite mit der Strafgesetzgebung Deutschlands bekannt 
zu machen; man weiss, dass in derr grössten Metarzahf 
auch die tüchtigsten Juristen Frankreichs mit der deut^ 
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sehen Sprache nicht vertraut sind, und so die Benützung 
der Fortschritte deutscher Wissenschaft und Gesctzgehungs- 
kunst entbehren, während doch die Wissenschaft nicht an 
Landesgrenzen gebunden ist, sondern der Welt angehört. 
Herr Vatel hat aber durch seine Uebersetzung auch den 
Juristen anderer Länder, in denen die Kenntniss der deut- 
schen Sprache nicht sehr verbreitet ist, z. B. den Italie- 
nern, einen sehr grossen Dienst geleistet. Der Verf. dieser 
Anzeige hat auch bereits im vorigen Herbst in Italien die 
vorliegende Uebersetzung vielfach verbreitet gefunden. Es 
war sehr zweckmässig, dass Hr. Vatel das baierische Straf- 
gesetzbuch wählte, um dadurch zuerst die Kenntniss der 
deutschen Strafgesetzgebung in Frankreich zu verbreiten; 
denn diess Gesetzbuch, von einem der grössten Juristen 
bearbeitet, trägt am reinsten den Charakter der von 1810 
bis 1813 in Deutschland verbreiteten Richtung der Straf- 
rechtswissenschaft an sich; es ist zum Theil der Aus- 
gangspunkt für die späteren deutschen Gesetzgebungen, 
da die Fehler des baierischen Gesetzbuchs und die in 
Baiern gemachten Erfahrungen von der Wissenschaft zu 
Verbesserungsvorschlägen benützt und diese bei den Be- 
rathungen über die neuen Entwürfe zum Grundä gelegt 
wurden. Hr. Vatel hat seine Aufgabe recht gut gelöst. 
Er konnte nicht erwarten, dass eine blosse Uebersetzung 
des Gesetzbuchs genügen würde, um mit dem Geiste der 
baierischen Gesetzgebung die Franzosen vertraut zu ma- 
chen ; er musste daher als Einleitung eine kurze Geschichte 
des deutschen Strafrechts, des Geistes der deutschen Ge- 
setzgebung, des Charakters der Carolina und der Ge- 
schichte der Strafgesetzgebung in Deutschland, insbeson- 
dere in Baiern, und des Geistes der Feuerbachi^chen 
Strafrephtstheorie mittheilen; da in Baiern offizielle An- 
merkungen zu dem Gesetzbuche erschienen, so wählte Hr. 
Vatel den Weg, zuerst den Thcil der Annr>erkungen, welche 
sich auf die Charakteristik des baierischen Gesetzbuchs 
bezogen, zu übersetzen, und dann bei jedem einzelnen 
übersetzten Artikel des Gesetzbuchs in den Noten die dar- 
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auf bezüglichen Stellen der amtUcheh Anmerkungen , zu 
übersetzen. Um das richtige Verstehen des Gesetzbuchs 
zu erleichtern, hielt es der Üebersetzer für passend, im 
Anbange (v. p. 381) Anmerkungen über die wichtigsten 
Sätze, Ansichten und Begriffe des deutschen Strafrechts 
(vorzüglich nach den Anmerkungen des Unterzeichneten 
zu Feuerbach^s Lehrbuch) zu liefern und am Schluss;e 
zwei Abhandlungen von Rosshirt urid dem Unterzeichne- 
ten über den Werth des baierischen Gesetzbuchs milzu- 
theilen. In dieser Weise hat Hr. Valel eine verdienstliche, 
die richtige Beui^theilung des baierischen Gesetzbuchs er- 
leichternde Arbeit geliefert. Wir hotten nur gewünscht, ddss 
Hr. Vatel noch einen Schritt weiter gegangen wäre; wenn 
nämlich das baierische Gesetzbuch geeignet ist zu zeigen, was 
die deutsche Wissenschaft von 1 8 1 bis 1 8 1 3 in der Strafge- 
setzgebung geleistet hat, so müsste er noch die Erfahrungen 
Baierns benützen, um zu zeigen, wohin es führt, wenn nur eine 
einseitige, nicht genug das Leben und die praktischen Bedürf- 
nisse beachtende, Wissenschaft auf Gesetzbücher Einfluss hat; 
wenn insbesondere nach einer gewissen Strafrecfatstheorie, 
welche einen bestimmten Zweck der Strafe aufstellt, wie 
diess Feuerbach durch seine psychologische Zwangstheorie 
gethan hat, die Strafdrohungen gemacht werden. Es würde 
belehrend gewesen sein, nachzuweisen, wie. schon 1813 
einen Monat nach der Erlassung des Gesetzes der Arti- 
kel 218 Nr. 3 (wegen' der durch Erfahrung nachgewie- 
sfene Härte) abgeändert werden musste, wie 1.816 das 
wichtige Kapitel von dem Diebstahl (wegen der Masse 
von Begnadigungsgesuchen) aufgehoben wurde, und 1822 
der König in seiner Thronrede erklärte, dass das Gesetz- 
buch seinen Erwartungen nicht entsprochen hat, worauf 
in den Jahren 1822, 1827, 1831 neue, völlig das Ge- 
setzbuch verändernde, weit miklere Entwürfe den Kam- 
mern vorgelegt wurden. Es wäre höchst zweckmässig 
gewesen, wenn Hr. Vatel bei jedem Artikel den Inhält 
der in den genannten Entwürfen enthaltenen Vorschriften 
und vorzüglich das baierische Gesetz vom Nov. 1848 
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mitgetheih hätte, worin wichtige AbUndenitigen des Gesetz- 
buchs vorkommen. 

Herr Vatel verspricht auch das neueste prenssiscbe 
Strafjgesetzbuch übersetzt herauszugeben und gewiss wird 
er sich ein grosses Verdienst dadurch erwerben, wenn 
er recht vollständig die zum Verstehen gehörigen Mate- 
rialien aber auch die öb^r das Gesetzbuch gemachten Er- 
fahrungen mittheilt. Hittermaien 



De rhypolhdqtte Ugöle des femmts matiees sur les ^anquets de la com" 
munaute, Monographie pßr Ä. Bertauld, avocaJt ä la cour äap^ 
pel de Caen, professeur suppleant ä la faculte de droit, Paris, 
Durand, 1852. 116 S, 8. 

Das eheliche Güterrecht nach dem Code Napoleon ist 
in neuerer Zeit Gegenstand dreier besonderer Bearbeitun- 
gen geworden, welche weniger dazu beigetragen haben» 
diese Lehre zum Abschluss zu bringen, als vielmehr dazu 
eine Reibe von Controversen theils neu anzuregen, thdis 
unter einem neuen Gesichtspunkte zu betrachten. Es sind 
diess die Werke von Odier, Traitö ^du contrat de ma- 
riage (1846. III. Vol.), Kodiere et Pont (1847. 
IL Vol.}) und das neueste von Tropion g (1850. ly. 
Vol.) Die Thäti^keit auf diesem Gebiete ist daher mehr 
als je angeregt, und wenn auch in Folge der vielen neuen 
und neu aufgefrischten Ansichten gegenwärtig eine grosse 
Unsicherheit des Gerichtsgebrauchs in diesen Fragen be- 
steht, so ist doch zu erwarten, dass für manche der letz- 
teren ein Abschluss durch die vielfachen Besprechungen 
herbeigeführt wird. H. Bertauld hat in der angezeigten 
Schrift einen der bestrittensten Punkte aus dem Gebiete 
des ehelichen Güterrechts gewählt. Gegen die Ansiebt 
von Troplong, Kodiere und Pont und von Mar- 
cadö sucht er nachzuweisen, dasS die gesetzliche Hy* 
pothek d^r Frau sich auf die Errungenschaften <ier Gü- 
tergcflfieinschaft erstreckt. Mit der Aufstellung dieses Satzes 
waren weitere Fragen zu beantworten und die Resultate 
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der weitern Untersuchungen sind folgende: Die Ehefrau 
hat die gesetzliche Hypothek an den Errungenschaflei» 
DTcfat bloss, wenn sie die Gemeinschaft ausschfäigt, son- 
dern auch, wenn sie dieselbe annimmt. Diese Hypothek 
ist eine wahre Hypothek, d. h. sie wirkt nicht bloss den 
chirographarischen Gläubigern, sondern allen Dritten ge- 
geniiber und sie fallt nur dann weg, wenn bei der Be- 
stellung einer Hypothek an der errungenen Liegenschaft 
oder bei der Yeräusserung der letztem die Frau selbst 
mitgewirkt hat. Alsdann hat sie zu Gunsten Dritter ver- 
zichtet. Die Hypothek umfasst alle Errungenschaften, mö- 
gen sie nun bei der Thcilung dem Hanne oder der Frau 
selbst zufallen oder mögen sie von dem Manne während 
der Dauer der Gemeinschaft veräussert worden sein. Den 
Vorrang dieser Hypothek betreffend, so sieht dieselbe nur 
der generellen Hypothek nach, welche einer vorehelichen, 
nicht in die Gemeinschaft fallenden Schuld des Mannes zur 
Sicherheit dient, und diess auch nur dann, wenn sie auf 
die Gemeinschaft verzichtet. Nimmt sie dieselbe an, so 
geht ihre Hypothek an den Errungenschaften vor« Be- 
zieht sich aber die generelle Hypothek auf eine vorehe- 
liche Schuld des Mannes, welche in die Gemeinschaft ge-^ 
fallen, so steht die Hypothek der Frau bei Annahme der 
Gemehischaft wieder nach. Was die vorehelichen Schul- 
den der Frau betrifft, welche in die Gemeinschaft gefal- 
len sind, und für welche eine generelle Hypothek bestellt 
war, so haftet der Mann niemals weder mit seinen ei- 
genen Liegenschaften noch mit den ihm anfallenden Er- 
rungenschaften für solche Schulden, selbst dann nicht, wenn 
die Frau auf die Geroeinschaft verzichtet; denn alsdann 
hat der Frau niemals einen Antheil an den Errungen- 
schaften zugestanden. Nimmt sie dagegen die Gemein-* 
Schaft an, so ef^reckt sich jene generelle Hypothek nur 
auf ihren Antheil an den Errungenschaften und nur vom 
Augenblick der Theilung an. 

Es sind hier dem Zwecke der Anzeige gemäss nur 
die Resultate und der Gedankengang der Schrift ange- 
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geben worden. Der Verf. bat in diesem engen Raum 
eine Reihe von Widersprücben aufgedeckt, welcbe sich 
die bisberigen Scbriftsteller baben zu Schulden kommen 
lassen. Insbesondere gilt diess von den Widersprüchen 
in Troplong^s Lehre vom Ehevertrag. 

Wohin der Mangel an scharfen Principien führt, ist 
vom Verf. an dem zuletzt genannten Werke trefflich zur 
Anschauung gebracht worden. Herr Troplong gibt der 
Ehefrau statt der Hypothek an den Erungenschaften ein 
Vorzugsrecht an den Gütern der Gemeinschaft. (Tr. du 
contrat de mariage III, nr. 1646.) Und dieser Ansicht 
ist auch die neueste Entscheidung des Pariser Appelhofs 
gefpigt. CArret v. 31. Dez. 1852.) Der Verf. weist 
nun nach (nr. 4 ff.), dass Hr. Troplong den Inhalt die- 
ses Vorzugsrechts nicht zu bestimmen weiss, dass mit 
dem Worte prelevemenl in Art. 1470, 1471 des C. N. 
etwas ganz Anderes als ein Vorzugsrecht bezeichnet, und 
dass in diesen Artikeln gar nicht vom Verbältniss der 
Gläubiger die Rede ist^ sondern von den wechselseitigen 
Rechten der Ehegatten. Hr. Troplong kommt zuletzt 
dazu, das Recht der Frau une sorte de gage tacite zu 
nennen (n. 1641); da hätte denn doch erst der Bewois 
geliefert werden müssen, dass es Arten von Unterpfands- 
rechten gibt, die gleichwohl keine Unterpfandsrechte sind. 
— Nur in einem Punkt ist uns der Verf. die Antwort 
schuldig geblieben. Nachdem nemlich die Meinung, die 
eheliche Gütergemeinschaft sei eine juristische oder, wie 
man lieber bezeichnete, eine moralische Person in Deutsch- 
land glücklich überwunden ist, hat sie in Troplong's. 
Werk über den Ehevertrag wieder Aufnahme gefunden 
(III, n. 1674). Hr. Bertauld hat sich nicht bis zur 
vollen Klarheit ausgesprochen, ob er diese Meinung un- 
bedingt annimmt. Freilich ist es bekannt, welche Rolle 
das ^tre moral und etre social in der französischen Rechts- 
wissenschaft spielen, und es wäre eine dankenswerthe 
Aufgabe für Frankreich, eine Revision dieser Lehre in 
allen ihren Irrgängeu vorzunehmen. Abgesehen von die- 
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sem Schweigen des Verf. muss die vorliegende Schrift 
als gründlich gelungen bezeichnet werden. 

A n s c-h tt t z. 



Eiude sur le droit de p^ntr. Memoire presenti ä Vacademie de$ «cten- 
ces de Caen par A, Beriauld. Professeur supplSani Caen* 1850, 

Je weniger man in Frankreich sich mit Forschungen 
über das Princip des Strafrechts beschäftigt, desto mehr 
ist es Pflicht auf eine neue Schrift aufmerksam zu ma- 
chen, in welcher Hr. Bertauld, dessen gut geschriebene 
civilistische Abhandlung Hr. Dr. Anschütz eben angezeigt 
hat, auch seinen wissenschaftlichen Sinn auf dem Gebiete 
des Strafrechts bewährt, indem er mit Geist und Klarheit 
die verschiedenen Strafrechtsprinzipien (der Verf. spricht 
zwar nur von den durch französische Schriftsteller be- 
gründeten Theorien) prüft. Seine Grundgedanken sind, 
dass die Strafe das Werkzeug der Staatsgewalt und die 
nothwendige Ergänzung des Gesetzes durch die Sanktion, 
dass sie selbst aber nur rechtlich begründet sei, wenn die 
Gewalt, von der sie erkannt wird und das Gesetz, deren 
Sanktion sie ist, legitim sind (p. 11.}. Das Wesen des 
Staats findet er in der Natur und in der Bestimmung des 
Menschen, er nennt ihn selbst un ötat providentiel (p. 6} 
und betrachtet ihn nicht als Zweck, sondern als Mittel 
zur Erreichung höherer Zwecke (p. 21}, er erkennt als 
Aufgabe des Staats nicht die Erhaltung des Moralge- 
setzes, sondern die der ordre social mit der Richtung 
auf irdische Interessen (p. 26). Bei der Prüfung der ver- 
schiedenen Theorien hebt er vorerst die Klasse hervor, 
die das Strafrecht auf eine Convention baut, entweder 
auf eine ursprüngliche oder auf Abtretung der Rechte 
der Einzelnen (p. 29}, und zeigt wie die Idee des Ver* 
theidigungsrechts (mit verschiedener Begründung, auf ei- 
ner nachtheiligen Verwechslung des Strafrechts mit dem 
Sicherungsrechte beruht und zu irrigen Folgerungen führt 
(p. 32}, greift dann (p. 36} das Nutzensprinzip und das 
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System der ab3oluten Justiz an (der Verf. bezeichnet eg ab 
System Kants p. 37 , wir bedauern, dass ihm die Entwicke* 
lungf der verschiedenen Systeme bei den deutschen Schrift- 
steilern unbekannt sind). Am Schlüsse verweilt er p. 39 
bei dem von geistreichen französ. Schriftstellern vertheidig- 
ten eklektischen System der Verbindmiff der Idee der moral. 
Gereohtigkeit mit der Idee des gesellschaftlichen Nutzens 
und erhebt daj^egen sehr beachtungswürdige Einwendungen, 
er prüft dann die Frage über das Maas der Strafe, wobei 
der Verfasser p. 56 zur Forderung kömmt, dass die ge- 
drohte Strafe nicht an sich eine moraüschci dass sie durch 
den Inhaber der Staatsgewalt gedroht, dass sie im Interesse 
der bürgerlichen Gesellschaft eine Vorschrift sanklionire in 
Gemässheit der unmittelbaren oder mittelbarea Gebote der 
moi'al. Ordnung und nie die Grämte der Intensitäi über- 
achreite, welche noth wendig ist um die Achtung von dem 
durch seioe sanktiomrten Gesetze zu sichern. ^ Die kleine 
Schrift ist reich an feinen Bemerkungen, 

Mittermaier. 



TraU4 des pariages d'ascendanls precedd d^une inlroductian JmUniquß sur 
la maUire correspandatiie^ tont dans le droit Romain que dans Vanr 
den droit frangais. Par M. Geniy^ professeur suppleant ä la 
faculte de droit de Rennes. Paris, Durand. 1850. 338 S, 8. 

Der Verfasser hat sich zur Au%abe gestellt, zugleich 
eine Geschichte des Rechtsgeschäfts, welches wir als Tbei- 
lung der Ascendenten bezeichnen, und eine DarsteUaog 
der Lehre nach dem bürgerUcfaen Gesetzbuch zu geben. In- 
des^ hat er doch der historischen Einleituiv nur S. 1 — 75 
gewidmet und di^a eracbeint hinreichend, wen» erwogen 
wird, dass es bei der Darstellung des |[eUonden Keobta 
nur darauf ankomoit, die Verbindung der eiazetaen Rechts^ 
Institute mit den Bestinunungen des alten Rechts nachzu- 
weisen. Die Einleitung ist mehr eine Zusammenstellung 
als eine Geschichte« Dies gilt uaaDK&ntlich ftir das alte Ge- 
wohnheitsrecht, wo sich die Darstellung an die Dogmen 
der alten Juristen halt. Doguengeschichte und Geschichte 
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ems RechtskosUdils siad aber in den meisten Fällen ver- 
schiedene Dinge. Der Verfasser unterscheidet mit Recht 
zwischen der Theilang der Ascendenten (partage d'^scen- 
dans) und der Vermögensübergabe (dömission de biens, 
Gutsabtretung). Von dar letztern ist es auffallend, dass 
sie in den Coutumes nicht ausdrücklich abgehandelt ist, 
während sie faktisch in Uebung war. Der Verf. begnügt 
sich mit der Versicherung der alten Juristen, die Vermo- 
geqsübergabe sei nationalen Ursprungs, ohne weitere Nach- 
forschungen anzustellen. Er hätte bedenken sollen, dass 
man in Frankreich in der Rechtsgeschichte jetzt weiter vor^- 
geschritten ist als zur Zeit jener alten Juristen. Das deul* 
9che Frivatrecbt bietet über die Gutsabtrelung die besten 
Aufschlüsse. Daß bürgerliche Gesetzbuch h9i die Vermö* 
gensübergabe nicht erwähnt. Es kennt sie aber gleich- 
wohl, denn die Tbeilung der A^endenten als Schenkung 
unter liebenden (Art* 1076. §, 2.) ist die dämission de 
biens. Als ersten Unterschied vom alten Recht hebt der 
Verf. den Umstand hervor, dass der Code civil diese Thei- 
lungen den strengen Formen der Schenkungen und Testa- 
mente unterwirft. Damit bilden sie nur noch in einzelnen 
Beziehungen selbständige Rechtsinstitute. Ihre Selbständig- 
keit wird ferner dadurch noch vermindert, dass die Regeln 
der gewöhnlichen Tbeilung auf die in Rede stehenden Rechts- 
geschäfte übertragen sind. Die Darstellung des Verf. lei- 
det an Breite und an einer Trockenheit, die man bei den 
französischen Juristen glücklicher Weise nieht gewohnt, ist. 
Die beste Abhandlung über die dämission de biens bleibt 
immer noch |ene von Champianniöre (der der Wissiefl- 
schaft zu früh entrissen wurde), in Championni^re et 
Bigaad, traitö des droits d'enregistreme&t. 

Ansckütz. 



Codes de la UgUkUwn fran^aise^ owrage conlmani ks cin^ codes ordi" 
futires aioec les texles des Uns, decreis, ordonnances eic, swr chacune 
des autres matüres du droits les /om, decrels ei ordonnances sur 
les maiUrei qtti n'oni pu elrt codifiees el des iables chronoh^ique 
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ie Portf. &. £i&. Pam, HiirMe. i653. 

Der ^heblichsle Theil der gegenwärtigen französi- 
schen Gesetzgebung ist in diesem einen Bande zusam- 
mengestellt. Die fBnf Gesetzbucher bilden nur ein Drit- 
tel der Sammlung, die an Vollständigkeit die bisherigen 
tibertrifil. Sie ist ein Auszug aus dem Bulletin des lois 
für den Handgebrauch und mit ausschliesslicher Berück- 
sichtigung des noch geltenden Rechts. Statt der kleinen 
Anzahl der officiellen . Gesetzbücher gibt uns der Heraus- 
geber 36 Codes, indem er alle auf einen und denselben 
Gegenstand bezüglichen Gegenstand vereinigt. Wir heben 
heraus den Code de la propri6t£ industrielle et litt^raire, 
Code des Patentes, Codes de la Presse, Lois et ordon- 
nances sur le Jury, Naturalisation des ^trangers. Eine 
chronologische Tabelle von 1607 — 1852, in welcher 
alle noch geltenden, in der Sammlung selbst erwähnten 
Gesetze unter ihrem Datum verzeichnet sind, schliesst 
das Ganze. Anschütz. 



Code des irrigations^ sutvt des rapparts de Üf. Ballon H Passy ei de ia 
legislaiion eirangere, par» M, Bertin ^ anocal ä la cour d^appd 
de Paris. Paris, Durand. 1852. (182 S.) 8. 

Eine Zusammenstellung der wenigen gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Bewässerung und der sich auf diese 
Materie beziehenden Jurisprudenz. Beigegeben sind die 
sehr beiehrenden Berichte von Dalloz aus der Deputir- 
tenkammer von 1843, und von Passi, aus der Pairskam- 
mer von 1845, besonders reich an statistischen Notizen. 
Verdienstlich ist es, dass der Verf. eine Uebersetzung der 
wichtigsten ausländischen Gesetze über die Bewässerung 
hinzugefügt hat, des lombardischen, des sardinischen und 
des preussischen Gesetzes von 1843 über die Benutzung 
der Privalflüsse. Anschütz. 
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lieber die neueren Leistungen der Italiener auf dem 

Felde der Rechtsfilosofie überhaupt, und zunächst 

über Tülomei's Corso elementare di düritto 

natui-ale o razionale. 111 YolL Padova« 1849. 

Von 
Herrn Dr« Rfttler, 

Professor des Rechts in Heidelberg. 

CSchlass des im vorigen Heft abgebrochenen Aufsatzes.) 



Am Wenigsten Neues bieten, . wegen ihrer Befangen^ 
heit in mangelhaften, überwiegend Kantisch geHrbten Be- 
griffen von Recht, die rechtsfilosofischen Werke Italiens in 
Entwiekelung der Urrecbte, obgleich auch hier man- 
ches Binzele besser ist als sich hiernach erwarten lässt. 
T ] m e i geht in dieser Lehre ^} meistens Hand in Hand 
mit Baroli. Er hebt, gleich Rosmini und Poli, her- 
vor, das5 man die Persönlichkeit nicht selbst als Urrecht 
auffassen dürfe, sondern als eine für den Gedanken und 
die Fähigkeit des Rechts vorbedingende menschliche We- 
senheit, als das Formale aller Rechte; die Urrechte sind 
ihm nur ebensoviele Verrichtungen der Persönlichkeit. Die 
rechtliche Freiheit und Gleichheit gelten ihm Dicht 
als besondere formale Rechte, sondern als Merkmale jedes 
Rechts; ebenso das Recht der Geltendmachung 
unsrer Rechte. (S. oben S« 254.) Das Recht des 
Daseins (der Selbsterhaltung} zählt er mit Grund zu 



1) Cono elementare, ü. Sesione I. Diritto privato individuak. 
Tit. L Von den Urrechten $. 263—303. bM. ;i67ff. 

a^ Mifcir. /-. Am»Mw. XXV, B4, UL Stfu 23 
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den materialen Rechten, die er, wie gewöhnlich, eintheilt in 
Rechte in Bezug auf uns selbst, auf Andere und auf Sachen. 
Die Rechte, die unsre eigne Person zum Gegenstand haben, 
führt er zurück auf das Recht der Unabhängigkeit 
oder Selbständigkeit; er siebt indess ein, dass diese kei- 
neswegs unbedingt sei, sucht jsie, gleich Romagnosi, 
Baroli u. A», unzureichend von der Freiheit (von Be- 
schränkungen} zu unterscheiden und will sie nur ihrer 
Ausübung nach an die Voraussetzung der Urtheilsreife 
knüpfen. 

Wt zerfiüiit «odano '€»ben diieae Beobte, je nach den 
wesenttichen Bestandtheilen unsrer selbst — welchen er 
den sehr leicht irreleitenden Namen innere Sachen 
gibt — in die uns unter ^Uen Umständen zustehenden 
Rechte hinsichtlich des Geistes, des Körpers un<) der Wir- 
kungen der Kräfte beider, deren Gebrauch wir dann den 
kostbaren Erwerb der y^omnia mea^ verdanken, nämlich 
jeioes f^tigem/^} sitidichen (ik«f ßhrenbeaeuguog, Verdienst 
und Betehnung zielenden) und eines Konsl- Eigenthuma, 
welpbes letzte z. B. auf die ^Erzeugnisse unsrer Ktuisl- 
lertigkeitßn gieihe, wie Gelang, Tanz, Geberdenfipraeke, 
Tumkunst h. s. f. Die Re^^hte hinsiehtiich des Köic- 
p,ers üVßrdßQ rJiditig bezogen auf dessen Erhaltung, Ms- 
hilduBg und Ireien JCräftegebrauoh (worin die pensönÜGbe 
oder köTperliche Freiheit bestehe); die Rechte hinsiofat-: 
ticb d6i5 |G^ii$t€s aber nicht minder auf die .bejahig«« 
wie auf diß verneinigen Jttittel {m die Wahrheit» Tugened, 
6ittck;seligbett, öpwie fiir die y^forM onotricB^ (etwa WH- 
leps- mid Xhatkraft?), die er mchi deuHloht^ kainzeichnet. 
iNj^t a))2U9^en- iat, warum bei ihn die ff eie Wahl und 



2) De«Tf«iit)ge Brwerb ist zw«r>oi KeiintnifseD, 4ie Tolemei 
lU^ S. 307.) fils Bf^spkdl aof&hr«, noxNPeifelliaft, ßßm aber «icht in- 
mer, — Ro8;inin.l (Fiioi. del diriMo I. ^ 4675.) ipacl^ die wakre 
Bemerkung, dass man die ErfindangsschutKbriefe (Patente) 
jeder Art sehr verkehrt Privilegien nenne, da sie doch nur dem Recht 
4«s Eeüaders .giosellsobti filichen Sohntz «uaiglisii, mitbtB du» Dasein 
einei GeisteseigenthiuPA aoeifcaontM. 
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UebMg des fierHfs, tlie Ge«viM;«ns£pettieit| dt^ wtfWtSf (e 

^fselennihe Md da^ iobne Grund bloss «um ifcreMtjllen 

v^n ilMtt behauptete vemainige Recht auf £bre^ beziebuof s«^ 

nveise imf tJiibeacboUMbei^ gerade als Mittel filr die Clüek* 

Seligkeit aafgeführt werden , «nslett üür so viele ander« 

i>est]Httateren und üäheriißgendea Bedürfnisse unsers Sigen- 

lebens und ;geseUigen Lebens. Ueberhaupt ferwiasen wAr 

bei diesen ünterscheidaagen die gebi^rige Rücksicht aaf 

4ie verschiediBiieii Gpaodkräfta das Geisteiw Das Reell I 

auf Walir^,a{iif keit d. k aiAf Miobtirrgekit^werdail 

durefa liüge -«- .die unsittlich u««^ sofapn sie niokt als 

xechtliohes Yerlheidigungsmiltel igelten kömie (s. S. M'^X 

jEü^teicii ttureobtlioh sei — wird gut Hfiteraekieden Y:e>a 

eineai Se«ht auf Wahrheit d« b. a«f Aeusserimg der 

Gedanken und Giefühle Anderer, und mu* jenes als ange*- 

i^Hreoes Hecht aagiestsudea. Da$^ nicht ohne Wejienaa 

Jeder Alles was er denkt und fühlt, auch venu es Wabr^ 

hett ««thäll, Jedeofi mittheilen mosS) hat freiüek seifiaii 

Gnittd nur hn Indivjdaalitiätsreebt, nicht i^ber« wie ToJiO^ 

fa<ai Bigi,^) darin, dBm die Beebl^vecbiadicbkett ursfi^ttog*- 

iMh Qur auf ein Unlertessen f ehe. Hieran veraacbt er 

aiAch bei Parstalluag der Urrechte UnstebtRch iunsrer lüe^ 

J^miBWiscben festagubattsR^ wie sieb sobon oben (S» ü&iS.') 

festigt hat, wilbrend wir soeben geaehen haben, dass ler 

die. Rechte imsichtttoh «narer selbst, in richtiger Ahnung, 

nicht ibloss ««f die ftaseftigung von Störungen heschrünkt. 

Auch ein Ur reo hit a uf Sa c h e n, als Grund (titiVlHjs} 

der ffecMIichea JMi^tiebkeit ihres Erwerbs d« k tbres £e^ 

isitees, Gebmuohs md Eigaqithwns, erkannt Toloaiej m^^) 

lar aepnt efwo.rbanea Bigetttbuqi Qim Gegteiisat«^ 49a 

schon 4i«njittelbar MSirhandanen^ ^m sok>he duiich u«sar 

Aindelp C^wertwrti jmodus) verwirklichte Verbindung urit 

lainer Sache, wiodarch diese unsfier VerfAgung äusaphUas^ 

«and urtarworfeii ist; Si,gea|;h«msireaht abar die 



3) Corio elam* IL $. aSd. 

4) Ebenda IL $. 299*^309. 

23* 
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Rechtseigenschafl dieser Verbindung.^) Er sucht sodann^) 
in der gewöhnlichen Weise, deren Unhaltbarkeit wir an- 
derswo nachgewiesen haben ,^} zu zeigen, dass die ein- 
seitige Handlung der Verwendung unsrer Mühe auf 
eine bestimmte Sache (durch Besitznahme und Be- 
arbeitung) genüge, um ein Vorzugrecht auf sie, so- 
fern sie vorher herrnlos war, ursprünglich zu erwerben, 
d. h. Sondereigenthum, obwohl ihm selbst nicht 
entgangen ist, dass jedes Unterscheidungsmerkmal zwischen 
rechtmässiger und unrechtmässiger Besitznahme verloren 
gehen muss^ wenn jene kahle Thatsache nicht bloss als 
Erwerbart, sondern auch als Rechtsgrund geltend ge- 
macht werden soll. Dennoch aber sagt er nirgends deut- 
lich. Was, damit es an diesem nicht fehle, noch weiter 
erfoderlich sei ausser der bisherigen Herrnlosigkeit der 
Sache und dem Umstand, dass wir dadurch nicht. Neben- 
menschen zu Grunde richten oder sonst ihnen Uebles zu- 
fügen dürfen. Dass er dem Eigenthumserwerb in dieser Weise 
eine Gränze ziehen will, nicht aber durch das Bedürfniss 
(s. oben S. 251) — auf welchen y^Proieo mulHforme^ 
sich, wie B a r o 1 i sagt, Genovesi zu stützen versucht 
habe — ist auffallend; denn, abgesehen davon, dass bei- 
derlei Gränze meist zusammentreffen wird, entnimmt erstens 
er selbst ganz richtig gerade von der Seite des Bleiben- 
den der menschlichen Bedürfnisse einen weiteren Beweis 
dafür, dass die sachlichen Mittel zur Deckung derselben 
ebenfalls nothwendig in einer bleibenden, und nicht etwa 
bloss auf den Augenblick der leiblichen Inhabung und 
Benutzung beschränkten, rechtlichen Verbindung mit 
uns stehen müssten; sodann aber kann sichtlich nicht 
bloss im einseitigen Zugreifen und Bearbeiten — Was 
Beides zudem z. B. dem Kinde und Wahnsinnigen unmög- 
lich ist — sondern zuletzt und hauptsächlich nur in den 
wesentlichen (gleichen oder ungleichen) Bedürfnissen 

5) Ebenda, IL $. 304 ff. 310 f. 

6) Ebenda, IL cap. 2. bes. $. 318 ff. 325—332. 396. 

7) „GrandEfige des Naturrechto^ S* 78 ff. 
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der Menschen und der entsprechenden Bestimmung des 
Ganzen der Sachgüter ein sicherer Anhalt für deren rechte 
massige Vertheilung im Staat und durch ihn gefunden wer- 
den. . Damit aber verträgt es sich sehr gut, dass diese 
Vertheilung, sofern Fähigiieii zur Arbeit vorhanden 
ist, nicht ohne Rücksicht auf letztere geschehen, dass 
ebensowenig überhaupt jemals der Individualität, z. B. durch 
den Unsinn einer völligen Grieichmacherei der Guter von 
Oben, aller Spielraum gewaltsam geraubt werden darf, dass 
mithin . in beider Rücksicht, wenigstens zur genaueren Be- 
stimmung der Gegenstände, und des Umfangs des Son- 
dereigenthums, für dessen Erwerb das blosse Dasein des 
Bedürfnisses ebensowenig genügt als das blosse Nicht* 
dasein des Bedürfnisses zu dessen Verlust; obwohl in 
keinem Fall ein unbedingtes, strenges, sondern immer nur 
ein, im äussersten Not h fall bis auf die Gränze des wirk«* 
liehen Bedarfs, beschränkbares Sachrecht von der Rechts- 
gesellschaft anerkannt werden kann.®) 

So mögfich und nöthig es Tolomei auch erscheint,®) 
die Missstände übermässiger Ungleichheit der Güter zu 
mildern, so bestimmt erklärt er doph die Vorschläge St. 
Simon's, Fourier's, Owen's und Andrer für ger 
meinverderblich und die Aufhebung des Mein und Dfein 
für ebenso undenkbar wie die des Ich und Du. In einem, 
der Prüfung der gewöhnlichen Ansichten über den Ursprung 
des Sondereigenthums gewidmeten, Anhang ^^) hebt er her- 
vor, dass schon die Thatsache seiner allgemeinen und 
beständigen Anerkennung gegen Hobbes spreche, der 
seinen Grund, wie den alles Rechts, lediglich in der 
Willkür der Gesellschaft, oder vielmehr des Fürsten 
suche — der sich jedoch dabei von vernünftigen 
Grundsätzen leiten lassen solle! — Ebensowenig sei er 
zu suchen in der Aufhebung einer angeblichen Ursprünge 
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Hthen Gemeinschaft der Ciüter dareh einen erdf^ehtetiBtt 
Hl' vertrag; -^ eitte Annahme, die eine gefährKohe 
Verhöhmmf der Apmen' enthalte, für Ate keinesfalls ihre 
YopSlter» hätten verzichten können, nnd wöbet man Ae 
ZüetltBinang all^r Veroönftlgei^ zu Dem was Recht ist 
mil einem Vertrag verwechselt hebe« Sein Grwid liege 
viehnehv im fialllrti^hen gleichen Recht Alter a»f ^Erwerb 
von} Sachen, wai^ der Staa^ nur verbürgen, mcM^ erst 
scheuen könne, so gewiss sonsif jeder Unt^rschted zwi- 
schen gerechtem und ungerechtem Staatsgesetz wegfallen 
würde. Die Entwtckelteng der im Sacheigenlihum: enlhaT'- 
lenen< Rechte, seiner Eintheitung und Beendigung, sowie 
der Lehre vom Besitz, ven der Yimttkatien, dem Zuwachs,") 
glauben wir ebensowenig näher besprechen zu solle», alis 
die . sehr ausfühi^iche Lehre* vom abgeleireten Erwerh^ zu- 
mal dörch Yerträge.^*)« Wir beschränken uns darauf, nur 
Billiges aus letztferer a«szuheheii, um die Grundgedlmken 
oder einzele Eigenibi>mKebkeilen der Darstellung ihs Licht 
«u setzen^ S^r* bemerkenswerth ist es; d^ss, während 
Totomei hier mit^ dfe» me^en Kantianern fest' gaue 
den posit^i^en Rechten fotgt, Rosmini*^^ sich> zu* der 
Einsicht erhoben» hat, dass- es nur eine' ungenaue > Au!s^ 
drockweise ist, wenn diese uns von einem Rfecht auf 
die Substanz der Sachen reden, da wir dbch nur e^ 
RiecM^ au( die NutZQ»gen> (usiD^ derselben haben k'önnten; 
duher* denn dieses Recht sich um, so mehr ausdehne, je 
mehre Arten, dser Bemitzuhg wir keimen lernten. 

Die Rechtsve-phindHchkei* der Vorfrage 
slÄtat Toliowei zwar auch nur auf die Wiltensvereini- 
gung^ hebt jedocd zugleich hervor^ dass der Versprecher 
kraft seines Rechts der ünhescholtenheit verlangen ki5hne, 
dass man seine Zusage für wahrhaft halte, seinerseits aber 
verburiden sei, den andiBm Theit niüht hinter daS' Lii>ht 
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ZH ftthren, zürn BiesteR zn haben und: za^ stören im Ver- 
folgen seines Wohls. Die Zusage gilt ihin für den Rechts« 
gnind, die Annahme für die Erwerbart nicht nur eines 
Rechts auf die bedungene Leistung^ sondern er sieht so- 
gar im Vertragschluss allein, oline Uebei^abe der Siacbe 
•^ es sei denn bloss res in genere ausbedungen -^ den. 
zy reichenden Grund des Erwerbs auch von Sacbrechten 7 
erfolgt hierin alto — mit Baroli^^} und Ros mini /^)' 
mit Thibaut, Zachariä und Mittermaier ^^^ nicht 
dent römischen, östreichisohen und< preussischen Ri3ch(^ 
sondern dem Code NapoUan; nur dass dieser und nach- 
seinem Vorgang die Gesetzgebung aller italienischen Staa^ 
ten jene Bestimmung auf Liegenschaßen einschränkt. Wir. 
können in die sehr beacbt^nswerthe, ebenso ausführliche 
als scharfsinnige Erörterung dieser wichtigen Streitfrage^ 
bei Tolomei^^) und Baroli, die bei uns, »ufTallend 
genug, in rechtsfilosofischen Schriften kaum berührt zu 
werden pflegt, hier nicht genauer eingehen, sondern be^ 
schränken uns auf wenige Bemerkungen zu Gunsten des 
römischen Rechts, für dessen Auffassung unter uns sch<iii 
Hugo und besonders Bornemann vortrefflich^gespni« 
eh^n haben, und wofür neuerlich auch Vangerow sich 
erklärt hat. Man hat bei allen Scbeingründen der Geg-' 
ner übersehen, dass Rechte gegen alle Welt, wie die 
dinglicheii, unmöglich' durch etwas heimlich bloss zwi«' 
sehen den Vertragschliessenden Abgemachtes heryorge^ 
bracht, werden können, sondern nur durch einen ofTen^ 
kundigen Vorgang. Hierhin gehören z. B«. öffentliche Bücher 
oder ein vorhandenes Besitzverbältniss. Wo, wie z. B. in 
Frankreich^ zwar der Eintrag der Hypotheken, nicht aber 
aller Liegenschaftveräusserungen, in solche Bücher erfo- 
dert ist, da entzieht diese Folgewidrigkeit, nach dem fäslb 
einstimmigen Urtbeil der franzö^scben Reoktsgeiehrten, 
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zugleich dem ganzen Hypothekenwesen die allein sichernde 
Grundlage. Der Besitz aber ist für die grosse Mehrzahl 
der Menschen, und bei Fahrniss für Alle, nun einmal in 
der Regel das einzige natürliche Merkmal, woraus sie das 
Dasein eines Sachrechts, und aus dessen Wechsel sie auch 
seinen Uebergang, wo nicht mit voller Sicherheit doch 
mit Wahrscheinlichkeit, abzunehmen im Stande sind. Wie 
aber soll Jemand für verbunden gelten Rechte zu achten, 
deren Dasein er nicht ahnen kann — z. B. der Miether 
Rechte des Käufers der ihm vermietheten Sache, sofern 
diese weiter gehen sollen, als die seines Yermielhers, 
auch ohne dass er vom Kauf weiss ? ! — Nicht desshalb 
kann der Promissar Uebergabe des Vertraggegenstandes ver- 
langen, weil er durch den Vertrag das S ach recht schon 
erworben hat, wie T o I o m e i *^3 im Kreise beweisen will. 
Der Käufer z. B. hat allerdings ein Recht auf Leistung 
der Sache, ein ' persönliches jus ad rem, ein Recht auf 
das y,fuAere licere^ gegen den Verkäufer durch den Kauf 
erworben; daraus allein folgt aber keineswegs, dass er 
auch schon das jus in re gegen jeden Dritten erworben 
habe. Man muss Tolomei zugeben, dass zur Erkenn- 
barkeit des Eigentbumübergangs das blosse Uebergeben 
(worauf z.B. so'gleich ein Zurückgeben lei.h weise ge- 
folgt ist), sofern es heimlich geschehen ist, ebenso- 
wenig genügen kann als das ganz erdichtete Uebergeben; 
dass ferner jede andere Art der öffentlichen Kundmachung 
des Eigenthumwechsels genügt C^enigstens bei Liegen- 
schaften}; ja man kann noch weiter gehen und einer 
solchen sogar den Vorzug vor dem Uebergeben einräu« 
men, insofern sie nämlich zugleich dessen causa prae-- 
cedens erkennen lässt und erst dadurch die Heimlichkeit 
gänzlich beseitigt wird. Darum aber bleibt doch die 
eine oder andere Art der Veröffentlichung des Rechtsge- 
schäfts — also freilich die Uebergabe nur bedingter 
Weise, aber doch, wenigstens bei beweglichen Sachen, 
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in. der Ragel — eine wesentliche Voraussetzung für jeden 
abgeleiteten Erwerb eines Sachrecbts und nicht ein bloss 
wünschenswerthes Beweismittel. Dass periculum und com- 
tnodum schon vor der Uebergabe übergehen, folgt nicht 
daraus, dass der Käufer schon durch den Vertrag Bigen- 
thümer geworden wäi-e, sondern daraus, dass ihm, sdbald 
er seinerseits erfüllt hat, dem Verkfiufor (nicht aber Dvit-» 
ten) gegenüber schon alle Rechte des Eigenthümers zu^ 
stehen; daher würde der Verkäufer keineswegs rechts-» 
gütig nochmals verkaufen, und folglich auch nicht, wie 
T 1 m e i meint dass seine Gegner zugestehen müssten, 
durch Uebergabe an den zweiten Käufer Diesen auf Kosten 
des Ersten zum Eigenthümer machen, sondern höchstens 
ihn in conditio usucapiendi versetzen können. Auch darin 
bleibt sich Tolomei^^} treu, dass er schon die blosse 
Pfandverschreibung ein dingliches Recht gewähren lässt; 
mcht so ganz wenn er, dessenungeachtet, die an sich 
sinnige und dem Zweck aller Verprändungen gemässe, 
dem römischen Rechte entliehene Einschränkung macht, 
dass der Dritte, in dessen Hand die verschriebene Sache 
sei, dem Anspruch des Gläubigers auf sie durch Bezah-* 
lung der Schuld ein Ende machen könne. 

BaroH hatte bereits gut gezeigt,^^) dass die römi-^ 
sehe BegriiTbestimmung des Vertrags als: duorum ael 
plnrium in idem phdium consensus — ebenso wie die 
neuere als: ein angenommenes Versprechen — viel zu 
weit sei. Aus der sehr ins Einzele gehenden Bespre-* 
chung der Bedingungen der Giltigkeit der Verträge bei 
Tolomei^^} führen wir nur soviel an: dass er natur- 
rechtlich an die einseitige Versprechung wenigstens die 
Rechtswirkung knüpft, dass man dem Andern die nöthige 
Zeit zur Antwort lasse; dass er einen praesumtus und 
fichis consensus aus dem unhaltbaren Grunde leugnet, weil 
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Nknaandi v^bande» sd Mf eine FtBge zu mümothn; 
äas9 eff we^eii wesenilichett Irrtfaums, aber auch wegeit 
Batcugs oder Zwangs einen Vertrag' nur dann zu Gan* 
stoo des daven Beteoffenett fiir anfechtbar (resoindibile) 
erklärt^ wenn der andere) Theil jenen Mangel yerscbuldet 
bat oder doch gpewahr werden konnte ; daaa er den Irr- 
thuiM »Hv der Person (jaik dem Codts NapO nuit wenn anf 
diese ebwes ankömmt!, den Errthnm ttber eine aosserwe*- 
sentliche Ejgenficbsft nnd im Beiireggrnnd dier dann für 
wesentüekf gelten iSast wenn ausdrücklich oder doch^ nach 
allen Umständen, ganz, unzweifelhaft stillschweigend Ge- 
wicht darauf gelegt worden ist, und dsss ausser diesem 
Fall kein Berufen auf die daumla rebus sie staniibu$ 
Oider auf BilligkeiDrückskshten ein Abgehen von dem süre»- 
gen InAalt des Vertrags rechtfiertige, auch wenn dersdbe 
einem Tbeil noch so» nacbtheilig ist. Der Grundsatz, von 
dem die positiven Rechte, z. B. in ihren Bestimmungen 
über laesio' tdirw tUmidifitm und Nachlass. am Pachtgeld in 
Uissjahrenv ansg^n,. scheint ttns ein anderer zn sein und 
zwar d e r det Unbilligkeit, woi nicht der UnstiAthaftigkeit 
eines grossen MisnverhäUnisses zwischen Leistung und 
Gegenleistung. ^0: Bbendaranf scheint sidi zum: Theil 
ihce unbedingte Verwierfung solcher s. g. Glücks ver- 
trage zu stützt, diel nicht sowohl, wie die Versiehe- 
ruögsvertröge, cin^Gegpei^t gegen, nnver meidlickes 
Unglück vorbefeiten, sondern gerade umgekehrt unsitdi-*« 
eher Weise den* Einfluss des blinden Zvfalis auf die Gü^ 
lervectheäung absichtlich vermehren, indem sie 
ihn zur Entscheidung über den Voiiheil des Einen auf 
Kosten« des. Andern berufen. Dass hiernach folgerecht 
anoh allen. Aktien- und Börsenschwindeleien 
ein. EndiB gemacht werden, müsste, ist für sich klar; ebenso 
dass die positiven: Hechte (richtig) andrer Meinung skid 
als Tolomei,^^) wenn er bei zweiseitigen Ver- 

21) S. nnsre ^Glro^dsfigtf des Iftiarreebls'' S< Mail n. 39^ 
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t rügten Alles bloss voi» (kr Afesichl der Theile^ tmtf 
ihrem eigenen Urtbeil über den Gleicfawertb ihrer Lei-^ 
stungen abhängig machen und wegen des verschuldeten 
Niobtleistens des Einen den Andern immer sofort entbin- 
den wilL Ganz recht aber leitet er^} aus dem: bene^ 
ficia non obirwchmfur ~ afb, dass kein eiäufc^er seinem 
Schuldner wider diessen WiHen die Schuld eriiSBsen' und 
kein Besehenicber den Schenker ndthigen kann, die ge^ 
schenkte Suche wiederzunehmen. Auch darin muss mw 
ihm beistimmen^ dass er Yertsräge, die nicht erzwungen^ 
sondern nur durch Gewall; oder Noth veranlasst sind, 
für giWg erklärt, z. B. ein Versprechen unsrerseits, wo- 
rauf hin uns Jemand Htife leistet. Mit der einzigen, 
Mher^} erwähnten Ausnahme stellt Tolom ei über die 
unmöglteben Bedingungen richtige Gfundsätze auf.^^} In 
die Besprechung der einzelen Vertrüge kdnnen wir' ihm m'ehl 
folgen und erwähnen nur bei d6r Sachmtethe den Reich- 
ibum de« italienischen Kunstsprache, wormch dieser Vertrag, 
je 4iacbdeni sein Gegenstand ein Hiiusi ^^ andres Grund'«' 
stüek oder eine bewegliche Sache ist: plgione^ fUto oder 
noh' genaimt wird. Üeber den Verlagsvertrag ftmden wir 
nur die ganz ungenügende gewöhnliche Ansicht bei' To*« 
lomei wieder. ^^3^ Er stimmt mit Baroli dariti übereiUy 
dhss die Annahme von Qnasiverträgen überflüssig 
sei zur Begründung der Verbindlfchkeit»: durch Handlun- 
gen von «nmittdbaTem Einfiuss auf Andere deren Rechte 
nicht zu verletzen und sich nicht mit ihrem Schaden zu 
bereichern; -^ und dass es verkehrt sei, die, überdiess 
z. B. bei Kindern oder Wahnsinnigen unmögliche, Zu** 
stinnnung derselben hierzu zu vermuthen oder zu erdieh- 
fen.^^} Da- man nun auch das Erbrecht, wie die Ver-* 
jlbrung, auf einen Ouamertrag oder gar auf einen wahren 
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Vertrag habe stützen wollen^ so nimmt er davon Anlass, 
die ganze Lehre vom Erbrecht^®) hier einzuschalten. 
T 1 m e i betrachtet, gleich G i o r g i , ^^) wie die Ver-' 
jährung, so auch das Erbrecht lediglich als Einrichtung 
des inneren Staatsrechts zur Erhaltung der geselligen Ruhe 
und Ordnung; er leugnet aus den bekannten Gründen 
der Kantianer, dass irgend eine Art desselben im natür- 
lichen Privatrecht — oder, Was er damit gleichbedeutend 
nimmt, auf Vertrag — sich gründe, in der richtigen Ein* 
sieht, dass dieser Deus ex fnachina, der sonst überall bei 
dieser Schule aus der Noth helfen muss, hier im Stiche 
Usst Ein bloss vermutheter letzter Wille (ab 
intestato) könne kein Erbrecht geben — und vollends 
nicht den näheren Verwandten ein Recht die entfernteren, 
oder auch die nächsten Freunde, auszuschliessen — ; 
ebensowenig ein wirklicher letzter Wille, der 
nicht mehr Rechtsgiltigkeit haben könne als jede andere 
blosse Verheissung. Sehr richtig sagt er endlich, ein 
s. g. Erb vertrag sei Nichts als ein Vertrag, wodurch 
wir keineswegs unser Eigenthum sogleich auf einen Andern 
übertrügen, sondern nur uns des Rechts begeben, unsre 
jetzige letztwillige Verfügung — die überdiessauf etwas 
ganz Unbestimmtes gehe : auf Das was bei unserm 
Tode übrig sein werde — jemals zu widerrufen. Er gibt 
R OS mini zu, dass gegen ein Recht der überlebenden 
Familienglieder auf den Nachlass kraft Miteigenthuins sich 
Nichts einwenden lasse, als dass dieses freilich nicht eigent- 
lich ein Erbrecht seij dagegen widerspricht er dem ge- 
wichtigen Grund, den Rosmini für den Bestand der 
Verfügungen auf den Todesfall geltend macht : dass, wenn 
der Wille über den Tod hinaus keine Rechtswirkung haben 
könnte, dann folgerecht auch jedes durch Verträge unter 
Lebenden erworbene Recht durch den Tod des veräussern- 
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jden Theils erlöschen müsste. Sein Einwand, dass umge- 
kehrt bei Verträgen alle Well die Fortdaaer der Wirk- 
samkeit des Willens der Theile über ihr Leben hinaus 
4ils nothwendige Voraussetzung ansehe, dreht sich im 
Kreise, gibt zu, dass eine solche Fortdauer möglich sei, 
lässt aber unerklärt, warum sie nur bei Verträgen wirk*« 
üch eintreten soll. Das Recht der nicht zur Familie ge- 
hörenden Blutsverwandten auf den Nachlass erklärt Ros* 
ittini,^^) der hier, wie fast immer, die ausführlichste 
Erörterung gibt, aus ihrem natürlichen Gefühl, dem Ver- 
storbenen näher zu stehen als Fremde. 

Wir können nicht umhin, hier auch einiger Aeusse- 
rungen Taparelli*s zu gedenken, die viel Richtiges 
enthalten« ^^) Ihm scheint zwar das Erlöschen des Son- 
dereigenthums der Einzelen mit dem Tode ebenso 
ausgemacht als die Begründung ekies Intestaterbrechts auf 
den vermutheten tetzten Willen schwach, dennoch 
aber die Annahme, der Nachlass sei res nullius^ irrige zu 
sein. Als Grund jeder Erbfolge, oder besser jeder „Eigen- 
thumsfortsetzung% erkennt er die Einheit jedes Gesell- 
schaftganzen und sein Streben nach Fortdauer (nach einer 
Art Unsterblichkeit des früheren im späteren Geschlecht}. 
Alle seine Glieder wirkten nothwendig mit vereinten gei- 
stigen, aber auch äusseren Mitteln für den Gesammt^ 
zweck unter Oberleitung und gleichsam einem jus emmens 
des Gesellschafthaupts, durch dessen Tod nicht auch jene 
Gemeinschaft der Güter aufhöre. Nur nach der grösseren 
Innigkeit der Einheit des Daseins, der Gedanken, der Nei- 
gungen und des Wirkens lasse sich entscheiden, wessen 
Recht vorgehen solle in der Familie und nächst ihr 
(deren Innigkeit die grösste sei}, ehe der Staat (Fiskus} 
an die Reihe komme. Daher möge z. B. für den Sohn 
Eigenthum, für die Frau Niessbrauch das Richtigere sein, 
weil bei Jenem die Einheit des Wesens, bei der Frau 
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4 je des WJrkens, wit dem Verstorbeoea ma Hrömtädn «eii; 
der Freund aber, iweil imt ihm nur dne reis gebli|^ 
£inbeit bestehe, gehe dem Staat naeh etc. Jeder kbrne 
d&war bei Leteeilen, eelern er de» Rechten seiner Kinder, 
Gläubiger «tc. nieht zu nahe trete, über eeine Habe *— 
«ttoh, Annahme YorausgesetKt, auf den Todesfall •*«- vet^ 
iögen. Aber dem üachtheil, dais »an bienkirch die Einen 
äob enifremdo, den Andern iineera Ted winscbensw^itb 
madie, enthebe erst der Staat durch Gutheissung einaes^ 
üger ietetten WiHefi.^^} Endlich wird erwäfant, dass, wo 
die Familie zugleich ei|ien äffenlicfaen Charrider Wie -^ 
wie der Stamm bei den Jiiden, das Bairifliat in Rom, 
Venedig dtc, das BarMenAbum im Lebnstaat ihü gehabt 
habe — der Staat in ihrer ErhalUmg ein fifiick der eigMii 
sahen müsse. 

In der Lehre von den RetchisveriletEiingefl ats 
Oaette voji Rdehten erörtert Telom^i^^) besonders den 
Fan, dass Mehre gemeinsduifiUich einen Sofaaden gesitftot 
haben, wo sie dann als leine ftesen gelten und in iolüm» 
haften, so jedooh dass tmo sohmie reliqm libea^mluri 
ebenso wenn 4tte Verabredung und der Antheil eines Jeden 
am Schaden aidi nicht bestimmen kssa Um den zu ior*- 
aetaenden Si^haden zu beoteasea macht Rosa in i^^ 40ü 
V<ersuoh einer Gütertafel, der Viel za wünscben übrig 
üiSsL Er bemerkt, ^^} dass die Neoern, im •Gegensatz 
«imal nnm MiUelBlter, bloss auf den ^nlidk ^tiahr.aehu«- 
J»aren «Sebaden jiälieB; daas mir ein imöglicher Ersata ge^ 
federt werden könne, also bei T^dtungea mr die F^ 
igen für «die iüntetbliebenen in Aftidilag kämen (woraiits 
•er die meiat schwerere Strafe der Tödlimg Erwachsener 
•erUlbren will); dasii Vollzugs oder Strafe Mlhdr (z, K 
Mich der aaegna diarta) meist den SdMddnern nicht die 
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zum hflbm nStfaigeB Werkneiige genoiiimen wefden dttif ^ 
40» ; da$ts ioiHHich ider «Dschuldi^ Urheber jeines SclradefiB 
.nicM weiter hafibar sei als der honae fidei po^es»or, 
näinboh te giMmliiv» iocupleiior factus esi> VotireMeh hebt 
^or herver«^^} dass^ wenn die Refierunf bisweilen irrctft 
uahifi könae «einer verdäefaligen Person sich zu versi- 
-chern., diese niclit jAetn mit aller Rücksicht t)eliandelt 
:vverden mttssei, sondern anch nach dem Vemunftrecht, im 
fieist der iHabeas^Corptts^kte, Totle Verg^ong atler Be- 
aohitverden erwarten dfirfe, die ihr des fiemeinbesten 'halber 
zugefiig^t worden seien. Ebenso macht er >daraiff anfinierk- 
■sam^^O dass hei Gesammtpersonen '^or Zeiten auf «den 
•hr&iUosen ^^rundaatz der ßanomtverbindlichkeit hin: Alle 
für £in6n, Einer iinr Atle *-^ fanze Famih'en, StUnme, 
-Gdmanden, die fraitdh einst weit enger veitvnden ge*- 
wesen seien, iür Vergehen einceler rbrer GKeder liätten 
Missen imifisen oder umgekehrt («ibgleiok schon Mo6«s 
idie Ae&ert und Kinder nicht mehr für Einander liabe 
gestraft wissen woHen); dass aber dieser Grundsalz zu- 
lolge des mit imsrer fiilriung .gestiegeDeii Absirakfions- 
Yiermögens knmer :n)ebr in Abgang ^kommen sei, e. fi. 
idie V»»ägeiiseinzieha»g. Darum seien afsch 4ie R'e- 
fressalie.n im Kriege an Cfefangenen öder die Tödlung 
von Geissein TüUig unstatthaft. Könnten wir uns einer 
4icfaaldigen Körperschaft nicht erwelnren, ohne dass ein 
iinscbnhtfges filied derselben darunter leidet oder za Grunde 
-geht, so i&lle >die Schuld auf Jene. 

In :der Bweitea Abibetlung des zweiten Bandes «teilt 
T^lomei das GeselLschaftrechl dar , naobdem er 
m der ersten ikis Hecht 4er Einaelen auf -die in engten 
fiande entwickelten allgemeinen Lehren haltte folgen las- 
-sen. Seinen Versuch, zuvördeivt die Brandsätze eines 
vallgemeimeA 6€8elischaftr^<chts aufeustellen,^) 



36) Ebenda, I. §* 1898-1900. 

37) Ebenda. L i. lSe^-^4Sd3. 

38).jGoriO elementare Vol. IL sei. 2. tit. 1« (• 5e0«»4»94. 
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hält Giorgi^^} aus dem unsers Erachtens irrigen Grund 
für widersprechend, weil über die drei grundverschiede- 
nen Gesellschaften: die rein freiwilligen, die zugleich 
nothwendigen und die rein nothwendigen — sich nur auf 
Kosten der Schärfe etwas Genaeinsames sagen lasse. Er- 
kennt er nun auch mit Tolomei an, dass Ehe und 
Staat gemischter Natur sind, indem zu dem vorausbe- 
stimmten nothwendigen Zweck noch freier Wille hinzu- 
kommen müsse, so will er doch zum Unterschied die 
vorzugweise s. g. (bürgerliche} Gesellschaft 
bloss für ein unwillkürliches dauerndes Naturerzeugniss 
gelten lassen. Allein der Staat ist, nach seinem Entste- 
hen und Bestehen, nach Zweck und Mitteln — ebenso- 
wenig wie diese, nur scheinbar des Zwecks, mithin des 
einheitlichen, nichtsinnlichen Rechtsbands entbehrende Ge- 
sellschaft — gleich anfangs oder überhaupt jemals ein 
von allen seinen Gliedern mit vollem Bewusstsein frei 
Gewolltes; daher auch Tolomei, der son^ Nichts von 
vermutheten Willen hält, zugibt, dass deren Zustimmung 
nicht gerade vorausgehend und ausdrücklich sein müsse. 
Nicht minder fest als, dessenungeachtet, die Vernunft-Auf- 
gabe des Staats steht, scheint uns die der menschlichen 
Gesellschaft und ihrer Glieder, der einzelen Vdlker, zu 
stehen, folglich auch die Vernunflfoderung an sie, ihren 
freien Willen auf die Erfüllung dieser Aufgabe zu rieh- 
len« Die Rechtsfilosofie darf aber nicht übersehen, dass 
bei jeder geselligen Verbindung, sie sei sittlich noth- 
wendig und dauernd oder vorübergehend und willkürlich, 
kraft des allen Gliedern gemeinschaftlichen Zwecks der 
:^echUkreis9 der diesen als Einzelen zukömmt, theils^eine 
Erweiterung theils eine Einschränkung erfahren müsse, 
mithin gewisse Rechtssätze übereinstimmend Geltung federn. 
Tolomei^^} bespricht nun näher die ungleiche 
und gleiche Gesellschaft. Bei jener, wo das 



39) „Sali* idea e salla scienxa del diriUo etc. $. 5. 
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Oberhaupt nicht bloss ausführe, sondern auch bescUiesse, 
hänge Alles davon* ab, dass dasselbe seine Macht recht- 
Illässig erworben habe und nur dem Gesammtzweck ge- 
mäss brauche; daher sie nie so beschränkt sein dürfe, 
dass Diess unmöglich wird, aber auch nie so unbeschränkt, 
dass es sich darüber hinaussetzen könne. Bei dieser seien 
alle Stimmen als gleich viel werth zu achten, daher sei 
Stimmeneinhelligkeit nöthig; Stimmenmehrheit (und zwar ab- 
solute) dürfe nur entscheiden, sofern es ausgemacht oder, 
als für den Bestand der GeseHschaft unerlässlich, still- 
verstanden sei, damit nicht etwa ein polnisches Veto Alles 
hemmen könne. Dennoch soll es nach ihm in allen Ver- 
fassungsfragen beim Erfoderniss der Einmüthigkeit blei- 
ben --^ Was aber z. B. beim Staat, im Gegensatz zu einer 
Handelsgesellschaft, völlig ungerechtfertigt erscheint. Eine 
Entscheidung durch die Mehrheit lässt er übrigens nur 
zu über das grössere gesellschaftliche Interesse und so- 
fern sie nicht gegen Recht und Vernunft Verstösse; bei 
Streit hierüber müssten Mehrheit und Minderheit gleich 
gelten und überhaupt nie jener über diese eine Herrschaft 
zuerkannt werden — zwei Sätze, wodurch der Ausschlag 
der Mehrheit in der Hauptsache wieder aufgehoben zu 
werden scheint, ohne dass doch eine andere Auskunft 
bezeichnet wird. Kömmt es nicht zur Einhälh'gkeit oder 
Mehrheit, so fodert Tolomei ohne Frage mit Recht, 
dass Alle eingehen auf jedes gütliche Mittel der Aus- 
kunft, z. B. auf mehrmalige Abstimmung, Schiedsrichter 
oder Loos. 

Hierauf lässt er^O ^^ ziemlich stiefmütterliche Be- 
handlung des Rechtsderb es ondernGesellschaf- 
t e n folgen soweit dasselbe 'ins Privätrecht einschlägt, also 
was man sonst Familien recht nennt, während er un- 
ter Familie nur, der Wortableitnnjg treu, das Verhältniss 
der Hausherrschaft zum Gesinde begreift (!}, jedoch — 
weil dieses auf dem Dienstvertrag ruht — davon hier 



41) Im IL Tit. des GesellBcliaftrecl^tfl. YoK U. %. 595^6122. 
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nichl näher spricht.^) Raht aber nicht auch die Ehe 
auf dem Ehevertrag? — Ueber sie und das Verhältniss 
der Aeltern zu den Kindern sagt er viel Schwaches. Doch 
hält er fest an der Rechtsgleichheit sowohl der Eheleute, 
denen er sogar ein ^Recht auf beständige Liebe^ gibt, 
als der Aeltern und will daher von eheUcher Autorität 
des Hannes und väterlicher Gewalt, im Gegensatz 4er 
älterHchen, nur insofern wissen als von Schutz und Ver^ 
tretung des Hsmses die Rede ist; dagegen Boncom- 
pagni des Manns und Vaters Stimme immer den Aus«- 
schlag geben ttftsst Nach Jenem, nicht nach Diesem, 
wird die Ehe durch Ehebruch und Scheidung aufgelöst, 
wird das Rechtsverhällniss der Aeltern zu den Kindern 
erst mit den Unterscheidungsjahren der L^zteren «ur Ge- 
sellscbaft und hört es als solche nach beendigter Erziehung 
auf. ^Sefar fein führt Boncompagni die Gründe für 
dessen Fortdauer aus, auch wenn mit dem Leben im 
älterlichen fiause die Abhängigkeit von dessen Haupt weg- 
gefallen ad; überhaupt ist diese ganze Lehre, in der 
auch Taparelli mehrfach richtig gesehen hat, bei ihm 
tiefer ailfgebsst^^) als es behn Festhalten des Kant 'sehen 
Standpunkts möglich ist. 

-Ungleich kürzer müssen wir uns fassen über die 
Grundsätze des öffentlichen Rechts, die Tolomei 
im dritten Bande seines Werks darstellt, wo zuerst vom 
inneren, dann vom äusseren Staatsrecht die Rede ist — 
welches Letztere ihm, wie den Meisten, mit dem Völker- 
recht dasselbe ist,**) — während Baroli jedem von bei- 
den zwäi ganze Bände widmet. Der zweite Abschnitt des 
innem Staatsrechts bespricht die Herrschaflformen, der 
erste die allgemeinen Lehren von Staat, Staatszweck, Ver- 
fassung, Oberhaupt und Hobeitrechten. Das Unterschei- 
dende der bürgerlichen Gesellschaft oder des Staats 



42) Ebenda f. 621 und 622. 

43) Introdazioae alla scienza del diritto. S. 447—454. 

44) Com dementare. I. §. 48. 
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sißbt ler^^} io d&r Mgeusebsdi eioes unahfalüQ|g^igen und 
dauerrulexi Vqjeias euier Menge von Mensichen zum Zweck 
der Sicherung des Rechts und dar gegenseitigen Unter- 
siülzung in seiner (bejahigen} Verwirklichung unter ge- 
meinsamer Leitung; ganz verfehlt stei es aber, dem Staat 
keinen andern Zweck zu gjebeu als den jeder Gesell- 
geh^jt: das Gemjeinwohl *— o4er gar keinen, 
wie Ha Her, da doch eine Gesiellschaft ohne Zweck ein 
Unding sei — oder de^n 4es zeitlichen Glücks, 
womit uMin eine unbeschränkte Staatsbevormundung alles 
Handels der ßinzelen und Vere^ie g\itheissei]i und ver- 
kenneu würde, da3S andere nvenschlichen Zwecke z. B. 
religiöse, wiribscbaftliche, wissenschaftliche etc. die Auf- 
gabe auderer besondern Gesellschaften sind. Yon diesen be- 
spracht er weiterhin ^^3 die Gemeinde und die Kirche näher, 
jene als für äussere, dieüe für innere Belange gestiftet 
und bemerkt, dass freilich in Eurqpa der Staat mit dem 
Lebusverhältniss und dem y,rapfwrio signorile^ -^ bei dem 
doch dem Herrii und Untergebenen der gemeinsame Zweck 
fehle — sich vermischt habe. Eigenthümlich ist, dass 
ihm, mit Bezug auf geschichtliche Vorgänge, ein Staats- 
gebiet unwesentlich scheint für den Be.cktsbegriff des 
Staats« ^'^} Die höchste Gewalt oder Souveränität 
gilt ihm als wesentliches Zukommniss des ganzen Staats, 
als sein rechtlicher Einheit^ und JUittelpunkt , ohne den 
das Volk nur Menge und der ohne das Volk Nichts sei. ^^) 
Den nächsten Rechtsgrund des Staats 
findet er insofern in Uebereiinkunft der Zusammenleben- 
den als ohne solche eine sittliche d. h. Willenseinigung 
für einen gemeinsamen Zweck, eine Gesellschaft, undenk- 
Jbar sei; nicht aber jSndet er ihn schon im G es eil ig - 
keitbedürfniss allein, noch weniger in der Ge- 



45) Ebenda, III. $. 631 ff. 

46) Ebenda, III. cap. 8. S- 646-ff. 

47) Ebenda, III. $. 644. 

48) Ebenda, lU. $. 640-645. 
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walt, die ja doch nur sofern sie das Recht voUrühre 
gerecht sei und die, wenn man wie Hall er von ,,Na- 
turnolhwendigkeit'' rede, nur beschönigt werde. *^) Von 
einem Gesellschaftvertrag in Rousseau's Art will er 
aber aus dem guten Grunde so wenig als R o m a g n o s i ^^ 
Etwas wissen, weil dabei, mittelst der Erdichtung gänz- 
lichen Verzichts auf den Einzelwillen und das eigne Recht, 
der Uebergang von einer angeblich übermässigen Einzel- 
freiheit zu einer gränzenlosen Tyrannei der bürgerlichen 
Gesellschaft gebahnt, nämlich diese zur Verwalterin aller 
Rechte und Pflichten der gesellig verbundenen Menschen 
berufen werden solle. Dass, trotz des gemeinsamen Be- 
dürfnisses, eine Mehrheit von Staaten bestehe, führt To- 
1 ä) e i als Beweis dafür an, dass nur auf Uebereinkunft 
in seinem Sinn der Staat und — wie es auch täg- 
lich bei Aufnahme neuer Bürger anerkannt werde — das 
Staatsbürgerrecht beruhe, ebenso aber das Herrscherrecht. 
Wir haben anderswo^*) des Näheren gezeigt, warum 
wir dieser Meinung nicht sind, sondern dafür halten, dass 
der vernünftig nothwendige Zweck des Staats : die Ver- 
wirklichung der Rechtsidee, womit freilich Das was die 
Gesammtheit wollen sollte ganz übereinstimmt, nie durch 
den wirklichen Willen, z. B. einer unverständigen 
Mehrheit, vereitelt werden dürfe, daher nur Diejenigen, 
in denen zur Zeit allein die Rechtsidee wahrhaft leben- 
dig ist (d. h. die nicht nur Rechtseinsicht, sondern auch 
Rechtsgefühl und Rechtswillen haben}; insolange als 
die einzig berufenen Vertreter und Leiter — beziehungs- 
weise Vormünder — der Gesammtheit gelten können. Alle 
Einwürfe hiergegen ^^) die davon hergenommen sind, dass 
ialle Menschen an Rechten gleich seien, mithin Keiner zum 
Herrschen oder zum Gehorchen berufen sei, schieben 



49) Corso elementare. III, Kap. 4, bes. S* 660. 

50) Aflsunto primo della scieiiKa del diritto natnrale. $. 30 u. 31. 

51) Grandzfige der Politik des Rechts 1837. 

52) S. I. B. Tolomei, corso elem. III. $. 659. 
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dem wirklichen Menschen durchweg den Menschen 
überhaupt (in abstracto) und nach der Idee un- 
ter. Wären Alle wirklfch höchst vernünftig, dann wäre 
Einstimmigkeit über die Gestaltung der Staatsverfassung, 
und zumal über das Staatsoberhaupt, nothwendig; da sie 
es aber nicht sind, so enthält die Auskunft einer Mehr- 
heitentscheidung , zu der auch Tolomei seine Zuflucht 
nimmt, nur ein formalistisches Zerhauen des Knotens. 
Uebrigens sagt er viel sehr Verständiges über die mei- 
sten hierher gehörenden Fragen: Er räumt ein,^^) dass 
auch stillschweigend die auf anderm Wege ent- 
standene Verfassung gutgeheissen werden könne; dass 
keinesfalls je die Ausübung der höchsten Gewalt Sache 
Aller und Jeder sein könne — ja er behauptet sogar, 
obwohl sie im Namen und zum Zweck des Ganzen über- 
nommen werde, dass sie dennoch kraft eiguen Rechts 
geschehe; er findet den Parteiglauben an alleinseligma- 
chende Staatsverfassungen widersinnig, hält überhaupt nur 
nach den Gesammtzuständen die Wahl der örtlich und 
zeitlich besten Mittel zum Staatszweck für möglieh; er 
hebt hervor, dass, bis zu rechtmässiger Aenderung der 
Verfassung oder Gesetze, Alle rechtlich und sittlich die 
Pflicht hätten — freilich nicht blind — zu gehorchen; dass die 
Regierung göttlicher Abkunft (»von Gottes Gnaden*') nur 
in eben dem (mittelbaren) Sinn sei wie der Staat selbst; 
dass in Grundherrschaft, Eroberung (vollends zufolge eines 
angeblichen Strafkriegsrechts), Remächtigung höchstens ein 
Anlass zum Erwerb der höchsten Gewalt liege, nicht 
aber ihr nächster Rechtsgrund, obwohl dieser durch all- 
gemeine Zustimmung hinzukommen könne u. s. f. Von 
R a r 1 i * s Rehauptung: Redürfniss und Remächtigung seien 
Rechtsgrund und Erwerbart derselben — sei nur soviel 
wahr, dass Jeder sogar mit Gewalt der Regierungslosig- 
keit ein Ende machen dürfe, aber nur dadurch dass er 



53) S. überhaupt a. a. 0. art. I. cap. 5—7. a. bes. $. 671 f. 
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die ordnungsmässige Berufung eines Oberhaupts herbei- 
zuführen suche, nicht sich selbst dauernd dazu aufwerfe. 
Rechtliche Erwerbarien seien nur Wahl und Erbfolge. 
Die allerdings im NothfaTI statthaften, aber immer nur 
unter der clausula rebus sie stantibus geschlossenen, Ver- 
träge der Unterlhanen oder des rechtmässigen Herrschers 
mit dem Thronräuber oder Empörer seien gewissenhaft 
zu halten. Ueber die Rechtsverhältnisse in Folge einer 
Zwischenherrschaft werden die anerkannt richtigen Sätze 
von ihm gebilligt. 

Souveränetät nennt er **} dhs oberste Recht zu 
beschliessen und erklären Was im Staat zu tbun und zu 
lassen ist ; von Hoheilrechten^^3 ^^^^ sei überall da 
zu reden, wo die gemeinsame Thätigkeit für den Staats- 
zweck van einer obersten Leitung ausgehen muss. Als 
oberste formale Hoher fr echte nimmt auch er mit 
Recht nur Gesetzgebung und Vollziehung au **} und sucht 
zu erklären, warum ma« so oft die ihnen unterzuord- 
nende aufsehende und richtende Gewalt neben sie ge- 
stellt habe, von denen erstere bedingend sei für jene 
beiden, letztere übervriegend nur dahin gehe, die Folgen 
aus den Gesetzen über das Mein und Dein mit Unab- 
hängigkeit zu ziehen, nicht aber auf ein Handeln. Wir 
übergehen Was er von der Gesetzgebung und den Er- 
fodernissen der Gesetze sagt, wobei er besonders das 
der Zweck- und Zeitgemässheit betont. Als ihren Ge- 
genstand bezeichnet er Beschaffung der Bfitlel und Be- 
seitigung der Hindernisse des Staatszwecks, d. h. des 
Schutzes und der Verwirklichung der Rechte, und be- 
schränkt sie auf Das worm die Bürger nicht sich selbst 
genügen und auf^ den Bereich weltlicher Angelegenheiten. 
Den Souverän erklärt er zwar nicht für verantwortlich, 
doch aber gebunden an alle nicht von ihm ausgegan- 
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genen Gesetze (ßev Vernunft und Gottes) — während 
der heil. Thomas ihn auch an selbstgegebene bindet — 
aasserdem an die Verfassungsgesetze und die von ihm 
geschlossenen Verträge. Eine authentische Auslegung will 
er dann auch auf facta praeterita zurückbeziehen; wenn 
sie nicht wirklich ein neues Gesetz enthält. Gesetze, 
die offenbar allein in bestimmten Zuständen und Bedürf- 
nissen sich gründeten, z. B. der Verwaltung, müssten 
mit diesen schon von selbst wechseln. Von Privi- 
legien zeige schon die Wortableitung, dass sie wahre 
Gesetzausnahmen oder Ausnahmgesetze seien, die nur wenn 
sie dem gemeinen Besten entsprechen, stattfinden dürften. 
Erlaubnissgesetze setzten andere verbietende oder gebie- 
tende Gesetze voraus. 

Die materialen Hoheitrechte theill Tolo- 
m e i ^^3 in solche , die sich auf das Ganze des Staats, 
auf dessen Glieder und auf die Beide angebenden Sachen 
bezieben« Unter den ersten stellt er voran die Rechte 
in Bezug auf das eigne Dasein des Staats und dessen 
Erhaltung in seiner Einheit und Selbständigkeit, sowie 
auf sein nothwendiges Wirken für Befriedigung der Allen 
gemeinen leiblichen, geistigen und sittlichen Bedürfnisse. 
Zu bemerken ist, dass er bei dieser Gelegenheit die 
nothwendige Freiheit in Wahl des Berufs, in Entwicke- 
lung und Anwendung aller, auch in ihren Früchten zu 
achtenden, Kräfte hervorhebt; dass er die Art wie die 
Gedankenroittheilung zu überwachen sei, damit nicht ein 
Mittel der Erziehung zum Verderb ausschlage, von der 
Gesammtbildung abhängig gemacht wissen will; dass er 
Bildung des Herzens gleichmässig für Alle fodert ; dass 
er endlich in Hinsicht der Gewissens- und Glau- 
bensfreiheit nur dem Missbrauch gewehrt wissen 
will, z. B. dem Einmischen in die Staatsangelegenheiten, 
der Unduldsamkeit, dem Missbrauch des geistlicbeh Amts, 
der Geltendmachung unsittlicher Lehren unter dem Vor- 
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wand der Religion, wohin er das Leugnen Gottes oder 
der Unsterblichkeit rechnet (I). Ja sogar Religionsstrei- 
tigkeiten darf nach ihm der Staat verbieten, eine be- 
stimmte Religion yijpro bono pacis^ (!) bürgerlich bevor- 
zugen, nicht aber das placet regium üben — Sätze, die 
in Deutschland schwerlich viele Anhänger zählen möchten. 
In Hinsicht des Stra frech ts des Staats vertritt 
Tolomei die Theorie der Androhung, beziehungsweise 
Abschreckung, durch das Gesetz, ^^) Baroli die, der 
Wahrheit jedenfalls nähere (^Spezial-) Präventionstheorie 
— Beide aus den bekannten Gründen. Dieser sagt sehr 
richtig, ^^) dass das Merkmal der gesetzlichen Drohung 
durch die Staatsobrigkeit ganz willkürlich in den Begriff 
der Strafe hineingezogen worden sei und Nichts gegen 
ein Strafrecht abgesehen vom Staat beweise — wie er 
es übrigens auch nur in dem Sinne einer Freiheitbe- 
schränkung und Einsperrung annimmt; — ferner dass 
die vielerlei s. g. Strafzwecke, nach denen allein man 
gefragt habe. Nichts mit dem Rechtsgrunde der Strafe 
gemein hätten ; endlich dass Sicherheit des Rechts wenig- 
stens gegen manche Kränkungen fehle, sobald man siöh 
darauf beschränke den Uebelthätern ihren Raub wieder 
abzunehmen, indem sie dann mehr zu gewinnen als zu 
verlieren hätten. Jener wiederholt die schwer begreif- 
liche Einwendung der Feuer bach'schen Schule gegen 
das Beziehen der Strafe ^zunächst auf den ' Sträfling 
selbst, statt auf alle möglichen künftigen Verbrecher: man 
verfalle dabei, da die Wiederholung der That ungewiss 
sei, in ein Strafen der blossen (?) bösen Neigung. 
Als ob je eine Uebelthat etwas für sich Bestehendes 
wäre, etwas Anderes denn ein blosser Ausbruch einer 
innere^n Rechlskrankheit , einer unrechtlichen Willen- 
stimmung, die sich als thatkräftig, mithin als gefährlich 
für die äussere Rechtsordnung, erwiesen hat, folglich 



58) Corso elem. III, §. 767—782 vergl. mit vol I. §. 234-238. 
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um der gemeinen Sicherheit halber als gründlicher Hei- 
lung durch Rechtskunsthilfe bedürftig, da nach höchster 
Wahrscheinlichkeit — die in Fragen nicht mathematischer, 
sondern sittlicher Art für Gewissheit gelten muss — nicht 
angenommen werden kann, dass sie unmittelbar nach dem 
Ausbruch von selbst ganz gehoben sei. Wir bemerken 
nur noch, dass hier, wo es auf die schärfste Bestimmung 
des nächsten Rechtsgrundes und Rechtszwecks der 
Strafe ankömmt, zu bestimmten Ergebnissen sichtlich 
Niemand gelangen kann der jenem, wie es auch Tolo- 
mei thut, den allgemeinen letzten Grund und Zweck 
alles Dessen unterschiebt, was überhaupt im Gebiet des 
Rechts geschehen muss, damit dieses verwirklicht werde. 
Das Unterscheidende der Strafe liegt nur in der Art, wie 
gerade sie dieses gemeinsame Endziel zu erreichen suchen 
soll, und das Verslecken mit Feuerbach hinter das 
Strafgesetz, da man doch nach der gerechten Strafe selbst 
fragt , um für jenes den einzig statthaften Inhalt zu 
finden, ist Nichts als ein Ausweichen um nicht antworten 
zu müssen. Auch die vieldeutigen Ausdrücke y^reagire^ 
comprimere ^ rimuovere^ etc. lassen darüber eben^'o im 
Zweifel, wie die entsprechenden deutsehen. Der Geist des 
Pönitentiarsystems wird von ToL, wie es oft auch 
noch bei uns geschieht, völlig dahin missverstanden als 
ob es dabei auf ein Hätscheln der Sträflinge abgesehen 
wäre, anstatt auf jene Fürsorge für deren Besserung, die 
doch er selbst für Schuldigkeit des Staats erklärt, — und 
warum wohl? — Gegen die verkehrte Begründung des 
Strafrechts auf Vertrag macht er geltend, dass Niemand 
ein Recht, was er selbst nicht habe , Andern abtreten 
könne, dass nicht alle Rechte des Staats — auch auf 
die unentbehrlichen Mittel für seinen Zweck — bloss 
von den Rechten der Einzelen abgeleitet werden könnten 
und müssten und dass die Einzelen sonst wohl gar ebenso- 
gut den Vertrag hätten ungeschlossen lassen dürfen. Wolle 
man aber das Strafrecht des Staats auf ein angebliches 
Recht Böses mit Bösem zu vergelten zurückführen, so 
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frage sich, woher ein solches abgeleitet werden soDe? 
Nur möchte Toi. schwerlich diese seine eigne Einwen- 
dung enlkräfiet haben wenn er sagt, dass zwar auch der 
Rechtszwang eine solche Vergeltung enthalte, diese aber 
zur Sicherung des verletzten Rechts nöthig sei. 

Rosmini ^^3 scheint zu ahnen, dass das Strafrechi 
nur ein Ausfluss des jus sapimtioris (bestimmter: des 
Yormundschaftrechts) sei; denn er sieht in der Selbst- 
herabwürdigung durch Unrechtthun sogar den einzigen 
Grund, vermöge dessen ein Mensch des gleichen Rechts 
mit Anderen verlustig werden und ihrer nsuperiaritä^ sich 
unterwerfen, sich strafen lassen müsse solange als der 
Rechtsgrund hiervon (dessen schärfere Fassung man frei- 
lich bei ihm vermisst) fortbesteht. Ja er verirrt sich 
soweit, zu behaupten: nur wegen der Möglichkeit der 
Umkehr zu seiner Bestimmung sei man ihm noch einige 
Ächtung schuldig, und er stützt Diess darauf, dass der 
heil. Thomas y^egregiatnente^ gesagt habe : der Mensch 
höre durch Abfall von der Vernunftordnung gewisser- 
massen auf Selbstzweck zu sein und müsse, einem Thiere 
gleich, über sich verfügen lassen wie' es Andern nütz- 
lich sei III Doch sagt er anderswo richtiger, dass nur 
jene Strafe vernünftiger Weise verhängt werden könne, 
die „zugleich in Verhältniss zum Bedürfniss des zu Stra- 
fenden stehe d. h. Züchtigung sei.^ 

Wir können uns nicht versagen, noch einigen sehr 
guten Bemerkungen Taparelli's hier eine Stelle zu 
gönnen. ^^) Strafe, sagt er, heisse man eine Schmälerung 
des yibene sensibile^ um eine Uebelthat aufzuwiegen. Die 
Gesellschaft verschaffe dadurch dem Verbrecher, soviel 
an ihr sei, eine Anregung zum sittlich Guten und be- 
seitige bei den Andern das Störende des Gedankens, einen 
Verbrecher glücklich zu sehen, der uns sogar im Schau- 

60) Filosofia del diriUo. Vol. I. cap. 6. $. 1995 ff. Yergl. oben 
S. 252 f. 

61) Saggio teoretico di driUo naturale appoggiato sal fatto. $. 796 
-803; 806; 846. 
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spiel verletze. Romagnosi aber sehe irrthtimlich in 
der Strafe nur ein um des gemeinen Besten willen un- 
bedingt, gänzlich oder theilweise, nöthiges Aufopfern des 
eignen Besten oder Wohlseins (bene oder ben-essere) 
des Bestraften, anstatt nur die seines j^bene sensibile^ 
darin zu sehen, um ihm dadurch das grössere sittli- 
che Gut der Rechtsehaffenheit (onestä) zu verschaffen. 
Da nun diese ein Gut an sich sei, dessen Besitz durch 
den Einen es dem Andern nicht entziehe, so entspringe 
das Strafrecht keineswegs aus einem Streit zwischen dem 
Besten und Recht der Gesellschaft und des Verbrechers, 
sondern fordere Beide zugleich. Diess allein sei eine echt 
menschenfreundliche Lehre. SoHle, fugt er hinzu, kein 
Chirurg sein Messer brauchen dürfen, weil das Schneiden 
damit Schmerz macht, obwohl die Herstellung es fodert? 
— oder stelle nicht die Strafe die gestörte Ordnung 
wieder her? -^ wäre sie nicht die Entziehung nur des 
j^mal-essere^ (Heilung Ref.)? wäre nicht eben darum die 
gerechte Strafe oft mit Dank, als eignes Bestes, aufge- 
nommen worden? — Auf dreierlei müsse jede Strafe 
zielen: Herstellung 1) des Verbrechers — y^pena fnedi-^ 
dnale^ 2) der äusseren Ordnung — „pena reparcUriee^ 
3) des richtigen Urtheils und Wollens Aller — „pena 
esemplare,^ Letztei*e beiden Richtungen herrschten im 
Staat, die erste im Hause vor; doch würde die Strafe 
geradezu ungerecht sein, wenn eine dieser Richtiingen 
ausgeschlossen bliebe — Was freilich Taparelli spä- 
ter selbst wieder vergisst. Das Wiederherstellen der Ord- 
nung beim Einzelen müsse die Strafe erstreben, indem 
sie soweit möglich mit äussern Mitteln dahin wirkt, dass 
der Wille, beraubt des verführenden Reizes, der Ver- 
nunft folge und die Leidenschaften, durch Arbeit ausge- 
löscht, ihm gehorchen. BeiläuGg wird erwähnt, dass das 
Pönitentiarsystem, womit „einige Quäker jen- 
seits des Meeres sich breit machen^ zu Rom in den 
Gerängnissen von St. Michael seit 1703 unter Cle- 
mens IX. in Uebung sei. An eine Ausführung gegen 
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Benthain (dem er sonst in Vielem, z. B. bei Bemes- 
sung der Strafen, folgt} zu Gunsten des Begnadigungs- 
rechts schliesst sich die Bemerkung, dass Fälle eintre- 
ten könnten, in denen der Zweck der Strafe offenbar 
erreicht sei ehe diese ganz abgebüsst (pagata) ist, wo 
es dann unbillig sei die Gerechtigkeit durch Unerbittlich- 
keit zu fesseln. Nur in dieser Beschränkung darf man 
auch — da Beue doch nur ein gutes Zeichen, ein erster 
Schritt zu thatkräftiger Besserung, noch nicht diese 
selbst ist, die allein erst jedes fernere Hinwirken auf 
Sicherung und Besserung überflüssig macht — seinen 
weiteren Satz gutheissen: dass Straflosigkeit für die Ge- 
sellschaft nicht gefährlich, sondern erspriesslich sei, ja 
nicht einmal Straflosigkeit heissen könne, weil das poeni- 
iere eine poena und zwar zugleich die grösste und einzig 
vernünftige Strafe sei. 

Von den Ansichten Mamiani's und Mancini's, 
sowie Boncompagni's, über Strafrecht haben wir 
schon früher (S. 9 5 ff.) Einiges gesagt. Wir führen nur 
noch an, dass die Wahrheit in diesem Bereich unter, den 
neueren Italienern immer mehr Eingang findet, wie die 
Zunahme der Anhänger der Besserungstrafe und der 
Gegner der Todesstrafe sprechend bezeugt. Aus der neue- 
sten Schrift A 1 b i n i ' s ^^3 gegen letztere ersieht man mit 
Vergnügen, dass zu den früheren Abhandlungen gegen 
sie, zumal von Lambruschini und Carmignani, 
wieder eine Anzahl anderer kürzlich hinzugekommen ist, ^^3 
darunter eine, die der Neapolitaner Gonforti der „oc- 
ccbdemia di ßosofia iudiana^ zu Florenz vorgelesen hat, 
worin er darthut, dass das Becht zu strafen sich in das 



62) Della pena di morte, lezzioni accademiche. Vigevano, 1852. 
Auch die Kenntniss dieser, Mittermaier gewidmeten, erfreulichen 
Schrift verdauken wir der Gute ihres Verf. 

63) Filoteo Palmieri, Sulla pena di morte considerazioni, 
Firenze, 1847. Giuseppe Fisanelli, Sulla pena di morte. 3a lez- 
zionc. Torino, 1849. Filippo Volpicella, Della pena di morte 
e deir imprigionaroento dei debitorl. Salerno, 1849. 
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Recht den Schuldigen zu züchtigen auflöse, eine andere 
von Prof. Giovanelli;^*) endlich sagt er uns, dass 
Mancini, auf dessen Antrag in der Republik San Marino 
im Jahr 1848 einslinimig die Todesstrafe abgeschafft ward, 
und ebenso ein anderer ausgezeichneter Rechtslehrer, 
Amari zu Palermo, jedes Jahr eine Vorlesung gegen 
dieselbe gehalten haben. Auch von A 1 b i n i selbst erhal- 
ten wir hier fünf etwas erweiterte Vorträge über die 
Versuche ihrer Rechtfertigung — ihre ünrechtmässigkeit 

— ihre angebliche Nolhwendigkeit oder Nützlichkeit — 
die angebliche Wirksamkeit ihrer Vollstreckung — die Ver- 
suche ihrer Beseitigung. Im zweiten dieser VortrKge begibt 
er sich zwar der grossen Vortheile, die für die Lösung 
auch dieser Rechtsfrage aus einem erschöpfenderen Rechts- 
begriff, als es der Kantische ist, sich von selbst er- 
geben; aber auch von diesem aus gelang es ihm, zahl- 
reiche inneren Widersprüche seiner Gegner aufzudecken. 
Ein solcher sei es, wenn der Staat, eine Einrichtung zum 
Besten der Menschen, seinen Zweck: die Verwirklichung 
des Hechts — mit Füssen trete, indem er die Persönlichkeit, 
anstatt ihr volle äussere Anerkennung zu sichern, zum 
blossen Mittel für Andere und sich selbst herabwürdige, 
z. B. durch Kant's Vergeltung (s. S. 96) oder durch 
Missbrauchen Derselben um Abschreckungsversuche — 
warum nicht auch fysiologische oder chemische Versuche? 

— mit ihr anzustellen; ebenso wenn körperliche Miss- 
handlungen und Verstümmelungen als barbarisch abge- 
schafft, Hinrichtungen aber, die nicht bloss Einiges son- 
dern Alles nehmen, beibehalten werden. Mit Nachdruck 
wird endlich hervorgehoben, wie widersinnig und frevel- 
haft es sei, wenn der Mensch (als Gesellschaftglied) mit 
einem kranken und abzuschneidenden Glied des Körpers 
verglichen und wenn er solcher Güter, die weder er sich 



64) Sul diritto di punire im 1852 erschienenen Bd. IL der zu 
Mailand gedruckten italienischen Uebersetzung (wahrscheinlich der 
neuesten vierten, deutschen Ausgabe) der Rechtsfilosofie Ton Ahrens. 
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selbst noch die Ciesellschaft ihm gegeben habe, uad deren 
er selbst sittlicher Weise sich nicht berauben könne, den- 
noch, zufolge seines unrechtlichen Handelns, durch den 
Büttel auf angeblich statthafte Weise solle beraubt wer- 
den können, wie des Lebens und mit ihm der Möglich-' 
keit seiner sitllichen Selbstbestimmung und Vervollkomm- 
nung auf £rdenl — 

Unter den Hoheitrechten, deren Gegenstand die £in*- 
zelen sind, erwähnt Tolomei namentliche^} als: Jus 
eminem circa perä<mam das sehr bedenkliche Recht, so- 
^ar das Dpfer der ganzen Person zu verlangen, wie im 
Krieg; er stützt zwar nicht die Uebernahme eines Staats- 
dienstes, wohl aber dessen Ausübung auf Vertrag (mm- 
datum und locatio operariun). In Betreff der Sachgixter 
erkennt er Hoheijtrechte an auf das Staatsgebiet, das Staats- 
und Privateigenthum. Hinsichtlich des letzten hält er ein 
eigentliches Obereigenthumsrecht des Staats für ganz ab- 
geschmakt* Was ihm zukomme sei Schutz desselben, 
Vorschriften über die Art seines Gebrauchs, Erwerbs und 
Verlusts — daher z. B. Hinderung seines Aufhäufai$ in 
wenigen Händen, überhaupt seines Missbraucbs zum Sdia- 
den Anderer und des Ganzen durch Fideikommisse, todte 
H^nd etc. — Enteignung, oder besser Zwangverkauf, 
zum gemeinen Besten, endlich Abgaben, deren Rechtsjgrund 
und Mass das Bedürfniss sei und die alle Klassen von 
Menschen und alle Arten von Einkünften treffen müssten, 
xmd zwar in dem Verhältniss dass das Kapital nicht ange- 
^iffen werde. Manches Vortreffliche über die rechtlichen 
Gränzen des Einwirkens des Staats auf die Einzelrechte, 
2u«al auf das Eigenthum, z. B. durch Zölle, Erklärung 
aller herrnlp^en Sadien für Staatsgut, Bevorzugung des 
Fisims u. »^ tr, sowie über das verderbliche :^0«alt4« pu- 
,blica ^ifprema lex esio\ findet sich auch bei Boürnini/^} 



65) Cowo elem. T. HI. J. 783.1. 789. 

66) FHo3o£a del diuUo, vol. L üb. IV, z. B. $. 1673; 1676; 
1680; 1681; 1654. 
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Da Tolomei^^} das RechtsverhäitKss zwischen Ober-^ 
hfrupt und Unterthanen auf zweiseitigen (Unterwerfiings-} 
Vertrag gründet, so bleibt ihm Nichts ^brig als gleich- 
falls auf stillschweigende Uebereinkunft einerseits das Recht 
der Abdaidning (^für sich und seine Erben) zurückzu- 
führen, sofern das Oberhaupt sich ausser Stand glaube, 
den Zweck, wofür es da ist, zu erreichen^ mithin seine 
Pflicht zu erfillen, anderseits das Recht des Widerrufs. 
Ebenso ISsst er den stillschweigenden Erwerb des Staats- 
blNTgerrechts zu, nämlich für Fremde durch Wohnsitz- 
nähme, für Kinder von Staatsbürgern durch ihre Geburt, 
— Letzteres desshalb weil die Staatsgesellschaft schon 
-ihrer Natur nach mit -einer Beschränkung auf ihre d e r- 
naligen Angehörigen unverträglich sei. Eine Lösung 
des Bandes zwischen dem Staat und seinen Gliedern will 
er nur mutuo disgensu zulassen, es sei denn dass jener 
seinen Verbindlicfakeiten gegen diese nicht nachkommen 
kann oder will, dass er sie unterdrückt, offenbar Ver- 
fassungswidriges etc. von ihnen verlangt oder dass Staats- 
bürgerkinder zu den UntersciieMhingsjabren kommen. Wir 
sind der Meinung^ dass nur unter Yoraoasetzung des in- 
dividuell freien Aus Wanderungsrechts von einem 
stillschweigenden Einwilligen in die bestehenden RecMs- 
verhältnisse, also von einer Uebereinkunft im Sinne To- 
lomei's, als Rechtsgrund des Staats, die Rede sein könne 
und dass dieser sonst in ein Gefängniss ausarte. Aus 
denselben Gründen, aus denen eine Abdankung dem Staats^ 
Oberhaupt und den Staatsdienern gestattet werden .muss, 
^uss sie es auch, dem sehlichten Staatsbürger. Auoh darin 
stimmen wir i»cht mit ihm übarein, ^dass wir die Lan- 
desverweisung nur auf Zeit und bei Staatsvetbnedien fiir 
zulässig halten. 

Nachdem Tolomei sotdiessliah ^^) die Artender Auf«- 
lösung des Staats besprochen hat, geht er zu dem hier 



67) Corso eleu. T. III. cap. 13 u. 14. 

68) Am a. 0. cap. 15. §• 817-819. 
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s. g. besondern oder zufälligen innern Staats- 
recht über, d. h. zur Lehre von den Regierungs* 
formen/^) Die Frage nach der beslen Verfassung für 
gegebene Zustände hat allerdings nur die Politik zu be- 
antworten, an die er sie verweist, so wenig sie auch 
über das höchste Ziel der Verfassung zu entscheiden hat. 
Nach Erörterung der bald engeren, bald weiteren Begriffe, 
die man an die Worte Regierung und Regierungsform 
knüpft, erklärt er letztere für die Art der Ausübung der 
höchsten Staatsgewalt, auch in Hinsicht der ausübenden 
Person, während man meist die Art und Weise der Be- 
stimmung dieser Person die Herrschaftform nennt. ^^} Der 
Versuch, den auch er macht, die beschränkte von der ge- 
mischten Regierungsform zu unterscheiden, indem nur bei 
dieser eine Theilung der Gewalten vorkomme, wird jedenfalls 
auf dem Papier immer besser gelingen als im Leben. Er 
erweist die Rechtmässigkeit der unumschränkten Regierung 
(im Gegensatz zu Despotismus und Tyrannei), berührt so- 
dann kurz die geistliche und Militär-Herrschaft und schei- 
det die Grund- und Lehnsherrschaft vom Staatsrecht aus, 
ohne deren geschichtlichen Zusammenhang mit demselben 
zu verkennen. ^^) Im Wahlreich spricht er während des 
Zwischenreichs zwar dem Reichsverweser, wie dem Wahl- 
körper, natürlich aber nicht der Staatsgesellschaft selbst, 
das Recht ab an der Verfassung Aenderungen vorzu- 
nehmen oder andere als verfassungsmässige Bedingungen 
dem 2u Wählenden vorzuschreiben. Ein Patrimonialreich 
findet er mit Recht vernunftwidrig, wenn der Fürst über 
Staat und Staatsgewalt gleichwie über eine Sache soll ver- 
fügen dürfen, nicht aber wenn er nur nach bester Eia- 
sicht seinen Nachfolger wählen und die Verfassung ändern 
darf, z. B. durch Oktroyirung. Beim regmun ti^ti^tfclva- 
rtüwt will er dessen Recht zu solchen Aenderungen nur 



69) Ebenda, art. IL cap. 1—5. S* 820—867. 

70) Ebenda %. 821 f. 

71) Ebenda $. 825; 836; 828. 
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auf den Fall ünbediilgler Noth wendigkeit für den Staate«* 
zweck als stillverstanden (ehus, r^, sie sianQ gelten 
lasseh. ^0 

lieber die einzelen Regierungsformen wird viel Ver- 
ständiges gesagt, ohne dass es nöthig wäre zu bemer« 
ken, worin und warum wir nicht durchaus mit ihm einver- 
standen sind^da sich Diess in unsern „Grundzügen der Politik 
des. Rechts*' näher ausgeführt findet. Wir erwähnen nur 
noch^ dass er^O e^uch den ixegensatz der Diktatur und 
unbeschränkten Monarchie, der Mönarchomachen und Mac- 
chiavellisten erörtert; dass er, gleich Spittler u. A., kei- 
nen genügenden Grund sieht, , warum nach filosofischem 
Staatsrecht in der Demokratie (aber warum nur in ihr?} 
den Frauen das Wahlrecht (warum nicht überhaupt das 
Staalsbürgerrecht, Aemlerrechl, wenn man folgerecht ver- 
Dabren will?) zu weigern sei, obwohl er zugibt, dass 
Dtess für bestimmte Zeiten und Orte räthlioh sein wird; 
dass er endlich aus triftigen Gründen für die Zulässig-t 
keit mittelbarer Wahlen und g^gen bindende Instructionen 
der Gewählten ist. 

: £he wir uns vom StaatSrepht abwenden, wellen wir 
nur noch mit wenigen Wörter) herverhebeny.ilass Tapar 
r ein 's. Meinung :^0 Die Dienstbarkeit sei blos£^ dpnn 
erlaubt, wenn sie nur auf das Wirken (opere)^ nuM 
janf die menschliche Wesenheit seihst gehe, — ^ auch in 
Italien, kaum einen Widerspruch .finden wird, obwohl 
Baroli^O vereinzelter Stimmen gedenkt, denen die Sk'a^ 
verei — natürlich für i Andere al^ sie selbst, — sehr 
erträglich Scheint. Die. Meisten beklagen, mit Bpnqom^ 
pagni^O den besondern Fluch, der dieser Mis^handluifg 
der Menschennalur anhaftet i dass .man nicht weMis, -»^m 



72) Ebenda %. 834 f. 837.f. 842. 

73) Ebenda S- 84Öf. 859—861, ' -, - 

74) Saggio l^f^reUcQ di dritte n«^. app.aggiato 8oI fatto. $, .656. 

75) DirUto naturale pcivato e pubblico. T. I. p. .170. 

76) lotroduzione alla sci^oza <)el diriuo. p* 9t. 

Krit, Ztütchr. f, Heekuw, XXV, Sd, UL BfU 25 
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man sie, ohne Uebel tkger eu madi«n, beseitigen soll. 
Doch erinnert Rosmini^O mit Rocht en Das, wos in 
dieser Rücksicht seit Konstantin und seinen Nachfoif^m 
geschehen sei, und will eine Brücke zur voHen Freiheit 
dadurch gebadet wissen, dass man erst die Sache, dwin 
den Namen Eerstöre. Das Geringste , worauf man zu 
^m Ende bestehen müsse, sei: Anerkennung der Per- 
ijönlichkeit der Sklaven; genaue Bestimmung ihrer dams 
fliessenden Reefale und wificsamer Schutz in denselbon, 
zumal gegen Missbraach ihrer Arbeilskraft von Seiten 
ihrer Herrn, durdi ein Klagrecht und Bestellung eines 
Vertreters dieser gleiehsffln Unmündigen zum Behof 4er 
Geltendmachung desselben; endlich Förderung ihrer gen 
6t%-sittlicben Bildung duroh alles irgend mit ihrer Ar-* 
beitspflicht Vereinbare» 

Verbältnissmässig am Ausführlichsten hat das «llgo*«- 
meine Völkerrecht, «nd zwar wie Toi. in Ver^ 
bindong mit dem positiven, Baroli im 5. und 6« 
Bande «eines grossen Werbi behandelt. Seine von gründ«- 
licher Kenntniss der Hauptschriften des Fadis, aneh der 
deutschän, zeugende Arbeit ist nicht nur die erste grös- 
sere systematieche Sctirift Italtene airf diesem Gebiet, die 
^Sleh von dem noch bei Mavtignoni^^) und Pas- 
qnali''^} .herrschenden Durcheinanderwirren mit «Ihi- 
sch^n, staatsreißhlüchen, pdlitilscben u. a. SlKzen frei htfit, 
sondern unsers Wissens nocd heute von keiner andern 
Leistung seiner Landisleute verdunkeb, obwohl diese stit«- 
dein einzefo wichtigen Tbeile- dieses Fachs oKchöpfender 
-behandelt haben mögen, >'2k. B. Barnaba Vino^nze 
2ambelli.®^) Wir müssen uns indess in der Haupt«- 
«tt^he darauf beschicken, aus der in iftntiehefB Geiste, 



77) La societä ed il suo fine. pag. 468. 

78) Principj del diritto naturale e delle genti- 1905. 
19) Diritto naturale e social«. 1815. 

' 80) i^oposta anaKtica di nif fnftef^namento Ael dirRto eommer- 
ciale, del diritto di credfto e deil dirttto maHttlnio, privBfto, ptibblico 
ed intemasionale degli> statl. Bliiland. 1845. Aach eine Schrift von 
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$cb09 B a r 1 i ®'^) rügt, dja$$ durch iiß „vprdertliche 
^^jbsuptpig ^achariä*^^: der Zi|^an(| v<u* d^ Staat 
sei ein rechUose^* -^ aUes natürliche Völkerrecht ge* 
l^jugiiet) üherhaup^ Iveqht mi Stärke verwßch$«lj; ^erdi^, 
da 4^ch auiQh in^ ^ti^a^ wohl einmal dip JMfac^t ^^|r Cfel'^ 
t^dma^uiQg des Repbtß fehlet o]^f^ 4^s d\ßßer^ daruofi 
Jemand j^in^n reobUo^ea ^ustaAd n^ne, TpIpm^i^O 
begraifj; unter dem YöU^efrccbt ai|cli die VierhälJLni^^ zur 
„^lUiph^relÄgiö&ß^ Gesellschaft »^ di^ offenbar kein TJI^^l 
unserie$ S4apits sei, m allen andern s^lb^j.^ tändigen mp-r 
raU^phen PerSfOn(jn ;s. 3. Gemeinden, ab^r auc^ zi| ßiU'- 
7>e\mi die un^rna Sl^flt nicht ai^phören» l^in ßlgßnüißh^^ 
ßfrtvoliöheitrjeqbt 55vy;ischeii Völkern verwirft er^ gleich 
Klub er ^^ Barori, weil — ^usi^ ,<}iA? \yillon nicht 
binden und Aor Yermut^ungeii begründen könnten* ^^n- 
erfcennpng emes neuen Sta^M oder i^er xieuen V^erfa^T 
fmg frei naturreicb%h nicU nöthig, , Vjeräussi^riing yo^ 
Urrechten der Völker fijndel imch Jhtq . §ftait ^ipiicbt bloss 
theiln'ei^e. durch Eänschränk^mgen zu Gunsten Ailderer, 
S(yuder4i auch wotil g^Qz^ dur^cfa Ai^hebung der e^en 
Selbstständigkeit und LJet).ergehea in de^ Tbeil eines ßn* 
dern Staats. Eibi^nso J^pqn^ sie ganz verwirkt . w^^den. 
jPür. erledigt lässt er nur solche I^aadstriche s^ckerbauen-- 
der Völker gelten, die v^n dj^n >y6der b^wabnt noflH> 
jfenen nölbig »ad. Das ßngrän;sende Meqr» G^äwz-FIiiÄse 
mi Saea w0l #r ^^T^ erweisliche Besitzergreifung ^ JB. 
um A?^ ^ategewiRöiwg, des Fißchfaqg^ .oder ajich der 
Sj<?bßrb^it haiber ?U Sige^thum erwerben |a^^, mi 
g\mhi irrig» da^ unter dem Thalweg die W^iß des Str;©- 
V^eß m verstehen M W V^mg ^wf dje En.l,s;^l}eidJWg 

ihm „Sulla guerra" in zwei Bänden haben wir rühmen hören, aber 
nicht selbst gesehen. 

aj) CoTS9 elem, ,vqL JIl. sez. .2. f 868—1002, 

82) Dirillo nal. priv. e'pubbl. Vol. 11. p. Il2. 

83) Am a. 0. §. 870i 872; 880; 885; 889. ' . 
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der Oregonfrage 1846 stellt er richtig in Abrede, dass 
aus der Ansiedlung an einigen Stellen das Eigenthum 
des ganzen übrigen Gebiets folge oder auch ein Recht 
über Alle, die zufällig über das in Besitz genommene 
Land streifen. Die sogenannte unvordenkliche Verjährung, 
als die einzige die das Völkerrecht kenne, sei aber keine, 
sondern gebe nur ein erloschenes Recht kund, da recht- 
lich hur Das s e i was erscheine. Positivrechtlich ist 
die Ratification der Völkerverträge 2war üblich, aber doch 
keineswegs, wie er will, nothwendig. Eine ursprüng- 
liche Rechtspflicht, Gesandte anderer Staaten anzunehmen, 
stellt er in Abrede und hält zu Beendigung des Gesandt- 
schaftverhältnisses den blossen Verzicht des Gesandten, 
ohne Annahme desselben von Seiten seiner Regierung, 
nicht für genügend, weil Dieser nicht bloss (wie ihn 
Zachariä betrachtet) Beauftragter, sondern zugleich 
Unterthan sei. ^^} Uebrigens gehören die Gesandten eben 
so gut zu den friedlichen Mitteln des Schutzes und der 
Verwirklichung des Rechts, als zu denen der Verhütung 
oder Vorsicht, wobei er sie bespricht. 

Seine Behauptung,®*) dass die Theile, falls beide 
glauben im Recht zu sein, sich zu keinem Vergleich oder 
Kompromiss herbeizulassen brauchen, ist nur von dem 
heutigen Zustande abgenommen, entspricht aber der Rechts- 
idee so wenig für das Wechselverhältniss der Völker als 
der Einzelen, da jene, dort wie hier, das Herbeiführen 
einer geregelten Rechtsentscheidung unbedingt fodert. 
Freilich hält er, so wenig wie von Schiedsrichtern oder 
Kongressen, so wenig auch von einem Völkerstaat ond 
Völkergericht, kurz : von einem positiven Völkerrecht durch 
allgemeinen Verlrag — und sucht seinerseits das Mittel 
zum ewigen Frieden sehr unbestimmt in: Sittlichkeit, 
Recht und vorzüglich in der Religion und ihrem Einfluss 



84) Ueber diess Alles 0. Corso dem. Vol. III. $. 890—895; 899; 
925; 930. 

85) Ebenda $. 955 vergU mit $. 1002. 
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auf den Willen! — Sehr auffallend erscheint es, dass 
Tolomei^^, wenn auch nur ausserordentlicher Weise als 
Retorsionsmittel oder Repressalien, das Vergiften von 
Brunnen und Waffen, Meuchelmord, Verrath und Dergl. 
nach allgemeinem wie nach positivem Völkerrecht für 
statthaft hält aus eben dem Scheingrunde: dass der Gegner 
sich dann nicht über uns beschweren könne — aus dem 
man auch die Erwiderung unmenschlicher Verbrechen 
durch unmenschliche Strafen rechtfertigen zu können ge*- 
glaubt hat. Als ob je das unvernünftige Wollen und 
Thun Anderer uns zu gleicher Unvernunft ermächtigen 
könnte! —^ Er hält mit Recht fest, ^^J dass die blosse 
occupaUo bellica y sofern nicht mittelst Frieden Vertrags 
die Zustimmung des verlierenden Staats hinzukomme, oder 
Schadloshaltung durch jene erzielt werde, weder den Eiur 
zelen noch ihrem Staat ein Eigenthumsrecht geben könn- 
ten, obwohl man heute darin anderen Grundsätzen folge. 
Aus welchen allgemeinen Rechtssätzen aber das Recht 
dargethan werden soll, Einzele, die ohne Ermächtigung 
ihres Staats Kriegshülfe leisten, als Räuber zu behandeln 
— ohne dass sie doch als Räuber sich benommen ha- 
ben®®) — sehen wir nicht ab. Ein Friede, als zwei- 
seitiger Vertrag und zwar Vergleich, könne nur wegen 
vis, error y dolus oder Nichterfüllung von Seiten des Geg-- 
ners, gebrochen werden; wegen der im Kriege selbst 
enthaltenen Gewalt indess, auch wo sie nicht bloss Ver- 
anlassung, sondern Ursache des Friedens war, niemals 
dann wenn diese Gewalt eine rechtmässige war, z. B. 
wenn die Rechtsfrage auch nur zweifelhaft war, ja sogar 
nicht einmal in einem offmibar ungerechten Krieg, falls 
nur nicht der Vertrag selbst gewaltsam aufgedrungen 
war.'') 



86) Ebenda $. 959. 

87) Ebenda $. 965 d. 686. 

88) Ebenda $. 991. 

89) Ebenda $. 985. ff. 
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Wir erwähne« nui* nMh, dass Ro«mihP*'3 i^^^^ 
Krieg, der unter derii Vorwand der Verlheidigüng bloss 
darum geführt v^^erde, weil eine Macht uns durch ihre 
älärke drahend erscheint, tnilhin aus Gleichgewi^fück- 
sichtert oder Slaafsf aison , mit Grotius för ungerecht 
erklärt, folglicli auch die englischen Scheingründe für die 
Zerstörung der dänischen Ffoite zu Kopenhagen im wah- 
ret! Licht sieht; dennoch aber in der bedenkbchen Aus- 
dehnung des Rechtskreises einer Macht, z. B. durch Be- 
sitznahme eines ungehöiiren herrftlosen Gebiets zwischen 
ihr und ihrerti Nachbar, einen Grund zur Rechtfertigung 
sogar des Kriegs mit ihr finden will. Darin hingegen 
muss mari ihm beistimmen, dass, wenn eine Mächt, diö 
uns voraussichtlich demnächst gefährlich wird, einen fCrieg 
von gatiz zweifelhafter Gerechtigkeit beginnt, wir uns 
aiif die Seile ihres Gegners schlagen kötinen, sobald sie 
sich das Unrecht zu Schuld kommen lässt, auf unsere 
Vermittlung öder andere Mittel friedlicher AuSein?<nder- 
öetzüng nicht eingehen zu wollen. 

Hiermit schliessen wir unsern Bericht über eine 
hochwichtige Seite der rechtswissensch»ftlichen B€»stre- 
bungen des heutigen Italiens. Ist er auch Ifingfer ge- 
worden als wir wünschten, so glaubten wfr doch nicht 
kurier seift zu dürfen, wenn der Zweck erreicht Werden 
sollte, üfisei-h Lesern einen klaren Blick zu gewähren in 
die gafize dortige Art der Auffassung und Behandlung 
des Fachs, *— zumal da bisher unter urtö, wie überhaupt 
ausserhalb Italiens, darüber so gut wie Nichts bekannt 
geworden ist und eben darum dar Wahn vörherrsehend 
war, als ob wir in difeseh Dingen jenseits der Alpen 
auch Nichts, oder doch ungleich weniger ä« holen fänden 
als jenseits des Rheins. 

So wenig die hier mitgetheilten Bruchstücke Anspruch 
darauf machen erschöpfend zu sein, so hoffen wir doch 
dass sie genügen, um unser zu Anfang dieses Aufsatzes 



90J FUosofia del diritto. I. $. 1859 f. 1874 f. 1878-^i88fi 
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aniSgeiSprochenes Gesammturtbeil einigermassan zu rechlH 
fertigen und Onsern Landsleuten $u zeige», dass es der 
Mühe werth i$i den Recht^erschungen 4er Nachkommen 
wenigstenfs einen Tbeil der Aufmerksamkeit zu schenken, 
die ^ir den Leistungen ihrer Vorfahren bis zum üeber-» 
niass zuzuwenden gewöjint sind. 

xvin. 

Die Einführung des Geschwornengerichts in 
Frankreich.*) 

Von 
Ifern) Adolpift Biichiter 

in Darmstadl. 



Die Umstände, welche in Frankreich im vorigen Jahr- 
hundert schon vor Beginn der Revolution auf die Noth- 
wendigkeit einer Reform des Strafverfahrens hinwiesen, 
sind eineslheils das Verfahren selbst, anderntheils die 
Beschaffenheit der Parlamente. 

Das Strafverfahren, das wesentlich auf der Cri- 
minalordonnanz von 1670 beruhte, war heimlich. Die 
Entscheidung erfolgte auf Berichte des Unlersuchungs«- 
richters hin. In Bezug auf die Vertheidigung war der 
Angeschuldigte äusserst beschränkt. Während der gan- 
zen Instruction wies man die faits justificatifs zurück und 
Hess ihren Beweis erst nach Schluss des Verfahrens zu. 



'") HvtiptsIcbHcliBM QodUen : der Monit^ur und die Mineiti 
Wiederabdruck toraiMgeicbickte Einleitung und Notteen« Bncheii 
histoire parlemenUiire de Ja riivolulion fran^aiM. Per. 1846. (unvoJl^ 
sUindige zweite Ausgabe von Bucbez et Roux, hisloirc pariemcn- 
taire &c.). — Von J. L. de Lolme war mir die engliscbe Ausgabe 
„the Constilufion of England, new cdifion, Bftsil. 1792" rar Hfend. J- 
Einige Nncbweisungeo bei Biene», diu eagUsebe ^MhwortltM^ 
geriebt. Leipzig. 13^. 
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Dazu die Schwere der Strafen, tnsbesoiidere die Häufige 
keit der Todesstrafe; die Anwendung der Folter, sowohl 
während der Untersuchnng als vor der Hinrichtung. 

Die Parlamente, in den Zeiten des blüTiendcn 
Lehenwesens entsprungen, hatten zu ihrer Zeit viel Gutes 
gewirkt. Sie hatten den Feudalismus stürzen helfen, 
durch die Regelmässigkeit und Entschiedenheit ihrer Rechts- 
pflege der Unsicherheit des Mittelalters einen Damm ent- 
gegengesetzt , durch ihre vermittelnde Stellung zwischen 
König j||id Volk, durch ihren Einfluss auf die Gesetzge- 
bung der politischen und socialen Entwicklung Frank- 
reichs Vieles genützt. Allein all dies war im Laufe des 
18. Jahrhunderts in den Hintergrund getreten. Die Stim- 
mung gegen sie war allgemein eine ungünstige. Man 
wende nicht ein, die Theilnahme der Nation für die Par- 
lamente bei ihren Conflicten mit Ludwig XVI. sei eine 
ausserordentliche, ja ungetheille gewesen. Diese Theil- 
nahme \yar nicht Folge eines Interesses für die Parla- 
mente, sondern nur eine Opposition gegen die Regierung ; 
sie verschwand, sobald sie aufhörte, mit dieser identisch 
zu sein. Die Organisation der Parlamente stand zu den 
philosophischen Grundsätzen, die anfingen, Gemeingut zu 
werden, im grellsten Gegensatz. Das Körperschaftliche 
war dem Zeitalter fremd geworden und schien ihm durch 
den daraus erwachsenden Slandesgeist gefahrlich, die Erb- 
lichkeit der Richlerstellen aber gar als eine Sünde gegen 
den heiligen Geist der Vernunft. Die Unabhängigkeit, 
welche Folge von Beidem war, schlug man gering an 
diesem gegenüber. Dann aber: die Parlamente waren 
nicht bloss richterliche Behörden; ihre Theilnahme an der 
Verwaltung und die Rechte, die sie sich bezüglich der 
Gesetzgebung zuschrieben, widersprachen dem politischen 
Axiom, dass die richterliche nicht mit anderen staatlichen 
Functionen in derselben Hand vereinigt werden dürfe. 
Gegen diese AngriiTe konnten sich die Parlamente nicht 
einmal dadurch vertheidigen , dass sie sich auf das be- 
riefen, was sie gethan. Die jüngste Vergangenheit, die 
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hier zunächst massgebend sein musste, hatte nidtAs avf-* 
zuweisen, was ihnen günstig war. Sie hatten den Ver- 
fflll Frankreichs nicht zu hindern vermocht und ihr un^ 
zeitiger Widerstand sollte in der Folge die Lage seh wie*- 
riger machen, die Unzufriedenheit erhöhen« In ihre straft 
richterlichen Entscheidungen hatte man wenig Vertrauen. 
Beanspruchten sie doch das Itecht, den Gegenstand der 
Beschuldigung nicht bezeichnen zu müssen, sondern Stra- 
fen für die „cas n^sultans du proces** aussprechen m 
dürfen. Brauchte man auch nicht ihre Willfllbrigkeit ge- 
gen die Regierung zu fürchten, so doch ihre religiösen 
und politischen Yorurtheile und die daraus fliessenden 
Leidenschaften. Diesen schrieb man so manche ungerechte 
Urtheile zu, wie die gegen Jean Calas und den Ritter 
de la Barre, wo Voltaire die Sache an die Oef- 
fentlichkeit brachte und die fiehabilitirung der Unglück«^ 
liehen bewirkte. 

Nimmt man hierzu, dass damals durch alle Verhült«- 
nisse das Streben nach Herstellung eines vernunftgemäs- 
sen Zustandes ging, dass in Frankreich und anderwärts 
für Regeneration des Strafrechts eine rege Theilnahme 
herrschte, so ist begreiflich, dass dieses Streben und die- 
ses Interesse in Frankreich sich auf das Strafverfahren 
ausdehnte. 

Von welchem Standpunkt aus eine Reform des Straf- 
verfahrens ausgehen mussfe, ergibt sich aus der damali- 
gen geistigen Stimmung. Diese war wesentlich für ein 
ßichlosreissen von allem Gewordenen, Geschichtlichen und 
für die Bildung neuer Formen auf Grund gewisser aprio- 
rislfscber Ideen, die allmShlig zu Axiomen geworden wa- 
ren. Dann aber kommt in Betracht das Vorherrschen der 
Staatsidee, auf die Alles bezogen, der Alles ange- 
passt wurde; ähnlich wie zu andern Zeiten die Religion 
es war, welche alle Einrichtungen des staatlichen und 
bürgerlichen Lebens umfasste, allen Dingen ihre eigen«- 
thümliche Gestalt und Färbung gab. 

Beides musste hier massgebend werden, sei es, dass 
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tum Ne)Mi setaf, oder wKlerwärto Bei^tehendei^, weil 
en jene» Rikkskhten entsprach, annahm. Begreiflich nms^ 
ten die Momente, welche die Einführung einer fremden 
EiilridituRg Veramlassten, für deren Fortbildung vQn Be- 
deutung sein ui»d) wenn »ie andere waren als die, welche 
jener Einficbtung in ihrem Heimathlande zu Grunde lor- 
geh, deren Cbsnraieter wesentlich ändern. — 

Von Bedeutung wurden hier einige Schriften^ die 
immilielbar oder mittolbar auf das GeschwornengO'» 
rieht binwiesien. Vor Allem Montesquieu in seinem 
im Jahr 1749 erschienenen ^Qeisi der Gesetze/ Nach 
den mir 2ur Hartd gewesenen Nachwei£rungen nennt zwar 
nur eine Stelle den Namen Jury, altein eine andere 
bedeutende steht im Kapitel über die Verfassung Eng-' 
lands. Die erste (Buch VI. Kap. 3) Stelle lautet: „In 
Rom spfacheln die Riichter einzig aus, dass der Ange-* 
klagte eines gewissen Verbrechens schuldig sei, und die 
Strafe fand sicfh in dem Gesetz. — Ebenso entscheiden 
in Engkind die Geschwornen, ob der Angeklagte der That, 
deren man ihn YOr ihnen anklagte, schuldig sei oder 
nicht ; und wenn er schuldig erhHirt ist, spricht der Rieh'« 
ter die Strafe aus, womit das Gesetz diese That bedroht^ 
und dazu bi^auebt er nichts als Augen.^ Der bekannte 
Philosoph Helvetius bemerkt hier in seinen später 
gedf tickten Noten : „Diese Ennrichtung sollte überall sein.^ 
-^ In Bueh XI. Kap^ 6 (de la Constitution d'Angleterre) 
unterseheid^t Montesquieu die gesetzgebende, voU- 
ziehende und richtende Gewalt ,,Die poUtische Freiheit 
eiAes Bürgers ist jene Ruhe der Seele ^ welche aus der 
Meinung, die Jeder von seiner Sicherhett hat, hervorgeht; 
und dlimit man diese Freiheit habe, muss die Regierung 
so beschaffen sein, dass ein Bürger den andern nicht 
fttfchteti kann/ Hierzu bedürfe es, dass die drei Ge* 
Walten oder einzelne derselben nicht iq derselben Person 
vereinigt seien. „Die richterliche Gewalt darf nicht einem 
ständigen Senate gegeben, sondern muss dwoh Persanen 
auilgeubt werdet»^ genommen (wie in Athen) au9 der 
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Mfl^se des Volks za gewissen Zeiten des Jahrs auf die 
gesetzlich vorgescbriebefte Weise, um ein Tribunal zu 
bilden, welches nur so lange dauert, als die Notbwen- 
digkeit es erbeischt^ Die richterliche Gewalt, so schreck* 
lieh unter den Menschen , wird auf diese Art, weil sie 
hier an lieinen bestimmten Stand oder Beruf geknüpft 
ist, so zu sagen unsichtbar urld null. Man hat itidit 
beständig Bicbter ror Augen lind man filrchtet die Ma- 
gistratur, aber nicht mehr die Magisti'ate. Bei schweren 
Anklagen muss sogar der Besdinidigte gemäss dem Gq- 
se^z sich Richter wühlen oder doch deren eine so grdsse 
Zahl ablehnen können, dass die, welche übrig bleiben, 
als von seiner Wahl erscheinen. -^ *-^ Auch müssen die 
Richter von der Stellung des Angeklagten oder seine 
Stamdesgenoi^sen sein, damit er sich nicht einbilden kann, 
er sei Leuten in die Hände gefallen, welche ihm Gewalt 
anthuD sollen.^ Zu dieser Steile^ welche auf das Ge** 
schwornengericht za beziehen man keine Mühe hat, kommt 
noch die allgemeine in Buch XII. Kap. 2: ^Die poli* 
tische Fi^eiheit besteht in der Sicherheit oder mindestens 
in der Meinung, man sei sicher. Diese Sicherheit ist 
nienials mehr angegriffen worden, als in den öUTentlichen 
und Privatanklagen. Vort der Güte der Crimirialgesetz- 
gebung hängt also die Freiheit der Bürger ab.^ 

Montesquieu wirkte nicht bloss uomiltelbar für 
das Geschwornengericht , sondern auch mittelbar, indem 
er auf Englands Verfassung aufmerksam machte: eine 
Verbindung, in welcher es bald mehr und mehr Anhtng'er 
gewann. In den sechsziger Jahren des vorigen Jahr-^ 
hvnderts war für England eine politisch aufgeregte Zeit. 
Die Regierung ^gte ein Streben nach willkürlicher Ge*- 
Walt, in Massregeln, welche nicht bloss in einzelnen 
Pälleo den Frelheiteh des Landes zuwider waren, son^ 
dern auf den Plan schliessen Hessen, die Verfassung all-^ 
mälig zu vemtehten. Die Verfbignng des Patlamenteglieds 
John Wilkes ßittt in jene ZeH« Ebenso die Eimniscbung 
der Regierung in die AngelegeiAeiten der oslindlscfaen 
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Compagnie und ihr Plan zur Beschatoung der amerikani- 
schen Colonien, der einen für England so unglücklichen 
Erfolg haben sollte. Diese Uebel schrieb man der stei- 
genden Einwirkung einer Hofaristokratie zu. Der Miss-* 
muth des Volkes musste wachsen und die Verfassung 
an Freunden gewinnen. Damals erschienen in VToodfalls 
PttbHc advertiser die berühmten Juniusbriefe (2i. 
Jan. 1769 bis 21. Jan. 1771), Burke schrieb seine 
„Betrachtungen über die Ursachen der jetzigen Unzu- 
friedenheit^ (1770), und auch Blackstone und De- 
lolme schrieben unter dem Einflüsse jener Stimmung. 
Bläckstone, obgleich nichts weniger als ein Opponent 
gegen die Prärogativen der Krone, nennt jede Beschrän- 
kung des Geschwornengerichts einen Schritt näher zur 
Befestigung der Aristokratie, der drückendsten aller ab- 
soluten Begierüngen. Das Qeschwornengericht ist ihm 
das Grundinstitut bürgerlicher Freiheit und dadurch der 
Freiheit des Vaterlandes, der Glanzpunkt des englischen 
Rechts, der Schutz, das Bollwerk, das Palladium der Frei- 
heit; eine Schranke zwischen den Freiheiten des Volks 
und den Prärogativen der Krone. Noch mehr unter dem 
Einfiuss der in Frankreich herrschenden politischen Theo- 
rien, und in einzelnen Stellen Montesquieu geradezu 
copirend, schreibt Delolme in seinem bekannten 1771 
zuerst in französisclier Sprache erschienenen Werke über 
die Verfassung von England. Er nennt das der engli- 
schen Nation eigenthümliche Verfahren mit einer Jury 
„der Natur eines freien Staates wunderbar angemessen^ 
und an einer andern Stelle spricht er von jener „wun- 
derbaren Art des Verfahrens, welche so wirksam den 
Unterthan gegen alle Angriffe der Gewalt sichert.^ Dann: 
„Hit einem Wort, die Verfassung von England, da sie 
eine freie Verfassung ist, verlang! eben darum ausseror«- 
dentliche Vorsichtsmassreg^ln gegen die Gefahren, welche 
unvermeidlich das Recht, Strafen zu erkennen^ begleiten; 
und vorzugsweise in diesem Licht betrachtet, erscheint 
das Verfahren durch Gescbworne als eine bewundems*- 
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würdige Einrichtang. Durch es ist die richterliche 6e^ 
walt nicht allein in andere als die Hände des Hannes 
gelegt, welcher mit der vollziehenden Gewalt bekleidet 
ist, — sie ist sogar aus den Händen des Richters selbst 
genommen. Nicht allein kann die Person, welche mit der 
öffenllichen Gewalt betraut ist, sie nicht ausüben, bis sie 
dazu die Erlaubniss von denen erhalten hat, welche be^ 
sonders dafür bestellt sind, die Gesetze zu handhaben; 
sondern diese letzteren sind beschränkt in ganz gleicher 
Weise und können die Gesetze nur sprechen hissen, wenn 
sie gleichfalls die Erlaubniss erhalten. Und diese Per- 
sonen, welchen das Gesetz so ausschliesslich das Vorrecht 
gab zu entscheiden, dass eine strafbare That vorliegt, — 
diese Männer, ohne deren Ausspruch die vollziehende 
und die richterliche Gewalt beide dergestalt in Unthätig- 
keit niedergehalten werden, bilden nicht unter sich einen 
ständigen Körper, der Zeit hätte zu forschen, wie ihre 
Gewalt zur Förderung ihrer Privatabsichten und Interessen 
dienen könnte : sie sind Männer filr einmal aus dem Volk 
gewählt, welche vielleicht nimmer bevor berufen waren 
zur Ausübung einer solchen Thätigkeit, noch voraussehen, 
dass sie je wieder dazu berufen werden sollen.^ — t- 
„Endlich, so ist die glückliche Natur dieser Einrichtung, 
dass von der richterlichen Gewalt, einer in sich so 
schrecklichen Gewalt, welche, ohne irgend Widerstand, zu 
finden, über das Eigenthum, die Ehre und das Leben der 
Individuen verfügen kann, und welche, was für Vorsichts- 
massregeln immer zu ihrer Beschränkung getroffen wer- 
den mögen, in hohem Grade willkürlich bleiben muss, 
in England gesagt werden kann, sie bestehe, — erfülle 
alle Zwecke, die sie erstrebt, und sei in den Händen 
von Niemand.^ Delolme spiicht noch von den Ab- 
lehnungen und hebt auch mehr criminalistische 
Vorzüge des Geschwornengerichts hervor, namentlich, dass 
ständige Richter verhärtet würden. 

Dass Blackstone und Delolme von Einfluss auf 
Frankreich waren, erklärt sich aus dem Interesse, was 
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man dort mehr und mehr anfing für «oglischd VerMlt-«- 
nisse zu haben. Dazu komint, dass D e 1 o I m e, ein Gen- 
fer, sein Werk uraprüngUcfa fruQzösisofa gefichrieben un<) 
die englische Verfassufig darin häufig in Parallele mit 
dem französischen Staatswesen gesetzt fvar. 

Berttoksiehtigt man die Fehler des beisteheode» Siraf>^ 
varfahrens und di« Organisation der Fariamente; die hern* 
gehende Art, bei Allem von allgemdiD»n Prinzipien ftus«- 
zugeben und Alles auf den Staat zu bezieben; dass 
Montesquieu, der diese Prinzipiea formulirt hatte, 
traf England und seine fiesehwornen hinwies; dass Eng- 
land unter den damals obwaltenden Umständen dieser Auf- 
fassung nicht fremd war und in Blackstone und 
Delolme in Frankreich gelesene DoUmetscher jener An«^ 
sphauwg fand, so ist begreiflich, dass die fieschwomen 
in Frankreich Anhänger finden mussten und dass ihre 
Auffassung jenen horrschenden Ideen entsfrrach. 

Dass dem wirkliirh so war, ergibt sich aus einer Reihe 
'Von Schriften, welche -^ meist kurz vorm Zuaaair^ 
mentritt der Reichsstände •*— erschienen. So handeU m 
einer im Juni 1786 erschienenen, dem später bekannt 
gewordenen Rabaud-St. nEtienne zugeschriebenen 
Sehrift „i la nation fran^aise, sur les vices de son gou- 
vernement etc.'^ ein Abschnitt über die admisston des 
jnris dans les jugemens. Eine. Schrift vom Januar 1789 
yLe droit des nations , et particutierement de ia France, 
fond^ sur les principe» imimiablcs de la raison et.siir 
4'histoire de la nonarchie fran^aise'^ handdil ul A* aber 
daa Crimioalverfatoen, in Nachahmung von Blacjcs tone. 
']>a6S sie die Geschwornen besprach und empfahl, schUesuse 
ich daraus, dtfss als Motto der Art. 29 der magna ^ch^rta 
abgedruckt ist, a«f dessen Worte ^»legale Judicium pa<- 
Yium suornm^ man damals .noch fölsclilidi die Jury jmrüek- 
4ttiirte. Eine 1789 erschienejie Schrift ,)Ofbande i la 
patrie ou discours au «tiers-r^tat de France. Au temple 
ide U libert^ bezeiohaet als das beste MiUel, die Miss- 
bräuQhe mit der Wurael auszurotlen , die Annahne der 
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Strafreehtspflege der Engländer und die Entscheidung durdi 
Gcschworne. Am Bedeutungsvollsten aber ist Sieyes 
in seinem berühmten „Qu es^ ce que le tiers^-etal," wel- 
ches kurK vor Zusammentritt der Reichsstände erschien 
und einen bedeutenden Einfluss auf die weitere Entwick- 
lung der Dinge übte. Im Kap. IV. $. 7 behandelt er 
die Frage, ob es zweckmässig sei, die englische Ver- 
fassung in Frankreich ndchzuahmen. Er erkennt deren 
Vorzüge an, allein: ,,Es gibt augenscheinlich manches 
Gesetz,^ führt er fort, „welches mehr wer th ist/ als die 
Verfassung selbst. Ich meine das Urtheil durch Geachwome, 
der wahre Schutz der individuellen Frei)ieit in Engitiid 
und in allen Ländern der Welt, W0 man wird frei sdn 
weilen. Biese Art der Gerechtigkeitspflege ist die ein- 
zige, wekhe gegen die Missbräuche der ricbterilichen 
Gevralt siehert, die überall, wo man nicbt von seines 
Gleichen gerichtet wird, so häufig und fürehtefli«li sind. 
Ist diese eingeführt, so bleibt 'nichts mehr übrig, um 
frei zu sein, als sich gegen die gesetzwidrigen Befelile, 
die von der ministeriellen Macht ausfliessen können, sicher 
zu stellen elc.^ 

Auisser der Literatur des Tags sprach sieh audi das 
Volk für das 6esc)H¥ornengericht aus. Nach dem Brauche 
frUherer Reichstage DäMtich theilten die Wähler «ucfa ihren 
Abgeordneten zu den ßeichssländen von 1789 ihre For*^ 
derungen, gleichsam als Instruktion zu äirem ständischen 
Wirken, mit. Diese cahiets beziehen sich zunächst auf 
aUgemeine potilische Prinzipien, auf Verfassung und Fi- 
nanzen. Allein sie geben theilweise a«K^ ins Eim^lne 
der Organisation, insbesondere der Rechtspflege. So wird 
in einigen der cahiers des dritten Standes für Criminal- 
sachen die Entscheidung iluvcli Geschworne verlangt. 
Insbesondere heissl es in dein des dritte» Standes der 
Stadt Paris ! „In Strafsachen soR die Entscheidung über 
die That von der über das Recht immer > g^rennt sein. 
Da die Einrichtung der Geschwomen für die Entscheii- 
dung der Thalfrage ate die günstigste für ^ persönliche 
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Sicherheit und die öffentliche Freiheit erscheint, so wer^ 
den die Reichsstände suchen, wie man sie der französi-^ 
sehen Gesetzgebung anpassen könne.^ 

Diesem Streben nach einer Aenderung des Straf- 
verfahrens entsprachen schon vor der Revolution Hand- 
lungen der Regierung. Schon im Jahr 1788 hatte 
der König einen Gesetzgebungsausschuss eingesetzt, um 
die Reform der ordonnance criminelle von 1670 vor- 
zubereiten. De Comeyras, Parlam^ntsadvokat , Mit- 
glied dieses Ausschusses, wurde von seinen CoIIegen 
beauftragt, aufzusuchen, 'was die geachtetsten Juristen 
über das Strafsystem geschrieben, und das Strafverfahren 
Frankreichs mit dem Englands zu vergleichen. Die Er- 
eignisse unterbrachen diese Arbeit. Comeyras griff 
sie später aus eignem Antrieb wieder auf und veröf- 
fentlichte deren Ergebnisse als „essai sur les refonues ä 
faire dans notre procedure criminelle,*' worin er im We- 
sentlichen das englische Verfahren mit Geschwornen em- 
pfiehlt. — Trotz der Erfolglosigkeit dieses Versuchs ver-^ 
ior die Regierung die Sache nicht aus den Augen. Der 
Siegelbewahrer Baren tin berührte bei der Eröffnung 
der Reich^stände, am 5. Mai: 1789, das Strafverfahren 
in seinier Eröffnungsrede. Er rühmte, tvie die question 
.preparatoire geächtet und abgesehaSt aei, weil die phy- 
isischen Kräfte, eines Angeklagten nicht eiu: untrügliches 
Mass der Unschuld oder der Schuld sein könnten. Unter 
der Zahl. der. Gegenstände, welche .vorzugsweise ausser 
den Finanzen die Aufmerksamkeit der Reichsstände in 
Anspruch aehman würden, bes^eichaete ef die niitzlichen 
.Veränderungen, welche die Strafgesetzgebung in Anspruch 
nehmen könne» . , . 

. Bei den Reicbsständen war sp ^ie $aclie angeregt. 
Erst aki consüituirende NatiDnatver^ammluiig . Hannen sie 
dazu, näher darauf einzugehen. Zunächst waren die bren- 
nenden Fragen der Politik, zu lösßn» Doch erstattete schon 
am. 17. Auguat 178^ Bergasse einen . Bericht über 
die Grun^züge das neuen Geciobt^oß^eus. »Gränzenlo^ 
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heilst es darin, isl der Wirkungskreis der riehtcvUehea 
Gewalt Alle Handhingen Ae$ Bürgers liegen gewissermasrr 
s^ in iturem Gebiete. Denn man wird leicht bemefkeü, 
da^s es keine Handlung des Bürgers gibt, die amn mM 
als gesetalißb oder ungesetzlich, eflaubt odei terboien 
betrachte» nsiuss, jenadhdem sie jbn Gesetze conform ist 
oder nieht* Zur Anwenduag des Gesetzes bestellt mit 
dem grossen Berufe, alles Erlaubte geschahen zu lassen, 
alle Yerbrei^hen zu verhindern, gibt es keine fiffeetliche, 
ja keine häusliche Handlung, die nicht mehr oder weni- 
ger ihr unraittelbar unterworfen wäre.^ Er kommt zu 
dem Ergebfiiss: „Damit die richterliche Gewalt so orga^ 
ni^irt sei» dass sie weder die bürgerliche noch die po*- 
liiische Freiheit gefährde, ist es erforderlich, dass sie, 
entfern! von jeder Tfaäligkeit g^en die politische Leitung. 
deis iStaatüs und obse irgend einen Einfluss auf &e Willen, 
waldie zsf Bildung oder Aufreehthaltung dieser Leitung 
zusammenwirken, znm Schutz aller IndividuM und aller 
Rechte über eine solche Gewalt verfügt, welche -r* all'*' 
mächtig zum. Verüieidigea und zum Helfen T-f.reln au 
Nichts wird, sabsaid man ihre Bestimmung ändernd ver**' 
suchen sollte, sie zur Unterdrückung zu gebrauchen.^ 
Hieraus, folgert er, dass in Strafsachen die Formen des 
YerüahFegis so seia müssen, dass sie eiqe Instruktion ver<» 
schaffen, die ebenso die Ent- als die Belastung des AageschuU- 
digten berücksichtigt. „Und weU in dieser Beziehung einzig 
die Formen des Urtheils durch Geschworne oder durch SteUf» 
desgenossen die Wünsche der Vernunft und der Mensch-p 
licbkeil. befriedigen, so ist in Strafsachen keine andere 
Verfahrensart zuzulassen, als die mit Geschwornen.^ De^ 
ren Einführung wird demnach aufs Sehleunigsle verlangt. 
Bergesse's Plan ging auf eine gänzliche Vmr und 
Neugestaltung der ganzen gerichtlichen Organisation. Die 
Ausführung hievon war selbst bei einem Eifer und bei 
Qiner Produotivität, wie sie die französische Constituante 
hatte, zu weitschiehlig, als dass sie so rasch hätte in» 
Werk gesetzt werden können. Bis dahin mophte die 

iIHf. Ztitickr, r. Rtehtiw, XZF. Bd. Ul BfU 26 
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Nationalversammlung in der bestehenden Gesetzgebung 
nicht die Flecken lassen, welche die Menschlichkeit em- 
pören. Die Stadt Paris, hauptsächlicher Schauplatz einer 
denkwürdigen Revolution, hatte sich nicht frei halten kön*» 
nen von den Unruhen, die davon unzertrennlich sind. 
Eine grosse Anzahl von Bürgern befand sich dort unter 
der Last der schwersten Anklagen. Argwöhnische Ver- 
muthungen, Frucht der öffentlichen Gährung, vermehrten 
und erhielten ihrerseits wieder diese Gährung. Nie war 
es nöthiger, von dem furchtbaren Heiligthum des Ge- 
setzes das Dunkel zu entfernen, welches — zugleich den 
Richter, den Schuldigen und das Verfahren umgebend — 
bei dem Publikum nur Misstrauen und Schrecken erzengt, 
wo man nur Schutz und Sicherheit sehen sollte. Nie war 
es nöthiger, die Angeklagten mit allem Dem zu vet^- 
sehen, was die Unschuld darthun kanik Diese Uinstände, 
die ich mit des Berichterstatters Beaumetz eignen 
Worten schildere, veranlassten die Ernennung eines Aus- 
schusses, der eine provisorische Verfügung vorschlagen 
sollte, um die unaufschieblichen Aenderungen am be- 
stehenden Verfahren ins Leben zu führen. Der Ausschnss 
sollte sich darauf beschränken: die Procedur öffentlich 
zu machen, dem Angeklagten einen Rechtsfreund (conseil) 
zu gewähren, in jedem Stand der Seche die Thatsachen, 
die er für seine Vertheidigung vorbringt, zuzulassen. — 
In Folge dieses Auftrags und gemäss der Instruction er- 
stattete Beaumetz am 29. Sept. 1789 Bericht Unter 
den Verbesserungen, die er vorschlug, kommt vor: dem 
ministere public und dem Richter für alle dem Anklage- 
decret vorausgehenden Verfahrenshandlungen eine gewisse 
Anzahl von angesehenen Bürgern (citoyens notables} bei- 
zuordnen. Diese Notabeln, an Zahl zwei oder vier, wür- 
den — in einer beträchtlicheren Zahl genommen, jedes 
Jahr durch die Municipalität ernannt — eine Art von 
Geschwornen oder von Standesgenossen Cp^^ir^^} bilden, 
deren unverwerfliches Zeugniss zugleich sichernd für den 
Angeklagten und ehrenvoll für den Richter wäre. ~ '— 
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Die Büi'gfer, durch diese Einrichtung daran gewöhnt, sich 
der erhabenen Thätigkeit der Magistratur zuzugesellen, 
würden sich aiimälig zu dem so nützlichen Gefühl ihrer 
eignen Würde erheben, Sie würden nicht mehr das Recht, 
über ihres Gleichen zu richten, dieses Recht aller freien 
Menschen, als das Vorrecht eines besonderen Standes be-* 
trachten; sie würden sich aiimälig jenem öffentlichen Geiste 
nfihern, der so nothwendig sei für die Einrichtung einer 
Entscheiibing durch Geschworne; eine Einrichtung, die 
Frankreich nicht fremd sei, die aber, um in ihrem ur- 
sprünglichen Clima wieder aufzuleben, vielleicht noch mehr 
Bewegung In den Geistern, als Aenderungen in den In-» 
stittttionen fordere. — Aus der oben angeführten Be-' 
schränkung der Instruction erklärt er, warum sie aus den 
englischen Gesetzen weder i^ie grossen noch die kleinea 
Geiscbwomen entlehnt hätten. — Die Berathung über diese 
Vorschläge begann am bekannten 5. Oktober 1789 in 
Versailles bei der Wiedervereinigung der Deputirten um 
Mitternacht. Die Weiber, die sich noch in Masse im Saal 
befanden, v^langten Berathung über das Getreide. „Was 
kümjtaert uns das Strafverfahren, wenn Paris ohne Brod 
ist,^ schrieen aie. Endlich stellte Mirabeau Ruhe her. Man 
verhandelte noch bis 4 Uhr Morgens. Das Stürmische 
jenes Tags erklärt, warum die Verhandlungen nicht auf* 
gezeichnet wurden. Am 8. und 9. wurden sie fortgesetzt 
und beendigt. Noch am Tag der Abstimmung kam ein 
Officier der Nationalgarde, von Lafayeüe gesandt, zma 
Präsidenten der Versammlung, ihn um Beendigung und 
Promulgation des Decrets zu bitten. Die Okiober-Ereig- 
nisse in VersaUles hatten eine Reihe von Verhaftungen 
veranlasst. Und wenn auch anfänglich die öffentliche 
Stimmung über jene Vorfälle aufs höchste entrüstet war, 
so machte dies doch bald dem Platz, dass es dem Ge- 
fühl widerstritt, d i e nach der Hätte des alten Strafrechts 
zu behandeln, welche — wie man entschuldigend sagte — 
aus Hunger oder Elend sich politischer Vergehen und Zu- 
satnn^nrottungea schuldig genvu^hl hatten. — Das Decret 
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Über die provisoroche Reform des Strafverfohrens sprach 
i¥eseQtIich die B e a u m e t z 'sehen YorschlSge aus. Es führt 
die Torgeschlagenen notables adjoints ein. Nach der Ar<- 
restation werden dk Instructionshaadlungen öSentlidi und 
contradictoriseh vorgenommen. Der Angeklagte kann sidi 
jederzeit mit seinem Rechtsfreund benehmen. Er wird 
innerhalb 24 Standen seiner Gefangennehmung vemom-^ 
mejD, erhält Abschrift aller Stücke derProcedmr, darf in 
jedem Stand der Sache seine Vertheidigttngsgrüiide vor- 
bringen und behebig Zeugen benennen. Der Bericht des 
Richters, die Conclusionen der Staatsbehörde, das Sohfaiss- 
verhör des Angeklagten haben in öSentlicber Sitzung statt. 
Jedes Urtheil, das eine Strafe ausspricht, muss die That^ 
aadien angeben, worauf es sich gründet, und die Formel 
ponr les cas rösultans du proces wird untersi^t; die 
sellelte im Schlussverhör und die quei^on in aHen Fällen 
aufgeheben. 

Sa WMT dem dringendsten Bedvrfhiss abgeholfen. Doch 
daueite es nicht lange, dass die Frage des Geschwomen«* 
gerichts in der Nationriversammlung «^ wenn auch nur 
gelegentlich — wieder angeregt ward. Veranlasst ditrch 
die um sich greifende Zügellosigkeit der Presse, legte ihr 
Sieyes am 20. Jan. 1790 einen Pressgesetroi^witrf 
vor. Danach soll die Untersuchung wegen Pressvergeben 
durch die ordentlichen RicMer geschehen ; von den Ho- 
ment aber, wo sie öffentUcb werden muss, ward sie fort*- 
gesetzt in Gegenwart von zehn notables adjoints oder 
Geschwornen, welche als Richter der Tfaatfrage Ihätig 
sind, folglich „souverain^ alle Thatfragen entscheiden, so 
dass die Richter gehalten sind, gemäss diesen Entschei- 
dungen das Urtheil zu sprechen. Sieyes wollte 4iiese 
Gescbwornen so viel als möglich aus den Schriftstellern 
und Mangels solcher aus den Personen genommen haben, 
deren Stellung ihre BekaniAsehafl mit den Wissenschaften 
und der Literatur annehmen lasse. In der ^len Entwurf 
begleitenden Rede kam er auch auf i^ekien ¥ors(Mag ve« 
Gesohwomen zu eprechea, ^»Qiese ESnriobtung isl die 
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wahrhafte Bürgschaft der individaellen und öffentlieh^ 
Freiheit gegen den Despotismus der furchtbarsten unter 
den Gewalten. Es wird nicht zu umgehen sein, früher 
oder später den Dienst der Geschwornen für Entschei- 
dung aNer Thatsaehen in gerichtHohen Angelegenheäen 
in Anspruch zu nehmen. Diese Wahrheit ist Ihnen schon 
vertraut, Sie fürchten einzig, ihre Ausführung sei in die- 
sem Augenblick noch verfrüht.^ Dieses widerlegend fuhr 
er dann fort : „Wenn alle diese Gründe nicht hinreichten, von 
heute an diesen Theil unseres Verfahrens mit der schö- 
nen Einrichtung der Geschwornen zu bereichem ^ so ist 
sehr zu beftbrchten, dass wir auf immer darauf verzich- 
ten müssen; und indem wir sie verlören, so — wir 
können es nicht oft genug wiederhden — müssten wir 
auch darauf verzichten, uns je gegen die Willkür der 
richterlichen Gewalt zu schützen.^ **- 

Am 22. December 1789 hatte Thouret über die 
richterliche Organisation abermals Bericht erstattet, allein 
Verhandlungen darüber blieben ausgesetzt, bis gegen Ende 
März 1790 diese Frage durch den Widerstand der Par- 
lamente eine dringliche geworden war. Am 24. dieses 
Monats begannen die Verhandlungen, eingeleitet durcii 
eine Rede Thourets, die sich an seinen Bericht an- 
schioss. Er rügte die bestehenden Missbräuche : die Pa- 
trimonialgerichtsbarkeit , die Einmischung der Justiz in 
andere Zweige der Staatsgewalt, die Privilegien in der 
Rechtspflege, Seine Ansicht ging auf gänzliche Umwand- 
lung des Gerichtswesens« Es hiess dies, den Parlamenten 
den Todesstoss versetzen. Vergebens erhob sich de Ca- 
zal^s. — Sein „Ich will Sie nicht daran erinnern, dass 
der edelmüthige Patriotismus der Parlamente es ist, dem 
Sie die Rdchsstände und folglich die Nationalversamm- 
lung verdanken. loh weiss, die Dankbarkeit ist nicht die 
Tugend der Nationen,^ beantwortete Hurren. In dersel- 
ben Sitzung noch ward gänzliche Umbildung des Gerichts- 
wesens beschlossen. 

Am 29. März begann die allgemeine Verhandhing 
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über die dabei zu befolgenden Grundsätze. Unter vielen an- 
deren Dingen kamen auch die Geschwornen hier zur 
Sprache. Duport schlug Geschworne für Civil- wie für 
Criminalsachen vor und verlangte deren alsbaldige Ein- 
führung. Seine Begründung beruht zunächst auf der Tren- 
nung von That- und Rechtsfrage. Er sagt : Ein Urtheil 
ist eine Vergleichung einer That mit einem Gesetz. Es 
ist ein Syllogismus. Der Obersatz ist das Gesetz, der 
Untersatz die That, die Folgerung das Urtheil. „Beide 
Operationen, Entscheidung der That- und der Rechtsfrage, 
können nicht. Personen, desselben Standes anvertraut wer- 
den. Man muss den Standesgeist fürchten, der sich im 
Widerspruch zum allgemeinen Geist der Gesellschaft bil- 
det. Die wahrhafte Vervollkommnung der Rechtspflege 
besteht darin, die Vereinigung der Mensehen in einem 
Voruriheil unmöglich zu machen; darum ist es n^big, 
Geschworne für die Thatfrage zu haben und Richter für 
die Anwendung des Gesetzes. Es besteht kein Zweifel 
an der Nützlichkeit dieser Einrichtung für die Strafsachen.^ 
Dass Gleiches bei Civilsachen gelte, sucht er^ dsmn nach- 
zuweisen und fährt später fort: „Ich prüfe die Suche 
nunmehr in ihrer Beziehung zur Freiheit. Alle Gewalten 
bestehen für das Volk, es muss sich nur diejenigen da- 
von zurückbehalten, die es durch sich selbst ausüben 
kann. Es kann die Thatfrage entscheiden; es muss die*^ 
ses Recht wie sein kostbarstes Gut vertheidigen ; wenn 
es dieses Recht geniesst, braucht es keine Angriffe mehr 
für seine Freiheit zu befürchten, in den freien Ländern 
besteht das Verfahren mit Geschwornen sowohl in Civil- 
als Criminalsachen ; wir selbst haben ^ uns in den ersten 
Zeiten der Monarchie dieses Verfahrens erfreut. So ver- 
langen denn die Vernunft, die Erfahrung und di^ ge- 
schichtlichen Thatsachen~ diese Einrichtung.^ Lebhaft wi- 
derlegt er die etwaigen Einwendungen gegen seinen Vor- 
schlag überhaupt und dessen alsbaldige Durchführung. 
„Die Nationen haben nur einen Moment frei zu wer- 
den, bald könnten unsere Leidenschaften, unsere Eifer- 
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sucht uns bezüglich dieses grossen Gegenstandes theilen: 
Ein geschickter Gesetzgeber verfehlt nie die Gelegenhei- 
ten, die erst nach Jahrhunderten wiederkehren.^ — In 
derselben Sitzung forderte Chabroux, aus dem Dau- 
pbinö, zur Einführung der Geschwornen auf: ^in ihrem 
Schoosse finden Sie den ersten Wall Ihrer Freiheit^ — 

Der Umstand, dass das Geschwornengericht nicht ex 
professo, sondern nur als Theii der Organisation des 
Gerichtswesens verhandelt ward, brachte noch andere Theile 
der Gerichtsorganisation gleichzeitig in die Debatte. Drin- 
gende Sachen anderer Art kamen in die Mitte. Es gab 
einet Verwirrung, die erst endete und einer bessern Ord«- 
nung Platz machte, als am 31. März Barrere de 
Vieusac den streitigen Stoff auf einzelne Fragen zu- 
rückbrachte und vorschlug, diese einzeln zur Debatte zu 
bringen. Die erste Frage lautete: soll man Geschwome 
einführen? die zweite: soll man Geschwome einführen 
sowohl in Civil- als Griminalsachen ? 

Am 5. April begann über diese beiden Frag^ die 
Verhandlung in der Nationalversammlung. Sie nahm sie- 
ben Sitzungen in Anspruch, Schon am 7. April ver- 
langte ein Theil Abstimmung, allein die Freunde der Ci- 
viljury, besonders KarlLameth, widersetzten sich; man 
discutirte weiter. In der Pause vom 9. bis zum 27., 
welche durch die Behandlung anderer Gegenstände ent- 
stand, war man in den Zeitungen thätig» So bringt der 
Moniteur Mitlheilungen aus dePastoret's „les lois 
pönales, ^ wo Nachahmung der römischen Einrichtung 
empfohlen wird, welche in dem Richter nur den appli- 
cateur de la loi sah; „mais les jur^s ny ^taient pas 
aus par chaque crime en particulier.^ Der Abg. Dell ey 
d^Agier spricht in einem Brief seine Meinung aus, 
wonach die Einrichtung der Geschwornen die kostbarste 
von allen und die einzige ist, welche vorzugsweise dem 
Schwachen den gänzlichen Schutz der Gesetze gewähren 
und ihn völlig vor allen Gefahren schützen kann, welche 
die sogenannten gesetzlichen Formen umgeben. Auch 
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Du p ort vertheidigte seinen Plan in einer Schrift und 
bestritt Sieyes' kurz £Uvor im Druck erschienenen 
Vorsehlag. -^ Nachdem die Verhandlung am 28. April 
wieder aufgenommen war, ward sie am 30. beendigt. 

Gehen wir auf die Verhandlung der Nationalversamm-^ 
lung nüher ein. Nach Adern, was bisher mitgetheilt wurde, 
und nach der in der Versammlung herrschenden Stim- 
mung, wie sie Sieyes beim PressgesetzenCwurf cbarak^*- 
terisirt hatte, Hess sich erwarten, dass gegen die Ei n«* 
fübrung der Criminaljmry nur Wenige, gegen ihr 
Princip aber noch Wenigere sich erheben würden. Nun 
aber hatte Duport die Idee der Civlljury in die 
Versanmhing geworfen. Seine Gründe, dies Institut sei 
iB Interesse der Freiheit und keine Freiheit ohne es 
denkbar, fanden einen guten Boden. Es entbrannte bei 
der SpeeiaMebatte ein heftiger Kampf zwischen den po^ 
litischen Theoretflrem einer- und den juristischen Prak- 
tikern andererseits, welche letztere gehend machten, dass 
CSvilsIreitigkeit^ in keiner Beziehung zur Preiheir stün- 
den, dftss die verwickelten Rechte Frankreichs irieM für 
die Civilljury passten, die also mindestens eine Verein- 
fachung der Gesetzgebung abwarten müsste. So kommt 
eS| dass die Debatte über die Jury zunüchsl eine Debatte 
über die Civiljury ist,, von der hier nicht gerectol wer^ 
den soll. Dass eine Criminaljury nützlich und iiölhig 
sei, wird als selbstverständlich vorausgesetzt „Jedermann^^ 
sagt 5ieyes, „scheint zuzugeben, dass die Einrichtung 
der Oescfawornen in Strafsachen dringend und thünSch 
ist.^ Viele erwähnen sie gar nre^t oder sprechen kurz 
ihre Nothwendigkeit als ein Axiom aus, um sich dann 
zum eigentlichen Gegenstand des Streites, zur Civiljury 
zu wenden. Nichtsdestoweniger ist die Verhandlung von 
bedeutendem Interesse auch für das Gescbwornengericbt 
in Strafsachen. Denn bald werden beide aus gemein- 
samen Princip abgeleitet, bald einander gegenilfbergesetzt, 
so dass daraus ein helles Bild def damals herrschende 
Anschauungsweise entspringt^ welche zugleich für die 
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weitere Entwicklung des Instituts massgebend sein mvsste. 
Diese Aniscliauongsweise ergibt sich zunächst ans den 
Gründen, die für seine Einführung vorgebracht wurden. 
Solcher sind es aber vorzugsweise zwei, die in vm'sMue- 
denartiger Fassung wiederkehren; der eine mehr thet>«- 
retischer, der andere mehr praktischer Art. Jener grün*^ 
det sidi auf das politische Aiiom : das Volk sei der Sils 
aller Gewalt. Folge ist: es hat auch die richterliche 
Gewalt und nmss sie seihst ausüben, i^oweit es dies ver- 
mag , — also bezüglich der T h a t frage. Dieser lautet : 
nur das GeschWorhengericht sei Schutz der individuellen 
und politischen Freibdt. Und hierbei wird nametitiich der 
Gegensatz zu ständigen Gwchten, das Zurürcktretara der 
Geschwomen in die Gesellschalt betont Neben diesen 
Hauptgränd^ erscheinen als blosse Nebengründe der nor««- 
fäannische Ursprung des Geschwomengerichts, den vorzugs- 
weise Goupil-de-Pr6feIn hervorhebt, die Verhärtung 
stäitdiger Richter u. dgi. Jene beiden Hauptgründe und 
die Nolhwencügkeit der Criminaljury ihretwegen ist zum 
Axiom geworden; davon geht man zur Bekämpfung der 
Gegner aus, dahin kehrt man nach Beleuchtung ihrer 
Gründe als dem schiiessiidt entscheidenden Moment 
zmlick. 

Nach dieser attgemeinen Cbarakterisirung der Debatte 
nachstehend einige Mittheihingen daraus. Baron de Jessä 
b>egaan: ^Herr Duport hat das Institut der Geschwor- 
nen uns dargelegt. Steht es in unserer Haclit, eine woh)«^ 
thitige Einrichtung zu verwe%ern, ohne welche die Frei"^ 
h^ nur ein Wort ohne Sinn und nur eine glänzende 

Chimäre ist? ■- Die Hand der Gerechtigkeit bedrängt 

uns in allen Augenblicken unseres Daseins und kann uns 
auf die Stimme emes Feindes hin in dem Schrecken der 
Kerker seufzen lassen. Sind wir denn noch nicht der 
Gerichtsmorde müde, die wir so oft beweint haben ? Wie 
viele Tausende von Unglücklichen sind verdammt worden 
durch die Barbarei unserer Gesetze f VernaoMässigen wir 
also nichts G^schworne einzuführen, etc. Wenn die 
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Vormuift und die Menschlichkeil, welche die Entscliei* 
dong dorch Geschworne Teriangen, nicht genögen, Sie 
zu bestimmen, so wurde es die Erfahrung Englands 
bezeugen, welches aus dieser Einrichtung die Grundlage 
seines gemeinen Rechtes macht* Die Engländer sind so 
enthusiastische Verehrer des Geschwomengerichts , dass 
sie behaupten, wären sie nicht frei durch die Verfassung, 
so waren sie es durch die Einrichtung der Geschwonen. 
Sie nennen die Urtheile der Geschwomen Urtheile des 

Volks oder Urtheile Gottes.* 

Eine der bedeutenderen Reden ist ohne Zweifel die 
von Thouret. „Jedermann will,* beginnt er, „die Jury, 
jedermann will sie auf andere Art.* -*- — - „Es ist un* 
erlässlich, verfassungsmässig von dieser Session an die 
Criminaljury für die Militärtribunale und für die Press- 
vergehen einzuführen. Ich wünschte, sie könnte im All- 
gemeinen für alle Sachen angewandt werden; aber ich 
denke, der Augenblick ist noch nicht gekommen.* Nach- 
dem er die Einfuhrung der Civiljury als für Frankreich 
unthunlich bekämpft hat, prüft er die hauptsächlichen Vor- 
theile, die man von den Geschwornen erwartet. „In poli- 
tischer Beziehung hauptsächlich, sagt er, loben die 
Engländer ihren Gebrauch der Entscheidung durch Ge- 
schworne. Sie betrachten sie in ihrer Verfassung als 
eines der Haupibollwerke ihrer Freiheit. Aber beachten 
Sie, dass in England der König allein die Richter ernennt 
und dass es in den Grafschaften keine von dem Volk 
erwählten Verwaltungsbehörden gibt Welche Macht hätte 
die königliche Autorität nicht gegen die öiTentliche Frei- 
heit erlangt, wenn — ohne die Einrichtung der Geschwor- 
nen — die richterliche Gewalt, der Verfügung der köni- 
glichen Beamten anheimgegeben, ganz dem Einfluss der 
Krone wäre überliefert gewesen! Welches Gegengewicht 
hätte diesen Einfluss aufgewogen , da keine durch die 
Nation gewählten Verwalter wachen, um die örtlichen 
Unternehmungen, welche die Verfassung angreifen könn- 
ten, zur Anzeige zu bringen? Die Engländer haben mit 
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Recht die PartlieiKöMceit des Richters für seinen Schütz^ 
herrn gefürchtet bei den Rechtsstreiten zwischen der Krone 
und dem Unterthan. Diese Gründe, welche das Geschwor- 
nengfericht als eine ' politische Institution den Engländern 
vorzugsweise theuer machen, sind es, welche in gleicher 
Beziehung ihm ein viel geringeres Interesse für uns 
geben: für iins, die wir unsere Richter wählen werden 
und die wir in allen unseren Departements- und Districts- 
Verwaltungen unfoestecUiche Wachen haben, die wir auch 
erwählen." Unter dem Gesichlspunkt der individuel- 
len Freiheit erkennt er die Notbwendigkieit der Cri- 
minaljury an. „Die individuelle Freiheit soll das Product 
der politischen Freiheit sein, wie diese auch strebt, sie 
aufrecht zu erhalten. Dies verbängnissvoUe Recht . über 
Leben utid Tod, so schreeUich in den Händen von Rich- 
teten, welche, wie si6 das Interesse ihrer Autorität ge* 
meinsam n>iK;hen, vielleicht auch ihre Privaliei(tenschaften 
gemeinsam maohen : dieses Recht, sage ich, gibt dem 
Richter einen Einfluss, den man i)oth wendigerweise eio- 
sohränkeri muss. Seht den juilgen Magistrat, er zittert 
zu^st, wenn er über das Loos eines Menschen ent- 
Mächeiden stjil; aber Wenn er im Justizpala&t den Namen 
eines Grimd-crirainaliste erlangt hat, findet er kaum einen 
leichten Unterschied zwischen dem Angeklagten und dem 
Schuldigen; er schickt zum Tod einen Unglücklichen, den 
bald die Justiz selbst genöthigt ist zu rehabilitiren. Die 
Gewohnheit wird Routine, die Strenge Fühliosigkeit. Das 
ist das Unzuträgliche der Ständigkeit. Dies ist einer der 
Gründe, welche die Geschworneneinrichtung veranlasst 
haben." — Die Trennung zwischen fait und droit verlange 
keine Geschw^men, da könne man verschiedene Gerichts- 
abttieilungen erkennen lassen. — Er resumirt seine An- 
sicht dahin: „das politische Interesse der Geschwornen- 
Einrichtung ist geringer in Prankreich als in England. 
Das Geschwornengericht ist unentbehrlich in Strafsachen 
für die Aufrechterhaltung der Sicherheit und der indivi- 
duellen Freiheit. Es ist unnütz in Civilsachen, weil dem 
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Rtditor hier kein Binflsss möglich ist* Noch äprieiit er 
an einer Stelle ron: ^6etie beHe instittttion, qua fAng- 
leterre doit a naa proviiice.^ (^Tbotiret war ton RoiwiiO 

In einer späteren Sitzung hatte ein Mitglied gerufen: 
bevor man verbandle, solle man doch sagen, was eigent- 
lich Geschwome seien? Rabespierre unternahm es, 
den Haupicharakter der Procedur durch Geschwome zu 
bestimmen. ,, Setzen Sie an die Stelle jener stäncUgen 
Gerichtshöfe, an die wir gewdhftt sind und weldte zu- 
gleich über die That- und die Rechtsfrage erkennen, 
Bürger, welche über die Thatfrage entscheaten, und Rieh*- 
ter, welche hernach das Recht anwenden. Schon »ich 
dieser Begriffsbestimmung wird man leicht de» grossen 
Unterschied fassen, welcher zwischen den^ Geschwornen 
und den verschiedenen Einrichtungen besteht, die man 
Ihnen vorschlägt. Die Richter ständiger Gerichtshöfe, be*- 
kleidet für eine Zeit hng mit der schred^hen Gewalt 
m richten, werden notbwendig einen Slandes^eist an- 
nehmen, der um so furchtbarer ist, als er durch seine 

Verbindung mit dem Stolz zum DespcAismns wird. 

Wenn mein Schicksal von Geschwornen abhängen wird, 
werde ich mich sicher fühlen, indem ich daike, dass sie 
in die Gesellschaft zurückkehren. Idi werde nicht mdnr 
den Bürger fürchten, welcher — beschränkt auf Anwen- 
dung des Gesetzes -^ niemals mehr von dem Gesetz 
sich wird entfernen können. Ich betrachte demnach^ als 
eine unbestreitbare Tbatsache, dass die Geschwornen die 
wesentlichste Grundlage der Freiheit sind. Ohne diese 
Einrichtung kann Ich nidtt glauben, ich sei frei, mag 
Ihre Verfossung auch noch so schön sein.* — — 

Rö derer: „Das Princip, welches die Ernrichtung 
der Geschwornen verfangt, ist ganz dasselbe, wie das- 
jenige, welches will, dass die Gewalt, Gesetze zu machen, 
immer in den Händen des VoHis allein sei und dass dem 
Volk allein die nationale Freiheit zustehe. Die Macht, £e 
Gesetze anzuwenden, ist unter alten Umständen die Macht, 
die Gesetze missbrauchen zu können. Sie soll also nicht 
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den Hflnden des Volks einzogen werden. «^ ^^ Es ist 
demnach erforderlich» dass, wie die «l^gislateors^ das 
Yolli rßpräsentiren , dus Volk seioe Reprösententen xu 
Biebterft iiabe. — ^ Die Geschwornen sind immer äiß 
Repnäse&tanten des Volks.^ ^^ ^Efn Bürger, welcher 
— Biebter ttber dais Leben eines andern ßUrgers ^ 
Riebt oft geoüg in die Cresellsi^haft xwrückkehrl, kann 
eine schrei^kU^ Herrsi^haft üben, eolgegen der Gleioh*^ 
heil wd d^ Consiitutien«^ 

Es w«rd oben erwfibnt, dass Siayes knrs zuvor 
eine Schrift über diesen Gegenstand ver^entiieht hatte» 
la der Debatte ward mehrfach, wie von Pition de 
Yilieneave, Roderer» Buzot, La Chai^elier, 
darattf hingewkaen, insbesondere tun den. Einwürfen xa 
begegneil, welche gegen die Oivfijury aus der Sdiwie-r 
ragfceji der hestehendeti Rechte erhoben worden waren. 
Sie y es sah sich genöihigt, das StiUsdiwelgen zu hre* 
eben, das er lange gewahrt halte, Er. gibt seinen Vor- 
schlägen eine phitosophisehe Grundlage, wobei die poU-^ 
tisdie Rücksicht mehr zurüdktritt. Er fasst näsdieh das 
Geschwornengeridü als ein Geriebt der Stendesgenossea 
Huf, «-^ dae Auffassung, die damals überhsHipl nichl sel«- 
t^ vcMrkam, und die man dem englisehen BagU onlr- 
spreohend glaubte, welches ^och trial by the couttUry 
dem trial by the peers entgegensetzt. ^Bezüglich allge>- 
meiner Gesetze muss jeder Bürger in einem gegebenen 
FftDe sagen können : an der Stelle des Angeklagten hätte 
ieh mich nicht so aufgeführt, er hat übel g^han, er ist 
schuldig. Ebenso bei den Gesetzen, welche besondere 
Beritfe bcärefifen, müssen die, welehe besonders beruGon 
sind, sie zu beobachten und folgeweise sie zu kennen, 
sagen können: an der Stelle dieses Mensehen bitte ieh 
anders gehandelt, er hat sich gegen das Gesetz veifehlt, 
ist straffällig.^ Sieyes baut hinauf einen woiten Plan, 
wonach die Listen der Wählbaren (die er consefllers dtt 
justice nennen lässt}, bis Frankreidi von den versehie^F 
denen cotUwimes, welehe es theüen^ forehugt und eim 
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neues , vollständiges und einfaches Gesetzbuch für das 
ganze Königreich erlassen sein wird, gebildet werden 
sollen aus gens de Im und citoyens qui , recommanda- 
bles par leurs lumi^res et leur sagesse , parattront aux 
ölecteurs propres ä bien remplir les fonclions de con- 
s^iUers de justice. Der proeurcur-syndic, der eine Jury 
zu bilden hat, soll sie möglichst unter den Standesgenos* 
sen des Angeklagten oder der Partheien auswählen, d. h. 
unter den Bürgern, welche in ehier ähnliche oder ana«^ 
logen Lage der Pflichten, Vermögenslage und gesell- 
schaftlichen Stellung sind und welchen darum der gesetsr^ 
\idke Character der zu beurtheilenden Fälle besser bekannt 
sein muss. Diese Geschwornen soßen die Tiiat^ und 
Rechtsfrage • entscheiden, so dass der Rkbler nur das 
Verfahren leitet, die Entscheidung der Jury aasspricht, 
ohne jede Theilnahme am Spruch selbst. Sie sollen lät 
Criminal- und Civilsachen bestehen, - ■ - 

. Sieyes' Vorschlag fand bedeutende Gegner* .Na- 
mentlich sprach Thouret dagegen. Diese Jury sei keine 
eigentliche Jury. Sie gebe nicht den Vortheil der Tren«^ 
nung der Gewalten und- der Amtsthäligkeiten von 6e- 
schwcnrnen und Richtern, nicht die der That*- und Rechts-^ 
entscheidung.. Diese Trennung sei indessen das einzige 
Mälel, durch welches die individuelle Sicherheit gänzlich 
garantirt werden könne. Sieyos' Geschworne unter* 
schieden sich in Nichts von den Richtern. 

/Wenigstens einige neue Gesichtspunkte, neben den 
altien, l^achte Garat der Jüngere. Er stellt als Vor«- 
theile, welche die Nachtheile überwiegen, auf: die Macht 
der Richter wird schwächer, die der Gerechtigkeit stär- 
ker; Vermischung von That- und Rechtsfrage wird ge- 
hindert; Keiner wird Richter für sein Leben lang, diese 
„entsetzliche'^ Ungleichheit wird aufhören, Jeder wird 
Richter, wenn die Reihe an ihii kommt, . eine „vollkom-' 
mene^ Gleichheit wird hergestellt sein^; durch Beschäf- 
tiguhg . der. Bürger mit der „ch<>se 'publique^ iniefessirt 
man - sie für- diese^ drum ist das Ges6h.wa£nengcarteht 
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Onelle des Patriotismas; diese Einrichtung wird die Liebe 
der Bürger für die Gerechtigkeit yermehren, 

Tronche t, später einer cler Vertheidiger Ludwigs XVI, 
sprach sich in sebr kenntnissreicher Rede gegen üe 
Civiyury aos. Ueber die Criminaljury äusserte er sieh 
nur kurz. Sie sei nicht unentbehrlich. Die bereits ein*- 
geführten provisorischen Reformen genügten, das zu 
sichern, was man der Gesellschaft schulde. Gegen Zu- 
lassung von Geschwornen sprach er gerade nicht; jedoch 
meinte er, eine Vereinigung ständiger Richter sei eine 
bessere Bürgschaft für die individuelle Freiheit, und 
die öffentliche Freiheit habe nach Vernichtung der 
alten Organisation und bei gewählten Richtern nichts zu 
fürchten. 

D u p r t vertheidigte nochmals seinen Plan mit sei-** 
Ren früheren Gründen. „Die That- von der Rechtsfrage 
trennen, isl schwierig, aber gerecht zu urtheileh ohne 
jene Trennung, unmöglich. Wenn man mir sagt, diese 
Trennung lasse sich auch durch Richter vornehmen , • so 
antworte ich, dass man sich also einzig vor dem Namen 

,^Geschworne^ fürchtet. Es ist ein Recht des Volks, 

es ist^ ein ewiges unantastbares Recht, die Gewalten sich 
zu wahren , die es selbst ausüben kann. Nun , es kann 
die, über Thalsacfaen zu entscheiden, üben; mian muss 
sie ihm also bewahren.* — „Die Trennung von Thalr- 
sache und Recht findet Statt in England und in Amerika; 
sie wird dort mit Recht als die Schotzwächteria der po- 
litischen und individuellen Freiheit betrachtet.* ^— 

Bereits war die Debatte geschlossen, als Gar at der 
Aeltere noch gegen die Geschwornen sich vernehmen 
Hess. „Ich verwerfe, rief er, die Geschwornen auch in 
StraEsachen. Ich bitte Sie, eine Autorität darüber zu 
hören. II faut eviter l'ignorance des jurös pris au hasard. 
Diese Worte sind nicht von mir, sie sind von Hrn. Tur- 
got, der sich noc him Grab eriiebt, um Sie aufzuklären.* 

Ausser ihm hat sich im Principe nur noch ein Mit«* 
glied' geigen die Chrunihaljnry ausgesprocben , .nämlich. 
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Brillat-Savarin, der Vororlheiie, Rivalttätea rdreh*- 
tet und für Verworfung der Ge^chwomen isl als gefähr«^ 
lieh in ihrem Wesen, iinnttte in ihren Wirkungen und 
den kestobendeo Sitten oichl angeoftesseau Prugnon 
hraehle eigwtlieh nur ver, man solle, ehe auin h^athe, 
wiaaeo, worüber man berathe, sieh nähere Kenntnififi über 
die Einrichtung verschaffen. 

Noch mögen hier die hauptsächlichfiten der Aeuase^ 
ruflgen zusammengestellt werden, welche das Gesphworr* 
nengericht als den Schuta der Freiheit preisen. Aus 
ihrer HäujQgkeit kann man auf den vorzttgsvreisen Werth 
aeUiessen, den man diesem Grunde beilegte. -^ Pötion 
de Villeneuves ,,E6 ist gewiss» dass die Eifirichtung der 
Geschwornen nützlich, dass sie kostbar ist für die öt^ 
fentlicke und individuelle Freiheit/ Antoine besehloss 
seine Bede mit dem Satze, dass ohne Gesohworne es 
keiM freie Verfassung gebe. De SL Martin: „Sülles 
Gesohworne geben? Man könnte eben so gut fragen, ob 
man will, dass die Verfosauag aufrecht erhalten werde. *^ 
Wenn, wir uns fürchteten, den. nothwendjgen Sdiutzwall 
der Freiheit aufeurichten, so wäre' es nicht der Mühe, 
werth, sie zu erobern. -^ Jene Länder (England und 
NordameriM) haben die Geschwornen als das PaUadium 
der Freiheit betrachtet, t-^ Wenn wir Einführung der 
Geschwornen aufsehöben, machten wir uns nicht sahuldig, 
das aufznsohieben, was wir als die Schutzwehr der Ver*- 
fassung und der Freiheit erkennen?^ Barnave: „Die 
Geschwornen sind nothweodig für die Freiheit. ^^^ Diä 
Menschen, in Gesellschaft lebend , haben erkannt, dass 
die stärksten Angriffe gegen die Freihi^t durch die riehr- 
terliche Gewalt gemacht wurden. Um diese zu brechen, 
hat man die Geschwornen eingeführt ^ DesmeunieES.* 
„Die Biarichtflmg der Geschwornen in Strafsachen ist die 
festeste Grundlage der öffentlichen, und individuellen Frei-«* 
heit.^ Buzele „Idi gbuhe, dass ohne die Einführung 
der Geschwornen es keine Gerechtigkeit und keine Frei- 
heit ;«ibt.'' Mal(iU9t betfao^ die Jury als d^ll Wal] 
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der Volksfreiheit und als seine sicherste Stütze gegen die 
Eingriffe der Autorität des Fürsten. — 

Am 30. April 1790 schlossdie Debatte. Sieyes'PIan 
kam gar nicht zur Abstimmung. Die Frage sprach bloss 
von Geschwornen und man sah es als selbstverständlich 
an, dass dies die engUsch-nordamerikanische Jury — vor- 
behaltlich Verbesserungen daran — sei. Die Frage, ob iu 
Strafsachen Geschworne eingeführt werden sollten, ward 
mit sehr grosser Mehrheit und unter dem Beifall des gan- 
zen Saales angenommen; die Frage wegen der Geschwor- 
nen in Civilsachen verworfen. 

Das Ergebniss dieser geschichtlichen Darstellung scheint 
mir Nachstehendes zu sein. Gemäss jener ganzen Zeitrich- 
tung, mit Beiseitesetzung des Gewordenen und Besondere» 
sich mit gewissen allgemeinen aprioristischen Ideen zu tra- 
gen, sind die Franzosen auf die England eigenthümliche 
Anschauungsweise des Geschwornengerichts, auf sein orga- 
nisches Verhältniss zu der staatlichen Einrichtung und dem 
Volksleben nicht eingegangen. Sie haben es rein aus ser- 
lich aufgefasst und ihm, dem bei ihnen die geschichtliche 
Grundlage abging, aus den damals herrschenden Ideen eine 
Grundlage geschaffen, die ihm zum grossen Theil fremd 
ist und sein inneres Wesen verändert. 

Ein näheres Eingehen hierauf liegt nicht im Zwecke 
dieses Aufsatzes. Es sollen nur kurz obige beide Haupt-* 
gründe, die für Einführung des Geschwornengerichts gel- 
tend gemacht wurden, beleuchtet werden. 

Was den theoretischen Grund betrifft, so zogen in 
England zwar allerdings politische Theoretiker eine Parallele 
zwischen der Theilnahme des Volks am Gericht — Jury — 
und zwischen seiner Theilnahme an der Gesetzgebung — 
im Hange der Gemeinen. Der gewöhnlichen Auffassung des 
Geschwornengerichts in England ist aber diese Ansicht 
fremd. Dort ist die Natur des Gescfawornen-Wahrspruchs 
als Spruch der Gemeinde noch nicht verschwunden. Das 
Vaterland, die country ist es, welche über die Schuld 

Krü, ZcUtchr. f. Bechtsw. XXV. Sd, Uh Bfu 27 
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und Nichtecbttld entscheiidet. In Frankreich ist an die Stelle 
hiervon der Begriff des Volks getreten. Während mit 
der englischen conntry sich keinerlei politische Begriffe 
verbinden, ist dies mit dem Volk der französischen An- 
schauung das Gegentheil. Das Wölk, als souverain, als der 
Sitz aller Gewalten, ist nach Verwerfung der Theilung der 
Gewalten, in der Theorie ebenso ein Despot geworden, als 
in den absoluten Monarchien der Fürst. Die Grenzen zwi- 
schen der richterlichen Gewalt und den anderen TbStigkei* 
tea der Staatsgewalten werden unsicher, schwinden ^ und 
so wird der Weg gebahnt zu Theorien, wie von der All- 
macht der Geschwornen und ihrem Begnadigungsrecht. 

Der andere mehr praktische Grund ist England gleich- 
falls nicht fremd. Gerade die Zeit vor der Einführung der 
Jury in Frankreich hat vorzugsweise betont, sie sei der 
Schutz der individuellen und politischen Freiheit. Und zwar 
kaimen die Engländer za diesem Ergebniss nicht auf ab- 
Sitracle Gründe hia, sondern sie erprobten es in der Stunde 
der Gefahr. Auch jetzt noch zeigt sich in England bei 
pohtischen Processen, dass man in den unabhängigen Ge- 
schwornen im Gegensalz zu den königlichen Richtern eine 
Bürgschaft d^ Freiheit findet. Allein diese Rücksicht ist 
nicht die Grundlage des Instituts. Sie ist nur eine 
gelegentliche, bei Press- und politischen Processen, — 
und diese kommen in England äusserst selten vor. Die 
geschichltiche Entwicklung, das Vorhandensein einer Civil- 
jury, die mit Politik in keinem Zusammenhang steht, das 
Behandebi der Civil- und Criminaljury als ein Institut mit 
gleicher Geschichte, denselbea Geschwornen, weist von 
jener politischen Rücksicht eher ab, als darauf hin. Der 
Gegensatz zwischen Geschwornen und rechtsgelehrten Rioh-t 
lern, den die Franzosen zu einem allgemeinen Princip und 
zur Grundlage ihres Geschworneninstituts gemacht haben, 
besteht im Allgemeinen in England nicht, wo man vielmehr 
in dem Zusammenwirkea der Geschwornen und Rich- 
ter einen Ikuptgrund fmdet ^r das Vertri^uen und die 
Verehrung, welche a 11 ge m e i n die Jury in England geniesst. 
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Die wesentlich poliliscl^e Mplivirung des Gtesqhwpmen- 
gericbts in Frankreich ist auf dessen Ge^chiebte und Enh 
wicklixng von dauerndem Einflas^i gewesen, und auch auf 
Peutschland sind die^ie Nachtheile 9um Th^ übergegangen« 



XIX. 

Die wichtigsten neuen argenischen Gesetze Nie^ 
derlands, Wahl-, Provinzial- und Gemeinde- 
Ordnungen in gedrängter Uebersieht mitgetheflt 



Herro Dr« Hl. NeuMifttter, 

Advokat in AmaterdQm. 



Von den zahlreichen organischen Gesetzen» wetcb« 
die neue Verfaasung von 1848 hervorgerufen und noch 
hervorruft, führen wir den Lesern dieser S^eitsobrift »«- 
erst die in obiger Rubrik bezeichneten vor, und zwar 
zusammen, da sie gewissermassen ein cohärentes Qmm 
und die Fundamente der neuen Verwaltangsorganisation 
in Niederland bilden. Sie zeigen deutlich, welche Mühe 
der Gesetzgeber genommen^ um die lange systemati^i^L 
eingeschläferte Theilnahme seiner Bürger an den (jient^ 
liehen Interessen wieder zu erwecken und deren Beleih 
bung zum Wohle des Staates in seinen versdiiedenen 
Theilen zu veranlassen. Wir betrachten zuerst 

A, Pas Wahlgesetz C18dO> Es behandelt im 
ersten Abschnitte (Art. 1—70) das Wahbrecht» im 
zweiten (Art. 71 — 117) die Ernennung . von Ahgeor4^ 
neten zur ersten und zweiten Kammer, sowie das Sd^/^ma 
ihres Austrittes, und scbU^sst mit einigen transitiven Be«- 
slimmiungen (Art. 118 — 133), worauf noch Tab^llcm 
und Modelle als Beilagen folgen. 

UnterahtheiluBgen des ersten Abschnittes sind: S* 1. Die 
Wähler. Die zur zweiten Kammer müs<i^ Einwohaer 
des Reiches sein^ die dojr Provinz d9/$elbst Domicil^ sowie 

27» 
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die Gemeindewähler in dieser haben. Ueberdiess wird 
erfordert, dass sämmtliche Wähler Niederländer (durch 
Geburt oder Naturalisation), volljährig, im Vollgenuss der 
Civil- und Staatsbürgerrechte sind und den Census bei- 
zählen. Dieser ist in annexen Tabellen bestimmt und 
wechselt je nach den Localitäten von 20 bis 112 il. 
jährlicher direcler Steuer (die Verfassung schrieb als 
Minimum fl. 20 und als Maximum höchstens fl. 160 vor}. 
Der Census der Gemeindewähler ist bedeutend geringer 
und wird vom Gemeindegesetz vorgeschrieben, bei wel- 
cher Gelegenheit wir darauf zurückkommen. Art. 2 deii- 
nirt die erwähnten Eigenschaften, wovon wir nur berüh- 
ren, dass Domicil im Reiche oder dessen Colonien wäh- 
rend der letzten achtzehn (worein die II. Kammer die 
ursprünglich vorgeschlagenen zwölf verwandelt hat) Mo- 
nate erfordert wird, einjähriges in der Provinz oder Ge- 
meinde für'actives Wahlrecht zu Provinzialständen und 
Gemeinderäthen. Directe Steuer der Frau und minder- 
jährigen Kinder zählt zum Census des Mannes oder Vaters, 
letztere nur, wenn er Nutzniesser des Besteuerten ist» 

Gerichtliche Cessionäre sind ohne Wahlrecht, so lange 
sie nicht ihre Schulden völlig abgetragen haben. Ueber 
Fallirte schweigt das Gesetz. Da die Insolventen (union) 
bereits der Mangel an Vollgenuss der Rechte ausschliesst 
und Concordaten als rehabilitirt zu betrachten sind. 

§. 2 spricht über die Wählerlisten. Der executive 
Theil der Gemeindebehörden emprangt jährlich die direc- 
ten Steuerrollen von den Einnehmern vor dem 1 5. Februar, 
fasst hiernach sowie nach den Angaben der Steuerpflich- 
tigen am 1 5. März drei Listen der Wähler für die zweite 
Kammer, die Provinzialstaaten und den Gemeinderath ab. 
Diese Listen enthalten die Namen der activ wahlberech- 
tigten Einwohner der Gemeinde, welche nicht auf den 
Listen anderer Gemeinden vorkommen, ferner Vornamen, 
Ort und Datum der Geburt (Datum der Naturalisation) 
und den Betrag, den er zu jeder directen Steuer con- 
tribuirt, sowie die Orte^ an denen er steuerpflichtig ist. 
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Militärs gelten als Einwohner ihrer Garnison. Die Listen 
werden afügirt , vierzehn Tage auf der Gemeindekanzlei 
zu allgemeiner Einsicht niedergelegt, wovon öffentliche 
Anzeige geschieht. (In grösseren Städten werden sie 
überdies gedruckt und käuflich gestellt.) 

Die Art. H — 29 beschreiben die Reclamation. 
Jeder Wähler im Wahlbezirke bei Gemeindewahlen oder 
in der Gemeinde kann nämlich gegen obige Listen re- 
clamiren: 1} wenn sein Name oder der eines anderen 
Wahlberechtigten nicht oder nicht gehörig auf denselben 
figurirl; 2) wenn der Name eines Unberechtigten oder 
Unbefähigten darauf vorkömmt. Die Reclamation erfolgt 
in einer Schrift, von Beweisstücken begleitet, an den 
Gemeinderath binnen vierzehn Tagen nach der Veröffent- 
lichung der betr. Listen. Derjenige, dessen Exclusion 
beantragt wird, erhält hiervon durch den Gemeindesecretär 
innerhalb vierundzwanzig Stunden schriftliche Anzeige, kann 
auf der Kanzlei die betr. Papiere einsehen und eine 
schriftliche Widerlegung einreichen. Der Gemeinderath 
entscheidet mbtivirt zwischen dem 8. und 14. Tage nach 
der Eingabe; findet er sie begründet, so revidirt er die 
Listen demgemäss und theilt seinen Spruch den Inter- 
essenten mit. Abweichende Disposition significirt ein Huis«- 
sier dem Reclamanten. Die Interessenten haben einen Termin 
von 8 Tagen zur Berufung an das Bezirksgericht ohne An- 
waltszwang. In oben mit 1} bezeichneten Fällen concludirt 
die Staatsanwaltschaft binnen 5 Tagen, und fällt das Ge- 
richt binnen drei Tagen darauf das Urtheil. In den Fäl- 
len 2) ist der Gang formeller: Signification der Eingabe 
und betreffenden Documente binnen drei Tagen, nachdem 
die Beschwerde eingereicht ist an den Interessenten 
(Appellation oder Appellanten); Depot der Originalsig- 
nification auf der Gerichtskanzlei. Facultative Gegenschrift 
der Widerparte! mit Beweisstücken innerhalb acht Tagen. 
Darnach Conclusion und Urtheil wie oben. Gegen die ür- 
theile der Bezirksgerichte ist Cassation an den hohen 
Rath zulässig, lediglich wegen Verletzung oder verkehrter 
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Anwendang des Gesetzes. Sie erfordert weder DepAl noch 
Zahlung der Geldbusse, und sieht der Gegenpartei auch 
frei, selbst wenn sie beim Bezirksgericht Ton ihrer 6e^ 
ftogniss £nr Gegenschrift keinen Gebrauch gemacht. Auch 
der Generalprocurator kann im Interesse dos Gesetzes 
s^lbstständig Cassation beantragen ohne Einfluss auf die 
Rechte der Parteien. Die Termine sind länger, wir über- 
gehen sie nebst den andern Vorschriften für die Be^ 
handlnng und bemei^en nur noch einige Hauptprincipien, 
die wir in Gemeinde- und ProvinÄialgesetzen gleichfalls 
finden, nämlich: die Reclamationen halten die Wahlen 
nicht auf, annulliren ebensowenig die Listen (^weiche 
mit 35. August definitiv geschlossen werden, emendirt 
nach den unwiderruflichen Entscheidungen), sind tax- und 
sportelfrei. Während die Gebühren der Huissiers etc. je 
nach Staat, Provinz, Gemeinde oder Interessen gan2 
oder theilweise zu zahlen sind. Die definitiven Listen 
werden abschriftlich an die betreffenden Behörden der 
Hauptwahlbezirke oder Nebenbezirke eingesendet, jährlich 
im Februar revidirt, und dann die Namen der Gestriche-^ 
iien besonders dabei veröffentlicht. 

$. 8. Das Wählen: Dieser §. regelt die Vorbe* 
reitung und Ausführung der Wahl, welche Operation den 
Gemeindebehörden obliegt, bietet übrigetrs nichts besön^ 
ders Erhebliches, wesshalb wir zum zweiten Ab- 
schnitt übergehen, der sich ebenfalls in 3 $$, theilt. 

Zweiter Abschnitt. §. 1. Von den Abge-^ 
ordneten zur ersten Kammer: Sie müssen Nie- 
derländer, im Yollgenuss der Civil- und Staatsbürger- 
rechte, 30 Jahre alt sein und zu den Höchstbesteuerten 
in den directen Quoten gehören. Die Listen der Wähl- 
baren werden vor dem 1 5. April von den Depntirten Staaten 
jeder Provmz nach den Angaben der Bürgermeister und 
Interessent^ dermassen gemacht, dass auf 3000 Ein- 
wohner Einer wählbar ist^ sie enthalten dasselbe wie 
die im vorigen Absehnitle erwähnten WählerKsten, werden 
spAlesiens Ende April im Staatscourant und einer Pro^ 
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vin^iQlzeitung publicirt und am 8. Juni definitiv g^sehlos- 
sen. Reclamation steht jedem Niederlilnder zo, deJr 
im Vollgenusse bürgerlicher und politischer Rechte ist^ 
und «war wie gegen die Wählerlisten in zwei Fällen, 
auch unterliegt sie denselben Formalitäten, und gleichem 
Instanzenzug, der jedoch mit deputirten Staaten beginnt. 
Hieraus entstehende Veränderungen werden von dem de- 
finitiven Abschluss unmittelbar in den Listen bemerkt^ 
sodann auch in den angegebenen Blättern« Der Minister 
des Innern erhält Copie der definitiven Listen. Die Pro- 
vinzialstaaten wählen, und zwar jährlich am zweiten 
Dinstag des Monates Juli, an die Stelle derjenigen, welche 
mit nächstem September austreten, innerhalb dreissig Ta^ 
gen zur Ergänzung von Vacaturen, und bei Auflösung 
der ersten Kammer binnen vierzig Tagen nach der Dati- 
rung des Auflösungsdecretes. Der Gewählte empfängt 
gegen Recepisse von den deputirten Staaten einen Aus-^ 
zug des Wahlprotocolles als Beglaubigungsurkunde, meldet 
binnen einer Frist von drei Wochen zuriick, ob er die 
Wahl annimmt. Stillschweigen wird als Ablehnung be- 
trachtet und dann, oder binnen 14 Tagen bei Schrift-^ 
lieber Anzeige der Ablehnung , zu einer neuen Wahl 
geschritten. Ausser der Beglaubigungsurkünde reichen 
die Abgeordneten auch einen Auszug aus den Steuer- 
rollen nebst Verzeichniss der von ihnen beklddeteti 
öfibnilichen Aemter bei der Kammer ein. Sie können jeder- 
zeit ihre Entlassung nehmen, während der Session bei 
der Kammer, ausser derselben beim Minister des Innern, 
welcher im ersten Falle duroh die Kammer hiervon be- 
nachrichtigt wird, um eine neue Wahl auszuschreiben. 
Verliert ein Mitglied seine WahlfÜhigkeit , oder muss es 
sich z. B. (wegen Beförderung im Staatsdienst} einer 
Wiederwahl unterwerfen, so zeigt er diess. mit Angabe 
der Gründe der Kammer an. Binnen 30 Tag^n erfolgt 
dann eine Neuwahl. 



1) Der KODif kann auch eine der Kammern aafldsen. 
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$. 2. Von den Abgeordneten zur zweiten 
Kammer: Gleiche Erfordernisse wie bei der ersten 
Kammer, jedoch kein Census. Eine angeheftete Tabelle 
theilt dds Reich in Wahlbezirke und bestimmt die Anzahl 
der in jedem Bezirke zu wühlenden Mitglieder. Sie wird 
alle 5 Jahre revidirt. Nebenbezirke weist der Minister 
des Innern nach Vernehmung der Deputirten Staaten an. 
Die Wahlen geschehen den zweiten Dinstag im Monate 
Juli (also einen Monat früher als die zur ersten Kam- 
mer). Wie bei der ersten werden auch bei der zweiten 
Kammer Vacaturen binnen 30 Tagen ergänzt, und finden 
neue Wahlen bei Auflösung innerhalb vierzig Tagen nach 
dem Datum des betr. Decretes statt. In Neben- und 
Hauptbezirken wird an demselben Tage gewählt. Beim 
ersten Scrutin wird absolute Majorität der Votirenden 
erheischt. Insoweit diese nicht erlangt ist, Nachwahl mit 
relativer. Sind dann die Stimmen gleich, so wird der 
Aelteste als gewählt betrachtet* und entscheidet das Loos 
bei gleichem Alter. Candidaten der Nachwahl sind zwei- 
mal so viele Personen als gewählt werden, auf welche 
sich die meisten Stimmen vereinigten, oder mehr wenn 
die Stimmen ein anderes Verhältniss gaben. Diese Can- 
didatenliste wird an die Gemeindebehörden und von die- 
sen mit Stimmzetteln an die Wähler expedirt, um in 
vierzehn Tagen Nachwahl zu halten. Analoge Forma- 
litäten wie für die Mitglieder der ersten Kammer 
hinsichtlich Anzeige , Annahme , Beglaubigung , Entlas- 
sung u. s. w. 

§. 3. Vom Schema für den Austritt von 
Mitgliedern der ersten und zweiten Kammer. 
Wir begegnen hier einer Wiederholung der Verfassungs- 
artikel , wonach ein Drittheil der ersten alle drei , die 
Hälfte der zweiten alle zwei Jahre abtritt, nebst Anwei- 
sung der. Vertheilung (des Schemas), welches bei Auf- 
lösung wieder von vornen an wirkt. Das Schema wird 
durch das Loos ergänzt, und Vacanzen nach einem allge- 
meinen Principe nur für deren Dauer ergänzt. 
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Die transitorischen Bestimmungen übergehen 
wir als zur Zeit ohne Interesse. 

B. Das Provinzialgeset? (1850) behandelt 
in zwei Abschnitten die Zusammensetzung und Macht der 
Provinzialstaaten , welche nebst den transitiven Bestim* 
mungen 181 Artikel enthalten, und mit einer Tabelle 
schliessen, welche die Zahl der in jedem Hauptbezirk zu 
Wählenden anführt. 

Jeder Abschnitt zerfällt in Kapitel, welche wir der 
Reihenfolge nach summarisch betrachten; die Unterab- 
theilung in §§. kann hierbei näherer AufTührung ent- 
behren. 

Erster Abschnitt. (Zusammensetzung). Cap. L: 
Allgemeine Bestimmungen: Die Provinzialstaaten bestehen 
aus dem Commissär des Königs (früher Gouyerneur) als 
Präsident, einem GrefHer und den Mitgliedern, deren 
Zahl je nach der Bevölkerung (z. B. von 80 in Süd* 
holland, bis zu 35 in Drenthe) für jede Provinz fest« 
gesetzt ist. 

Cap. II.: Von den Mitgliedern der Provinzialstaaten 
(Wahl, positive und negative Erfordernisse, Schema ihres 
Austrittes, Reise- und Diätengelder). Synonyme oder 
analoge reglementäre Dispositionen über Wahl, Wieder-, 
Doppel-, Ergänzungswahl etc., welche unsere Leser be- 
reits vom Wahlgesetze kennen. Wahltag ist der zweite 
Dinstag im Mai, Austritt im Monate Juli. Deputirte Staa- 
ten setzen in den erforderlichen Fällen den ausserge- 
wöhnlichen Wahltag fest; ihnen werden auch die Be- 
dankungen zugesendet. Positive Requisiten sind: 
Niederländerschaft, Vollgenuss bürgerlicher und politischer 
Rechte, Ansässigkeit oder Hauptdomicil (hoofd verblyf- 
plaats) in der Provinz und Alter von fünfundzwanzig 
Jahren. Definition dieser Eigenschaften synonym der für die 
Wähler im Wahlgesetz berichteten. Negative Erfordernisse : 
locale innerhalb des Bezirks die Wahlen nicht präsidirt zu 
haben; oder allgemeine: keine Verwandt- oder Schwä- 
gerschaft im ersten Grade mit CoUegen, in welchem Falle 
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der Aeltere als gewählt betrachtet wiVd. Wer diese Bande 
n a ch der Wahl knüpft, nimmt bis zur normalen Frist seines 
Austritts an den Sitzungen TheiK Tod der betr. Frau töst die 
Verschwägerung auf. Femer dürfen die Mitglieder nicht 
sein: Mitglieder der ersten Kammer, der General- oder 
anderer Provinziabtaaten , Minister, Commissäre des Kö- 
nigs, Provinzialbeamte oder der Provinz comptable Geist- 
liche. Sie dürfen in Rechtsangelegenheiten der Provinz 
weder als Advokaten noch als Anwälte (procureurs) 
fungiren. Im entgegengesetzten Fall hören sie auf zn 
den Provinzialstaaten zu gehören und findet binnen zwei 
Monaten Neuwahl statt. — Alle drei Jahre (am ersten 
Dinstag im Juli) tritt die Hälfte ab, ist jedoch wieder 
wählbar. Ein besonderes Gesetz regelt Diäten und Reise- 
gelder der ausserhalb des Sitzungsortes Wohnenden so- 
wie das Schema. Hinsichtlich dessen Ergänzung durch 
das Loos und der Vacanzen dieselben Vorschriften wie 
im Wahlgesetze für die Generalstaaten. 

Cap. ni.: Vom Commissär des Königs. 
Die Verfassung bezeichnet seine Stellung als Vollzieher der 
königlichen Befehle, Aufseher über die pfoviftzialstaat- 
lichen Handlungen, Präsident von Provinzial- und der Depu- 
tirten Staaten Versammlungen und gibt ihm in letzterer 
Stimme. Das vorliegende Gesetz wendet mit theilweiser 
Wiederholung diese Prinzipien auf folgende Art an : Er hat 
im Sitzungsorte sein festes Domicil, hat berathende Stimme 
in der Versammlung der Provinzialstaaten, stimmt bei den 
Deputirten Staaten nicht mit in Angelegenheilen, welche 
ihn als Mandatar, oder auch ihn, seine Gattin, Bluts- und 
Seilenverwandte persönlich betreffen 5 er unterzeichnet alle 
Akte der Provinzial- und Deputirten Staaten, empfängt 
und eröffnet die an sie adressirlen Papiere, bringt die- 
selben sogleich zur Tafel, ausser wenn das Geschäfts* 
reglement Expedition an Einzelne Mitglieder (Specialitä- 
ten oder Comilles) verordnet, sorgt fiir die Ausführung 
der von den Staaten darüber erlassenen Verfügungen. 
In dringenden Fällen prüft er die Papiere selbst pro- 
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visorisch, ehe er sie vorlegt, kann hierzu von allen der 
Provinz subordinirten Beamten und Behörden Aufklärungen 
requiriren, und macht hiervon in der nächsten Sitzung 
Melduhg» Ferner hat er das Mandat, sämmtliche Verfü- 
gungen und Entscheidungen der Provinzial- und Depu- 
tirten Staaten zu vollziehen, was er bei denjenigen tinter- 
lässt, welche seiner Ansicht nach als den Gesetzen oder allge- 
meinen Interessen widersprechend vom König suspendirl oder 
annullirt werden können, was er den betr. Staaten in- 
nerhalb vierundzwanzig Stunden nach Abfassung einer 
derartigen Entscheidung mittheilt. Trifft nun in dreissig 
Tagen danach weder Suspension noch Annullirung Seitens 
des Königs ein, so muss die betr. Pfovinzialverordnung 
u. dergl. vom Commissär in Vollzug gesetzt werden. 
Processe, worein die Provinz verwickelt ist, fingiren ihn 
als Kläger und Verklagten, Urlheile und Erkenntnisse 
werden für oder gegen ihn ausgesprochen und voll- 
streckt. Die Oberaufsicht über die Provinzialkanzlei ist 
ihm überwiesen ; das Kanzleipersonale mit Ausnahme des 
GrefFier wird auf seinen Vorschlag voii Deputiflen Staa- 
ten ernannt, suspendirt und entlassen. Bei Verhinderung 
ersetzt ihn ad interim in Abwarlung eines konigliehen 
Detretes das bejahrteste anwesende Mitglied der Depu- 
tirten Staaten. 

Cap.IV.: Vom Greffier. Dieselben positiven Re- 
quisiten als für die Mitglieder der Provinzialstaaten und festes 
Domicil am Silzungsorte. Die negativen schliessen Bluts- oder 
Anverwandte des Commissärs und der Mitglieder von De- 
putirten Staaten im I. und II. Grade aus, verbieten ihm 
ferner Cumulalion mit einem Staats- oder Provincialamt, 
Bekleidung eines Postens bei Wasserbehörden (water- 
shefs) innerhalb seiner Provinz, als Professor, Lector, 
Lehrer, Notar und Anwalt, endhch die Ausübung der 
Advocatenpraxis. Ueberdiess darf er sich weder direct 
noch indirect an Pacht, Lieferung und Submission von 
der Provinz betheiligen. Letztere ernennen ihn aus drei 
Candidaten, welche Deputirte Staaten für diese Stelle 
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vorschlagen, sie entlassen ihn auch auf deren Antrag 
und fassen seine Instruction ab. Der Grefiler leistet in 
der Versammlung von Deputirten Staaten in Händen des 
Commissärs Eid oder Geiöbniss, welche ihn auf Gesetz 
und Instruction verpflichten, assistirt Commissär und De- 
putirte Staaten in der Verwaltung, und unterzeichnet 
sämmtliche Provinzialverfügungen u. dergl. 

Caput V.: Von den Mitgliedern derDepu* 
tirten Staaten. (Deren Ernennung, positive und ne* 
galive Erfordernisse, Austritt und Besoldung). Sie bilden 
ein Comit^, welches die Provinzialstaaten aus ihrer Mitte 
nach Eröffnung ihrer Session wählen. Ihre Anzahl ist sechs, 
in Drenthe nur vier. Zwischen wählen, Annahme u. dergl. 
unterliegen Bestimmungen, mit den bekannten analog. Als 
Mitglieder der Provinzialstaaten müssen sie deren bereits 
oben verzeichneten Erfordernissen entsprechen und treten 
sie ab, sobald sie dieser Versammlung nicht mehr ange- 
hören. Ueberdiess dürfen sie weder einander noch dem 
Commissär bluts- oder anverwandt im III. Grad inclusive 
sein. Was mit der Stelle des Greifier incompatibel, ist 
es auch mit der ihrigen. Bei Rechnungsablagen von comp- 
tabelen Anstalten, zu deren Verwaltung sie gehören, 
müssen sie aus der Sitzung wegbleiben, sonst aber re- 
gelmässig kommen. Nachlässigkeit in Letzterem kann 
Suspension vom Amte Seitens ihrer Collegen, und De- 
stitution Seitens der Provinzialstaaten bewirken, womit 
auch der Gehalt verfällt. Gleiches tritt ein, wenn sie dem 
Verbote zuwider handeln und sich direct oder indirect 
mit Submission etc. einlassen. Ihr Amt dauert sechs 
Jahre, alle drei Jahre am ersten Dinstag im Juli tritt 
die Hälfte ab, ist jedoch wieder wählbar. Betreffs Schema, 
Loos und Vacanzen die bekannten Regeln. Die Hälfte 
ihrer Besoldung wird massirt und als Präsenzgelder pro 
rata unter die Anwesenden vertheilt. Die in Commissio- 
nen abwesend sind, gelten für anwesend. 

Cap. VI.: Von der Versammlung der Pro- 
vinzial- und Deputirten Staaten. Die ersteren 
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sitzen in den Hauptstädten der Provinz. Jährlich zwei 
ordentliche Sessionen, die am ersten Dinstag von Juli 
und November ohne vorhergehende Einberufung begin- 
nen, und wenn die Staaten nicht das Gegentheil bestim- 
men, wenigstens 14 Tage dauern. Der König kann in 
ausserordentlichen Fällen andere Versammlungsorte vor- 
schreiben und beruft ausserordentliche Session durch den 
(ad hoc delegirten) Commissär sowohl für Interimswahlen 
als sonstige Angelegenheiten. Ausserordentliche Sessionen 
behandeln ausschliesslich Gegenstände ihrer Zusammen- 
berufung. 

Nun folgen einige ordnungsreglementäre Artikel, wo- 
nach der Commissär sämmtliche Sessionen eröffnet und 
schliesst, diese sich auf höchstens vierzehn Tage proro- 
giren dürfen; die Sitzungen sind öffentlich, auf Vorschlag 
eines Zehnttheils der anwesenden Mitglieder werden die 
Thtiren geschlossen, worauf die Versammlung für öffent- 
liche oder geheime Sitzung entscheidet, über daselbst zu 
berathende Gegenstände auch Beschluss fassen kann; zu- 
erst werden die Beglaubigungsschreiben geprüft, angenom- 
men oder ungültig erklärt u. s. w. — Die Mitglieder stim- 
men nach eigner Ueberzeugung (keine Aufträge}, sind we-^ 
gen Aeusserungen und Abstimmung unverletzlich. Zur 
Berathung und Beschlussfassung wird Anwesenheit der 
Hälfte gefordert, absolute Majorität der Votanten. Bei 
Stimmengleichheit Verweisung an die folgende Sitzung, 
und falls hier abermals die Stimmen sich ausgleichen, 
der Antrag als verworfen betrachtet. Mündliche Abstim- 
mung und mit Namensaufruf; bei Wahlen und Designa- 
tionen schriftliche ohne Unterzeichnung der Bulletins. Der 
Präsident wählt alsdann nur Mitglieder zur Leitung und 
öffentlichen Bekanntmachung des Scrutins. So viele Per- 
sonen zu wählen oder anzuweisen, ebensoviele Votirungen. 
Defecte Vota oder in blanco werden zur Bestimmung der 
Majorität von der Zahl der Anwesenden abgezogen. Ueber 
Zweifel, was als defect oder in blanco anzusehen, entscheidet 
die Versammlung* Die Gültigkeit einer Wahl erfordert^ dass 
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mehr aU die Hälfte der Anwesenden votireo. Nichtig \^i 
eine Wahl selbst mt absoluter Majorität, wenn die Ver*^ 
Sammlung entschieden , dass die Differenz zwischen Anwe* 
wesenden und den Abstimmungen darauf influenziren konnte. 
Bleibt die erste Wabtohne Resultat, so findet eine zweite fr^ie 
statt Erst dann gelten die oben angeführten Regeln für 
Nachwahlen. Gleichen sich die Stimmen beim dritten und 
vierten Scrutin ans, so wird geloost. — Die Geschäfts- 
ordnung wird von den Provinzialstaaten der Sanction des 
Königs unterbreitet. 

Die Versammlung der Deputirtcn Staaten. Ihre 
Mitglieder unterzeichnen Präsenzlisten. Die Geschäftsfüh- 
rung unterliegt der Approbation der Provinzialstaaten. 
Diese ernennen in ihrer jährlichen Sommersitzung ein 
Mitglied, das ausschliesslich dazu bestimmt ist, bei Fäl^ 
leo, wo eine Entscheidung absolut nöthig aber unniöglich 
wird, den Ausschlag zu geben. Fällt bei Wahlen oder 
Vorschlägen von Personen die Anzahl der Voten gleich 
aus, so wird unmittelbar geloost. Im Uebrigen finden die 
Artikel für die Versammlung der Provinzialstaaten auch 
hier analoge Anwendung. 

Zweiter Abschnitt. (Befugnisse.) Cap. I.: Allge- 
meine Bestimmung. Die Provinzialstaaten reprä* 
sentiren die ganze Provinz, können deren Interessen beim 
König und den Generalstaaten befürworten, ordnen und 
verwalten den Provinzialhaushalt (insoweit Gesetze diess 
nicht den Deputirten Staaten aufgetragen}, können alle 
erforderliche Aufklärung von ihren Beamten fordern und 
mit gewissen Formalitäten erzwingen und mit andern 
Provinzialstaaten über Angelegenheiten von deren Coaiv* 
petenz correspondiren. Unter königlicher Autorisation dür* 
fon ihre Specialcommissionen auch nach Schluss der ^ß^* 
sion fortarbeiten. Die Staaten verschiedener Provinzen 
regeln mit Bewilligung des Königs Angelegenheiten vqq 
gemeinschaftlichem Interesse, nachdem sie der König 
hierzu ermächtigt« Provinzialverordnungen oder Regle^ 
mente, welche der Approbation des Königs unterliegeni 
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werden en blocO sanctioalrt oder nuj^t, und zwar bmm^ 
zwei Monaten oacl^ deren Abfassung, faUs ein motivirtes 
Deeret diese nicht aufschiebt, das den Staaten offiziell 
mitgetheilt wird, wenn vor ihrer So^iniier^essiön noch 
keine Decision erfc^te. Sänimtli^he approhirte Regle- 
mente, Verordnungen, lauter provin;iiiaIe cfder communale 
Einni^hinen und Ausgaben, Beohnuag^n u, si* w. werdea 
in dem „provineia) blad^ (ein offieieller Anzeiger} publi- 
zirt und käuflich gesteUt, Die Verordnungen erhalteu, 
wenn nicht anders verfügt ist, acht Tage uaeh dißm Oa-r 
tum des Blattes, worin sie stehen^ Becht^ikraft. Acht Tage 
nach Abfassung oder vierzehn nach der k. Approbatiea 
erfolgt durch DepuUrte Staaten die Promulgation in einer 
stereotype» FermeL 

Cap. IL: Vom Budget (hegroAtiug). [Die Aus- 
führlichkeit dieses Capitela drangt uns zu doppelter Kürze- 
Wir senden zum besseren Verständaiss (ür die d^nitschen 
Leser die Bemeikun^ voraus, dass seit der neuen Ver*^ 
fassung Provin^ialsteuern vom Gesetzgeber bewilligt wer-t 
den mUssen.] 

Die Deputirten Staaten verfassen jährlich zwei Budget^ 
für das folgende Jahr: eines enthielt die Kosten der Frovlnzial^ 
Verwaltung (insoweit diesfe die Beichsregierung hetj^eifen}, 
das zweite enthält Einnahme und Ausgabe der blossen provin-« 
zialea Administration ine), des Haushaltes. Beide Budgets wer-* 
den den Mitgliedern der Provinziaistaaten. vi^zeha Tage 
vor EröfTnung dier Sommersession, zuget^cbickt, und käuf-^ 
lieh gestellt; beim Zusammeairitt in obiger Ordnung zu-- 
erst geprüft. Zur Provinzialreichsverwaltung 
gehören und werden auf Vorscbteg der Staaten mit k« 
Sanction als Beichsausgaben den Kammern v^^elegl: die 
Gehalte des Comimissärs, der Mitgliieder von Deputirten 



2) Die hieraus entstehenden Nacbtheile trachtet man durch 
einen, zwar langsamen, Geschäftsgang in der administrativen Praxis 
zu beseitigen. Der Minister schreibt nSmIrch den Staaten vor, dieas 
oder jenea ea modifiiiren, ebe er e» dem Könige vovltffl, um Abwei«- 
«uneben severzohejnneii» 
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Staaten, des GreSier und Personals der Provinzialkanzlei, 
Diäten and Reisegelder der Mitglieder von den Provin— 
zialstaaten; Licht-, Feuerung-, Boreau- nnd Schreibe- 
Kosten der ProTinzialkanzlei ; Reparatur, Reinigung und 
Möbb'rung der Gebäude, in denen Sitz der Provinzial-, 
Deputirten Staaten und der Kanzlei ist; deren Miethe, 
falls sie Privateigenthum sind ; Unterhalt des Wohnhauses 
Ton dem Comroissär , wenn es Reichseigenthum , Hiethe 
wenn es diess nicht ist, ausser falls der Commissär im 
Provinzialgebäude wohnt 

Zur blossen Provinzialverwaltung und Haushalt ge- 
hören folgende Ausgaben: Gehalte der oben nicht er- 
wähnten sonstigen Provinzialbeamten und Diener, ihre 
Reise- und Aufenthaltsgebühren, Anlage und Unterhalt von 
provinzialen Wegen und Arbeiten, Renten und Heimzah- 
lungen von provinzialen Anleihen, Processkosten der Pro- 
vinz, Druckkosten des Provinzialblattes und sonstigen pro- 
vinzialen Piecen, Verpflegung von armen Geisteskranken, 
sowie sämmtliche im Interesse der Provinzen nöthige und 
ihnen durch besondere Gesetze auferlegten Ausgaben. — 
Dieses Budget wird in allen Provinzen nach demselben, 
königlichen, Modelle angefertigt und erfordert die L Ap- 
probation, hinsichtlich deren die Reglemente (ß. oben) 
gelten. Doch begegnen wir hier einer scheinbaren Anti- 
nomie , wenn nämlich die Deputirten Staaten zur Bestrei- 
tung der Hälfte von den geforderten Summen aus den- 
jenigen Budgetposten bestreiten, wogegen sich beim Kö- 
nig kein Bedenken erhoben. Weigern die Provinzial- 
Staaten, die vom Gesetz der Provinz auferlegten Ausgaben 
auf das Budget zu bringen, so thut diess der König, 
und falls dann die Provinzialeinnahmen nicht genUgen und 
die Staaten keine neuen Einkünfte zur Deckung vor- 
schlagen, redücirt der König die übrigen nicht gesetzlich 
auferlegten Ausgaben pro rato zur Erzielung des Gleich- 
gewichts. Diese Reduction darf nie Zinsen von Pro- 
vinzialschulden treffen. Ab- und Ueberschreitung der 
einzebieu Posten kann nur vom Budget selbst, oder durch 
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einen Beschluss ad hoc der Provinzialstaaten unter k. Be- 
willigung autorisirt werden, zu deren Ausführung Depu- 
ttrte Staaten immer der Approbation bedürfen. 

Das Provinzialeinnahmebudget enthält sämmtliche Bin* 
künfte , wird mit dem der Ausgaben zur Sanotton an 
den König geschickt, der darüber definitiv entscheidet. 
Provinziabteuern werden vom König, wenn dagegen kein 
Bedenken, den Kammern so bald als möglieb in Form 
eines Gesetzentwurfes vorgelegt, welcher die hiermit zu 
bestreitenden Bedürfnisse, nebst Modus der Erhebung 
angibt. Bin neuer Modus erheischt gesetzliche Bestät^ng. 
Accisen dürfen nicht als Provinzialsteuern vorgetragen 
werden, die übrigens den Vorschriften für die Reichs« 
steuern unterliegen. Die comptabten Provinzialbeamten 
legen über ihre Einnahmen und Ausgaben der General* 
Rechnungskammer (^Algemeene rekenkamer} nach gesetzli- 
chen Regeln Rechenschaft ab ; die Deputirten Stoaten jeides > 
Dienstjahr über die bloss provinzialen und haushaltlichen 
Ausgaben an die Provinzialstaaten , wobei eine Abrech- 
nung gelägt wird, deren Ziffern von genannter Rechnungs- 
behörde valabel erklärt sind. Von letzterer nebst Motiven 
^hilt jedes Mitglied der Provinzialstaaten vierzehn Tage 
vor Eröffnung der zweiten Sommerversammlung nach dem 
Diens^ahr ein Exemplar, hierauf wird sie Öffentlich bekannt 
gemacht. Danach wird sie unver weilt geprüft, und durch eine 
Verordnung C^^Iohe der k. Sanction bedarf) festgesetzt, 
woven Deputirte Staaten mit der Rechnung ein Concept 
in Circulation setzen, und worüber sie nicht mitstiminen 
dürfen. Zahlungen von bloss provincialen Ausgaben ge- 
schehen auf Mandate der Deputirten Staaten, welche Prä* 
sident, Greff'ier und ein Mitglied unterzeichnen. Diese. 
Mandate werden nur dann honorirt , wenn Zahlsümme 
nebst den betr. Budgetposten darin steht. Oommissär und 
Deputirte Staaten haften der Provinz persönlich für Aus- 
gaben, welche den Budgetarisarz überschreiten oder mit 
mala fides auf einen andern Posten angewiesen worden 
•für den. Fall, dass solche Ausgaben nicht in d^r enctthn- 

lOrtk ZtiuOr. f. Rechts», XXV. B4. UL Heft. 2S 
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tea Verordming ratificirt werden, ausser wenn es sioh ergibt, 
dasis sie sar Anordnung dieser Ausgaben nicht mitgewirkt 
haben. Für die Verhandlung der Klage auf Schadenersatz de^ 
legiren die Provinzialstaaten eines ihrer Mitglieder. — 
Forderungen an die Proviaz verjähren wie die an das 
Beich. — Gelder, welche von Reichsbeamten für die Pro- 
vint eincassirt werden, stellt der Finanzminisler iinmer 
je im folgenden Monat den Deputirten Staaten zur Ver- 
fügung, 

Cap. DI.: Vollzug der Gesetze und kö-- 
niglichen Decrete durch die Staaten^ Bei 
folgenden Gegenständen: S^eoialleitung des Wassersiaa- 
tes; Vereinigung und Trennung von Goneinden ; Provtn^ 
aial«*, Gommiuial«- oder, Privatsohulunterrioht; Armwesen; 
ladnstrie; ferner bei allen Gesetzen, deren Ausrührong 
der König den Staaten delegürt. Hierbei werden die k 
Vellziehungsdecrete bd'olgt. Sorgen die Staate« nidit für 
gehörige Vollziehung, so autorisirt ein motivirtes k. De«- 
cret im Staatsblatt (Bulletin des Lois} den Commis^är dazu. 

Cap. IV.: Ordnung und Verwaltung des 
PrOvinzialhaushaltes. (Allgemeine Bestimmungen; 
Beattfaiohtigung der Genaeindebehörden). Diese Ordnung 
und Verwaltung ist Attribut der Provinzialstmten, welohe 
demnach: Anleihen sohliessen; die Besoldung der Pro- 
vinzialbeamten festsetzen, die provinzielen Geldmittel re* 
guliren, Eigenthum der Provinz kaufen, tauschen, vo^ 
äussern, verpfänden, TranSactionen darüber schlieissen, 
und Legate nebst Schenkungen für die Provinz ant- 
nehmen lassen. Derartige Beschlüsse fordern königliche 
^nction« Feiner befehlen sie vorbehaltlich Art 191 
der Gemeiadeordnung Anlage und Verbesserung von 
inrovineialen Wegen, Gebäuden, Arbeiten und Anstalten; 
beurtbdlen und entschei<ten, ob die Provinz processiren 
si^; beaufisMChiigen, insoweit diess der König nicht An- 
deren übertragen, alle Torfistiche (verveentngen) , Ent- 
grttndungen (ontgrondingen} , Biateichungen , Trookenle- 
ffungen^ Berg^werk» und SleSnbrüche (steengiroeven} in«- 



Digitized by 



Google 



WaU«, Pr^iHEiAl- und ÜMieittde-Qrdwnwti' . 4iS 

o^balb darProvioz; sie beaufätebt^en übeifdiefiä sSolintlicihe 
Gewisser, Brücke», Wege, Wittserwerke nmt WttKMrdintrikte 
{[water9ob«ppen); m sind zur Modificinrag oder neuen Ab*- 
faaStt^g der OtgümnXiontn und Regleniebte der Wlisseif-^ 
dijfbriltte vorb^Itlkih der Verfaseiungsdtpoailkmen iind unk^ 
k. Approb«4ien befegi; sie s4Mrgdii> dsiss Aua**^ Durdi« 
und Einfubr om Midereo Proviaseii nicht gehenmt werde; 
machen für Frovinsialinteressen B^glemtele ind Verord^ 
nungen, IveMbe der k. Simction unlerlkgeny Niahti Über 
iiegenfliände von allgeitteinem Reicbeiiiteresise enthalten 
4ürf<mi und vofi fiecHtowtegeii veriaUeA^ sobald 4» he*- 
treffende Angelegejiheit durch eio Gesetz oder L Deortf 
geregelt iat. . 

Beaalaichtigung der Gemeindei^ehdjrdeii: 
Dahin geh(Hreiit Approbattdoidea Geni6ind6biulgeta,.ikr Gern* 
ntwaetbeacMüflse» betreffend Verfiigttlig ttber GeonüBdevemiöf- 
gen ubmI andwisrimGesieiildegedet« angem^ieMier eivilnaelif^ 
Ikher Hisdhingen; Autorisatioti zilr Anördawg, AbsdmCiirtg 
oder Yerändeniiig von Jakruiäriiieii und Ifaifttttgeii, kuiovrci; 
diei Hiebt h. BeifjUignng Yorbehalten 04kr in eitter Geh*- 
trdWorwtdlungsaiasaregel angewiesen; Vortrag »it.ErwK^ 
gtiligagründötk. an dem K<teig über die Gape u dbbe s ch l toae 
Betreffs Einführung,, Modificirung uad Absohaffinng Ton Lo- 
4SfäEMiUTti; Gesuche an im König um Sttspenaicfti oder 
AAivftUinnig von Locaiverordnungen, wdche die. Pnmn«- 
«iatstaaten mit <len Gesetzen oder ProYinzialintereis^ 
atreitig finden^ BetnUluittgetl 2ur friediiohen Auagleichnvg 
von Differenen unter den Geneinden ihrer Pwtfisk; 
gelingt diaa tiicht, ao wkd Vortrag ah den Kdnig eraMlel, 
der adtniaäslrative DiiSerenzen entscheidet^ sowie auch 
adminisMtite Differenzen von Provinz und Geiseindev beseah- 
ders die Anlage und Uifteriialt von Wegm betreffen. 

Capi V..: Die tägliche Leitung und Veliaici'^ 
In u a g der G« s oh S f t e ist den Depütirten Staaten i»fege^ 
wieacB, auch vveim die ProtiaEdabtaatM. beiaaBoien siad. 
Die. GompeAetiz hierlD ofdoeC «iüe Instruotiott, welche 
foovinmalataateii übMaen und d^ Kteif .bewlUigl, AKh 

28» 
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folgenden Regeln. Unter diese Rubrik gehören: VoUzag' 
der Gesetze, Centralverwaltungsmassregetn und ic. Decrete, 
deren Ausfohrung den Provinzialstaaten übertragen ist; 
die Abfassung der hierzu nötbigen Verordnungen, welche 
der k. Sauction unterliegen; Vollzug der Provinzial- 
Reglemente und Verordnungen, Besdilüsse und Entscbei* 
düngen der Provinzialstaaten ; Entscheidung der sich beim 
Vollzug erhebenden Differenz, insoweit diess nicht zu 
anderweitiger Compelenz gehurt; die VerwoHung von 
Einkünften und Vermögen der Provinz, Recht zur Ver- 
iniethung des letzteren ; Vertretung der Provinz in Rech^ 
len, Anordnung von Maasregeln ^ur Bewahrung der Rechte 
ohne, Processiren mit Autorisation der Provinzialstaa- 
ten; Ernennung und Entlassung aller Provinzialbeamten 
und Diener, insoweit diess nieht zum Ressort der Pro- 
vinzialstaaten gehört ; SoE^ension. des Greffier und säaamt- 
lich^ von der Provinz besoldeten Beamten; gehörige 
Vorbereitung des Einlaufs bei den Staaten behsfs Deii- 
beration oder Entscheidung; Entwurf neuer oder modi- 
ficirter Reglemente für die Wasserdistricte (insoweit diess 
nicht speciellen Commissionen übertragen), aller Provin«^ 
ziatverordnungen und Reglemente; Approbation von Po* 
lizeizeiverordnungen und Edicten der Wasser*Districte ; 
Festsetzung der Pläne und Bedingungen von Provinzial- 
Submissionen, ausser wenn die Provinzialstaaten eigene 
Ratification reservirt; Befugniss zu unmittelbs»ren Vor- 
kehrungen für den Unterhalt aller Provinzialwerke bei 
ixefahr auf den Verzug ohne Autorisation, was in der erst- 
folgenden Sitzung den Provinzidstaaten mitzutheilen ist; 
Beaufsichtigung der Gemeindeverwaltung; Aufsicht über 
das Provinzialwesen; jährlich in d&c gewöhnlichen Som** 
mersesi»on Eingabe eines ausTübrlichen motivirten Be- 
richtes über den Zustand der Provinz (dieser Rapport 
Gimform dem Muster des Ministers des Innern und im 
Handel einzurichten}; endlich motivirte Gutachten an die 
Minii^rien über alle Provinzialangelegenheiten eta etc. — 
Eine k. Ordonnanz oxganisirte statistiseiie Bureaux in 
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jeder Provinz. — Depatirte Staaten sind den Provinzial-* 
Staaten für ihre Gestion verantwortlich, was durch einjge 
Artikel näher auseinandergesetzt wird. 

Cap. VI.: Suspension und Annnllirung von 
Beschlüssen derProvinzial-undDeputirten 
Staaten: Diese tritt ein, wenn sie streiten 1} mit den 
Gesetzen, oder 2) mit dem allgemeinen Interesse, und zwar 
durch den König, oder wenn sie bereits sanctionirt, durch 
ein Gesetz, das zugleich die Folgen bestimmt. Ueberdiess 
können Entscheidungen der Deputirten Staaten über Ver- 
waltungsconflikte nach den Gesetzen gleichfalls suspen- 
dirt oder annullirt werden. Werden Beschlüsse aus an« 
deren Gründen saspendirt oder annullirt, so wird das 
betr. motivirte k. Decret im Staatsblatte inserirt und bei 
Suspension deren Dauer zugleich bestimmt. Suspension 
dauert höchstens ein Jahr und hemmt augenblickUeh die 
Rechtskraft des betr. Beschlusses. Hat der König inner- 
halb des Suspensionstermines nicht annullirt, so gilt der 
Beschluss. Wiederholt wird keine Suspension. 

Die hier oben unter 1} aufgeführte AnnuUation an«- 
nuUirt zugleich alle Folgen; die unter 2) lässt diejeni- 
gen Folgen im Stande, welche mit diesem Interesse nicht 
colUdiren. 

Provinzial- und Deputirte Staaten vollziehen diese 
Massregeln und treffen geeignete neue Anordnungen ; im 
Weigerungsfalle thut diess der Commissär nach bereits 
mitgetheiltem Modus. 

Von den transitorischen Bestimmungen er- 
wähnen wir lediglich des Art. 176, welcher Abschaffbng 
der Accisen als Provinzialsteuern innerhalb fünf Jahren 
(nach 1850) befiehlt. 

(Fortoeisanif folgt im nAchsten Hefte.) 
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XX. 

Die GiQführuog der Gescbwonüengarichte im 

Kanton Zürich und die hierauf bezüglichen 

Gesetze. 

Von 
Herrn Dr^ AI, Ore|l| 

in Zürich.*) 



Einleitung, 

Did kriiifiche Zeitschrift bat sehon $n einem frühem 
Btfide Aufsdtee über die Jury in Genf und Waadt ge- 
bracht, es dürfte daher vielleicht von Interesse sein, a»eh 
die ESfifühning der Sdiwurgericble im Kanton Zürich vnd 
die hierauf bezügliühen Geselse, welche mit dem 1. Ja- 
mtar 165S ui Kraft treten sollen, ku besprechen. 

Bekanntliob wurde im Anfang der dreissiger Jahre 
in den meisten Schvreiaser- Kantonen dits Geriehtt^vipesen 
neu organtsjrt, resp. erst damals die richterliche und die 
volletehende Gewalt scharf getrennt So geschah es audi 



*) Anmerkung der Redaktion. Wir verdankeq den hier 
mitgetheilten Aufsatz der Güte des Hrn. Dr. Orelli, der seine Be- 
fähigung zu gründlichen Arbeiten über Gesetzgebung durch seine 
Schrift: Die Jury in Frankreich und England. Ziirich iBhSi. treiSlich 
iMiebg«lwieien «pd darla da« Eirgcbnisa s^ipor mil gcosser ^nchbennt- 
niiA HEd UopvtbßUicbkeit g^macbtep Beckbacbtnvgaii fibcdr dini Qm^ 
und da» Wesen des englischen und französiscbea Strafverfahrens mit-« 
getheilt hat. Der Aufsatz des Hrn. Dr. Orelli war schon sogleich 
nach dem Erscheinen des Züricher Gesetzes eingesendet. Seit dieser 
Zeit bat Hr. Ratlimaftn (dar Usu^fwfmmf da» Gesetzes) eine 
Schrift: Die Züricber'schen Gesetze, betr. die Organisation der Rechts- 
pflege und des Strafverfahrens. Zürich 1853. (reich an wicbtigen 
legislativen für die Praktiker wichtigen Beoterkungen) und Hr. Hotz 
(Staatsanwaltsubstitut) einen Leitfaden für Geschworne. 1853. heraus- 
gegeben. (Darin finden sich interessante Abhandlungen über Betrug, 
über Fragestellung und über Beweisregeln.) 
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in Zürich. Was spedell die Sirafrecblspflegfe betriSI) so 
ordnete ein Gesetz vom 11. des Bradimohat 1831 dieselbe 
f olgendermasaen : ein ständiges Criminalgericht von fünf 
Mitgliedern beurtheilt die eigentlichen Verbrechen, dag&« 
gen fallen die geringeren Verbrechen und Vergehen der 
Competenz der Bezirksgerichte anhetm. Von beiden ist 
Appellation an das Obergericht (höchste Instanz in Civil- 
und Criminairallen) möglich. Alle Verbrechen und Ver-- 
gehen (mit wenigen einzelnen Ausnahmen} werden von Staats 
wegen untersucht und bestraft. Die ersten Punkte der* 
seben werden von der Vollziehungsbebörde erhoben, und 
sodann der Fall ah das kompetente Gericht gewiesen. 
Die Voruntersochnng ist geheim und sohriftiichr ki Kri-^ 
minalfillen wird dieselbe vom Kantonal- Verhöramt gefftinrl. 
Sobald im Laufe derselben ein bedeutender Grad von 
Verdacht gegen eine bestimmte Person sich ergibt, so 
spricht das Kriminalgericht auf den diessPaltigen Antrag 
des Staatsanwaltes oder des Verhöramtes die Versetzung 
in den Anklagezustand aus. Darauf wird die Unter* 
suchung weiter geführt, und hält das Verhöramt die«- 
selbe für vollständig, so übermittelt es die Akten dem 
Staatsanwalt, welcher seinen Antrag über die Vollstän* 
digkeit beim Gericht zu stellen hat. Wird dieser ge« 
nehmigt, so findet an einem hiezu angesetzten Tag die 
Benrtheihing statt. Diese Schlnssverhandhing vor Gericht 
ist nun freilich öffentlich, altem sie enthält nichts weite«' 
res als die Vorträge des Staatsanwaltes, der Vertheidiger 
nnd die Urtheilsfällung. Ausnahmsweise bloss bei Ver- 
brechen, bei denen Todes* oder Kettenstrafe in Frage 
kommt, müssen, sofern der Angeklagte läugnet, die wich«« 
tigsten Zeugen eidlich vom Präsidenten vor dem Gericht 
einvernommen werden. Was den Beweis anb^iffl, so 
war nach diesem bisherigen Gesetze zur Verurtheilung 
der Angeklagten sein Geständniss nicht nöthig, sondern 
die Ueberführung durch Zeugen oder Indizien hinreichend; 
doch konnte bei einem blossen Indizienbeweis nie auf 
Todesstrafe erkannt werden. Es ist femer noch anzu* 
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fuhren, dass durchaus keine formelle Beweis <- Theorie 
existirte, sondern dass die Richter nur dann ein ver- 
dammendes Urtheil fällen dürfen, wenn sie von der Schuld 
des Angeklagten vollständig tiberzeugt waren. Bei 
unvoUständigein Beweis, aber bedeutendem Verdacht wird 
absolutio ab instantia (^dieser unsinnige legale Zweifel) 
unter Kostenauflage für den* Angeschuldigten ausge- 
sprochen. 

Wir haben also hier eine geheime Voruntersuchung, 
und eine öffentliche Beurtheilung durch ständige aber 
keineswegs (nothwendig) rechtsgeiehrte oder auf Lebens- 
zeit ernannte Richter. Das Anklage-Princip ist reprisen- 
tirt durch die Funktionen des Staatsanwalteis (öffentlichen 
Anklägers}, die althergebrachte Mündlichkeit und Oeffent- 
licfakeit, die in den Schweizer Gerichten (im Gegensatz 
zu Deutschland} nie. ganz unterging, hier wenigstens 
aufs höchste beschränkt. Dagegen haben wir in diesem 
Strafverfahren bereits eine Art Jury. VTenn wir näm- 
lich berücksichtigen, dass die volle Ueberzeugung der 
Richter zum Schuld-Urtheil verlangt wird, und dass diese 
letztern nur auf wenige (nämlich auf 6) Jahre aus dem 
Volke gewählt werden ohne andere Erfordernisse zur 
Wählbarkeit als das 30. Alte'rsjahr, so könnten wir 
diese Züricher'schen Criminalrichter füglich stehende Ge-* 
schworne nennen. Es ist daher wohl doppelt interessant, 
nachzuforschen, wesshalb man ai^ch bei uns das fremde 
Geschwornengericht einführen wilL 

Das oben in Kürze geschilderte Criminalverfahren 
hatte sich je länger je mehr als mangelhaft und unge- 
nügend herausgestellt. Als Haupt-Uebelstände traten zu 



1) Selbst für die Mitglieder unsers Obergerichtes stellt die Yer- 
fassong keiBe weitern Wäblbarkeitscrfordernisae auf. AHein die Praxis 
ist hier viel weiser; selten wird jemand in diese Behörden gewühlt, 
der nicht längere Zeit in einem .untern Gerichte oder als Anwalt 
sich die nöthigen Kenntnisse erworben oder eigentliche Universitäts- 
studien gemacht hat. Die Anwälte dagegen haben eine förmliche 
Staatsprüfung zu bestehen. 
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Tage und wurden von Jahr zu Jahr immer mehr gerügl: 
die schleppende geheime Yoruntersttchung , die Allmacht 
der Verhörrichter, >der Mangel an Kontrolle über diesel- 
ben^ ferner die Art, wie die Richter ohne unmittelbare 
Anschauung blos auf die Akten hin ihr Urtbeil zu fällen 
hatten, die zahlreichen Instanz-Entlassungen, die häufigen 
Rückweisungen von Seile des Obergerichtes behufs Ver- 
vollständigung der Procedur, wobei, wenn letztere Be- 
hörde auch von der lobenswerthen Tendenz der nodi 
genauem Wahrheitserforschung geleitet sein mochte, doch 
der erste Grundsatz einer gerechten und heiisamen Straf- 
Justiz, nämlich dass die Strafe den Verbrecher möglichst 
sohnell treffe, verletzt wurde. 

Schon im Jahre 1838 erschien eine eigenthümliche 
Schrift von Heinrich Escher Fürsprech (damals Mit- 
glied des Regierungsrathes), betitelt: „Versuch über die 
Zweckmässigkeit und Möglichkeit der Wiederherstellung 
der Volksgerichte in der Schweiz nach den Anforderungen 
unserer Zeit.^ Diese bespricht unseres .Wissens zum 
erstenmal die Frage der Einführung von Geachwornen in 
der Eidgenossenschaft. Zuerst wird in derselben gegen 
einen angeblichen Dikasterialdespotismus und die über- 
handnehmende Tendenz, das Recht durch künstliche Theo- 
rien immer mehr dem Volke zu entfremden, geeifert, die 
Abfassung eines allgemein verständlichen Civilgesetzbuches 
für die deutsche Schweiz beantragt und sodann für 
Civil- wie Straf-Gerichte die Beiziehung von Geschwornen 
oder Urtheilern unter Leitung eines einzelnen rechtsge- 
lehrten Richters vorgeschlagen. Nur das Obergericht sollte 
als oberste Aufsichtsbehörde und Kassationshof beibehal- 
ten werden. Was speciell das Strafverfahren anbetrifft, 
so werden Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, kurze Vor- 
untersuchung u. s. f. beantragt, aber auch vorgeschlagen, 
den Grundsatz des Einschreitens von Staats wegen sehr 
zu beschränken und die Kantonal-Staatsanwaltschaft und 
andere Behörden gänzlich aufzuheben. Ein frischer ori- 
gineller republikanischer Geist durchweht die Schrift, 
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ehizdlne Vorschlägfe sind treflnich^ andere ilbcr allsu ideii-* 
Kstisch aus längst entschwundenen genaanisehen Einrich- 
tungen geschüpfl;. Da sie der Reformvorschlige nur zu 
Tiele enthielt, blieb sie ohne praktischen Erfolg. 

Im Jahre 1847 legte der hohe Regiersngsrath dem 
grossen Rathe (der gesetzgebenden Behwde) einen Be- 
richt über die Reform der Strafrechtspfiege vor. In die- 
sem officiellen Berichte wurde mit schlagenden Gfündea 
die Nüthwendigkeit vollständiger Mündlichkeit und Oef- 
fentlicbkeit dargethan, hingegen sprach sidi derselbe nocb 
entschieden gegen die Einführung der Jury ans 
und zwar hauptsöchlich aus folgenden Gründen: die BUdung 
der Geschwornenliste sei bei unsern demokratischen Ein- 
richtungen zu schwierig, man habe kein anderes Mittel 
als die Gesohwomen wie Beamte wähl^ zu l«isen, dann 
falle aber jeder erhebliche Unterschied zwischen Rkhteni 
und Geschwornen weg; endlich könnten sie in Zeiten 
politischer Aufregung sehr leicht zum Werkzeug einer 
Partei gestempelt werden. Dieses ProjdKt, das auf Gnmd- 
läge der bestehenden Gerichtsverfassung unsern Strafe 
prozess auf mann^fache Weise verbessern wollte, ver- 
dient alle Anerkennung; man Hess aber die Sache auf 
sich beruhen. Unterdessen erfolgten die politische Um«* 
gestaltung der Schweiz und die europäischen Revolntions- 
stürme des Jahres 1848. Begreiflich, dass unter solchen 
Verhältnissen unsere Frage in den Hintergrund treten 
musste. Doch blieb desswegen das Bedürfniss der Re- 
form nicht weniger fühlbar. Am 1. Aprä 1851 kam 
nun diese Angelegenheit im Schoosse des grossen Rathes 
zur Behandlung, und zwar referirte Hn Regieruagsralh 
Rüttimann nicht nur über die noth wendige Verbesse-* 
rmg des Strafverfahrens, sondern brachte jetzt geradezu 
die Einführung der Jury für Criminalsacfaen in Vorschlag. 
Der um das züricherische Justizwesen vielfach verdiente 
Hn Obergertchtspräsident Finsler wünschend, dass man 
sich mit dieser wichttgen Frage erst recht vertrani 
laache, stellte i&n Antrag auf Venichietai^, bis ausgear^ 
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beitete 6esel£es*Entwttrfe vorgelegt seien. Lebhaft sprach 
nun filr EiftfQhmng des neuen Institutes Hr. Staatsanwalt 
Dubs: „Wahre Oeffentlicbkeit und Mündlichkeit — so 
suchte derselbe in einem Mingern Votum nachzuweisen ^— 
vertrage sich nur mit Einer Instanz, man könne eine 
öfrenilicbe Verhandlung nicht zweimal wiederholen lassen; 
er behauptete ferner, ein ständiges Gericht entscheide nie«- 
mals nach freier Ueberzeugung, sondern bilde sich stets, 
weil es eben eine Masse von Füllen zu entscheiden habe^ 
eine positive Beweistheorie. Wenn man sich einmal für 
Oeffentlicbkeit und Mündlichkeit ausspreche, so werde 
man mit innerer logischer NothwencKgkeit zum Gesebwor-* 
nengerieht bingetrieben. Diess zeige auch die Er fiibrung 
tfi andern Staaten.') Sodann sucht der Redner das in*« 
stitut auch aas poMliscben Gründen anzuempfehlen. Der 
grosse ftath entschied sich fast einrofithig für sofortiges 
Biiftreten, und hierauf wurde kein Gegenaolrag in der 
Sache selbst mehr gestellt. Da nun durch, die Einfüh** 
rung der Schwurgericfate die Staatsverfassvng selbst in 
einzelnen Bestimmungen eine Abänderung erlitt, so musste 
das betreffende Vi^rfassungsgesetz , welches der grosse 
Bfttb im Anfang October des gleichen Jahres in zweiter 
Berathung ohne weiteres Eintreten (den Volksentscheid 
Torbehallen) annahm, der Bürgerschaft des Kantons zur 
Annahme oder Verwerfung vorgelegt werden. Die Ab- 
stimmung hierüber geschah am 23. im Wintermonat und 
fiel, obgleich die TbeÜnahme an den einzelnen Gemeinde«* 
Versammlungen ziemlich gering war, mit grosser Mehr- 
heit zu Gunsten des neuen Institutes aus. Fragen wir 
uns, wie es möglich war» dass nun so schnell eine dem 
Volk ganz unbekannte Einrichtung adopUrt wurde und 
das alte Verfahren ohne ernstKcbe Gegenwehr dabinfiei, 



2) Aach der Referet»! hatte (ti«s* hervopg«b<^en; dass Oeffeii^ 
lichkeit und MuiKlticbkeit ohne Jary nicht gedeihe, hätten die Brlih» 
nmfen in Genf, W«i4l, Preonen im4 Baden bewiesen, wo man doch 
von den entgegengesetzten Aniichletf ausgegatigen sei« 
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SO lag der Grund hauplsächlich in den tief gefühlten 
Mängeln der heimlichen schriftlichen Voruntersnchung, die 
so zu sagen den ganzen Griminalprocess in sich absor- 
birt hatte. Dass eine Reform nothwendig geworden, 
darüber waren alle Parteien und alle gebildeten Juristen 
einverstanden; ob aber auch Goschworne einzuführen 
seien, darüber mochten wohl sehr verschiedene Ansichten 
obwalten, ja manche unserer bedeutendsten Rechtsgelehr- 
ten halten dieselben bei uns für keineswegs wünschens- 
werth oder absolut nothwendig. „Aber auch diejenigen, 
welche sich gegen die Unvollkommenheiten der Jury 
keineswegs verblenden, finden in der vollständigen Oef- 
fentlichkeit ein wohlthätiges Heilmittel gegen ihre Ge~ 
brechen.^ Der Hauptgrund für die Einführung der 
Geschwornen lag indess keineswegs in der blossen Nach- 
ahmungssucht fremder Einrichtungen, sondern im Ent- 
wicklungsgange der Schweiz selbst. In Genf zuerst, dann 
in Waadt, in Bern hatte sich allmälig seit dem Jahr 1 844 
die Jury Bahn gebrochen und man konnte voraussehen, 
dass sie wohl immer mehr von West nach Osten vor- 
schreiten würde. Allein auch das neue Bundesgesetz 
für die eidgenössische Strafrechtspflege vom 27. Au- 
gust 1851 hatte das mündlich-öffentliche Verfahren mit 
Geschwornen zu seinem Prinzip erklärt, und bereits muss- 
ten in allen Kantonen für die eidgenössische Rechtspflege 
Geschworne gewählt werden. Was war nun natürlicher 
und zweckmässiger, als dass auch die kantonalen Gesetz- 
gebungen, da wo sie Veränderungen erheischten, mit der 



3) So äasseit sich der Verfasser einer Reihe von trefflichen 
Artikeln, welche in der Form einer Recension des neuesten Mitter- 
maier'sdien Werkes über das engl., schott. und nordamerikan. Straf- 
yerfabren, die fViniipien und die Vorsäge des englischen Criminal- 
processes einem grössern Leserkreis klar zu machen ond das Inter- 
esse für die neuen fiinrichtongen zn wecken suchten. Sie erschienen 
in der neuen Züricher Zeitung im Monat April 1852. 

4) Wenn wir weiter unten bloss vom eidgenöaiischeB oder Run- 
desgeseti reden, ao ist immer diefes gemeint. 
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Bundes-Gesetzgebung in Harmonie za kommen suchten? 
Da man ferner wünschte, das Rechtsbewosstsein im Volke 
und dessen Interesse namentlich für das Gerichtswesen 
zu wecken und neu zu beieben, so schien sie hier die 
direkte Betheiligung der Bürger, wie sie in den Schwur- 
gerichten sich manifestirt, das geeignete Mittel zu sein. 
Manche gingen von der Ansicht aus , die Vorzüge der 
wahren Oefifentlichkeit und Mündlichkeit Hessen sich nur 
mit Gesckwornen auf die Dauer bewahren ; noeh^ andere 
mochten glauben, ein Institut, das sich so lebhaft der 
Sympathie unserer Zeit erfreue, könne wohl nicht anders 
als trefflich sein, viele endlich, bloss vom politischen 
Standpunkte die Frage auffassend, behaupteten, es ver- 
trage sich nicht mit der Ehre unsers freien republika* 
nischen Staates, dass er die Jury nicht kennen sollte, 
sie, die man in England und Nordamerika als das^Pahi* 
dium der Freiheit preise. ^) Wie man indess auch immer 
die Sache auffassen möge, so war doch auch den eifrig-«- 
sten Vertheidigern der Jury klar, dass man mit ihrer 
Einführung ein neues unbekanntes Gebiet betrete, das 
man nur durch eigene Erfahrung werde gehörig kennen 



5) D^ YerfiMer diese» Aufsatzes kann rücksicbtlicb seiner Auf- 
fassung der Jury auf seine Schrift „die Jury in Frankreich und Gng^ 
land. Zürich 1S52" verweisen. Er setzt den Hauptwerth dieses Insti- 
tutes in den juristischen Character desselben. Eine nach englischen 
Grundsätzen organisirte Jury erscheint ihm als das beste Beweismitsel 
in Stralprocess. Was die politische Bedeutung der Jury anbetrifft, 
so hüU er dieselbe in der Schweiz, wo voo Gerichtsdespotismuf keine 
Rede sein kann, wo überhaupt das Volk bei allen öffentlichen Ange- 
legenheiten so sehr sich betheiligt, nicht für nothwendig, ja unter 
Umständen eher für bödenklicb. Die Gründe, welche der officielle 
Bericht von 1847 gegen die Gescfawornen anführt, sind heute noch 
to wahr wie damals» Wir franen uns aber lebhaft darüber, dass 
iioi KktBtqn Zürich gerade das Bedurfniss ' der Reform disr ßtrafrecbtM« 
pflege und keineswegs bloss politische Motive dieses Institut ins 
Leben riefen. Seine Existenz ist dadurch viel gesicherter. Wird 
dagegen der Jury von vornherein der poIiUaehe Stempel aufgedrückt, 
to ist ihre Lebensfähigkeit bedroht. Sie imuis 4mn Wechsel der 5y* 
steme ond Parteien uaterliegen. 
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lernen; es war dalwr ebenso kliig[ ab zwecJmSißäg^ dis 
Sobwurverfahren auf die dfentlichen Criwtal- imd auf 
politische Verbreeheii zu bescbtänken» 

Nacbdem also das. Volk seit Jawort gegeben, wurden 
von dem durch seine wissenschaftlichen Kenntliisse wie 
durch seine reichen Erfahrungen hieau am neiaten be- 
fühigten und auch den Li^sem dieser Zeitschrift durch 
seine Arbeits über eaglischeä und amerikanisehes B^bt 
wohl bekannte Herr R^i^rungfsrath l>r. RllttiflSaun die 
betreffeaden Gesetzes-'Enlwürfe über die Organisation der 
Geridite und über das Strafverfahren ausgtarbeitet und 
zuerst im Schoosse des Regierungsrathes diskufirt. Der 
grosse Rath ernannte In seiner Januar-Sitzung. 1852 
eine Commissioa von 13 Mitgliedern ^ um dteselbea 
zu prüfen. Wir werden aus den Berathjungen Aen^bem 
48S Wesentlichste roittheilen. Die sO durdri)eratheni»n und 
tbrilweise modifizirten Entwürfe wurden dann nodi zwth- 
mal der obersten Landesbehörde, ttämlich SMe Jtuti und 
Ende September d. J., vorgelegt. Das Organisttt<^nsge>^ 
gesetz erlitC eiazehie, doch nicht bedentonde Abändertirtgea 
und wurde sodann definitiv zum Gesetz erhoben; in 4» 
Berathung des Entwurfes über das Strafverfahren trat 
der grosso Rath nicht ein, sondern nahm denselben en 
Woc so wie er von der Commission umgeändert worden, 
an, jedoch in der Meinung, dass jedenfalls spätestens 
nach Verfluss von drei Jahren, vom Tage der Erlassung 
der Gesetzie an gerechnet, in eine Revision deTsribea 
eingetreten werde. Wir bedauern aufrichtig, duss der 
grosse Rath selbst sich nicht die Mühe nahm, diese tief 
eingreifenden Gesetze gründlich zu debattiren. Vielfache 
anderweitige Geschäfte können hier k^ine Entschuldigung 
abgeben. Wohl aber darf man zu etwelcker Reehtfer^ 
tigung anführen, dass dem grossem Theäe der MitgMedvr 



6> Dief» CommifliiDB bestaud. ans Regisningtvä^nni, dericMafiTi* 
sideiH«!!, Ri^litem «ni Amrättcn unofc Ward» läicaratt von Hid^. Rui* 
timann präsidirt. . . 
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die Sache seUist fremd war und dass fiiie sieh eben auf 
die Einsicht und 'Thätigheit der hiefur ernannten Com-* 
mission verlassen zu dürfen glaubten. 

I. Das Gesetz über die Organisation der 
Rechtspflege. 

Im Ganzen wkd die bisherig« Geri^chtsorganisation 
beibehdtea. Darnach besteht ÜUr jeden WaUkreis ein 
Zunft*« oder Kreisgericht von 3 Mitgliedern zur 
JBntscheidmig von Civil-Streitigkeiten bis auf den Betrag 
von) 100 alten Züricher Gulden oder 233 Franken N«W. 
Jeder der 11 Beairke des Kantons besit2t ein Bezirks- 
gericht» wekiies in Zürich aus 7, in den andern fie- 
zirken aus 5 JUitgüedern (mit Inbegriff des Präsidealen) 
besteki Dia Bezirksgerichte entscheidett in zweiter und 
letzter Instanz auf erfolgte Appeibtion über alle CiTil- 
sbreitigkeiten , die \<m den Kreisgericbten entschieden 
wurden; dagegen beurtheilen sie in erster Inslaftz alle 
Givilaachen, wetehe die Competetaz ^r Kreisgerichte über«« 
steige») insbeaMdare alle Ehesachen und Pater AHätStfittle; 
auch steht ihnen namentlich die Eröffnung und Behand«* 
hiDg der Konkurse (AaflBille} uud die Entscheidung der 
Auffallspendenzen zu. Was die strafrechtliche Kompetefts 
imbetrifik, so entsprechen die Kreisgerichte zieaalich den 
einfachen Polizei-, die Bezirksgerichte den korreetioBellen 
Geriebten. Die Kreisgerichte hatten früher aus 5 Mit- 
gliedern bestanden und werden nun auf 8 reduzirt. ^s 
tauchte wohl moh die Frage auf, ob es nicht i^ßser 
wire, dieae Getichte durch £äi2»lricbler ssa eraet^eo^ 
albin man musste hierauf veraiebten, weil dieses^ Systeiin 
umwrn i^epnhUGanischen Sitt^ wid«irsiir^«Ki wttrdeu Das 
Sohwetzenfioft iiit lucbt gOMeigl, m viel^ Mackt in die 
Hand ekods^ Bazelnen zu legea^ 

Doch vraiflte wir uns nun w waenn eigenttieheii 
Gegenstand, zam.S^hwmrgarioht. daa biatißri^ Cri^ 
minalgeridit wtfd gänzlich aufgehoben und hiogegen die 
MilgKedeEzaU des Obergeficbte$ von 9 auf 12 erhOhl. 
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Dieser oberste Gerichtshof theilt sich künftighin in zwei 
Sektionen: die Civilabtheilung (7 Mitglieder} behandelt 
alle in die Competenz des Obergerichts einschlagenden 
Fälle der nicht streitigen Gerichtsbarkeit (Rehabilitation 
von Falliten, Amortisationen etc.); ferner beurtheilt sie 
letztinstanzlich alle Berufungen und Beschwerden, betref- 
fend die Erkenntnisse und das Verfahren der Bezirks- 
gerichte und Bezirksgerichtspräsidenten in Civilsachen mil 
Ausnahme von Streitigkeiten aus dem Gebiete des Ver- 
mögensrechts , welche sich auf einen Hauptwerth von 
wenigstens 20,000 Franken beziehen; (bei dieser od^ 
einer höhern Summe muss das plenum des Gerichtes 
entscheiden}. Die Crioiinalabtheilung dagegen (5 Mit- 
glieder} beurtheilt letztinstanzlich (nach $. 101}: 

a} alle Beschwerden betreffend das Verfahren der 
untern Gerichte in Strafsachen, 

b} alle ^Beschwerden beti*effend Führung der Vorun- 
tersuchung in Strafsachen, die an das Schwurgericht ge- 
hören, mit Ausnahme der Streitigkeiten betreffend die 
Frage, ob die Einleitung einer UntersiK^ng zulässig sei 
oder nicht; 

c} alle Berufungen betreffend bezirksgerichtliche Straf«- 
erkenntnisse ; 

d} die Gesuche um Strafverwandlung wegen Wohl-- 
Verhaltens. 

Die Criminalabtheilung bestellt ferner von sich aus 
eine Anklage-Commission von drei Mitgliedern für die 
Dauer eines Jahres^ Die Staatsanwaltschaft behält ihre 
bisherige Stellung* Während aber früher ein Kantonal- 
Verhöramt, dessen Personale oft hatte vermehrt weirden 
müssen, die Untersuchung in Zürich vorgenoounen hatte, 
so überträgt hingegen jetzt in den an das Schwurgmcht 
gehörenden Strafsachen die Anklage-Commissioa des Ober- 
gerichtes die Voruntersuchung dem Präsidenten oder einem 
Mitglied des Bezirksgerichts, in dessen Amtskreise das 
Verbrechen verübt wurde, oder ausnahmsweise einem 
Mitgliede der Anklage-Gommission seibat. Jedea^ fieisiifks- 
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gericht hat sber auch ausserdem ein aus seiner Mitte 
ernanntes Yerhöramt für die in seine Competexu fallen«- 
den Strafsachen. Durch diese »eue Einrichtung wird zwar 
die Geschäftsmasse der Bezirksgerichte bedeutend ver-^ 
mehrt; allein es ist eine wesentliche Verbesserung, wie 
sie schon in dem Projekte von 1847 vorgeschlagen war, 
dass fUrderhin die Untersuchung gleich an Orl und Stelle 
Cresp. doch sehr nahe) geführt und nicht mehr silmmtliche 
Damnifikaten, Zeugen u. s. f. nach der Hauptstadt reisen müssen. 

Der Mangel stehender Untersuchungsrichter, die aus- 
schliesslich mit diesem Geschäfte betraut sind, bat indes*- 
sei) auch wieder seine Schattenseiten. 

Indem wir im nücbsten Ab^hnttt die Voruntersuchung 
selbst und die Stellung der Anklage-Commission kurz 
l^eleuehten werden, bleibt uns hier bloss noch übrig, die 
Composition des Schwurgerichts su besprecheB. 

Diess besteht, den Präsident inbegriffen, aus 3 Bich'*- 
tern und 12 Geschwomen. Das Obergerioht ernennt für 
jede Assise den Präsidenten derselben, die Richter und 
Ersatzmänner. Wählbar hiezu sind alle Mitgliedef und 
Supplöanten des Obergerichtes und der Bezirksgerichte, 
und zwar hat diese Ernennung wenigstens 3 Monate vor 
der betreffenden Sitzung z.u geschehen. Durch diese £40-^ 
riehtung soll dem Obergericht die Gelegenheit gegeben 
werden, je unsere tüchtigsten und hiezu geeigneten Richter 
zur Leitung von Assisen zu benutzen, was gewiss sehr 
zweckmässig ist. Als Sitzungsorte wurden Zürich, Wm^ 
terthur und Pfäffikon bestimmt; an jedem derselben soll 
das Schwurgericht wenigstens zweimal im Jahr zusain* 
mentreten. Auch isl es wiederum sehr praktisch, dassi, 
um viele Geschäfte schnell zu erledigen und Kosten tu 
ersparen, dem Obergericht frei steht, das Schwurgericfal 
doppelt zu besetzen, so dass gleichzeitig an demselhen 
Orte zwei Schwurgericbts-Verhandhingen neba« ainander 
stattfinden können. 

7) In dem berühmten Central crim. court in Old fiailey in London 
sind inHuer zwei («ueh Atel) (xeaehworneogerichte neben einander thäUg. 
jKh«. ZeUiehr, f. Bechuw. XXV. Sa, UI, Eefu 29 
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Was nun die Geschwornen anbetrifft, so hätten wir 
die Bildung der Liste anders gewünscht, wiewohl wir 
begreifen, dass die kantonale Gesetzgebung sich der eid- 
genössischen möglichst anzupassen suchte. Die züriche- 
rischen Geschwornen Tür die eidgenössische Strafrechts- 
pflege werden nämlich kirchengemeindsweise gewählt und 
zwar auf je 1000 Einwohner ein Geschwornen Stimm- 
berechtigt bei diesen Wahlen ist jeder im Kanton woh- 
nende Schweizerbürger, der das 20. Altersjahr angetre- 
ten hat und nicht sonst nach der Verfassung vom Stimm- 
recht ausgeschlossen ist. Jeder bei den Geschwornen- 
wahlen Stimmberechtigte ist wählbar für die kantonale 
Rechtspflege, sofern er das 25., für die eidgenössische, 
sofern er das 21. Altersjahr angetreten hat. Die Liste 
bleibt drei Jahre in Kraft. Man wollte nun nicht für 
die kantonalen Geschwornen eine andere Ernennungsart 
bestimmen, sondern die Wahl der eidgenössischen und 
kantonalen Jury gleichzeitig vornehmen lassen, so dass 
zuerst die erste, dann die zweite gewählt wird, mit der 
Vereinfachung, dass wer für die eidgenössische Straf- 
rechtspflege zum Geschwornen gewählt wird, sofort auch 
auf die kantonale Liste kömmt, und hierauf nur noch die 
Ergänzung der letztern vorgenommen wird. 

Mit der eidgenössischen tritt jedesmal auch die kan- 
tonale Liste ausser Kraft. Für die Kantonalstrafrechts- 
pflege wählt indess jede Gemeinde auf je 200 Einwoh- 
ner einen Geschwornen. Das Verhältniss gestaltet sich 
nun so, dass auf Grundlage der letzten eidgenössischen 
Volkszählung der Kanton Zürich 250 eidgenössische und 
1249 kantonale Geschworne wählt. In einem Punkte 
übertrifll indess die kantonale Gesetzgebung diejenige des 
Bundes vortheilhaft , nämlich darin, dass zur passiven 
Wahlfähigkeit das angetretene 25. Altersjahr erfordert wird. 
Der Entwurf hatte hiefür ebenfalls nur das zurückgelegte 
20. Jahr vorgeschrieben. Allein der grosse Rath änderte 
diese Bestimmung in der erwähnten Weise ab. Wir erfreuen 
uns lebhaft über diese Aenderung; denn 20jährige Ge- 
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schworne sind doch offenbar zu jung, um über Freiheit 
und Leben ihrer Mitbürger zu entscheiden. Es ist nun 
zu erwarten, dass im Kanton Zürich auch für die Bun- 
desstrafrechtspflege nur 25jährige oder ältere Leute ge- 
wählt werden, damit man dieselben auch sofort auf die 
kantonale Liste setzen könne. ^) 

Die einzigen Requisiten für unsere Geschwomen sind 
also das Alter von 25 Jahren und die volle Ausübung 
der staatsbürgerUchen Rechte. Von einem Census konnte 
keine Rede sein, weil ein solcher bei uns selbst für die 
höchsten Staatsstellen nicht erfordert wird. Ausgeschlossen 
von der Liste sind (nach §. 70) alle eidgenössischen 
und kantonalen Vollziehungsbeamten, Oberrichter, Gerichts« 
Präsidenten, Verhörrichter, Staatsanwälte, die Geistlichen, 
die Angestellten in der Verhafts- und Strafanstalt und 
endlich die Polizei-Angesteliten. Auch Aerzte und Apo- 
theker hätten nach unserem Dafürhalten dispensirt werden 
sollen, allein theils war hier wieder das Bundesgesetz, 
welches sie nicht ausschliesst, maasgebend, theils wollte 
man nicht zu viele Leute der gebildeten Klasse entbeh- 
ren und glaubte gerade in den Aerzten sehr geeignete 
und intelligente Geschworne zu erblicken. Jeder, der zum 
Geschwornen ernannt wird, muss dem Rufe Folge leisten» 
Ausgenommen sind ($. 71): a) alle, welche das 60ste 
Altersjahr zurückgelegt haben ; b) diejenigen, die in Folge 
einer Krankheit oder eines Gebrechens ausser Stande sind, 
die Pflichten eines Geschwornen zu erfüllen; c) jeder, 
der auf der letzten Geschwornenliste sich befunden hat 
und wirklich zu einer Sitzung einberufen worden ist. 
Die Anerkennung der Gültigkeit der Geschwornenwahlen, 
sowie die Entscheidung von Streitigkeiten hierüber steht 
den Bezirksräthen zu mit Vorbehalt des Rekurses an den 
Regierungsrath (also der Verwaltungsbehörde). Die Ge- 
schwornenliste wird durch den Regierungsrath zusammen- 



8) Diese Erwartung hat sich bei den ersten am 21. Nov. 1852 
stattgehabten Geschwornenwahlen vollkommen bestätigt 

29* 
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gestellt und durch das Amtsblatt veröffentlicfat Auf diese 
Weise entsteht also die Urliste für 3 Jahre ;- die Ses- 
sionsliste dagegen wird erst 10 — 14 Tage vordem 
Zusammentritt des Schwurgerichtes gebildet und zwar so^ 
dass in öffentlicher Sitzung der Präsident der Criminal- 
Abtheilung des Obergerichtes mittelst des Looses aus 
allen auf der Urliste enthaltenen Namen 36 herauszieht. 
Bei jeder folgenden Ziehung werden die Namen derje- 
nigen Geschwornen, die seit dem Bestehen der Liste 
schon einmal gedient haben, auf die Seite gelegt. (Wenn 
jedoch in Folge dessen nicht wenigstens 700 Mann übrig 
bleiben würden, so sollen von den früher bei Seite ge- 
legten und zwar in der früheren Reihenfolge des Dien- 
stes die nöthige Anzahl wieder beigerügt werden}. Die 
durch das Loos bezeichneten werden sofort hievon be- 
nachrichtigt. Unentschuldigtes Ausbleiben bei der Sitzung 
wird nach §.78 sehr strenge geahndet, es kann näm- 
lich ein solcher Pflichtvergessener durch das Geriqbt in 
Schaden und Kosten verurtheilt und mit einer Ordnungsstrafe 
bis auf 300 Franken belegt werden (§. 78). Eine Ein- 
sprache hierüber entscheidet das Gericht in der laufenden» 
oder wenn der Antrag zu spät einkommt, im Anfang der 
nächsten Sitzung. — Die Geschwornen erhalten für jede 
Stunde Hin- und Herreise eine Entschädigung von 70 
Rappen und ein Taggeld von 4 Franken. So sehr das 
erste angemessen ist, so wenig will uns das letztere 
gefallen. Weder Frankreich noch England (mit Ausnahme 
der Specialjury) kennt Diäten für die Geschwornen, 

Was die Wahl der Jury anbetrifil, so halten wir 
sie für verkehrt und dem Wesen des Institutes wider- 
sprechend. Der Geschwornen Dienst ist ein Ehrenamt 
jedes politisch vollberechtigten Bürgers, auf dessen Aus- 
übung er so gut Anspruch hat, als darauf, dass man ihm 
gestatte, die Waffen für sein Vaterland zu tragen. Also 
gehören offenbar auf die Urliste alle befähigten Bürger. 
Nur wie diese zu reduziren sei, ist die schwierige Frage. 
Werden die Geschwornen gewählt ^ so unterliegt ihre 
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Ernennung gerne politiischen Einflüssen. Denken wir uns 
vollends aufgeregte Zeiten, so wird die Jury bei diesem 
Modus in der Republik nur allzuleieht zum Werkzeug 
einer Partei und es fehlt also die erste Bedingung ihrer 
Würde und ihres Gedeihens, nämlich der Charakter der 
Unparteilichkeit.^} Ein ferneres Bedenken, das wir ge- 
gen die Wahl der Geschwornen hegen, ist das, schon 
in jenem oSiciellen Bericht von 1847 erwähnte, dass 
nun jeder erhebliche Unterschied zwischen Richtern und 
Jury bei uns wegfällt, weil in der Schweiz sämmtliche 
Richterstellen auf eine längere oder kürzere Zeitdauer, 
sei es direkte oder durch das Volk, sei es durch Wahl« 
coUegien oder durch die oberste Landesbehörde gewählt 
werden. Lebenslänglich ernannte, unabsetzbare Richter 
sind uns unbekannte Nun sollte aber gerade das Rich- 
teramt den Charakter der Stabilität und der Wissenschaft-* 
liehen Bildung tragen, dagegen die Jury im Gegensatz 
hiezu mehr das praktische Leben repräsentiren und mit« 
ten aus dem Alltagsgetriebe aus allen Klassen und Stän« 
den hervorgehen. Die Wahl lässt nun zwar erwarten; 
man werde nur intelligente, tüchtige Leute ernennen, 
allein wird sie sich nicht auch auf die vorzugsweise ein- 
flussreichen und bekannten Persönlichkeiten beschränken? 
Ein Einwand freilich sehr secundärer Natur gegen die 
Wahl ist endlich noch der, dass unsere Bürger ohnedem 
und seit der neuen Bundesverfassung in erhöhtem Maasse 
durch zahlreiche Wahlgeschäfte in Anspruch genommen 
werden, wodurch denn zeitweise eine gewisse Theil- 
nahmlosigkeit entsteht. Wir hätten vorgezogen, man würde 
eine Urliste ähnlich wie in England, durch die Gemeinds- 
behörden unter Kontrolle des Regierungsrathes entwerfen, 
jährlich daraus die verstorbenen und unfähig gewordenen 
streichen und die neu hinzukommenden Bürger beifügen 
und sodann diese Urliste, sei es durch eine eigens hiefür 



9) Verg;!. hierüber den Aufsatz von Renaud über die waadt- 
länd. Jury. Bd. XIX. S. 196 ff. dieser Zeitschrift. 
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emaimte Commissioii, sei es durch das Loos, redoziren. 
Bei letzterem ist freilich die Gefahr vorhandeo, dass durch 
dasselbe sehr unfühige Leute herauskommen, allein auch 
bei einer durch politische Leidenschaft geleiteten Wahl 
ist dasselbe unerfreuliche Resultat denkbar. Auch gäbe 
es hier wohl noch andere Auswege. Wir zweifeln kei« 
neu Augenblick, dass die erwähnten Bedenken auch dem 
Verfasser der Gesetzes-Entwnrfe aufgestiegen, dass sie 
vielleicht auch im Schoose des hohen Regierungsrathes (bei 
der ersten Berathung derselben} diskutirt worden sind; 
auch liessen sich gegen unsern Vorschlag wieder andere 
Einwendungen erheben; wir sind sogar geneigt anzu- 
nehmen, dass man gerade in der Wahl das relativ beste 
Mittel zu finden geglaubt hat, um eine ehrenhafte und 
tüchtige Jury zu bilden ; wir begreifen ferner, dass eine 
Uebereinstimmung mit dem Bundesgesetze gerade in die- 
sem Punkte sehr wünschbar war; allein wir können uns 
einmal des Gedankens nicht entheben, dass die Wahl 
dem Wesen des Geschwomen- Instituts gänzlich wider- 
spricht. 

n. Das Gesetz über das Strafverfahren. 

a) Allgemeiner Theil. 

Indem wir nun die wesentlichen Vorschriften über 
das Strafverfahren den Lesern mittheilen werden, wollen 
wir nur die eine Bemerkung vorausschicken , dass das- 
selbe auf unser Strafgesetzbuch, '^) das auch ferner un- 



10) Das Zürcher. Strafgesetzbuch slamint aus dem Jahr 1835 
und ist von dem damaligen Oberrichter J. C. Ulrich redigirt. Es 
schh'esst sich an die damals in Deutschland geltenden Theorien an nnd 
stimmt in vielen Punkten namentlich mit dem Bäuerischen Entwurf 
eines Strafgesetzbuches für Hannover überein. Es trägt im Allgemei- 
nen einen sehr milden Character nnd lässt dem richterlichen Ermessen 
bei Bestrafung der einzelnen Verbrechen einen weiten Spielraum offen. 
Beiläufig wollen wir hier noch bemerken, dass nach Art. 54 der Bun- 
desverfassung für politische Vergehen kein Todesnrtheil gefällt wer- 
den darf. 
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verändert in Kraft bleiben soll, vielfach Rücksicht neh- 
men musste, mit andern Worten, dass letzteres die ge- 
meinsame Basis unsers bisherigen wie unsers künftigen 
Criminalprocesses bildet« Das mündlich-öffentliche Haupt- 
verfahren wird, wenngleich auch ohne Geschworne, wie 
wir oben bereits erwähnten, nun auch für die Bezirks- 
gerichte, deren Strafkompetenz ziemlich erhöht wurde, 
eingeführt, doch bleibt hier noch eine gewisse Vermitt- 
lung mit der Vergangenheit, dagegen ist nur das Schwur- 
gericht selbst und das Verfahren vor demselben etwas 
total Neues für das Züricher Volk, das verflossenen Som- 
mer zum erstenmal bei den Sitzungen des Kriegsgerich- 
tes '0 die Thätigkeit einer Militär-Jury kennen zulernen 
Gelegenheit hatte. 

Unser Gesetz behandelt nun im ersten Theil die all- 
gemein gültigen Vorschriften über die Anstellung der 
Strafklage, die Kompetenz der Gerichte und namentlich 
-über die Führung der Voruntersuchung; im zweiten oder 
besondern Theil sodann das Haupt- oder Schlussverfahren 
vor den Kreis-, Bezirks- und Schwurgerichten nebst eini- 
gen andern Materien. Wir werden im Ganzen der Ord- 
nung des Gesetzes folgen, unsere Hauptaufmerksamkeit 
aber nur auf diejenigen Punkte richten, welche das Schwur- 
gericht betreff'en. ^ 

Die Kompetenz desselben erstreckt sich nach §.14 
auf folgende Verbrechen: 

a) Hochverrath, Landes verrath, Aufruhr und andere 
politische Verbrechen; 

b} Münzfälschung (ausser in Fällen von geringer Ge- 
fährlichkeit}, Fälschung öffentlicher Urkunden und Meineid ; 

c) Nothzucht, 'Schändung, Blutschande, Bigamie und 
widernatürliche Wollust; 

d) Tödtung, sowohl vorsätzliche als fahrlässige, Ab- 
treibung, Aussetzung hülfloser Personen; 



11) Vergl. über die eidgfenössischen Kriegsgerichte Dubs im 
GerichUsaai Yon Jagemann 185:3. N. YIII. u;. XVIII 
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e) Körperverleizong ersten Grades; 

f) Menschenraub^ Entführung, widerrechtliche Gefan-* 
genhaltung ersten Grades; 

g} gerichtliche Yerifiumdung, sofern dieselbe sich 
auf eines der im gegenwärtigen Paragraphen genannten 
Verbrechen bezieht; 

\i) Raub und Erpressung; 

i} ausgezeichneten Diebstahl und Unterschlagung er- 
sten Grades über Frkn. 150. 

k} einfachen Diebstahl und Unterschlagung zweiten 
Grades über Frkn. 300; 

1) absichtliche Brandstiftung und Verursachung von 
Ueberschwemmung^ alle gemeingefährlichen Eigenlhuuisbe- 
schädigungen, z. B. an Eisenbahnen, Dampfmaschinen u, s. w. 
ohne Bücksicht auf ihren Betrag, sowie böswillige Eigen- 
Ih^msschtidigung über Frkn. 300; 

m) ausgezeichneten Betrug über Frkn. 150; 

n) dnfacher Betrug über Frkn. 300; 

o) betrüglichen Bankerott (wo derselbe nicht bloss 
iu Begünstigung einzelner Gläubiger besteht}; 

p) Bestechung und Amtserschleichung, vorsätzliche 
Verletzung der Amtspflicht von Kantonal- und Bezirks* 
beamten; 

q) alle übrigen Verbrechen, die wegen der Grösse 
des Straft»aasses die Bezirksgerichte von der Hand ge- 
wiesen haben, oder deren direkte Ueberweisuiig an das 
Schwurgericht ans gleichem ißrunde die Anklage-Com- 
mission zulässt. 

Ke übrigen Verbrechen und Vergehen werden vor 
das Bezirk:sgericht in erster, von der Criminalsektion des 
Obergerichtes in zweiter Instanz beurtheilt. üebrigens 
gehören auch diese Verbrechen an das Schwurgericht, 
wenn sie einen politischen Charakter haben. Die Kreis- 
gerichte beurtheilen bloss die Polizeiübertretungen, sowie 
ganz geringe Diebstähle, einfachen Betrug, Eigenthuras- 
schädigung unter 20 Frkn.; endlich alle und besonders 
qualifizirte Verläumdungen oder Beschimpfungen (also jene 
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unerfreulichen aber alltäglichen Bagatellsachen, die nach 
unserer Ansicht viel passender summarisch durch einen 
Einzelrichter erledigt würden. 

Das Schwurgericht hat die Kompetenz, alle gesetzlich 
zulässigen Strafen zu erkennen. Die Strafkorapetenz der 
Bezirksgerichte ist dahin begrenzt, dass sie weder Todes- 
noch Ketten- noch Zuchthausstrafe aussprechen dürfen. 
Den Kreisgerichten endlich ist die Kompetenz eingeräumt 
bis auf achttägiges Gefängniss und Geldbusse bis auf 
50 Frkn. zu erkennen. Die Weisung an das zuständige 
Gericht gehen von der Polizei-Behörde aus (davon gleich 
unten). Das Gesetz bestimmt nun in den §§. 19 — 25, 
wie allfäHige Kompetenzstreitigkeiten zu erledigen seien, 
und welche fora zur Anwendung kommen. Wir erwähnen 
den praktisch richtigen Punkt, dass wenn ein Kreis- oder 
ein Bezirksgericht für ein Vergehen, das in seine Kom- 
petenz fallen würde, eine seine Befugniss übersteigende 
Strafe für nöthig erachtet, oder wenn im Laufe der Un- 
tersuchung ein seine Kompetenz übersteigendes Verbre- 
chen zum Vorschein kömmt, dasselbe dem Statthalter 
resp. dem Staatsanwalt die Akten behufs der Ueberwei- 
sung an das zuständige Gericht Übermacht. Soviel über 
die Kompetenz der Gerichte. Gehen wir nun zum Straf- 
preoess selbst über. 

Obersler Grundsatz ist und bleibt: alle Verbrechen, 
Vergehen und Polizei-Uebertretungen werden im Namen 
des Staates verfolgt, auch wenn keine Klage oder 
Aufforderung von Seile einer bekidigten Privatperson 
vorliegt. Vorbehalten bleiben bloss die bisherigen weni- 
gen Ausnahmen. ^^3 In der Grossraths-*Commission kam 
die Strafe zur Frage, ob nicht eine Ausdehnung des 
Privatanklage-Syßtems am Platze wäre. Ein Mitglied der- 



12) Ks sind nämlich 1) Ehebruch, 2) aussergerichth'che Verlüura- 
dung und 3) Diebstahl, Unterschlagung, Betrug und böswillige Eigen- 
{humsschädigung verübt von Verwandten unter sich, welche bloss auf 
Anzeige des Geschädigten hin untersucht werden sollen. 
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selben schlug vor, bei allen Vergehen, welche die Kreis- 
gerichte beurtheilen und ferner bei allen Körperverletzungen 
sollte künftig nur auf die Klage des Geschädigten hin 
eingeschritten werden und bloss da, wo ein wirkliches 
Interesse des Staates vorliege, letzterer die Initiative er- 
greifen. Dieser Vorschlag wurde begründet theils damit, 
dass manche Bagatellsache wegfiele und so dem Staat viele 
unnütze Kosten erspart würden, theils namentlich aus dem 
Gesichtspunkte, dass dadurch die Thätigkeit und das In- 
teresse der Privaten für Verfolgung der Verbrechen mehr 
angespornt würde. Die Mehrheit der Commission wider- 
setzte sich indess diesem Vorschlag, von der Ansicht 
ausgehend, man dürfe den Privaten nicht zu viel über* 
lassen, Furcht und Versprechen würden manchen von der 
Klage abhalten, man solle das Finanzielle nicht zu sehr 
im Auge haben, das Einschreiten des Staates nütze oft, 
ohne dass man es merke, das öiTentliche Interesse sei 
eigentlich überall betheiligt, die fragliche Materie sei durch 
unser Strafgesetzbuch bei den Bestimmungen über Dieb- 
stahl, Injurien u. s. f. geordnet, und von diesem wolle 
man ja nicht abgehen. So blieb denn das bisherige Prin- 
zip unverändert bestehen und wir sehen hier bereits eine 
wichtige Frage entschieden im Sinne des Strafgesetzbuches. 
Die erste Erforschung von strafbai'en Handlungen 
und den Beweisen derselben bleibt der Thätigheit und 
dem Scharfsinn der Polizei - Angestellten anheimgestellt. 
Es liegt aber auch jeder Behörde und jedem Einzelbe- 
amteten die Pflicht ob, strafbare Handlungen, die ihnen 
auf amtlichem Wege bekannt werden, der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Privatpersonen sind zu solchen An- 
zeigen nur berechtigt, nicht verpflichtet. Unser Recht kennt' 
keine Denunziationspflicht der Privaten (ausser im Falle 
von Hochverrath und Landesverrätherei). Wir hätten ge- 
wünscht, man hätte die Thätigkeit der Bürger in dieser 
Beziehung mehr angeregt; so wenig wir auch das eng- 
lische System hierin zur Nachahmung empfehlen möchten. 
Nach §. 4 sollen wie bisher die Polizeibehörden (unter 
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diesem Ausdruck werden die Gemeindeammänner und die 
Bezirksslatlhalter verstanden) die ersten Spuren von Ver- 
brechen und Vergehen erheben und alle diejenigen Maas* 
regeln treffen, welche ohne Gefahr nicht verschoben wer- 
den können. So oft es zweckmässig erscheint, sollen sie 
sich an den Ort des Verbrechens begeben. Sobald nun 
der objektive Thatbestand genügend festgestellt und mit 
Bezug auf den subjectiven Thatbestand die nöthigen sichern- 
den Verrügungen getroffen sind, so sollen die Akten dem 
kompetenten Gericht zur Durchführung der Untersuchung 
übermittelt werden; und zwar soll diese Uebermittelung 
in den Fällen, in welchen eine Verhaftung stattgefunden 
hat, innerhalb vier, in den übrigen innerhalb zehn Tagen 
stattfinden. Von den Polizeibehörden also geht die Weisung 
an das zuständige Gericht; in Fällen jedoch, welche vor 
die Jury gehören, an die Anklage-Commission des Ober- 
gerichtes. Bei Einleitung von Strafprozessen, welche eine 
politische Bedeutung haben, soll die Staatsanwaltschaft so 
früh als möglich dem Regierungsrath über das Geschehene 
Bericht erstatten und für weitere Maasnahmen die erfor- 
derlichen Aufträge verlangen. Ueberhaupt wird dem Re- 
gierungsrath die Befugniss ertheilt, mit Bezug auf die 
Einleitung von Strafprozessen von der Staatsanwaltschaft 
und den Polizeibehörden Berichte einzufordern und be- 
sondere Aufträge an dieselben ergehen zu lassen (§. 6). 
Diese Bestimmung ist dem Gesetze über die Beaufsichti- 
gung der Staatsanwallschaft v. J. 1840 entlehnt. Im 
Hauptverfahren wird die Anklage im Namen des Staates 
durch folgende Beamten geführt: bei dem Obergericht und 
bei dem Schwurgericht durch den Staatsanwalt oder 
seinen Vertreter, bei den Bezirksgerichten durch die Be- 
zirksstatthaller (bei den Kreisgerichten durch die Gemeinde- 
ammänner). 

Was ^pecieli die Stellung der Staatsanwalt- 
schaft anbetrifft, so war dieselbe schon nach demalten 
Verfahren eine sehr mächtige und bedeutende, und ist es 
nach dem neuen Gesetze ziemlich die nämliche. Zwar 
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Steht der Staatsanwalt im Hauptverfahren, wie wir unten 
sehen werden, dem Angeklagten als gleichberechtigte Pro«- 
zesspartei, nicht als bevorzugtes Organ der Staatsgewalt 
gegenüber; allein während der Voruntersuchung ist sein 
Einfluss möglicherweise ein sehr grosser. Der ursprüng- 
liche Entwurf hatte sogar in §. 6 die Bestimmung ent- 
halten, dass es der Staatsanwaltschaft frei stehe, die Vor- 
untersuchung selbst durchzuführen ; dieser Satz wurde nun 
von der Commission gestrichen, dagegen können auch 
jetzt noch nach §. 4 des Gesetzes (am Ende) die Be- 
fugnisse des Statthalters, also die erste Beweiserhebung, 
durch den Staatsanwalt ausgeübt werden. Sodann kann 
nach §. 8 der Beamtete, dem die Führung der Anklage 
im- Hauptverfahren obliegt, während der Voruntersuchung 
allen Verhandlungen beiwohnen, fortwährend von allen 
Akten Einsicht nehmen und geeignete Anträge stellen, auf 
welche richterliche Verfügung oder Schlussnahme folgen 
muss. Er kann somit einen bedeutenden Einfluss aus- 
üben auf den Gang der Voruntersuchung. *^) Nach unse- 
rer Auffassung soll der Staatsanwall die Strafklage be- 
treiben und dafür sorgen, dass eine gehörige Untersuchung 
eingeleitet werde; allein er soll keineswegs in die Sphäre 
der richterlichen Thätigkeit eingreifen , oder wie es in 
Frankreich der Fall ist, zugleich auch Organ der Voll- 
ziehungsgewalt und Aufsichtsbehörde über die Gerichte 
sein. Der zürcherische Staatsanwalt steht unter der Auf- 
sicht des Regierungsrathes, bei welchem Beschwerde ge- 
führt werden kann, wenn er sich Nachlässigkeit in Be- 
sorgung seiner Amtsgeschäfte zu Schulden kommen lässt. 
Auch enthält §.10 die neue und heilsame Bestimmung, 
dass unter der obigen Voraussetzung der Geschädigte 
selbst die Strafklage betreiben kann , sofern er für die 

13) Wenn auch nicht mit so grosser Macht ausgerüstet^ so hat 
doch der züricherische Staatsanwalt viele Aehnlichkeit mit dem 
öffentlichen Ankläger in Schottland. Vergl. über dessen Stellung bei 
der Voruntersuchung: Mittermaier, das engl., schott. und nord- 
ameriiian. Strafverfahren. S. 185 u. 186. 
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Processkosten und für eine dem Angeklagten im Falle 
seiner Freisprechung zu leistende Entschädigung Kaution 
bestellt. '0 

Was nun die Stellung des Damnifikaten an* 
betrifft, so steht es ihm jetzt wie früher frei, seine Civil^ 
klage auf Schadenersatz entweder nach Erledigung des 
Strafpunktes selbstständig bei dem kompetenden Civilgericht 
gellend zu machen oder neben der Straf klage durch einen 
mündlichen oder schriftlichen Antrag beim Strafgericht 
(also auf dem Wege des Adhäsionsprozesses}. Zu diesem 
Behuf ist der Geschädigte facultativ zu der Hauptverhand-^ 
lung vorzuladen. Das Gesetz fügt hier die zweckmässige 
Klausel bei : „sofern nicht von einer Partei verlangt wird^ 
dass er als Zeuge erscheinen müsse.^ Das Strafgericht 
kann auch von sich aus die angehobene Civilklage dem 
kompetenten Civilgericht überweisen. Endlich stellt das 
neue Gesetz den Grundsatz auf: „Der Entscheid über 
Schuld oder Nichtschuld im Strafurlheil soll für das^ damit 
zusammenhängende Civilurtheil maassgebend sein^ (§. 1 3} 
oder nach der genauem Fassung des Antragstellers : „wo 
die Ersatzpflicht mit der Frage über Schuld oder Un« 
schuld zusammenhängt, ist das Strafurlhcil präjudiciell für 
das Civil verfahren.^ Die Beifügung dieses Satzes hatte 
in der Commission einer der ausgezeichnetsten Anwälte 
des Kantons Zürich, Herr Sulzberger beantragt und 
lebhaft vertheidigt : denn es leide das Ansehen der Straf- 
gerichte dai'unter, wenn die Civilgerichte die Urtheile der 
erstem gleichsam ganz ignoriren könnten. Herr Ober- 
gerichtspräsident Finsler dagegen äusserte nicht nur 
juristische Bedenken gegen dieses Prinzip, sondern hielt 
diess auch für eine materielle Frage, die gar nicht hieher 
ins Gesetz passe, wogegen replizirt wurde , es sei diess 
eine Beweisfrage und da man im Adhäsionsprocess dem 
Strafgericht beide Gerichtsbarkeiten, die criminelle wie die 



14) Vergl. 6ber die Privatankfitger in Schottland Mittermaier 
a. a. 0. S. 188 «. 189. 
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die civile ertheiie, so müsse auch hier bei getrennter 
Behandlung sein Urtheil präjudiziell sein. Die Commission 
entschied sich für Aufnahme dieses Zusatzes, der nun für 
unsere Gerichte eine ganz neue sehr wichtige Regel fest- 
stellt. Bekanntlich ist die Frage, ob das Strafurtheil für 
den Civilrichter maasgebend sei, bis heute in der Doc- 
trin und in der Praxis kontrovers, doch scheint man sich 
immer mehr der Bejahung dieser Frage zuzuneigen, vor- 
züglich darauf gestützt, dass das Criminalurtheil auf viel 
sicherern Grundlagen ruhe als das Civilurtheil, das bloss 
formelle Wahrheit bezwecke. Gewiss kann man auch zur 
Unterstützung dieser Ansicht die Einheit der Rechtspflege 
und das Ansehen der Gerichte anführen, immerhin lassen 
sich aber Fälle denken, wo der Geschädigte durch die- 
sen Grundsatz in eine sehr schlimme Lage versetzt wird, 
namentlich wenn z. B. eine Freisprechung erfolgt wegen 
mangelnden Beweises. 

Das Gesetz enthält nun in den folgenden Titeln 
(3 — 11) eine Reihe ausgezeichneter und theilweise ganz 
neuer Vorschriften über die Führung der Untersuchung, 
über die einzelnen Beweismittel, über den Untersuchnngs- 
und Sicherheitsverhaft, über die Untersuchungsgefängnisse 
und über Kautionen. Es wird genau bestimmt, in wels- 
chen Fällen und unter welchen Formen eine Verhaftung 
oder eine Hausdurchsuchung stattfinden dürfe und die 
möglichste Garantie gegen ungerechte Maassnahmen oder 
Härte gegeben. Man sieht deutlich, dass die bekannten 
trefflichen Vorschriften des englischen und nordamerika- 
nischen Rechts dem Verfasser des Gesetzes lebendig vor- 
geschwebt hatten. Das bisherige Verfahren war gerade 
in dieser Beziehung sehr mangelhaft gewesen, gesetzliche 
Bestimmungen bestanden entweder gar nicht oder in un- 
genügender Weise, die Führung der Untersuchung lag 
ganz in der Willkür des Verhörrichters (des Kantonal- 
verhöramtes). Die Tendenz der Voruntersuchung ist na- 
türlich nach dem neuen Verfahren eine ganz andere, man 
bezweckt nicht mehr ein Geständniss zu erlangen, sondern 
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die genaueste und sorgfältigste Gonstatirung der Tbat- 
sachen. Die weitläufigen unnützen Verhöre und Confron- 
dationen werden vermieden, das Gesetz gibt detaillirte 
Bestimmungen über Erhebung des Augenscheines in Fol- 
ien von Tödtung, Körperverletzung, bei Brandstiftung u. s. f., 
über die Einvernahme der Zeugen, über die Vernehmung 
des Angeschuldigten und über die Führung der Protokolle 
(der Untersuchungsrichter kann nun sein Protokoll selbst 
führen, was sehr gewissenhafte Beamte voraussetzt}, welche 
wir hier füglich übergehen können. Dem Angeschuldig- 
ten sollen alle gegen ihn vorliegenden Beweise vollstän- 
dig mitgetheilt und ihm zu Erklärungen Gelegenheit ge- 
geben werden. Die Vorschriften über die Zeugenverneh- 
mung und die Fragen an den Angeschuldigten gelten 
für die Voruntersuchung wie Tür die Hauptverhandlung. 
Einen Punkt müssen wir hier noch speciell berühren, der 
im Schoose der Grossraths-Commission zu Discussionen 
Anlass gab, nämlich die Oeffentlichkeit der Vor- 
untersuchung. Wie wir schon in der Einleitung 
bemerkt hatten, war die Untersuchung bis dahin ganz ge- 
heim gewesen; erst nachdem die Akten für vollständig 
erklärt und der Tag zur Beurtheilung vor Criminalgericht 
angesetzt war, stand dem Angeklagten oder seinem 
Vertheidiger die Einsicht in sämmtlicbe Akten offen, auch 
durfte dem erstem auf sein Verlangen eine Unterredung 
ohne Zeugen mit dem letztern gestattet werden. Der ur- 
sprüngliche Entwurf des neuen Gesetzes hatte nun in 
§. 80 die Bestimmung enthalten, der Verhaftete dürfe 
sich einen Vertheidiger wählen und sich mit demselben 
frei und unbeaufsichtigt berathen, sobald das erste Verhör 
mit ihm aufgenommen sei; doch stehe der Untersuchungs- 
behörde frei, während 8 Tagen dem Verhafteten jeden 
Verkehr mit dritten Personen (den Vertheidiger inbegriffen} 
zu untersagen. Diese Frist von 8 l'agen ist nun in 
14 Tage umgewandelt worden, ja es kann dem in Un- 
tersuchungshaft befindlichen auch noch nach dieser Zeit 
die freie und unbeaufsichtigte Besprechung mit seinem 
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Anwalt untersagt werden, weiin besondere Gründe hiefSr 
vorliegen. Das Publikum ist ganz ausgeschlossen von 
der Zeugen-Einvernehmung; ob dem Angeschuldigten oder 
einem Damnifikaten gestattet werden solle, .bei diesen an- 
wesend zu sein, hängt vom Ermessen der Untersuchungs* 
behörde ab. Der Staatsanwalt darf natürlich nie ausge- 
schlossen werden. Der ursprüngliche Entwurf hatte sogar 
dem Publikum den Zutritt bei der Voruntersuchung ge- 
statten wolien. Eine plötzliche unbeschränkte Oeffent- 
Uchkeit wäre ein zu grosser Cootrast zu dem bish^igen 
Verfahren und würde jedenfalls die Untersuchung selur 
erschweren, vielleicht oft den gchuidbeweis unmöglich 
machen , wenn der Rechtsbeistand des Angeschuldigten 
nicht gewissenhaft ist. Nach unserer Ansicht soll dem 
in Untersuchung Befindlichen die Möglichkeit gegeben wer- 
de&, von Anfang an für seine Vertheidigung und für die 
Herbeisohaffang seiner Entlastungsbeweise thätig zu sein, 
keineswegs aber diejenige die Behörden zu . täuschen und 
dem Arme der Gerechtigkeit zu entgehen. Das erster^ 
sucht auch unser neues Gesetz möglichst zu bewirken, 
das letztere aber will er verhindern. Nur in England 
ist jene vollständige Oeffentlicbkeit der Voruntersuchung 
möglich, wo eben beide Parteien (nicht eine Staatsbe- 
hörde}, von Anfang an alle Mittel aufbieten, um zu ihrem 
Ziele zu gelangen, wo aber auch zugleich eine grossar- 
tige wundervoll organisirte Polizei die Entdeckung der 
Verbrechen (in London wenigstens} sichert. Genauer be- 
sehen, wird übrigens selbst die englische Oeffentlicbkeit 
der Voruntersuchung theilweise illusorisch, weil die Polizei, 
welche die ersten Spuren der Verbrechen aufsucht, ge- 
heim verfährt und sich nicht damit begnügt, den objek- 
tiven Thatbestand festzustellen und etwa den Verdächtigen 
zu verhaften, sondern nicht selten, bevor sie ihn dem Ma- 
gistrat zuführt, Verhöre mit ihm aufnimmt oder ihn zu 
Geständnissen zu bewegen sucht. ^0 In den englischen 

15) Vergl. Mittermaier d. engl.^ schott. u. nordamer. Strafverf. 
S. 239. welcher dieas als Missbrauch tadelt. 
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Grafschaften, wo nicht jene guten Polizeieinrichtungen 
bestehen, ist die Voruntersuchung vor dem Magistrat oft 
geheim. ^^ 

Wir glauben daher, dass es sich rechtfertigt, wenn 
die Voruntersuchung wenigstens in der ersten Zeit eine 
geheime bleibt, sobald nur im Uebrigen der Angeschul- 
digte den vollkommnen Schutz des Gesetzes geniesst, und 
diess um so mehr, da ja eben die Voruntersuchung jetzt 
nur noch eine secundäre Rolle spielt, und in der Haupt- 
Verhandlung vor den Geschwornen Alles ans helle Tages- 
licht der OefTentlichkeit treten muss. 

Wir halten die Bestimmungen der neuen züricheri- 
schen Gesetzes über die Führung der Untersuchung für 
ausgezeichnet. "^ So weit es nur immer anging, wurden 
die trefllichen Vorschriften des englischen Rechts nament- 
lich mit Bezug auf den persönlichen Schutz des Ange- 
klagten recipirt. Seine Stellung ist überhaupt eine viel 
vortheilhaftere als bisher; der Verhaft wird seltener an- 
gewandt, ^®) alle gegen ihn vorliegenden Beweise werden 
ihm mitgetheilt, die Erlangung von Geständnissen durch 
Drohungen oder Versprechungen ist strenge untersag!» 
Schon nach 14 Tagen kann sich selbst der Verhaftete 
mit seinem Vertheidiger frei berathen (wenn nicht aus- 
serordentliche Umstände das Gegentheil erheischen). Die 
Voruntersuchung ist kurz und bezweckt hauptsächlich, nur 
den objektiven Thatbestand unzweifelhaft festzustellen. Es 
ist nur zu wünschen, dass diese humanen Bestimmungen 



16) Vergl. Mittermaier a. a. 0. S. 220. N. 4. u. 227—228. 

17) Das eidgenössische Gesetz ^ das, Tfie wir noch unten sehen 
werden, in manchen Besiebmigen zum Vorbild diente, ist gerade mit 
Röcksicht auf die Yoruntersuchung sehr lückenhaft. 

lü) Nur bei einem mit Zuchthaus oder schwererer Strafe be- 
drohten Verbrechen soll stets Sicherheitsverhaft eintreten; sobald in- 
dess der vorhandene Verdacht sich als grundlos herausstellt, sind auch 
solche Angeschuldigte wieder auf freien Fnss zu setzen ($. 37). So- 
dann ist auch Freilassang auf Kaution hin mOglich nach der Yor- 
ichrift des S. 65. 

JKHli ZftoeAr. f. Hechitw. XXV. B4, UL Stfu ßQ 
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nicht Von verschihit2ten Inculpaten missbrauchi werden 
tind dfass die küi^fti^en Untersnchungsrichter sich rot dem 
alten Pedantismus und unnützer Weitläufigkeit hüten mögen. 
Unser Gesetz behandelt nun ebenfalls no<ih im all- 
gfeti^einen Theil (Titel 12) die L6hre von deh Rechts^ 
milteln, wir ziehen es aber vor, hier von dieser Ord- 
nung abzugehen und dem chronologischen Verlauf des 
Prozesses treu zu bleiben. 

(Schlass folgt im nlchsten Heft».) 

XXI. 

JDas ßräsiliänisdie Handelsrecht itebst Bemei'- 
kungeh. 

Von 
Herrn ^ WmTthitue^, Siadirichter. 



Ersteh keft: Bli's VlTeleli^elr ecb t. ' 

iMitfelst bfecrets vom 25. Jtmi 1850 hat äet Kaiser 
i>on Pedro H. Von Brasiliert das von der Nationalver-^ 
Sammlung beratbene Handels^äsetzbuäli t)ublicirt, ihretchem, 
in Form einer reglementarisch^n Vorschrift, eine Haii- 
delsprocessördnung unterm 25. November 1850 gefolgt ist. 

Beiden liegt, das nach detn Code Napoleon gearbei-«- 
fete, spanische und portugiesische Handelsrecht (yom 
ifahre "1829 ü. resp. 1833), tind zwar vorzugsweise 
das letztere zum Grunde. Das Brasilianische Handels- 
gesetzbuch zerfällt in 3 Theile. Der erste Theil, welcher 
^vom Handd im Allgemeinen^ überschrieben ist, hat gleich* 
falls di€}enigen Lehren des ObUgatioaenrechts , welche 
bereits das Portugiesische H.«6.-B. ans dem Civilgesetz« 
Euch des Code NapoI6ön entndmmeA, in das Handelsge* 
setzbuch überfragen, und enthält 18 Titel, von den Kauf- 
leuten und Handlungsbüchern, den Börsen, Hülfsagenten 
des'Kanfmannes (Mäkler, Auotionsoommissarien, Handlungs-^ 
diener, Factoren und Frachtführer), dem Banqüier, ddn 
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l^aiitifiänniscbeQ Yerträgpp^ vpq dßf Yollmacht^ ^en Comr. 
missionajreq, vom fi^ai^f, T^uscji, MieÜf^, P^lfik^n »a^ 
Zinsen, Bllrgsch^ft, Pfand, Deppsitifuj, ß,Qpf|ßlä^, WephsjßJ^ 
Tilgung der yerj)ifljtjlic|}keit (^Zahlung*^ Npyptipn^ Compenr? 
sation) und Verjährung. Der zweite Theii behandelt in 
13 Tafeln da^ Seerepfit; W^d der dritte Tbeif ip ß Titeln 
das Falliment, welchem noch ein einziger Titel über die 
Handelsgerichtsbarkeit nachfolgt. 

Das Processreglement zerfilflt gleicbfaHs in 8 Theile; 
das erste B^^ksm»^ WifaMii d^P ßig^ot^icl^s^ Handels- 
process \n 3 4^.^^hf?.M^n .(von dem ff'oce^sverf^hren in 
ß Titeln, der Executipn in 6 Tftelp^ um^ den Recht^-r 
liiittein in 3 Tilpln). Das zweite enthälf, in 2 Titeln^ 
(Jie Vorscbriffen über dje Einrichtung und jQ^'ganisjQtion 
(ler H^nidejsgerichte, und das jdritte in 3 Titeln den Cout 
cursprpcess. Die Publicätion des vorliegendei^ Gesetzes^ 
welches ^as Rechtsgebiet des Code Nap. wieder erheblich 
erweijtert, '} yerdient volle Aufmerksamkeit, da einerseits 
Peutschland gleiobfalls nach einem Hande^sgesetzbuche t)is- 
)ier ^pch vergeblich j^Qstrebt, und anderseits ei^ SF9^ß9f 
The^ der Auswanderer na,ch Bpsilien seinen Weg nimnat^ 
und das vorliegende Buch e^inen neuen ,Bewei3 }ier schaf- 
fenden Kraft und des aufrichtigen Sitrebens ^er ^emerung 
nach Schutz des Eigenthums und Förderung des Handels 
gibt, welcher gleichzeitig ^^zu beitragen ^uss, die Gtrund- 
losigkei.t der .häupgen Vorwürfe und Missbiiiuche that- 
fachlich zu widerlegen. 

So .mannigfacUes Interesse auph die einz^Ufen Lehren 
ge^äl^ren^ so nimmt doc)i immer keipe den Kaufmann 



mit JWQdiQ(:afio|^p i^jgepowi^^^p, ^jp Ae»[WeD» ,^\fi\^, fi^]e'^fi^,P Gfl?J» 
Griechenland, Haiti, Holland, den joniscnen Inseln, Kirchenstaat, Lau- 
sänne, Lucca, Lozemburg, Modena, Montevideo, Parma mit Piacenia 
nnd (ip.af talj^ , Polen ^ ^Portugal , Sardi^i^n^ JSicilien, Spanien, Tessin, 
Toscana, Tiirkei, Wallacbei opd Wallis, .Baden, Krakau und Lonabar- 
d^i (in den 3<lcUteren jedoch silt in ^p^ehung des Wechselrech^ 
die deutsche Wechseloräoung.) 

30* 
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mehr iu Ansprach als der Wechsel, der eigentliche Trager 
aller Handelsverbindungen. Daher mögen auch die nach- 
stehenden Hittheilangen mit der Lehre vom Wechselrecht 
beginnen und eine nachsichtige Aufnahme finden. 

Brasilianisches Handelsgesetzbuch. 

Erster Theil. Til. 16. 

Von Wechseln, Promessen und Creditbriefen. 

Erstes Capitel. Von den Wechseln.') 

L Abschnitt Von der Form und Verfallzeit der 
Wechsel — §. 354. Ein Wechsel muss datirt sein und 
besagen: 1} den Ort, von welchem derselbe gezogen 
Virorden; 2} die zu zahlende Summe und in welcher 
Hünzsorte; 3} das Empfangsbekenntniss der Valuta, mit 
der Bemerkung, ob solche in baarem Gelde, und in wel- 
cher Münze — ob in Waaren oder durch Rechnung, 
oder auf welch eine andere Art sie gegeben sei; 4} die 
Zeit und den Ort der zu leistenden Zahlung; 5} den 
Namen der Person, welche die Zahlung leisten soll und 
an wen? auch ob der Wechsel an Oi'dre, und zwar 
wessen Ordre zahlbar sei; 6} ob er, falls es nicht ein 
Sola- Wechsel ist, als Prima, Secunda, Tertia, oder in wie 
vielen Exemplaren gezogen worden. Fehlt diese Erklärung, 
so wird verstanden, dass jedes einzelne Exemplar ein 
abgesonderter Wechsel sei. Wenn im Wechsel erdichtete 
(fingirte) Namen von Personen oder Plätzen, wo und an 
wen gezahlt werden soll, enthält, so gilt er als ein blosser 
Schuldschein; es können jedoch die Intervenienten, die von 
der Fiction der Person oder des Platzes Kenntniss haben, 
solchen Mangel nicht gegen Dritte vorschützen, vielmehr 
gilt den letztern gegenüber ein solcher Wechsel als regel- 



2) Dass in diesem Capitel nur von gesogenen Wechseln ge- 
handelt und dass bei denselben eine Verscbiedenbeit xwischen dem 
Orte der Aasstellung nnd Zahlong vorausgesetzt wird, folgt ans §• 4*25, 
00 wie Code Nap. Hv-G.-B. Art. 110. 
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massiger Wechsel. $. 355. Ein Wechsel kann ans- 
gestellt werden: 1) auf Sicht; 2) auf Tage oder Monate 
nach Sicht; 3} auf festbestimmte Tage oder Monate nach 
Sicht [präcise ohne Respit-Tage] ; 4) auf Tage oder Mo- 
nate nach dato; 5) auf einen genannten oder bestimm- 
ten Tag und Monat. (Code Nap. H.-G.-B. Art. 129).*) 
§. 356. Die Verfallzeit von Wechseln, die auf Tage oder 
Monate nach Sicht gezogen worden sind, wird von 
dem unmittelbar auf den Tag der Acceptation folgenden 
Tag gezählt. Die Verfallzeit von Wechseln, welche auf 
Tage oder Monate nach dato gestellt sind, wird von 
dem Tage an, der auf den Tag seines Datums folgt, 
gerechnet. §. 357. Die Zahlung der auf Sicht ge- 
stellten Wechsel ist sofort bei der Präsentation selbst zu 
fordern, und kann nur auf vierundzwanzig Stunden auf- 
geschoben werden, wenn der Inhaber damit einverstanden 
ist; die auf genannte und bestimmte Tage oder 
Monate ($. 355. No. 5) ausgestellten Wechsel sind fim 
Tage ihrer Fälligkeit zahlbar. $. 358. Die als Fällig- 
keitstermine eines Wechsels angegebenen Monate sind 
solche, wie sie der Gregorianische Kalender bestimmt. 
Als die Mitte jedes Monats wird immer der 15. Tag 
angenommen. Die Zahlungszeiten schliessen jede Unter- 
brechung aus, und werden von Datum zu Datum ge- 
rechnet. Wenn der Verfalltag ein gesetzlicher Feiertag 
ist, so wird der Wechsel als am vorhergehenden Tage 
fallig angenommen. S« 359« Wenn zwischen der oben 



3) Die Schlofsbestimmang weicht von dem Portug. H.-G.-B. 
$. 323 ab and schliesst sieb dem Holland. H.-G.-B. $. 102 an. 

4) Dass die Mess Wechsel ausgeschlossen sind, beruht darauf, 
dass in Brasilien überhaupt nicht Messen von dem Umfange der euro« 
päischen bestehen. Uso Wechsel sind abweichend von dem Portug. 
H.-G.-B. $. 374, gleichfalls (wie auch in der deutschen Wechselord- 
nong S* 4 und nach dem Türk. H.-G.-B. %. 87) unstatthaft. 

5) Ebenso Code Nap. H.-G.-B. Art. 134. Nach der deutschen 
Wechselordnung Art. 92 ist dagegen der Wechsel am nffchstfolgenden 
Banktag zahlbar. 
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in Hein Wechsel m ZifferA fttisg^drfiekteh Soibine dessel-«- 
ben und der in dessen Gontext in Buchstaben ans^ 
drückten leine Vkrschiedehheit ^Itfindät, <50 wird immei- 
Uli let^tfeflß als Ae Heilige ängenomiiieh , und es wird 
darl6h solchii VerScbtedenbeit det Wech^l i^icht ^räjüdicffi. 
(DteäljSche Weths^iordnuhg $. 5). 

tt. AbÄcbnilt. Von den Indbssamehted. — j. 360, Dfe 
i)^ Ol'drä zahlbar aU$gestel)teh Wechselbriefe sind durch 
tndossamlent übertragbar und zur Zahlung Verpffichlend 
i[5. 364). •) Jeder vorhergehende Indossant isl aDeh 
nachfolgenden tndossalareyi, bis zu dem Inhaber, für dre 
Einlösung des Wechsets verantwortlich. Q%, 381). 
9. 361. Wenn das Indossament als ^in völlstän'(hges und 
y^g'efanässiges gellen soll, tnuss es folgende £lrfordemfsse 
haben: 1) es müss, Voh dem Tage, ah welchem es ge- 
icbehün, datlrt und auf dter Rückseite eineis jedlsh Exem- 
^lar's fes Wechsels geschHebfen seitt; 2) eS muss den 
tfämeh deksen enthalten, afh ^össeM Ordi'e die Zahlung 
geleistet werdeVi soll; 3) es muss angeben, ob Ydufo 
empfaWgcin „oieir fn Rechnuiig",^ oder ob es bloss eine 
VöÄtoächt 'oder ttocbhi 'Mheilt. Wenn die Vahita durch 
ieihen AriftcYi hergegeben worden, so muss von diesetn 
TJml^lanäfe !n detn Indoi^saifienl Erwähnung getliän Werden, 
tläis Indös*sament „an Ordre,'' ohne dass dabei angegeben 
ist, „ob" „Valuta* empfangen,* oder „tn Rechnung,* gilt 
BUt ats Proctira-indossanient, urrfl überträgt kein Eig^*- 
th^to. (Code Nap. H.-'G.-B. Art. 157). Es ist verboten, 
in das Indossament irgend eine Erklärung aufzunehmen, 
die nicht streng zum Wesen eines Indossaments ' gehört, 
bei Vermeidung der Nullität jeder soldien Erklärung. 
$. '3 GS. Obgleich «nivoUständige oder ki-Mamco^lndossa* 
ndenfä z:tiläsäig 'i^ind, )so raftisse'n si& doch, «um gültig zu 
^ein, wenigstens das Datcfm &äs Tags, ah tvelchem sie 
geschehen sind, von der eignen Band des £äe unter- 



7) ^ach Art. 9 der deutschen tV'ecb'selördDang^ sind äucYi die 
Wechsel, welche nicht das Wort ^Ordre" enthalten, quirirliar. 
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f^\chnBXiien Ipdossanten gesch|*jebeo entt^alten^ ^^^ ^ 
mvd I^ei splcbea IiuJ'i^^s^ffi^^n vermuthet, dass sie m 
die Ordre des Inhabers ai^sgestelU und ein Ai^erkenntniss 
der xjmpfapgftaen Valuta epJhaUen, C^Q^tug. ^.rG.-B. §. 356). 
%^ 363. Ei^ falsclies Indos^^na^nt mi ungii^ig und macht 
fie darauf aacbColgenden Indossament^ ungültig, vorbe- 
fiaUUcb des Klagerechts, das dem Inhaber gegen alle, 
welche solcbp Indossamente unterzeichnet haben, zusteht. 
(Vgl. §. 394 u. Portug. H.-G.-.B. §. 360). "0 §. 364. Das 
Indossament schon verfallener oder präjudicirter Wechsel- 
Jbricfe, und solche, )Kir,elche nicht an Ordre Zj^filbar ausr 
gestellt sind, haben nur die Wirkung einer gewöhnliche^ 
CessioB. (Portug. H.-G,-B. §. 360). D 

III. Abschnitt. Von dem Trassanten. — §.365. Der 
Jrass^ ist verpflichtet, /dem Remittentep alle Exemplare 
.des Wechsels, welche dieser verlangt, vor der Yerfallzett 
aji^zul^ndigen. Ist di^ Priiffa verloren^ so kann er sich 
nicht weigern, ihm eine andere zu geben, welche mit 
.Gege];ischei;a über die yerloxene ausge;stellt wird. Fehlt 
^ioe solche Gegenbescbeinig^ngi s^o wjrd verstanden, dass 
je$ einzehie, für sich bestehe;qile Wejchselexemplare sind. 
.$. 366. Der Trassant ist verbunden, genügende Packung 
,im besitz de^ Trassaten zur Verfallzeit des Wechsels iua 
Bereitschaft zu halten, \yidrigenfalls er, wenn wegen 
Jllangel an genügender und rechtzeitig gegebener Deckung 
die Annahme der BiezahluDg des Wechsels verweigert; 
wird^ auqh bei nicht rechtzeitiger Protes,terhebung — in- 
spfeprn der Wechsel noch nicht verjährt ist ($. 443), 
für Verlust und Schaden, der dem Wechsel-Inhaber ejnjt- 
^tc^t, aufkommen jookqss. (Code Nap. ,H,*G.-B. Art. 117 
^^. 17;!, Portug. H.-G.r-B. §. 33,1). §. 367. Ist ein 
Wechsel für Rechnung .etines Dritten gezcigen, sp Ueg;t es 



7) N^ch Art. 76 der deutsch. Wechselord, hat di^ falsche lodossa- 
ment keiDeo Einfluss auf die RechtsgüUigkeit des ächten Indossanten. 

8) Der Art. 16 der deutsch. Wechselord, ^interscbeidei -bei der 
Indossirupg xerfallciaer .Wechsel, ob /dieselhqi jj^echtzeit^ prqtestirt 
worden oder nicht. 
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diesem ob, rechtzeitig baare Deckung xa machen, bei 
oben gedachter Verwarnung und ohne dass der Trassant 
aufhört, dem Inhaber oder dem Indossatar Tür die Sicher* 
heit des Wechseis, in Gemsissheit des vorhergehenden 
Paragraphen persönlich verhaftet zu sein. (Code NapoL 
Art. 115). §. 368. Es wird angenommen, dass sich 
genügende Fonds zur Deckung im Besitz des Bezogenen 
befinden, wenn dieser dem Trassanten oder dem, für des« 
sen Rechnung der Wechsel gezogen worden war, zur 
Verfallzeit eine dem Betrage des Wechsels wenigstens 
gleiche Summe schuldet, oder wenn jeder von beiden 
einen zur Zahlung - des Wechsels genügenden , ofienen 
Credit bei dem Bezogenen hat. (§. 392). (Code Nap. 
H.-G.-B. Art. 116). §.369. Der Trassant ist für den 
Betrag des Wechsels (§, 422) allen den Personen ver- 
haftet, welche das Eigenthum desselben successive er- 
worben haben^ bis zu dem letzten Inhaber. Es hört je- 
doch die Verhaftung des Trassanten auf, wenn der In- 
haber den Wechsel zu präsentiren, oder denselben zur 
rechten Zeit und in gehöriger Form zu protestiren un- 
terlässt, sobald ersterer nachweist, dass sich genügende 
Deckung im Besitz des Trassaten zur Verfallzeit befunden 
hat. (§. 366). §. 370. Der Trassant, welcher einen 
Wechselbrief, Mangels Zahlung, Seitens des Trassaten, 
selbst einzulösen verpflichtet ist, hat gegen diesen ein 
Klagerecht auf Verlust und Schaden; es sei denn, dass 
der Trassat wegen Mangels an einer. Seitens des Tras- 
santen in seinen Besitz zu stellenden, genügenden Deckung 
die Zahlung unterlassen hat. 

IV. Abschnitt. Von dem Inhaber. — §. 371. Der 
Besitzer eines Wechsels auf Sicht, oder auf Tage und 
Monate nach Sicht, ist verbunden, ein Exemplar dessel- 
selben durch die erste passende Gelegenheit, die sich dar- 
bietet, zum Accept abgehen zu lassen, und darf nie die 



9) Art. 23 der deutsch. Wechselord, gibt dem Aussteller gegen 
den Acceptanten ein unbedingtes Wechselrecht. 
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Yon dem Abgange der zweiten Post, Paketboots oder 
Schiffs, welches die Correspondenz nach dem Aufenthalts- 
orte des Bezogenen oder Acceptanten bringt (§. 420), 
verlaufende Zeit überschritten werden, bei Vermeidung, 
dass sonst die Verantwortlichkeit aller vorhergehenden 
Indossanten prSjudicirt werde. Diese Anordnung befreit 
übrigens den Bezogenen nicht von der Verbindlichkeit, 
den Wechsel zu acceptiren, wenn ihm solcher später prä«- 
sentirt wird. ^^3 $. 372. Wenn ein Wechsel zeitig ge- 
nug abgesendet worden ist, um — bei dem gewöhnlichen 
Lauf vor der Verfallzeit an dem Ort einzutreffen, an wel- 
chem er bezahlt werden soll, aber eines nachgewiesenen 
Hindernisses halber — z. B. wegen überlegener Macht — 
erst nach der Verfallzeit ankommt, so behält Inhaber des- 
selben alle seine Rechte, sobald er den Wechsel an dem 
Tage nach dem Eintreffen präsentirt, und, falls Accept 
oder Zahlung verweigert würde, den gehörigen Protest 
sofort erhebt. "C §. 373. Der Inhaber eines Wechsel- 
briefes ist verbunden, denselben am Tage des Empfangs 
dem Bezogenen zur Annahme zu präsentiren, es sei denn, 
dass es ein gesetzlicher Feiertag ist (§. 358). Verwei- 
gert der Bezogene Accept oder Zahlung, so ist der In- 
haber verbunden, den' gehörigen Protest zu erheben.") 
Sind der Bezogenen mehrere, indem deren Namen durch 
das Wörtchen „und^ verbunden sind, so ist der Inhaber 
verbunden, Annahme und Zahlung von allen zu verlangen 
und Protest zu erheben, wenn einer solche verweigert. 
Wenn aber die Namen der Bezogenen durch das Wört- 



10) Die Präsentationsfrist ist hier" wesentlich gegen die übrigen 
Gesetzgebungen gekürzt. (Vergl. Code Nap. H.-G.-B. Art. 160. Portug. 
H.-G.-B. §. 337. Deutsche Wechselord. §• 19 u. 31. 

11) Die via major kömmt also dem Inhaber zu Statten. (Portug. 
H.-G.-B. f. 421. HoUSnd. H.-G.-B. $. 202. Rassische Vtr.-Ord. $.33.) 
Die deutsche W.-Ord. hat dieselbe nicht berücksichtigt* 

12) Der Inhaber des Wechsels ist also zur Präsentation, behufs 
der Annahme des Wechsels verpflichtet; nach der deutsch W.-Ord. 
Art. 18 und 25 nur alsdann, wenn er Regress nehmen will. 
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chen «oder^ getrennt sind, «o wird der erste «Is der 
Belogene erlebtet uftd die folgeeden in de/iseo Ermnng^ 
linig oder Abivesenbeit, und der Infceber wnss »n ßlü/^ 
jMich einander sein Verlangen steUee, pnd wenn Anpatoe 
•der Zahlung nicht erfolgl., oder bei AJ^wesenheit der Yer^«' 
ikergebenden, die gehörigen Proteste erheben, $.374. Der 
Wechsel muss dem Bezogenen oder Aeceptenten in sei* 
nen Comptoir prisentirt werden^ M derselbe niaht z^ff 
•Stelle, befindet sich aber innerhalb der Cirenzen des Pletzes, 
wo die Annahme oder Zehluog zu fordern ist, so heit 
4er Inhaber die möghcben Mittel enzuwendeoi damit der 
Wechsel sobald es möglich, präsentirt werde; wird der 
Bezogene aber nicht wfgefunden, oder j)efindet «ich ia 
Aftern efitfernlen Orte, so ist der Inhaber zn protestireQ 
verpflichtet» $. 375. Per Jsihaber, welcher eine bedipgt^ 
Abnahme des Wechsels zidässt, obno Protest w erhebe«, 
Aimmt elies lUsico des Wechsels auf sich. Wenn 4ie 
Annahme zwar gescliehen, aber hinsichtlich der im Weßhsei 
versehriebonen Summe beschränkt ist, so steht es 4eai 
Inhaber frei, idie theilweise Annahme ;iuzulassen und wei- 
gen des filehrbetrags Protest zu erbeben, ^der aber jene 
zu verweigern und wegen des ^Sanzen Protect su erher- 
ben. ^^} f. 376. Per Inhaber eines acce^rjLei» ader iHcht 
aceeptjrtea Weohselbriefes ist verpflichtet., die Zahlung 
desselben am Verfalllage zu verlangen, und im Falle, d^^ 
diese nicht cnrfoilgt, denselben Mangels Zahlung sofort an 
demselben Tage prolestiren zu lassen* An dem Ofte, 
wio ein Weehselbrief zaUhar jst, in«ss ZaUui^g verlia^ 
und Protest erhoben werden. (§. 374 u. 41 1). §• 377. Der 
Inhaber eines protestirten Wechsels ist verpflichtet, dem- 
jenigen, von welchem er solchen erhalten hat, dieses ihm 
mit der ersten sich ihm dari)ie.tenden , ,passlicben Gele»- 
genhett lanznzeigen und (be Kacbraeht ducch den apsge- 
iertigten -Prolest «« beglaubigen, l»ei Vedust eines jeden 

{13) Ikeb dem Code Kfip. ,H.^jG.-^. Act. ,124 mofs iw dphaber 
Kta9 Acceipi aaf «unen .Tbeil 4cr Siuvime .»uto^Ac^. Versl. deato<^ 
W.-Ord. Aft. S«. 
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B^gre^ses sf^gen d^n TrasiSfifiten und die Indossanten. 
Wenn eincf der Wechselinteressenten in demselben Orte 
•^vohtil, so fnuss die Nötifizirutig innerhalb dreier Werk- 
tage, mi 2WBr bei Vermeidung der f^mlichen Strafe 
(§. 409) geschehen. §. 378. Alle Indossatare sind 
gehalten, den empfangenen Protest — und zwar inner- 
halb der nämlichen Zeitfrist ($. 377) -^ ihren respec- 
titen Indossanten zu übermachen, bei Vermeidung der 
Selbslverahtwortlichkeit für alle «us der Unterlassung er- 
wachsenden Verluste und Schäden. '*) §. 379. W^n 
der t'rotest Mangels Annahme dem letzten Indossanten 
nolificitt worden ist, so hat der Inhaber, indem er den 
^hörigen Prolest wegen Nicht* Annahme überreicht, das 
Recht, von dem Trassanten oder irgend einem andren 
der W^chselverpBichteten, eine die Zahlung zur Verfell- 
feeit sicher stellende Bürgschaft zu verlangen. Wird die 
Bürgschaft verweigert, so kann der Inhaber ein Arrest- 
rnattdat exUrahiren, tind Güter eines jeden der Wechsel* 
verpflichteten, die zur vollen Zahlung genügen, zum De- 
positum bringen lassen, bis die Zahlung zur Verfallzeit 
geleistet worden. ($. 390 u. 831). (Code Nap. H.-e,-B. 
Art. 120. Portug. H.-G.-B. 398). §. 380. Wenn der 
Protest lediglich Hangels Annahme erhoben worden ist, 
'^0 hat der Inhaber bloss ein Klagerecht gegen d^ Tras- 
santen und die Indossanten, so wie gegen alle anderen 
fiürgen des Wechsels. Wird jedoch ein acceptirter Wechsel 
Mangels ZaMöng protestirt, so kann der Inhaber »nch 
gegen den Acceptanlen und 'dessen B&rgen, wenn ein 
solcher vcTrhanden ist, Hagen. §. 381. ©er Inhaber eines 
nicht acceptfrten Wecbseb, welcher den Protest nicht in , 
gehöriger Zeit und gehöriger Form eingelegt, verSert 
jedes Klagerecbt gegen die Indossanten, und behält es 
bloss gegen den Trassarilen. War jedoch der Protest 
Mafngels Zahlung zu erheben, so verliert er jedes Recht 
gegen deti Trassanten nnd die Indossanten und behält es 

14) Die NotificatioD der Protestaufnahme gehört also noch zu 
den essentiellea BediogungtOn des R^gresMs. (Potiag. Il.«t6;*^.:$. 404). 
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bloss gegen den Acceptanten, mit Ausnahme des in den 
§§. 367 u, 368 vorgesehenen Falles, in welchem er 
sein Klagerecht auch gegen den Trassanten, sowie gegen 
den, für dessen Rechnung der Wechsel gezogen wurde, 
behält. $. 382. Der Inhaber eines, wegen Mangels Zah~ 
lung gehörig protestirten Wechsels, der denselben inner- 
halb eines vom Datum des Protestes an laufenden Jahres, 
falls er innerhalb des Kaiserreichs ausgestellt worden war, 
und innerhalb zweier Jahre, falls er ausserhalb desselben 
ausgestellt oder negociirt worden, einzuklagen unterlässt, 
verliert alle seine Rechte gegen die Indossanten, behält 
es aber gegen den Trassanten und Acceptanten, insofern 
der Wechsel nicht verjährt. (§. 443). ^0 S- 383. Der 
Inhaber eines gehörig protestirten Wechsels kann seine 
Befriedigung in einer der beiden folgenden Weisen er- 
halten: 1) indem er von dem Platze, an welchem der 
Wechsel bezahlt werden soll, auf den Trassanten oder 
einen der Indossanten über den Betrag des Capitais sammt 
Zinsen, Rückwechsel und gesetzliche Spesen (§. 422} 
eine Rücktratte zieht, so dass er sowohl die Spesen und 
Zinsen an dem Platze des Bezogenen als auch genau 
die nämliche Summe erheben kann, welche er, wenn der 
Wechsel bezahlt worden wäre, erhoben haben würde und 
nicht mehr; 2} indem er den Wechselbrief nebst Protest 
nach dem Platze remittirt, von welchem er gezogen oder 
indossirt worden war, um dort durch den Aussteller oder 
Indossanten mit der nämlichen, darin angegebenen Summe, 
in gangbarer Münze, nach dem Wechselcours des Tages 
berechnet, an welchem die Zahlung geleistet wird, falls 
ein solcher Cours existirt, ausbezahlt zu werden. Ist an 
dem Tage keine Coursnotirung, so nach der letztvorher- 
gegangenen Coursnotirung ; und zwar nebst Zinsen von 
dem Tage ab, an dem das Geld auf den Wechselbrief 
gegeben worden, bis zu dem der erhaltenen Refriedigung, 
wie auch den gesetzlichen Spesen. §. 384. Der IndoSr- 
sant, welcher einen protestirten Wechsel einlöst, hat das 



15) Aehnlich floUaod, H.-G.-B. §• 207. 
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Recht, von dem Trassanten, oder irgend welchen der 
vorhergegangenen Indossanten, seinen Ersatz in der näm- 
lichen Art, wie er die Zahlung geleistet hat, und in der 
durch den vorigen Paragraphen angegebenen Form zu 
verlangen. $. 385* Wenn der Trassant oder irgend einer 
der Indossanten bei Verkauf des Wechsels durch eine 
auf demselben geschriebene Erklärung die Plätze bezeich- 
net, an denen der Wechsel nur verkauft werden könne, 
so ist er nur für die Differenzen der Wechselkurse, für 
Commissionen und Maklergebührer der Rücktratten oder 
Remittirungen des Wechsels derjenigen Plätze, welche in 
gedachter Erklärung bezeichnet worden waren, verant- 
wortlich. CS. 421). S. 386. Der Inhaber eines Wech- 
selbriefes, welcher dessen Betrag erhoben hat und eben 
so auch jeder Indossant bleibt regresspflichtiger Bürge 
für die Gültigkeit der vorhergehenden Indossamente dem 
Zahler gegenüber. (§♦ 360). §. 387. Der einfache Be- 
sitzer eines Wechsels, auf den das Indossament nicht 
lautet, noch sonst ein anderer Titel angegeben ist, kann 
und muss hinsichtlich des Wechsels alle Schritte und 
etwa erforderlichen Proteste vornehmen und die Deponi- 
rung des Betrages des Wechsels am Verfalltage fordern. 
(§. 367). ") S- 388. Der Inhaber eines vor der An- 
nahme oder Mangels derselben, protestirten und abhanden 
gekommenen Wechsels, hat das Recht, seine Befriedigung 
von dem Trassanten auf dem Wege der Civiiklage zu 
fordern, wenn er sein Eigenthumsrecht an den Wechsel 
nachweist und die geeignete Bürgschaft leistet. Die in 
beiden vorgenannten Fällen geleistete Bürgschaft ist erst 
dann zurückzugeben, wenn der abhanden gewesene Wech- 
sel präsentirt wird, oder nach dessen Verjährung. (§. 443). ^D 



16) Also wohl auch der Depositar der acceptirteo Prima, welche 
am Verfalltage vom Inhaber der girirten Secunda, nicht abgefordert 
wurden ist. 

17) Vergl. Code Nap. H.-6.*B. art. 151 n. 155. Die förmliche 
Amortisation des Wechsels , wie sie die deutsche W.-Örd. art. 73 
salflsst, findet also nicht statt. 
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$. 389. D^r E^enthiimar oder Alandttar eines Mbbgpd^ri 
gekomnenen Wechsels muss sofort dem Trassanten und 
letzten Indossanten unmittelbar, wie auf den Bezogeneqi 
auf ifericbtlicheai Wege benacbriobtigeu lassen, das^ 
er nicht zu acceptiren habe, und wenn er acceptirt, nicht 
ctt zahlen habe, ohne Bfirgschaft oder Niederlegung der 
Valuta zu fordern. (Span. H-G.-a §♦ 507). $,390. Wenn 
der Acceptant eioes Wechsels vor dessen Verfßllzeit f^l^ 
Vrt, so nufis der Inhaber, sobald er von dem F,al%e/rf 
Nachricht erhttit, den gebdrigen Protest zur Sicberstellußg 
»einer Rechte erbeheo» und kann von dein letzten lo'* 
dossiHiten oder dem Trassanten genügende Bürgschi^ fgr^ 
der«, (i 83i)J^) $. 391, Der Inhaber eines JH^pg^ 
Zahfaing gehörig protestirteiP Wechseln Juna, im FaUe des 
FalUnents ides A<)eeptaniten, sich für dJe Gesammtbe^t se^^ 
Ber Fonderuag an alle in das Falliment verwjckeilten Mas-r 
sett die^eiNigen, Kvdcbe in denn totreffendoa Wechsel mit 
ifenpflicbtet waren, halten. Die aus einer der Mß^^a 
bezogenen Dividenden enllasseu die aaderen und die zab^ 
landen BUtverpüichteten bis zur vollständige« Abzf^la^^jg^ 
C8. 9.92)/^) 

V. AbsichaiAt Von dem Bezogenen tund dc^m Ax> 
caiKtaaten. — §• 392^ Der Kaifmana, welcher .sobi^U^I^ 
einen andeven ermächtigt, auf ihn .zu ;trassire;Q9 .ist ver- 
bunden m :acoeptiren 4Uid m ;zahlen, und ist allea Yer- 
antvKorHiQbkeiten und Scbadloabaltungen mnterM^orfen, gl^b 
als ob er 4er Trassant selbst i^r.e. ^§. 422). Daß yer-«* 
apreoben jedacii, einen Wecl^el yai .acceptken, w^nn ,er 
toassirt würde, ohne ausdrückliche l&rmäcbtiguqg a^um Tr^s-^ 



48) ffa^h $. 681 werden die nooh «iobt filUgen Sehalden ddf 
Gemeioschttldners, durch den Concurs, als fällig betrachtet. (Code 
JNap. M.-G^B. ar». 163). 

Ift) .Ebeaio das .Poclog. JI.^G.-B. |. ^17. Spm- «♦-CL-B. S. 538. 
Das Holland. H.-G.-B. $. 198. Nach der Bilbao W.-Orfl. (wfelchp 
atodi (in .Mexico .gilt) C 13. $. 43 .piirtioipic» der Wed^sj^U^h^^r nur 
mcb ideoi verbüehanea Rest , niobt paph t(49%9l)a der p.rsj» cü ag/* 
lieh im Wechsel verschriebenen Somme. 
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siren^ gibt blos ein Kiagerecht aaf Schaden gegen den- 
jenigen, welcher eu acceptiren nnd au zahlen versprach 
und nachher dte Annahme verweigerte. $. 393. Der 
Kaufmann, auf den ein Wechselbrief geaogen worden ist, 
ist 4m et^e Exemplar, welches ihm priseattrt wird, zu 
acoepliren verbunden, oder die Annahme spätestens inner- 
halb vierundzwanzig Stunden nach Präsentation des Wech-* 
$e\Sj 4>6er wenn der Wechsel auf Sicht zabUrar, no<^h an 
demselben Tage zu verweigern. §. 394. Das Accept 
muss ein reines sein, mit der Formel „ich aoceptire*^ 
öder „wir acceptken^ ($. 375} und auf die Vorderseite 
des Wechsels ^Ibst geschrieben sein. Der Beeogene kann 
nach 4&t ÜYiterzeidiming sdn Accept weder «usstreichen 
neeh £iar&(^ziehen. (Vergl. ^an. H.-«r.-B. $. 456}* in 
den Fällen eines falschen Accepts hat der Inhaber Regress 
gegen «den Trassanten nnd die Indessantea. (Vgl« $. 363}« 
S. 395. Ist tler Wechsel auf Tage oder Monate nach 
Sicht ausgestellt, so «Miss ^as Accept datirt sein. Unter-* 
Metbt die Datirung, so wird der Wechsel pratestirt und 
es länft die Frist der Verfalteeit vom Dalum des Pr«K 
testes.^^ $. 396. Derjenige, welcher >den Irrtbom be* 
ging, mehr als ein Exemplar desselben Wechsels za a&* 
ceptiren, ist gehalten, alle von ihm acceptirlen fixiemplene 
zu zahlen und es bleibt ihm das Recht vorbehalten, ^ich 
v<on dem, 'der Valuta in debile erhoben hatte, IBrsatK lei* 
sten -zu lassen. ($. 400}. $. 397. In Ermangelung des 
Accepts Seitens des Beflrogenen kann, nachdem Her ge- 
hörige ^Pretest erhohen worden (:$. 403), j^xler Diritte 
feur Acceplirung und Zahkrog des Wechsels für Reohnang 
oder pro honor der Firma des Bezogenen iiier jedes 
anderen der Wechsel«-Verpiichteten zugelassen werden, 
ttnch wenn er zu diesem Akte "nicht :ausdrttaklich rbeanf* 
tragt ist. (Code Kap. H.-6.-^6. Art. 12F}. ODer Tnassiawt 



20) Nach dem Portug. H.-G.-B. $. 336 läuft, (wie nach dem 
Code Nap. H.-G.-B. art. 122) eveotual. die Frist vom Tage der Aus- 
atetlttiig d6i lYeehieli. 
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seibist und jede andere zu dem Wechsel verpflichtete Firma 
kann sieb zur Acceptation oder Zahlung^ erbieten. Der 
Zahler (Honorant) des Wechsels tritt alsdann in die Be- 
fugnisse und Rechte des Inhabers gegenüber der Firma 
oder der Firmen, für deren Rechnung er gezahlt. 
$. 398. Der Acceptant ist zu zahlen nicht verbunden^ 
wenn der Inhaber ihm nicht das Exemplar, auf welchem 
er das Accept gesetzt, aushändigt, vorbehaltlich wenn der 
Wechsel abhanden gekommen, ($. 388) oder wenn der 
Acceptant vollständig zahl! ($. 375); in diesem letzte- 
ren Falle ist bloss von dem Inhaber zu fordern, dass er 
das Empfangene auf dem Wechsel abschreibt, oder über 
die gezahlte Summe einen besonderen Empfangschein aus- 
stellt. $.399. Der, welcher einen Wechselbrief zur Yer- 
fallzeit ohne Einwendung eines Dritten zahlt, wird als 
der Verbindlichkeit gültig enthoben angesehen. (Code Nap. 
Art. 145. Portug. R-G.-B. §. 385). $. 400. Wer auf 
das Exemplar eines Wechsels, auf welchem sich sein 
Accept nicht befindet, Zahlung leistet, ist gegenüber dem 
Inhaber des Accepts seiner Verbindlichkeit nicht enthoben ; 
zahlt er auch an diesen letzteren, so hat er das Riecht^ 
seinen Ersatz an den zu nehmen, der in debite empfangen 
halte. (Vergl. $, 396 und Portug. H.-G.-B. §. 382). 
$. 401. Erbietet sich der Bezogene, nachdem der Wech- 
sel wegen verweigerter Annahme protestirt worden war, 
dessen Zahlung zur Verfallzeit zu leisten, so wird er 
allen übrigen vorgezogen; er wird aber durch solche 
Zahlungsleistung der Verbindlichkeit nicht enthoben, alle 
Schäden und gesetzliche Spesen zu zahlen, welche aus 
seiner verweigerten Annahme hervorgegangen sein möchten. 
$. 402. Geschieht die Zahlung durch Intervention für 
Rechnung oder per honor der Firma des Trassanten , so 
werden alle Indossanten ihrer Verbindlichkeit enthoben. 
Wenn die Zahlung für Rechnung oder Honor eines der 
Indossanten geleistet wird, so werden alle folgenden 
Zeichner, in der Ordnung der Indossamente, ihrer Ver- 
bindlichkeit enthoben. §. 403. In allen Fällen der Inter- 
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vention eines Dritten beim Accept oder der Zahlung von 
Wechseln ist der Inhaber verbunden, die gehörigen Pro- 
teste aufzunehmen, in welchen er den Namen des Inter- 
venienten und für Rechnung und Honor weicher Firma 
derselbe intervenirte , zu benennen hat; auch sind die 
Advisirungen des Vorfalls in der auch dem $.377 be- 
stimmten Form unerlässlich. §. 404. Erbietet sich der 
Acceptant, oder Jemand für denselben, die Zahlung des 
Wechsels vor der Verfall^eit zu leisten, so ist der In- 
haber nicht verbunden, solche anzunehmen, auch wenn das 
Erbieten ohne Disconto oder Rabatt geschähe. (§. 431.} 
(Code Nap. H.-G.-B. Art. 146.) 

VI. Abschnitt. Von Protesten. — §. 405. Die 
Proteste von Wechselbriefen müssen von dem ausschliess- 
lich für die Aufnahme von Protesten angestellten Justiz- 
Beamten, wenn solcher am Orte sich befindet, aufgenom- 
men werden, oder wo keiner am Orte ist, von jedem 
Notarias des Platzes, oder in Ermangelung und Behin- 
derung des Notars, von einem gerichtlich beglaubigten 
Secretair. §. 406. Die Protesturkunde muss wesentlich 
enthalten: 1) die Angabe der Stunde, des Tages, Mo- 
nats und Jahres, in welchem dem Beamten für die Pro- 
teste der betreffende Wechsel präsentirt worden ; 2) eine 
buchstäbliche Abschrift des Wechsels und alles dessen, 
was auf demselben sich geschrieben findet, und in der 
nämlichen Ordnung, in welcher solches geschrieben wor- 
den; 3) die Erklärung der an den Bezogenen und an 
die anderen zuständigen Personen geschehene (§§. 377 
u. 400} amtUche Aufi'orderung , zu acceptiren oder zu 
zahlen oder den Grund anzugeben, warum sie nicht ac- 
ceptirten oder nicht zahlten, so wie die ertheilte Antwort 
oder die Erklärung, dass sie keine ertheilten; 4) die 
Androhung der Verantwortlichkeit für die von allen zu 
dem Wechsel Verpflichteten zu gewärtigenden Verluste, 
Schaden, Interessen und gesetzlichen Kosten; 5} die 
Unterzeichnung der Person, welche protestirt; 6) das 
Datum des Tages, an welchem der Protest eingelegt und 
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das Daimn, an welchem das Prolocoll avfgenomineii wurde, 
wdches von dem Protestirenden ^Protestaten) gezeichnet 
und Ton dem öffentlichen Beamten nebst zwei anwes^i- 
den Zeogen onterschrieben sein muss.'O $• 407. Jeder 
Wechsel, welcher wegen Mangels Accepts oder Zahlung 
protesthrt werden soll, muss an demselben Tage, an wel- 
chem er acceptirt oder gezahlt werden soll ($$. 356, 357 
u. 358^ vor Sonnenuntergang dem zur Aufnahme von 
Protesten bestellten, öffentlichen Beamten Zugereicht wer- 
den. $. 408. Der öffentliche Beamte, von weichem der 
Protest erhoben wird, muss anmittelbar, nachdem ihm der 
Wechselbrief vorgelegt worden, Abschrift davon in das 
Buch eintragen, welches er ausschliesslich für diesen Zweck 
zu halten verpflichtet ist und welches durch den Richter 
des Handelsgerichts vorschriftsmässig visirt, eröffnet, nu- 
merirt und rubricift ist, und zwar ohne irgend einen 
weissen Zwischenraum, in den eine andere Einzeichnung 
gemacht werden könnte. Das in Rede stehende Buch 
muss den gesetzlichen Stempd zahlen, bevor angefangen 
wird in dasselbe zu schreiben. Oben auf dem Wechsel 
muss er das Folium des Buchs, in welches der gedachte 
Wechsel eingetragen worden, verzeichnen, so wie das 
Datum der Einreichung desselben, und diese Notirang sammt 
den zugezogenen Zeugen unterzeichnen. ^^) $. 409. Der 
öffentliche Beamte ist gehalten, .die erforderlichen Auffor- 
derungen ($. 406 No. 3) innerhalb oben bemerkter (frei 
Werktage schriftlich zu erlassen, bei Vermeidung der 
■äffilichen Strafe der Nichtigkeit. ($. 407 und 414). 
$. 410. Nachdem der Protest erhoben worden, ist der 
öffentliche Beamte verpflichtet, das von ihm au%ettommene 

2f) Code Nap. H.-6.-B. art. 174. Portui;. H.-G.-B. $. 402. Nach 
art. 87 der deutocfa. W.-Ord. bedarf es nicht der Zuziehung von 
Zeugea. 

22) Art. 90 der deutsch. W.-Ord. (Code Nap. H.-a-B. arL 176). 
Die Vormerkung der Protesterbebung auf dem Wechsel selbst 
kann nur zweckmässig erscbeineo, weil dadurch die Identität des 
{»roteftirten WecbaelB »tets unzweifelhaft ist. 
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Prakokoil in ein aus3cblie$slich fUr imen Z^wßok liestioom^ 
les, nach den Ux\ §. 4O8 vorgeschriebenen Förmlichkei- 
ten vorbereitetes und rubrizirtes Registerbuch eiqzutr^ge^a. n 
Aus diesem hat er die von ihm zu begehrenden Ausweise 
den Parteien zu ertheilen. §. 4H. Die Wechi^elbriefe 
müssen in dem Wohnorte des Bezogenen oder Acx^eHH* 
t$a:iten protestirt werden. Wenn die Wechsel gezogen 
oder acceptirt worden sind, um an einem andereji Do- 
micil) das nicht das des Belogenen oder Acoeptantei) i$it, 
oder durch eine dritte bestimmte Person bezahlt zu wer^ 
den, so muss in diesem Domicil der Protest erhoben 
werden, (§, 374.) Wenn der, welcher den Wechsel 
acceptiren oder zahlen soll, unbekannt ist, oder sein Do* 
mioil nicht «usgemittelt werden kann, so muss der Pro- 
test an dem Orte der Zahlung aufgeinommen werden, und 
die Aufforderung muss durch den den Protest aufiiehT 
menden öffentlichen Beamten, im Wege der öffentlicbon 
Bekanntmachung, die an den üblichen Plätzen zu afflgiren 
und den Tagesblättern zu inseriren ist, erlassen werden. ^0 
§♦ 412, Wenn der Fall vorkäme, dass der Be;sQgene, 
in dessen Händen der zu acceptirende oder zu zahlende 
Wechsel verblieben ist, die rechtzeitige Herausgabe des- 
selben, Behufs Aufnahme des Protestes, verweigert, so 
muss dieser Protest auf ein anderes Exemplar, oder, wenn 
ein solches nicht existirt, allein, mit der betreffenden ]^r«* 
klärung erhoben werden, und es kann gegen den'BezOt- 
genen zur Verhaftung geschritten werden, bis die Her^ 
ausgäbe erfolgt ist. Um jedoch gegen denselben die 
Haffc zu verfügen, muss der Inhaber des Wechsels yn^ 
umgänglich vor Gericht den genügenden Beweis liefern, 



23) Na/ch dp« Portug. B.-G.*B. §. 400 dr^ HoUänd. H.-Q.-fB. 
^ 180 wür(l der 90g. Pr^tept in den Wind oder \videF die Wand auf 
dem Postcomptoir , nach der Cppenhag;. W.-Ord. und Flensburg. W.- 
Ord. $. 42, in der Wohnung de« Notars, nach dem spanischen H.-6.-B. 
§. 515 bei der Municipelbehörde und in Schottland auf dem Markt«, 
nach der deutschen W.-Ord. §. 91 hei der PoliMibehörde Qufge- 
Q^mraeo. 

31» 
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dass der Wechsel dem Bezogenen eingehändigt worden 
sei, letzterer aber nach geschehenem Verlangen denselben 
nicht herausgegeben habe. Zur Unterstützung des Be- 
weises kann der Richter dem Inhaber den Ergänzungs- 
Eid auferlegen. §. 413. Ein durch Intervention accep- 
tirter Wechsel muss, wegen Nichtzahlung gegen den Be- 
zogenen, der das Accept verweigert hat, und gegen alle 
andere für dessen Bezahlung verantwortliche Firmen pro- 
testirt werden. Unterbleibt dieser Protest, so ist der Inter- 
venient der Verpflichtung zu zahlen entledigt; und wenn 
er ohne Protest zahlt, so verliert er Anspruch und Klage- 
recht gegen die zur Zahlung des Wechsels Verpflichteten. 
$. 414. Der öflfenlliche Beamte, welcher durch Unter- 
lassung oder Unterschleif Ursache der Ungültigkeit eines 
Protestes wird (§. 408 u. 409) ist gehalten, die Par- 
teien wegen aller Verluste, Schäden und gesetzlichen 
Spesen, welche aus dieser Ungültigkeit entstehen möch- 
ten, schadlos zu halten und verliert sein Amt. 

Vn. Abschnitt. Von Rückwechseln. — $.415. Der 
Rückwechsel wird durch eine Rücktratte bewerkstelligt 
und ist ein neuer, auf den Trassanten oder auf einen 
der Indossanten gezogener Wechsel, mittelst dessen der 
Inhaber des prolestirlen Wechsels wegen des Wechsel- 
capitals sammt Zinsen und gesetzlichen Spesen, in der 
Laufzeit des Wechsels bis zur Verfallzeit desselben, sich 
bezahlt macht. (§§. 383, 384 und 385.) (Code Nap. 
U-G.-B. Art. 178.) $. 416. Dem Rückwechsel muss 
beigefügt sein: 1^ eine Retour-Rechnung, in welcher der 
Name dessen, auf welchen rücktrassirt wird, und der Preis 
des Rückwechsels, für welchen derselbe verkauft worden 
war, durch den Wechselmakler, oder in Ermangelung 
eines solchen, durch zwei Kaufleute bescheinigt, inglei- 
chen das Capital des protestiricn Wechsels, die Zinsen 
und die gesetzlichen Spesen (§. 422) angegeben sein 
.müssen; 2) der protestirte Wechsel selbst und der Pro- 
test, oder eine beglaubigte Abschrift des letzteren. Ist 
die Rttcktratte auf einen der Indossanten (des protestirten 
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Wechsels) gezogen, so muss überdies der Retourrechnung 
uoch ein Attest beigefügt sein, wodurch der Wechselcours 
zwischen dem Orte, wo der protestirte Wechsel zahlbar 
war, und dem Orte, woher er gezogen war, oder auf 
den, wohin die Regressnahme geschehen war, bestätigt 
wird. Sind dem Rückwechsel die vorbenannten Documente 
nicht beigefügt, so kann dessen Bezahlung nicht gefordert 
werden. (Code Napoleon H.-G.-B. Art. 181 und 186.) 
§. 417. Der Rückwechsel hinsichtlich des Trassanten» 
richtet sich nach dem Wechselcours zwischen dem Orte 
der Ausstellung und dem der Zahlungsleistung; in keinem 
Falle ist jener verpflichtet, einen höheren Cours zu zah- 
len. Hinsichtlich der Indossanten richtet sich der Rück- 
wechsel nach dem Cours des Ortes , wo der Wechsel 
durch sie ausgehändigt oder verkauft worden war, und 
desjenigen, wohin die Regressnahme geschah. §.418. Ex|- 
stirt zwischen den verschiedenen Plätzen kein Wechsel- 
cours, so richtet sich der Rückwechsel nach dem Wech- 
selcours , welchen der benachbarte Ort auf denjenigen 
hat , an welchem die in obengedachter Form (ß, 41 6} 
beglaubigte Rücktratte bezahlt werden soll. $. 419. Es 
dürfen nicht mehrere Rückwechsel zugleich gemacht wer- 
den; jeder Indossant, so wie der Trassant, hat nur einen 
zu berichtigen. (Code Nap. H.-G.-B. Art. 183.) $.420* Der 
4lückwechsel muss bei der ersten, sich nach dem Proteste 
darbietenden Gelegenheit gezogen werden, und kann nie- 
mals die zwischen der Aufnahme des betreffenden Pro- 
testes und dem Abgange des zweiten Paquetboots, Post, 
oder Schiffs, welches die nach dem Wohnorte des Rück- 
Bezogenen bestimmten Correspondenz mitnimmt (§. 371) 
verlaufende Zeit überschritten werden. §.421. Die Rück- 
tratten oder Rückwechsel sind nur auf den Platz hin 
negociirbar, aufweichen die Originalwechsel gezogen oder 
negociirt worden waren. (§. 385;) 

VIII. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen. — 
§. 422. Alle diejenigen, welche trassiren oder dazu Ordre 
geben, welche Wechselbriefe indossiren oder acceptiren, 
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oder solche als Bürgen zeichnen, sind -— auch wenn 
sie keine Kaufleute sind — solidarisch für die 
betreÜBnden Wechsel verhaftet und zu deren Zahlung, 
Vorkommendenfalls sammt Zinsen und Rückwechsel und 
aller gesetzlichen Spesen (b\s Connnissionsgebühren, Brief- 
porto, Stempel und Protestkosten) verpflichtet, und haben 
das Regressrecht vom letzten Indossanten bis auf den 
Trassanten, vorausgesetzt, dass der Wechsel dem Bezo- 
genen piüsentlirt und gehörig protestirt worden ist. 
CS. 381.)**) §. 423. Die Zinsen eines Mangels Zah- 
hing prottestirten Wechsels, werden von dem Tage des 
Protestes ab, und die Zinsen der gesetzlichen Spesen von 
dem Tage ab, an welchem sie gezahlt worden sind, be- 
rechnet. §. 424. Die vor Gericht zu erhebenden Ein- 
wendungen, die sich auf Handlungen der PrSsentation von 
Wechseln, deren Acceptirung, Zahlung, Protestirung und 
Benachrichtigung beziehen, werden nach den Gesetzen 
oder Handels-Usanzen der Orte derjenigen Länder, wo 
die betreffenden Handlungen vorgenommen wurden, ent- 
schieden. 

Zweites Capitel. 
Von Plazwechseln, PromeBsen und Creditbriefen. 

§. 425. Die Platzwechsel sind in Allem den gezo- 
genen Wechseln gleich, mit dem enizigen Unterschiede, 
dass solche in einer und derselben Provinz ausgestellt 
v»d acceptirt (zahlbar) sind. *0 S- 426. Die Promessen 
und besondere Anweisungen oder Creditbriefe , leit dem 
Versprechen oder 6er Vebernahme der Pflicht, eine be- 
stimmte Simime in einem angegebenen Zeitraum an eine 
btöeichnete Person oder den Inhaber, smf Ordre oder 
ohne dieselbe zu zahlen, wenn solche von einem Hand- 
lungshause unterjBeidinet sind, werden wie Platzwechsel 
erachtet, ohne dass jedoch der Inhaber^ im Fidle der nicht 



24) Code mp. H.-G.-B. art. 140. Deutsche W.-Ord. art 1 u. 81. 

25) Sonst werden unter Platzwechsel diejenigen verstanden, die 
Hl dem Orte der Aussteltung xahlbar sind. (Portug. H.-G.-B. |. 435). 
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p«tnktlichea Zahlung am Ver£alhage, Protzt seu erheben 
verbunden ist; ausgenommen wetm sich auf demselben 
ein Indossament befindet ^^3 $• 427. Alles was in die* 
sem Ttiel hinsichtlich der Wechseihriefe vorgeschrieben 
ist, gilt gleichfalls ais Regel für die Platzwechsel, für 
Promessen und Creditbriefe» insoweit dasselbe hierauf an- 
wendbar ist 

Tit. 17 behandeil in den §$. 428—440 die ver- 
schiedenen Arten, durch welche die kaufmännischen Ver- 
träge aufgelört werden und erlöschen (namentlich Zah- 
lung, Novation und Cowpensation). ^D 

Tit. 18. Von der Verjährung. — §. 443. Die Klagen, 
welche aus Wechselbriefen hervorgehen, verjähren mit dem 
Ablaufe von 5 Jahren, deren Anfang vom Datum des Pro- 
testes zu nehmen ist, und in Ermangelung «ines solchen 
Datums, vom DatuM des Verfalltages, nach den Bestim- 
mungen des Art. 381. (Code Nap. H.-G.-B. Art. 189. 
Portug. H.-G.-B. §. 423.) 



XXIL 

Die Ergebnisse der schottischen Criminalstatistik 

aus den Jahren 1850 — 1851 mit Bemerkungen 

über den Oang der Strafjustiz in Schottland 

Von 
mittemialev. 

Das schottische Strafverfahren hat eine so vielfach 
von dem englischen abweichende Richtung, dass die ge- 



26) Vergl §. 422. Also nur in BetrefF der gezogenen Wech- 
sel ist allgemeine Wechselfähigkeit. 

27) Das Portog. H.-G.-B. bebaneleU in den $$. 424--443 die 
Haadeltbittets (Scbnidtchekie, Pronessw oder Biflets k Ordre, Man« 
dale oder Anweisungen auf Bankiers und Platzwechsel, und in den 
^. 444—452 die Greditbriefe, irvährend die Lehre von ^em £rlöichen 
der Verbindlichkeiten im Titel 15. §. 866—896. (Code Nap. a-G.-B. 
»K. 1234 sqq.) und io Betreff der Wechsel verbin dlicbke^en in %. 423 
aufgenontBi^ ist. 
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nauere Kenntniss desselben in allen Einzelheiten auch für 
jeden ausländischen Juristen um so mehr Interesse haben 
muss, als durch die Wirksamkeit eines öffentlichen An- 
klägers, der in allen Strafsachen schon in der Vorunter- 
suchung thätig sein muss, das schottische Strafverfahren 
noch mehr als das englische dem französischen und dem 
in den neuen deutschen Gesetzen angeführten Verfahren 
ähnlich ist. Wir haben in dem Werke über das eng- 
lische und schottische Strafverfahren versucht, eine treue Dar- 
stellung des letztern zu geben ; '} wir sind aber durch 
bedeutende Mittheilungen von Juristen noch mehr in den 
Stand gesetzt, Einzelheiten des Verfahrens in Schottland 
genauer zu entwickeln und die Ergebnisse der neuesten 
Criminalstatistik von Schottland darzustellen. Immer allge- 
meiner und entschiedener wird die Stimme in England, 
dass die Aufstellung eines öffentlichen Anklägers, ähnlich 
wie in Schottland, nicht verschoben werden könne, wenn 
auch über die Stellung desselben und den Umfang sei- 
ner Befugnisse noch eine grosse Verschiedenheit der An- 
sichten herrscht. Eine der merkwürdigsten Aeusserungen 
darüber ist die des Lordkanzlers, der 1843 von der zur 
Prüfung des Gesetzes über Pressvergehen niedergesetzten 
Commission'} sich über die schottische Staatsanwaltschaft 
aussprach, und es als einen grossen Irrthum erklärte, 
wenn man in einer Anklagejury eine grössere Schutzwehr 
für die Angeschuldigten gegen ungerechte Anklagen als 
in der Aufstellung eines öffentlichen Anklägers finden wollte. 
Nach der Erfahrung des Lordkanzlers ist der schottische 
Lord advocate mehr abgeneigt, Personen vor das Strafgericht 
zu stellen, als in England die grosse Jury es ist. Während 
die letztere keine juristische Verantwortlichkeit hat, wirkt 
die individuelle Verantwortlichkeit des schottischen Staats- 
anwalts wohlthätig auf die Verhinderung vieler grundlosen 



1) Das englische, schottische und nordamerkan. Strafverfahren. 
Seite 19. 

2) Report from (he select commitUe of the bouse of Lords appoin» 
ted to consider the law of defamntion and libel. London 1843. p. 23. 
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Strafverfolgungen. Der Lordkanzler bemerkt, dass es in 
Zeilen grosser Aufregung, besonders wenn es auf Mei- 
nungen ankömmt, gegen welche die Gefühle in den höhe- 
ren Klassen sich aussprechen, für die Regierung nicht 
schwierig ist, von jeder grossen Jury die Zulassung der 
Anklage zu erhalten; dagegen bezeugt er, dass 'der Lord- 
advocate immer fürchten muss, im Parlamente zur Rede 
gestellt zu werden, wenn er sich leidenschaftliche Ver- 
folgungen erlaubt; er führt an, dass wenn der Lordad« 
vocate nicht verfolgen will, die verletzte Privatperson oder 
ihre Verwandten den Fall verfolgen können und der Staats- 
anwalt seine Unterstützung nicht versagen darf. 

Die schottische Einrichtung besteht darin, dass an der 
Spitze der Lord ad vocate ^) steht, welcher das öffentliche 
Interesse in Bezug auf Verfolgung strafbarer Handlungen 
geltend macht und Untersuchungen einleitet; unter ihm 
wirken in den einzelnen Bezirken seine (in den mei- 
sten Fällen allein thätigen} Vertreter (procurator fiscal}. 
An ihn oder an die Letztern gelangen die Beschwerden 
der Privatpersonen und die Anzeigen der Polizeibeam- 
ten, die ebenso wie in London, in den schottischen 
Städten bestehen. Wenn nun ein strafbarer Fall zur An- 
zeige kömmt, so ist es Sache des Staatsanwalts, zu 
prüfen, ob er einen Angeschuldigten vor das Strafgericht 
stellen will; er sammelt zu diesem Zwecke die Materia- 
lien, <ieren Besitz ihn in den Stand setzt, zu prüfen, ob 
und in welchem Umfange er die Anklage erheben will 
und um die Begründung der Anklage vorbereiten zu 
können; eine Hauptsache ist darnach in der Procog- 
nition,*) d. h. in der von dem Staatsanwalt geführten Vor- 
untersuchung die Vernehmunng der Zeugen ; allein hier tritt 
eine wesentliche Verschiedenheit von dem französischen 
und selbst von dem englischen Verfahren ein. Die Ver- 
nehmung der Zeugen in Schottland geschieht nämlich regel-* 
massig von dem Staatsanwälte selbst, und nur um wie ein 

3) Meine Schrift über das engl. Strafverfahren. S. 185. 

4) Meine Schrift. S. 191. 
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Anwalt kl einen CiTSprocew esihit, um die Anklage und den 
Procei» vorzubereiten ; daber werden auch die Zeugen nicht 
eidlich iremommen, auch nicht in Gegenwart des Ange-* 
scbnldigteR, die Aussagen der Zeogen werden andi dem 
Vertheidiger nicht mitgetheät ond nicht wie in Frankreich 
in der öffentlichen Sitzang abgelesen. Der Staatsanwalt 
kömmt freilich dadurch oft in die Lage, dass in^ der 
Sitzung die Zeugen anders aussagen ab vor ihm in der 
vorlwpeitenden Untersuchung. In wichtigen Fällen kann 
jedoch der Steatsanwalt bei dem Magistrale darauf antra- 
gen, dass dieser den Zeugen Torrufe und befrage. Es 
geschah dies auch oft, weim der Kronanwalt den Zeugen 
misstraut. Der Zeuge wird dann eMlich vernommen. Bei 
der Voruntersuchung ist der Kronanwalt gegenwärtig. 
Der Angeschuldigte wird nicht von. dem Staatsanwälte 
vernommen, sondern von einem Richter, nämlich dem 
Poiizeh'ichter oder Sheriff (Friedensrichter im englischen 
Sinne hat Schottland nicht). Die Vernehmung des An- 
geschuldigten geschieht nicht öffentlich, ausgenommen in den 
Fällen, in denen der Angeschuldigte vor den police-magistrate, 
gebracht ist , und nachdem die Zeugen gegen den Ange- 
schuldigten ausgesagt haben, autgeiordert wird, sich zu 
erklären; allein sowohl in diesem Fall, als da, wo der 
Staatsanwalt, wenn die Anschuldigu^gsgründe sich ver- 
mehren, bei dem Richter auf den wanaitt gegen den 
Angeschuldigten und auf Vernehmung desselben anträgt, 
muss der Richter dem letztern eröffnen, worauf die An- 
schuMigung geht, und zugleich ihm bedeuten, dass er nicht 
schuldig sei, eine Antwort zu geben, dass aber, wenn 
er eine Erklärung gibt (sie beisst in der Rechtsspracfae 
declaralion), diese in der Sitzung vor dem Criminalgericht 
wahrscheinlich gebraucht werden wird. Die Angeschul- 
digten lehnen auch häufig jode Erklärung ab (wenn sie 
ihnen nicht vortheilhaft ist) ofl auch die Antwort auf 
iiestinimte Fragen und behalten ihre Vertheidigung bevor. 
Bei der Vernehmung des Angeschuldigten vor dem Ma- 
gistrate stellt der Kronanwalt die Fragen, die jedoch vom 



Digitized by 



Google 



MiUeimaitr, SeitoUi^cli« Crkhiariitililiilu 47! 

Maglstrfttie genehmigt sein müssen. Dieser karm auch selbst 
Fragen ^teilen. Es hängt nach dem Stande der Vorun- 
tersuchung völlig von dem Staatsanwälte ab, ob er die 
Sache beruhen lassen oder den Angeschuldigten nicht vor 
Geriet »teilen oder die Anklage erheben will. Weder 
eine AnkUifejury (wie in England), noch eine Anklage- 
kammer wie in Frankreich prüft nach geschlossener V(^un- 
tersucfaung , ob der Angeschuldigte in d^ Anklagestand 
gesetzt werden soll, sondern der Staatsanwalt erhebt auf 
seine Gefahr und mit Erwägung, ob und was er zu bewei- 
sen im Stande sein wird, die Anklage, d. h. er entwirft die 
Anklageschrift (Übel), welche die Grundlage der Ver* 
handlnng bildet > der Staatsanwalt bestimmt, ob (dem Com«^ 
pelenfcgesetze gemäss) der Angeschuldigte vor das eigent«^ 
Itche Criminalgericht (High €ourt Justiciary, oder Circuit 
conrt Jusfliciary) oder vor das Gericht des Sheriffs (hier 
wieder mit oder ohne Jury) oder vor andere Magistrate 
gewiesen werden soll. Ein Hauptpunkt ist, dass der Lord«^ 
Bdvoüdfte (oder procurator fiscal) es völlig in seiner Gewalt 
hat, welche Anklage er stellen will, so dass er nicht selten 
auch in sehr schweren Fällen, da wo er voraussieht, dass der 
schwerste Gesichtspunkt nicht zu erweisen und darmadi di^ 
Sache nicht durchzuführen ist, die erhöhte QuaMcation des 
Verbrechens, s. ß. dei* Einbruch, Mitnehmen der Waffen 
nicht zum Grunde liegt, sondern nur auf die leichtere 
Art des Verbrechens die Anklage baut, oft nicht die An- 
klage auf Mord stellt, z. B. wenn die Absicht wahrschein-^ 
Irdli nicht zu erweisen Jst, sondern nur wegen schuld- 
hafler Tödtung^) Anklage erhebt. 

Wenn nun eine solche aus^edebist« GewaM; in die 
Hand eines Beamte gelegt ist, und alle jene Schutz- 
laitlel, welche der Angeklagte In England durch die An- 



5) Meme Schrift: Das eB^rlische Strafv^falbren. S. d49. Dttitlkt 
S. 254 ist eine scbottisohe Anklageakte abgedruckt. 

6} Darunter wird freilieb im acbottiscben Rechte ebenso das, 
was wir Todtscblag (in England maDslaughter) nennen, als die cul- 
pose Tödtang verstanden. 
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klagejury, durch die Oeffentlichkeit der Voruntersuchung 
hat, ebenso wie die Prüfung der Verhandlungen der 
Voruntersuchung durch die Rathskammer und durch die 
Anklagekammer wie in Frankreich und Deutschland, 
in Schottland wegfallen, so verdient die Frage eine nähere 
Erörterung, warum in Schottland nach dem Zeugnisse der 
Bürger wie der Juristen das Strafverfahren dennoch die 
allgemeine Stimme für sich hat und insbesondere die 
Macht des Lordadvocate nicht gefürchtet, vielmehr mit 
Vertrauen betrachtet wird. Die Antwort liegt einfach 
darin, dass der schottische Staatsanwalt mehr nach der 
Ansicht der Schottlönder controlirt ist und der Angeklagte 
mehr Schutzmittel hat als in England und Frankreich. 
Diese liegen in der Stellung des Staatsanwalts und ins- 
besondere der des Lordadvocate. Dieser muss nicht bloss 
darauf gefasst sein, dass, wenn er eine Unregelmässig- 
keit verübt, oder parteiisch sich zeigt, im Parlamente 
schwer seine Handlungsweise gerügt wird, sondern auch dass 
die öffentliche Presse unerbittlich ihn tadelt, die Verwand- 
ten des Verfolgten und Freunde mit der Festigkeit und 
dem Muthe, aber auch der Klugheit des Schottländers 
bis zur höchsten Stelle (dem Parlamente} die Interessen 
des ungerecht Verfolgten verfolgen und in der öffentli- 
chen Verhandlung der Vertheidiger schwer die Leiden- 
schaftlichkeit angreift, die schottischen Richter selbst ihren 
Tadel aussprechen und der leidenschaftlich Verfolgte sicher 
ist, dass die Jury ihn losspricht. Der Staatsanwalt, wel- 
cher, wenn er vor Gericht auftritt, sich nicht auf den 
Beschluss einer Jury oder eines Gerichts, das die An- 
klage zuliess, berufen kann, weiss, dass er dem Gerichte 
und dem Volke gegenüber die Verantwortlichkeit seiner 
Anklage allein übernimmt, und seine Ehre fordert, dass 
er nicht als leidenschaftlich oder doch grundlos verfol- 
gender Mann erscheint. Die grosse Zahl von Verurthei- 
lungen der Angeklagten, gegen welche der Staatsanwalt 
die Anklage erhob, zeigt aber auch hinreichend, dass die 
Staatsanwälte nicht ihre Macht missbrauchten. Von 4001 Per- 
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sonen, welche in einem Jahre vor Gericht gestellt waren, wur- 
den 3070 als schuldig befunden und gestraft. Eine Schutzwehr 
gegen leichtfertige Anklage liegt auch nach schottischem 
Rechte noch darin, dass der Staatsanwalt weiss, dass bei 
dem Anfang der öffentlichen Sitzung der Vertheidiger 
des Angeklagten die Vorfrage der Relevancy vorbringen 
und behaupten kann,'') dass wenn auch, die Thatsachen 
der Anklage wahr wären, die Handlung doch nicht nach 
den Gesetzen strafbar sein würde, worauf dann zuerst 
über diese Frage verhandelt und durch richterliches Ur- 
iheil entschieden wird/) Dadurch werden auch viele 
unnöthige Verhandlungen abgeschnitten, und Fälle, in wel- 
chen der Gerichtshof einen Angeklagten, welchen die Jury 
schuldig befunden hat, freispricht (weil die Handlung un- 
ter keinem Strafgesetze steht), können in Schottland nicht 
vorkommen. Auch die Art, wie die Vertheidigung in Schott- 
land wirksam wird, gewährt ein besseres Schutzmittel 
dem Angeklagten als in England. Während in England oft 
in Anklagen wegen grosser Verbrechen der Angeklagte 
keinen Vertheidiger hat, weil er zu arm ist, ihn zu be- 
zahlen, während der englische Vertheidiger bei der Schnel- 
ligkeit, mit welcher verhandelt wird, oft nicht gehörig 
vorbereitet sein kann, weil, sobald die grosse Jury, die 
Bill zugelassen hat, auch die Verhandlung beginnt und 
der Vertheidiger, der den Fall gar nicht genauer kennt, 
oft erst in der Sitzung auf Ersuchen des Richters die 
Vertheidigung tibernimmt, ^ kömmt in Schottland fast kein 
Fall vor, dass ein Angeklagter keinen Vertheidiger hat. 



7) Meine Schrift^ Das engl. Strafverfahren S. 350. 

8) Siehe neuerlich vorgekommene Verhandlnngen über rele- 
vancy of the libel in Bezug auf wichtige Rechtsfragen s. in dem 
Werk von Shaw digest of Cases decided in the supreme eourts of 
Scotiand. 1842—52. Bdinburgh. 1852. pg. 108-132. 

9) Kräftig greift der Englander Hill in seiner Schilderung des 
Prozesses Madiai in Florenz in der Zeitschrift Law Review 1853 Fe- 
bruary pg. 317 die mangelhaften englischen Einrichtungen in Bezug 
auf die Sorge für die Vertheidigung der Angeklagten an. 
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weil die öSentUcbe Stimme dies fordert und die AnwÜlte 
selbst gerne .die Yertheidigung übernehmen ; es befindet sich 
auch der schottische Vertheidiger in einer weit günstigeren 
Lage, indem dem Angeklagten 14 Tage vor der mttndliobeii 
Verhandlung die weit umständlicher als in England abgefasste 
Anklageschrift zugestellt wird, und dieser zugleich die An*- 
gabe der Geschwornen, welche zur Entscheidung der 
Anklage eingerufen sind, mit weiterer Bezeichnung aller 
Zeugen, deren sich die Ankläger bedienen und mit genauer 
Angabe aller Urkunden, die er vorlegen will, beigefügt wird. 
Dadurch kennt der Vertheidigcr genügend den Stand der 
Sache und weiss, wie er seine Vertheidigung einriebtea 
muss. Die Sitte bringt mit sich, dass der Vertheidtger 
ebenso wie der Staatsanwalt es thai, Zeugen, wenn es 
ihm nöthig scheint, vernimmt, d. h. zu seiner Instruktion. 
Wir erlauben uns, die Leser auf einen in Edinburgh 
1839 verbandelten Slraffall aufmerksam zu machen, der 
vielleicht, wie kein anderer, Aufsehen erweckte und 
vorzüglich geeignet ist, den Gang des schottischen Cri«- 
minalverfahrens zu zeigen. ^^3 Die Anklage war gegen 
Alexander Titular Earl von Stirling wegen Fälschung ge-- 
richtet. Unler König Jacob I. erhielt einer seiner Lieb- 
linge, Alexander, 1621 durch Schenkung das Gebiet Nova 
Scotia; es war dabei auf Colonisiren des Landes und 
Anlockung vieler Unternehmungslustigen durch Verspre- 
chungen von Rang und Standesvorrechte abgesehen. 
1628 erhielt er durch neue Schenkungsakte von König Karl 
die später Canada genannte Provinz und zugleich wurda 
er unler dem Titel viscounl Stirling zum Pair erhoben. 
Politische Veränderungen hoben den Zusammenhang der 
Provinz mit Schollland auf; der letzte Nachkomme Stir- 
lings starb 1739 ohne Erben. Der Titel ruhte, bis 1759 
ein gewisser Alexand^ (General in der amerikanischen 

10) Der Fall nt vollsländig dargf«fltelU in dem Werke: Report 
of the Trial of Abxander Huasphreys claimiog tiie title of Earl of 
Stirling. beibre tbe higb c<Hirt of Josticiary. By H. Swintoa. Edin- 
burgh 1839. 
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Armee) Ansprüche auf den Titel erhob, wenigstens Ein- 
leitungen dazu traf. Der Angeklagte (Sohn eines acht- 
baren Kaufmanns in Birmingham} trat 1815 mit Beru- 
rufung darauf, dass er durch seine Mutter von den Stir- 
li'ngs abstammte, mit dem Anspruch auf die Rechte auf, 
-wie sie in Bezug auf Nova Scotia die Familie Stirling 
besass, ernannte selbst Personen zu Baronets, macht« 
Schenkungen und Proclamationen wegen Landbewiliigungen. 
Er erschien selbst bei Wahlen der schottischen Pairs als 
Earl von Stirling, bis endlich der Lordadvocate gegen die 
Anmassungen auftrat, den Titulargrafen nöthigte, die Ur- 
kunden zur Unlerstützung seines Anspruchs vorzulegen. 
Da sie sehr verdächtig waren, so ordnete das Gericht 
die Vernehmung des Angeklagten darüber an, wie die 
Urkunden in seinen Besitz kamen und der Kronanwalt 
sah sich veranlasst, Anklage wegen Fälschung zu erhe- 
ben. Der Angeklagte konnte nur seinen Beweis durch- 
setzen, wenn er bewies, dass er, ungeachtet er von einem 
weiblichen Nachkommen von Stirling abstammte, doch 
erbfähig sei; hiezu wurde eine Art Majestätsbrief vor- 
gelegt, welcher die Veränderung in der Erbfolge zu Gun- 
sten von Vi^eibern genehmigte; es wurden Urkunden zum 
Beweise der Abstammung von den Stirlings producirt. 
Es kam dabei auf Vorlegung von Inschriften auf einem Lei- 
chenslein, von einem Freibriefe, von Aufzeichnungen in einer 
alten Familienbibel, auf schriftliche Zeugnisse, insbesondere 
auch von Flechier und Fenelon (hier auch der berühmten 
Kartenschlägerin und Wahrsagerin Lenormand} und sefbst 
auf die Handschrift König Ludwig's XV. an. Die Beweis- 
führungen, um in der Sitzung die Falschheit der Urkun- 
den zu zeigen, sind höchst merkwürdig wegen der Masse 
historischer und archivarischer Kenntnisse, welche RÖlb% 
waren, um über die Aechtheit der Papiere zu urtheilen; 
ebenso wegen der Aussagen der Sachverständigen nach 
Vergleichung der Handschriften und über die angewand- 
ten chemischen Mittel. Die Verhandlung wurde 3 Tage 
hindurch gründlich (oft nicht ohne Leidenschaft von Seite 



Digitized by 



Google 



476 Mittarmeier, Schottifdie Criminalalatiftik. 

des Kronanwalts und selbst des Präsidenten} geführt. 
Die Geschwornen. sprachen in ihrem Verdict aus, dass 
mehrere der vorgelegten Urkunden getischt seien, aber 
sie nahmen es als nicht erwiesen (not proven} an, dass 
der Angeklagte die Urkunden geRilscht oder dazu Bei- 
hUlfe geleistet oder mit der Kenntniss, dass sie falsch 
seien, davon Gebrauch gemacht habe. Die Freisprechung 
des Angeklagten war die Folge des Verdicts. 

Wir erinnern unsere Leser an einige Eigenthttmlich- 
keiten der schottischen Frocedur und zwar 1) in Bezug 
auf Zusammensetzung der Schwurgerichte, '0 indem in 
Schottland eine doppelte Liste gebildet wird (die gemeine 
mit den Geschwornen, die einen geringen Census bezah- 
len}, die Spccialliste mit den Geschwornen von höherem 
Vermögen und Bildung. 2} Am Anfang der Sitzung kann 
der Angeklagte gegen die Anklage die Einwendung der 
Irrelevanz vorbringen und nachweisen, dass die Handlung 
gesetzlich nicht strafbar sei, so dass zuerst das Gericht 
darüber entscheidet. 3} Der Kronanwalt hat keine Be- 
fugniss (wie in Frankreich und England}, den Fall durch 
eine Rede einzuleiten, worin er die Geschwornen auf 
das, was er beweisen will, aufmerksam macht, sondern 
die Verhandlung beginnt sogleich mit der Vernehmung 
der Anschuldigungszeugen. 4} Der Vertheidiger hat das 
letzte Wort, so dass nicht wie in England der Ankläger 
nach dem Vertheidiger antworten darf. **} 5} Der Kron- 
anwalt kann in jedem Augenblick ohne Einholung der 
Erlaubniss des Gerichtes die Anklage fallen lassen (dis- 
charge}. ^0 6} Die Geschwornen, zu deren Wahrspruch 
nur Stimmenmehrheit gefordert wird , ^^} können entwe- 
der gülty oder not gülty oder not proven aus- 
sprechen* '*} 



11) Meine Schrift: Das englische StrafTerfahren. S. 388. 

12) Meine Schrift. S. 430. 

13) Meine Schrift. S. 323. 

14) Meine Schrift. S. 471. 

15) Meine Schrift. S. 480. 
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Wir woHen nan unsern Lesern die Ergdbnisse der Crimi- 
nabtatistik Schottlands ans den Jahren 1850 u« 1851 mit- 
theilen. Angeklagte kamen 1850 vor 4408; i. J. 1851 
4001 . Wir woiieri darunter die Verhältiiisszahlen der schwer- 
sten Verbrecher hervorheben. Im J. 1850 waren des Mordes 
33, 1851 19; wegen culpablehomicide^O 1850 96,1851 
46$ wegen Mordversuchs (durch Schuss, Gift} 1650 
10, 1851 9; wegen Verheimlichung der Seh w&ngerschsilt 

1850 14, 1851 16; wegen Nothzucht 1850 11, 

1851 19; wegen gewaltthättger Angriffe um zu noth- 
züchtigen 1850 14, 1851 17; wegen Bigamie 1850 
10, 1851 11; wegen gewattlhätigen Anfalls 1850 1001, 
1851 860; wegen Widei^etzung gegen Friedensbenmle 

1850 2i, 1851 33. Diebstähle mit Hausdmbrüch ka- 
men 1850 420, 1851 443; Raub 1850 188, 1851 
111; gemeine Diebstähle 1850 1850, 1851 1718 vor. 
Schwere Brandstiftungen werden 1850 6, 1851 10 an- 
geführt; Fäschungen von tett^en Willeil, oder VoB- 
machten zur Erhebung von Dividenden sind in den Ta- 
bellen 18*50 1 und Fälschungen anderer Urkunden 76, 

1851 2 Fälschungen der erstem 38 der zweiten Art 
autgefttbri. 

Merkwürdig ist die Versehtedenheil •des Standes der 
Visrbrechen natb den einzelnen CIrafsehaftetl. Man sollte 
erwarten, dass in der rolksreidhslen Hauptstadt Edinburgh 
und d^r Gtafsehaft am meisten schwere Verbreehen vor- 
gekommen wären; aber 4ies ist nicht der Fall ; es kamen 
im Jahre 1850 zwei und ebefiso viele Anklagen 1851 
w^gdti Mordes ver; in drei Anschuldigungen stellte 
der Lord advocate keine Anklage; auch wurden in Edin- 
burgh i. J. 1850 nur zwei, und 1851 vierzehn Fälle 
des öülp«rt}le hömicide verhandeJt. Ankfege wegen Ver- 
heimlichüttg der Schwangerschaft oder wegen Abtreibütig 

16) Wir bemerkeo wiedarbctU, d«M dieser Ansdtuok da« um- 
fasst, was das eoglisehe Recht manlaughte (Todscblag) nennt, aber 
aucb viellB Fälle, in denen in Deutscbland nur von fahrlässiger Töd- 
tODg ^sprocb«ti Wird. 

Srit, Mmshr, f. BeehU». XXV, Bd, UL fftft, Qfj 
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der Leibesfrucht kamen gar nicht, Anklagen wegen Bi- 
gamie in jedem Jahre nur 1 , wegen Nothzucht nur 1 
im J. 1850, und im J. 1851 6 vor (in 4 Fällen stellte der 
Staatsanwalt keine Anklage}. Gewaltthätige Widersetzung 
gegen öffentliche Beamte veranlasste 1850 9 und 1851 
17 Anklagen. Auffallend ist die Vermehrung der Zahl 
schwerer Diebstähle. Im Jahre 1850 wurden wegen Dieb- 
stahls mit Hauseinbruch 53 und 1851 82 Anklagen 
verhandelt. Bei Raub (1850 44, 1851 39) und ge- 
meinem Diebstahl (1850 417, 1851 308), bei Betrug 
(1850 24, 1851 15) zeigt sich eine Abnahme der 
Anklagen. -— In manchen Grafschaften findet man in kei- 
nem der Jahre 1850, 1851 Anklagen wegen Mordes 
oder culpable homicide oder Nothzucht oder Raubs. 

Ueber das Verhältniss der Lossprechungen zu den Yer- 
urtheilungen lehren die Tabellen, dass 1850 3363 u. 1851 
3071 schuldig erklärt und verurtheilt wurden; nicht schuldig 
wurden 1850 nur 35 und 1851 47 erkannt; gegen 223 
wurde 1850 gegen 186 1851 die Formel not proven 
von den Geschwornen ausgesprochen. Die Kraft der Re- 
gression ist darnach sehr gross, aber höchst verschie- 
den nach den einzelnen Grafschaften; in Edinburgh (mit 
einer sehr intelligenten Jury) wurden 1851 530 schul- 
dig, nur 9 nicht schuldig erklärt und 1851 17 mit der 
Formel not proven freigesprochen. In der Grafschaft 
In verness wurden 1851 150 schuldig, keiner nicht schul- 
dig erklärt, bei 18 not proven ausgesprochen; in der 
Grafschaft Argyle waren 1851 96 schuldig, 1 nicht 
schuldig erklärt, 7 not proven. Auch in Bezug auf die 
einzelnen Verbrechen zeigt sich grosse Verschiedenheit 
bei dem Verhältnisse der Lossprechungen und Verurthei- 
lungen. Wegen Mordes wurden 1850 6 verurtheilt, 
keiner nicht schuldig erklärt, hei 4 not proven erkannt, 
und 1851 4 verurtheilt, 2 not guilty erklärt, 2 mit not 
proven entlassen. Wegen culpable homicide waren 1850 
von 46 Angeklagten 19 verurtheilt, 2 not guilty (6 not 
proven} und 1851 20 schuldig, 10 not guilty erklärt^ 
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2 mit not proven freigesprochen; ivegen Nothzucht sind 
1850 4 schuldig (keiner freigesprochen), 1851 9 ver- 
urtheilt, bei 2 not proven erkannt. — Von den wegen 
Diebstahls mit Hauseinbruch 1850 Angeklagten 426 wur- 
den von den Geschwornen 329 schuldig, 4 nicht schul- 
dig erklärt, gegen 11 erging not proven. 1851 wurden 
wegen dieses Verbrechens 321 schuldig, nur 1 nicht 
schuldig erklärt (23 not proven}; wegen gemeinen Dieb- 
stahls wurden 1851 1495 schuldig, 8 nicht schuldig 
(81 not proven), 1851 waren 1435 schuldig, 7 nicht 
schuldig (53 not proven) erklärt. Wegen Fälschung 
von Privaturkunden wurden 1851 28 schuldig, wegen 
Münzfälschung 5, keiner aber als not guilty oder mit not 
proven freigesprochen. 

In jedem Jahre wurden mehrere Angeklagte wegen 
Seelenstörung nicht schuldig erklärt, jedoch ist die Zahl 
nicht gross; im Jahre 1850 waren 5, im Jahre 1851 
4 als insane freigesprochen; schon bei der Vorgericht- 
stellung (ohne dass es zur Verhandlung kam) waren 
1850 1 und 1851 4 als insane erklärt. Dass die 
schottische Staatsbehörde nicht leidenschaftlich verfolgt, 
sondern wohl prüft, ehe sie eine Anklage^ erhebt, ergibt 
sich aus der nicht unbedeutenden Zahl der Erklärungen, 
wodurch die Staatsanwaltschaft keine Anklagen stellt. Im 
J. 1850 geschah .dies bei 650, L J. 1851 bei 514 Per- 
sonen. Der Grund davon and dass der Kronanwalt oft 
die Anklage später fallen lässt, liegt darin, dass die Staats- 
behörde sich oft überzeugt, dass die Anklage nicht durch- 
zuführen ist (oft weil die Zeugen anders aussagen als 
in der Voruntersuchung, oder weil durch Entlastungsbe- 
weise sich die Sache anders stellt) und weil überhaupt 
die schottischen Kronanwälte ihren Stolz darein setzen, 
nicht eigensinnig eine Verhandlung fortzuführen, wo sie 
voraussehen, dass die Jury am Ende doch freispricht, wo 
die Staatsanwaltschaft immer im Vertrauen zu ihrer Un- 
parteilichkeit und an würdiger Stellung gewinnt, wenn 
sie selbst da, wo die Anklage nicht durchzuführen ist, 

32* 
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äe nicbl fortoelzt Aach während d« mandUehen Ve rhatid- 
loBg wird daher die Zarücknahme der Anklage darcb die 
public prosecotor oft erklärt Auffallend ist es, dass bei 
Ankkgen wegen Nothzucht oft der KronanwaU die 
Ankfaige zurücknimmt (in jedem der Jahre 1850 und 
1851 in 6 Fällen); der Grund der Erscheinung liegt 
darin, dam bei der Nothzucht oft durch die Vertheidi- 
gungsbeweiae erst in der öffentlichen Sitzung sieh ergibt, 
dais die angeblich Genöthigle eine schlechte oder leicht* 
ainnige Person ist, welche durch die Anklage wegen 
angeblicher Nothzucht Geld gewinnen will. Auch bei der 
Anklage wegen culpable homicide zeigt sich oft die Zu*- 
rttcknahme der Anklage durch Kronanwälte (1850 in 
18 und 1851 in 12 Fällen) erklärt er daraus, dass die 
mündliche Verhandlung oft erst nachweist, dass der That- 
bestand nicht herzustellen ist, oder Nothwehr vorhanden 
war, oder die Tödtung mehr dem Zufalle zuzuschreiben 
war. Bei Anklagen wegen gewaltthiftigen Angriffs war« 
den 1850 in 68, 1851 in 6,5 Fällen die Zurücknahme 
vom Kronanwalte ausgesprochen (weit die mündliche Ver-r 
handlang oft zeigt, dass der Angegnifene durch sein 
heftiges und gewaltthätiges Benehmen die Schuld an dem 
Streite trug. "} 

Betrachten wir die erkannten Strafen, so zeigt sich 
im Ganzen ein Geist grosser Milde. Im Jahr 1850 wur-- 
den 3 Todesurtheile, (wovon 2 vollstreckt wurden), im 
Jahr 1851 wurde ein Todesurtheil gefällt und auch voU^ 
streckt ; alle diese Urlheile ergingen wegen Mordes. Trans- 
portation auf Lebenszeit wurde 1850 in 9 Fällen 1851 
in 1 5 erkannt (in 5 Fällen wegen Todsehlags, in 4 we^ 
gen Nothzucht, 4 wegen Diebstahls mit Hauseinbruchs 
und in einem Mordfalle). Transportation auf 10 Jahre 



17] Auf eiaer uns vorliegenden Tabelle der schottischen StraffäUe 
von 1823 bis 1829 ergibt sieb, dass regelmässig bei 530 oder 540 
Personen, gegen welche Anklage erhoben wurde, 48 bis 50 entlassen 
worden, ohne dass Anklage gestellt wnrde. 
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wur4e 1850 in 42 1651 in 35 Fällen (meidt wegen 
Nothzucht, Diebstahls mit Hauseinbruch und wegen Raub^}.' 
Transportation auf 7 Jahre 1850 in 417 und 1851 in 
354 Fällen (meist wegen Notfazucht, Raubs, Hausein-^ 
bruchs, und 1850 in 265 1851 in 210 FäUen wegen 
Hanseinbruchs erkannt. 

Die meisten Strafurtbeile betreffen Gefängnissstrafea 
zwischen 2 und 1 Jahr, 1850 in 180 und 1651 in 
166 Fällen (wegen gewaltthätigen Anfalls, wegen Dieb- 
stahls mit Hauseinbruch, Raubs, einfachen Diebstahls und 
Fälschung}. Zwischen 1 Jahr und 5 Monaten 1850 iii 
665, 1851 in 605 Fällen (wegen Nolhzucbt oder Ver- 
suchs dazu, wegen gewaltthätigen Anfalls, Hauseifibruchs, 
einfachen Diebstahls (352) Brandstiftung in 3 Fällen) 
Fälschung und Ausgebens falscher Münzen. Die meisten 
erkannten GeTängnissstrafen betrugen 6 Monate und dar«^ 
uöter 1850 in 1743, 1851 in 1553 Fällen (daruntei* 
fanden skb Strafen auch wegen Nothzuchtversocbs, w»«< 
gen Diebstahls mit Hauseinbruch, Fälschung). Auffallend 
ist, dass wenige Anklagen wegen Meineids oder Verleih 
tuttg dazu in Schottland vorkommen; 1850 21 und 1851 
mir 14; (von den in 1850 vorgekomoftenen wurden nur 
10 Angeklagte schuhiig befunden (Strafe 6 Monate nwi 
bei 1 Gefängniss von 2, bei 2 Gefängniss iron 1 Jalre)^ 
bei 10 stellte der Kronanwalt keine Anklage. Im Jahr 
1851 wurden 9 schuldig erklärt, bei 5 wurde die An« 
klage tiufgegeben. 

Das Verhältniss der weiblichen Angeklagten zu den 
männlichen war 1851 das von 3308 Männern und 930 
Weibern imd 1850 2675 Männer und 962 Weiber.^®) 



18) Nach den Nachweisungen von Qaetelet Im fidletin de la 
commisaioa oeatrale de stofcisliqoe vel. IV. p. 115 bommed in Schott- 
laod von 1832 bis 1840 34 und 1840 bis 1849 28 waiblich« Ange- 
klagte auf 100 Angeklagte, während in England 16 (in der 2. Pe- 
riode 20 auf 100) kommen. In Irland kamen von 1822 bis 1829 18, 
von 1830 bis 1839 20, von 1840 bis 1849 25 Weiber auf 100 
Angeklagte. 
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Jugendliche Uebertreter unter 12 Jahren waren ange- 
klagt 1850 82 Knaben und 15 Mädchen (wegen Dieb-- 
Stahls) ttber 12 bis 16 Jahre 342 Knaben 82 Mädchen, i 

über 16 bis 21 Jahren 803 Männer und 316 Weiber; 
von 21 bis 30 Jahren 448 Männer 355 Weiber. Im 
Jahre 1851 standen junge Leute unter 12 Jahren 78 
Knaben 11 Mädchen, von 12 bis 16 Jahren 344 Kna- 
ben 75 Mädchen, von 16 bis 21 752 Männer 264 
Weiber, von 21 bis 30 933 Männer 337 Weiber vor 
Gericht. Auffallend ist, dass unter den Angeklagten we- 
gen Nothzucht und Versuchs in jedem Jahre mehrere 
60 Jahre alte Männer vorkamen. 

lieber das Verhältniss der geistigen Bildung der An- 
geklagten belehren die Tabellen, ^0 dass 1851 532 
Männer und 278 Weiber nicht lesen und schreiben 
konnten, 1678 Männer und 720 Weiber unvollkommen 
lesen und schreiben Und 379 Männer und 100 Wei- 
ber gut ZU lesen und schreiben verstanden, 74 Männer 
8 Weiber eine höhere Erziehung genossen hatten. Eine 
merkwürdige Beobachtung ist die, dass während im All- 
gemeinen, auf der Laufbahn der Verbrechen die Weiber 
mit ein Fünftel höchstens ein Viertel vorkommen, die- Bil- 
dungsstufe der Angeklagten dies Verhältniss ändert; in 
der Klasse vierer, die nicht lesen und schreiben können, 
machen die Weiber die Hälfte von der Zahl aus, welche 
die männlichen Angeklagten bilden; in der Klasse derje* 
nigen, welche höhere Bildung haben, ist das Verhältniss 
weiblicher Angeklagten ein Zwanzigstel zu der Zahl der 
Männlichen. 

In Bezug auf die Zahl der wegen Rückfalls bestraf- 
ten Angeklagten ergibt sich, dass 1850 650 Männer 
362 Weiber und 1851 457 Männer und 278 Weiber 
zu erhöhten Strafen wegen Rückfall verurtheilt wurden. 

Indem wir unsern Lesern die Ergebnisse der schot- 
tischen Criminalstatistik mittheilen, fügen wir nur die Be- 

18) Qaeteldt In dem Bnltolin eto. p. 117. 
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merkung bei, dass die Wirksamkeit des schottischen Straf- 
verfahrens grosses Vertrauen im Lande geniesst. Wir 
machen zugleich auf eine neue der ^Beachtung würdige 
Schrift *0 aufmerksam, vi^elche von der Art handelt, wie 
criminalstatistische Arbeiten gewürdigt werden sollen, um 
daraus Schlussfolgerungen abzuleiten. Der Verf. jener 
Schrift bemerkt nämlich, dass unsere criminalstatistischen 
Tabellen, da sie nie die Zahl der entdeckten Verbrechen 
vorlegen, keinen Schluss gewähren, wie viele Verbrechen 
in einem Lande wirklich verübt werden, da nach der 
Behauptung von Hill etwa das 5te, 6te, vielleicht das 
lote Verbrechen entdeckt wird. — Gewiss beruht diese 
Behauptung nur auf ' einer willkürlichen Voraussetzung; 
dass sie aber nicht ganz ohne Grund ist, lässt sich nicht 
bezweifeln, wenigstens bei manchen Verbrechen, z. B. 
Fälschung, Betrug, Diebstahl, wo allerdings das Interesse 
der Beschädigten, lieber die Verletzung nicht anzuzeigen, 
aus vielen Ursachen sich erklärt, während bei andern 
Verbrechen z. B. Tödtung, Körperverletzung, Widersetzung, 
da nicht so leicht angenommen werden kann, dass diese 
Verbrechen in ihrer Mehrzahl unentdeckt bleiben. 

XXffl. 

Revue bibKographique et crilique de droit fran- 

Qais et Strängen 

Angezeigt 

von 
Dr. Aii»rliütz* 



Der französischen Rechtsliteratur fehlte bis jetzt ein 
kritisches und zugleich bibhographisches Organ. Die i. J. 
1851 von Marcad^ in Gemeinschaft mit Demolombe 
gegründete Revue criiique de la jurisprudence hat sich die 
Kritik des Gerichtsgebrauchs, nicht die der schriftstelleri- 



19) Crime^ \\$ amount, cnuaes and remedies by J. Hill. 1853. 
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Werke zur Aufgabe gesetzt, sie soll die theoretische Er- 
gänzung der Sammlungen gerichtlicher Urtheile sein. 

Ebensowenig Tällt die Kritik in die Sphäre der unter 
Wolowski's Leitung erscheinenden Revue deUgislaiion, 
welche neue Erscheinungen aus dem Gebiete der Rechts- 
literatur nur mit grosser Auswahl bespricht. Und doch ist 
seit dem bedauernswerlhen Aufhören der Revue de droit 
fra»gais et oranger die Revue de Ugislaiion das einzige 
bedeutendere Organ für wissenschaftliche Jurisprudenz. 

Diese Lücke- in der Kritik auszufüllen, hat sich eine 
neue Zeitschrift zur Aufgabe gestellt. Es ist die Revue 
bibliographique et critique de droit frangais et oranger 
par une soci^te de jurisconsuUes et de savants^ sous la 
dh^eciion de M: Charles GinoulhiaOj avocat^ docteur 
en droit. Paris, librairie d^ Auguste Durand. 

Der Name des Herausgebors wie der Mitarbeiter bür--« 
gen für die wissenschaftliche Richtung des neuen Unter-«- 
n^hmens. Herr G i n o u I h i a c gehört der rechtshistorischen 
Schule an, seine Leistungen auf dem Gebiete der einheimi- 
schen Rechtsgeschichte sind vortheilhaft bekannt Dass er 
dem germanischen Rechte sich gleiehmässig wie dem rö- 
mischen zugewandt hat, dafür liegen die Beweise ausser in 
mehreren Abhandlungen CDelapUlosophiedesjurisconsultes 
romains, Paris 18490 in seiner Geschichte des Dotalsy- 
stems und der ehelichen Gütergemeinschaft in Frankreich; 
(Histoire du regime daial et de la communaiite en France. 
Par Ch. Ginoulhiac. Paris 1843.) 

Unter den Mitarbeitern aber begegnen uns in dem vor- 
liegenden ersten Hefte QMars et Avril 1853, 32 S. 8.) be- 
währte und bekannte Namen. Es sind die Herren Ch. 
Giraud, de Valroger (Professor der französischen 
ßechtsgeschichte an der Pariser Facullät), Ed. Dalloz, 
Laboulaye, Vergd. 

Man kann in dieser Vereinigung einen Beweis für die 
so nothwendige Einheit der Leitung erblicken, denn an dem 
Mangel dieser Einheit würde jede wissenschaftliche Zeit- 
schrift früher oder später scheitern. 
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Dass aber die Herausgeber auch die wichtigsten Er- 
scheinungen der ausländischen Rechtswissenschaft in den 
Bereich ihrer Besprechungen ziehen, kann nur allseitige Bil- 
ligung erlangen. Nur wird der Lage der Sache nach eine 
blosse kurze Inhaltsangabe ausländischer Werke kaum dem 
Zwecke genügen. Es ist hier ein tieferes Eingehen zu wün- 
schen, weil die Kenntniss ausländischer Rechtsliteratur in 
Frankreich nicht eben leicht zu erlangen ist. Auch kann 
die auf diesem Wege zu erzielende Aufmunterung zum 
Studium der deutschen Werke über römisches Recht der 
französischen Rechtswissenschaft nur vortheilhaft sein. 

Neben der Kritik gibt die Zeitschrift zugleich literatur- 
geschichtliche Abhandlungen^ deren Reihe Herr Laboulaye 
mit einer Skizze über den Conseil de Pierre de Foniaines 
eröffnet. 

Endlich schliesst sich an das Ganze ein monatliches 
Yerzeichniss aller neu erschienenen juristischen Werke an 
und auch hiermit ist einem wesentlichen Bedürfnisse ent- 
sprochen. 

Die französische juristische Kritik hat durch diese neue 
Zeitschrift das erreicht, dass die öffentliche Besprechung 
einer neuen Erscheinung nicht mehr vom guten Willen po- 
litischer Journale und berühmter Namen abhängig ist. Da- 
mit wird auch die wahre Freiheit der Besprechung gewin- 
nen, ohne welche eine wissenschaftliche Kritik nicht denk- 
bar ist. 
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